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Das Recht der Ueberſetzung ift vorbehalten. 


Anftatt des Vorworts 
ein Brief 
an Profefor Dr. Franz Lieber in Hew-York, 


Mein lieber Freund! 


„Endlich bin ich wieder da“, und dieß Mal nicht in der Geftalt 
des Meerihaums*), jondern im der ernfteren eines völferrechtlichen Rechts— 
buchs, deſſen Namengebung und Einführung in die Welt ich Sie bitte, 
al3 Pathe beizuftehn. Ihr glüdlicher Gedanke, der amerikanischen Armee 
ein kurz gefaßtes Kriegsrecht als Inftruction ins Feld mitzugeben, und 


*) Diefe Anfpielung wird durch folgende Stelle eines Briefes erklärt, ben 
Profefjor Lieber am 23. Auguft 1867 an Bluntjchli gefchrieben hatte: „Geſtern 
wurde ich drollig und doch nicht unangenehm an Sie erinnert, Einer meiner Söhne 
it in Neu: Mexiko flationirt, volle 2500 Meilen von bier, ich meine englijche Meilen. 
In einem Briefe, den ich geftern erhielt, find bie Worte: „Endlich ift Bluntſchli 
wieber da“. Bluntſchli? fagen Sie. Ich habe bie Gewohnheit allen Gegenftänden 
im Gebrauh Namen zu geben, und jo haben auch bie Kleinen Meerſchaumpfeifen, 
bie ich mitunter rauche, ihre Namen, Eine heit Sadowa; eine andere nannte ich 
nad Ihnen. Ich gab fie meinem Sohn beim Abfchiebe, und fie war auf dem langen, 
ſchwierigen und gefährlichen Marfche abhanden gekommen. Endlich aber, wie Sie 
fehen, ift Bluntjchli wieder aufgetaucht in jenen fernen wilben Bergen Neu: Dierifos. 
Mein Sohn ift ungefähr 150 englifhe Meilen von Santa Fe”. 
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mit den Mahnungen des Rechts die milden Leidenfchaften des Kriegs 
möglichſt zu zähmen, Hat mich zuerft zu dem Vorſatze angeregt, die Grund» 
züge des modernen Völferreht3 in Form eines Rechtsbuchs darzuftellen 
und Ihre Briefe haben mich ermuthigt, dieſes Wagniß durchzuführen. 
Ihre Kriegsartifel Haben durch die Autorität des Präfidenten Lincoln 
eine amtliche Verftärtung erhalten, welche mein Rechtsbuch völlig entbehren 
muß. Dasjelde Tann nur infofern Autorität gewinnen, al3 die heutige 
civilifirte Welt in ihm einen zeitgemäßen und wahren Ausdrud ihres 
Rechtsbewußtſeins erkennt, und die Macht auf die öffentliche Meinung achtet. 
Meines Erachtens ift die neuere Rechtswiſſenſchaft in einer Beziehung 
hinter den Fortſchritten der Rechtspraxis zurüdgeblieben. Sie hat ihre 
Blide zu lange an der Vergangenheit haften laffen und darüber die Be— 
wegung des Lebens nach der Zukunft hin aus dem Gefichte verloren. 
Die Wahrheit, daß da3 gegenwärtige Recht ein gemordenes und 
daher weſentlich aus der Vergangenheit zu erklären ift, bedarf der Ergän- 
zung durch die andere Wahrheit, daß da3 gegenwärtige Recht zugleich ein 
werdendes und berufen ift, das fortjchreitende Leben der Menjchheit zu 
begleiten. Viele unferer rechtögelehrten Collegen können ſich nicht losmachen 
bon der hergebrachten Borftellung, daß das Recht ein underänderliches 
ftarres Syſtem fefter äußerer Geſetze ſei, welche das menfchlihe Thun 
beſchränken. Sie denken fi) das Necht, wie eine Mauer und wie Spaliere, 
an welchen der Gärtner die rankenden Pflanzen anbindet, wie ein Meſſer, 
womit er die geilen Triebe mwegjchneidet. Nur ſchwer ringt fich die Wiſſen— 
Ihaft zu dem tieferen Verſtändniß durch, daß das Recht eine lebendige 
Drdnung in der Menjchheit, nicht eine todte außer der Menjchheit 
jei, daß nur das lebendige und nicht das todte Recht befähigt 
jei, mit den Völkern zu leben und fortzufchreiten. Am mwenigften paßt 
jener faljche Gedanfe eines an fich todten Rechts zu einer Darftellung des 
Völferrecht3, das überall noch nicht zu feſtem Abſchluß gekommen, fondern 
nod in mächtiger unaufhaltfamer Bewegung begriffen if. Das Recht 
des natürliden Wahsthums der Völker und Staten, das 
Recht der Entwidlung der Menjchheit, das Recht des fort— 
ihreitenden Lebens muß bon der Wiſſenſchaft unzweideutiger und 
entjchiedener als bisher anerkannt und vertreten werden, wenn diejelbe ihre 
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hohe ſittliche und geiſtige Miſſion erfüllen ſoll, ihre leuchtende Fackel auf 
den Wegen der Menjchheit voran zu tragen. 

Die Rechtswiſſenſchaft darf daher meines Erachtens nicht bloß bie 
ſchon in frühern Zeiten zur Geltung gelangten Rechtsſätze protofolliven, 
fondern foll auch die in der Gegenwart wirkſame Rechtsüberzeugung neu 
ausſprechen und durch dieſe Ausſprache ihr Anerkennung und Geltung ver- 
ihaffen helfen. Je empfindlicher der Mangel gejeßgeberifcher Organe ift, 
welche für die Fortbildung des Völkerrechts forgen, um fo meniger darf 
ſich die Wiſſenſchaft diefer Aufgabe entziehn. 

Freilich muß fie ſich auch davor hüten, der Zukunft borzugreifen. 
Sie darf nicht unreife Ideen als wirkliche Rechtsſätze und ſelbſt dann nicht 
verfünden, wenn fie ihre Verwirklichung in der Zukunft klar vorherfieht. 
Das Recht als ein lebendiges ift immer ein gegenwärtiges und 
unterfcheidet fich dadurch ſowohl don dem Rechte der Vergangenheit, das 
nicht mehr ift al3 von dem Rechte der Zukunft, das noch nicht ift. 
Vergangenheit und Zukunft leben beide nur injofern, als fie ſich in ber 
Gegenwart begegnen und fruchtbar verbinden. 

In diefer Gefinnung habe ich, mein verehrter Freund, meine Arbeit 
aufgefaßt. Die großen Ereigniffe des vorigen Jahrs, denen auch Sie mit 
fo Iebhafter Theilnahme gefolgt find, Haben mich in diefer Weberzeugung 
beſtärkt. Wir haben es damals in Deutjchland erlebt, daß man im Namen 
eine3 veralteten und lebensunfähigen Bundesrechts die naturnothtwendige 
Entwidlung der deutſchen Nation zu einem politiſchen Volke mit aller 
Gewalt hat verhindern wollen. Allzu lange Haben wir unter dem Miß— 
brauch des Rechts zur Ertödtung des Lebens gelitten. Nachdem endlich, 
Gott fei Dank, jene falſche Autorität des todten Rechts durch die Preu— 
ßiſchen Siege geftürzt und für die Neugeftaltung Deutfchlands freie Be— 
wegung erftritten worden ift, darf auch die deutſche Wiſſenſchaft es nicht 
länger verfäumen, das Recht der Entwidlung wie der Völker jo. der 
Menſchheit offen zu vertreten. 

Nah Ihrem Wunjche Habe ich auch für eine franzöfifche Meberfegung 
diefes Werts geforgt. Diefelbe wird in Bälde ebenfalls im Drud erſcheinen. 
Wenn fi das Buch, das den andern trefflihen Darftellungen des Völker 
recht? Feine Concurrenz machen, fondern diefelben durch den neuen Verſuch 
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einer geſetzähnlichen Formulirung ergänzen will, ſich als brauchbar erweiſen 
wird, ſo wird wohl auch eine Ueberſetzung in engliſcher Sprache nicht 
ausbleiben. 

So möge denn das Buch ſeinem freundlichen Pathen keine Schande 
machen, wenn es in die rauhe Luft des öffentlichen Lebens eintritt. 


Heidelberg, im September 1867. 
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Grundlage des völkerrechts. 


Wo immer Menichen mit Menſchen verkehren und dauernde Bes 
ziehungen anknüpfen, da vegen fi in ihnen das Rechtögefühl und der 
Rechtsſinn und verlangen eine gewiſſe Ordnung der nothwendigen Ver— 
hältniſſe und eine wechjeljeitige Achtung der daraus entjpringenden Rechte. 
Beide Eigenjchaften der menſchlichen Seele, das Rechtsgefühl und der 
Rechtsſinn, find jelbit unter barbarischen Stämmen deutlih wahrzunehmen, 
aber nur bei civilifirten Völkern gelangen fie zu voller Ausbildung des 
Bewußtſeins und mit Hülfe öffentlicher Jnflitutionen zu geficherter Wirk: 
ſamkeit. Sie können wohl gedrüdt, aber nie ganz unterdrüdt, wohl miß— 
leitet, aber nicht zerftört werden. Immer wieder erheben fie fich, wenn 
der Drud nachläßt, und bejinnen jie fi, wenn die verwirrende Leidens 
ſchaft erliicht. Der Rechtsſinn ift ohne Zweifel ftärker in den Männern 
als in den Frauen und jene find beveiter al3 dieje, ihr Recht gegen Jeder— 
mann mit Gründen und im Nothfall mit den Waffen zu verfechten. Aber 
an zühem und lebhaften Rechtsgefühl ftehen die rauen den Männern 
nicht nad. Sie ergeben fich eher der übermächtigen Gewalt, aber fie 
empfinden und beflagen das Unrecht, das ihnen widerfährt, nicht deshalb 
weniger, weil fie ſich ſchwächer fühlen und meniger demjelben wmiderjtehen 
fönnen. Schon in den Kindern zeigt fich diefe Anlage der Menfchennatur 
für die Rechtsbildung. Auch die Sinder haben ein fcharfes Auge für die 
Ungerechtigkeit, der fie in der Familie oder in der Schule ausgejeht find 
und werden oft tief verlegt und verbittert, wenn fie glauben, parteiifch 
behandelt zu werden. 

Wenn e3 aber eine unbejtreitbare Wahrheit ift, da der Menſch von 
Natur ein Rechtsweſen und mit der Anlage zur Nechtsbildung ausgeftattet 
ift, dann muß auch das Völkerrecht in der Menſchennatur jeine un= 


zerjtörbare Wurzel und feine fihere Begründung haben. . heißt 
Bluntſchli, Das Völkerrecht. 
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die als rechtlichnothwendig anerkannte Ordnung, welche die Beziehungen 
der Staten zu einander regelt. Die Staten aber d. h. die organifirten 
Völker beftehen aus Menſchen, und find felber al3 einheitliche Geſammt— 
weien Berjonen, d. h. lebendige mit Willen begabte Rechtskörper, wie 
die Einzelmenjchen. Die Staten find wie die Einzelnen einerjeit3 indivis 
duelle Weſen für fi und andrerſeits Glieder der Menſchheit. 
Diejelbe Menjchennatur, und demgemäß auch dieſelbe Rechtsnatur, die 
jedes Volk und jeder Stat in fi Hat, die findet er wieder in den andern 
Völkern und Staten. Sie verbindet alle Völker mit unwiderſtehlicher 
Nothwendigkeit. Keines Tann ſich dieſer gemeinjamen Natur entäußern, 
feines diejelbe in dem andern Volke verfennen. Deshalb find fie alle durch 
ihre gemeinſame Menjchennatur verpflichtet, ſich wechſelſeitig als menfchliche 
Rechtsweſen zu achten. Das ift die fefte und dauerhafte Grundlage alles 
Völkerrechts. Würde es heute geläugnet und untergehen, fo wiirde es 
morgen wieder behauptet und neu begründet. 


Bedenken gegen das Völkerredht. 


Trotzdem werden heute nod) jtarfe Zweifel gegen die Erijtenz des 
Völferrecht3 vielfältig geäußert. Die grumdjäßlihen und die thatjächlichen 
Bedenken, auf welche ſich jene Zweifel fügen, find in der That nicht 
geringfügig. Sie fordern vielmehr zu ernfter Prüfung auf. Man wendet 
ein, ned fehle vorerjt an einer beglaubigten Ausſprache des Völkerrechts durch 
das Geſetz, ſodannzan einem wirkſamen Schuge. defjelben durch die Recht3- 
pflege; undalman erinnert daran, daß in dem Streite. der Staten umd 
Völker der Enticheid eher von der fiegreihen Gewalt gegeben werde, als 
von irgend einer Rechtsautorität. Man fragt dann: Wie kann ernftlich 
von Völkerrecht die Rede fein, ohne ein Völfergejeh, welches das Recht mit 
Autorität verfündet, ohne ein Völfergericht, welches dieſes Recht in Recht3- 
form Handhabt, wenn die Macht ſchließlich allezeit den Ausſchlag giebt? 

Mir können es nicht läugnen: Diefe Bedenken haben ihren Grund 
in großen Mängeln und ſchweren Gebrechen des Völkerrecht. Dennoch ift 
der Schluß, daß es fein Völkerrecht gebe, übereilt und verfehlt. Faſſen 
wir biejelben jchärfer ins Auge. 


: 1. Völkerrechtliche Geſetzgebung. 


Wir ſind heute gewohnt, wenn irgend Fragen des Familienrechts, 
des Erbrechts, des Vermögensrechts auftauchen, ein pribvatrechtliches Geſetz— 
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buch nachzuſchlagen und dort die Aufſchlüſſe über die geltenden Rechts— 
grundjäße aufzufuchen, oder wenn ein Verbrechen verübt worden, nachzu— 
jehen, mit welcher Strafe es in dem Strafgeſetzbuch bedroht ſei. Die 
Fundamentaljäße des Stalsrechts find gewöhnlich in Berfafjungsurfunden 
öffentlich verkündet, und ſchon finden wir in einzelnen Staten, wie z. B. 
in dem State New-York, eine Godification auch des öffentlichen Rechts. 
Aber es giebt fein völkerrechtliches Gejekbud und nicht einmal einzelne 
völferrechtliche Geſetze, welde Die Rechtsgrundſätze mit bindender Autorität 
ausſprechen, nad) denen völferregptlihe Streitfragen zu entjcheiden find. Da 
meinen denn Manche, gewohnt alles Recht aus Geſetzen abzuleiten: „Ohne 
Gejege kein Recht.“ 

Indeſſen find die Geſetze nur der Harfte und wirkſamſte Ausdrud, 
aber keineswegs die einzige Quelle de3 Rechts. Bei allen Bölfern gab e3 
eine Zeit, in der fie feine Gefeßbücher und dennoch ein geltendes Recht 
hatten. In der Jugendperiode auch der Gulturvölter gab es Ehen, Erb— 
recht der Anberwandten, Eigenthum, Forderungen und Schulden ohne Ge— 
jeße, welche dieje Rechtsverhältniffe ordneten und es wurden die Verbrechen 
beitraft ohne Strafgejeh. Die in den nationalen Juftitutionen und in den 
Bollsgebräucden und Uebungen dargeftellte Rechtsordnung ift überall älter 
al3 die gejeglich bejtinmte. Erſt in dem reiferen und ſelbſtbewußteren 
Lebensalter der Völker unternimmt es der Stat, das Recht in Gejegbüchern 
auszuſprechen. Es kann uns daher nicht befremden, wenn das noch junge 
Völkerrecht vorerjt ebenfalls in gewiſſen Einrichtungen, Gebräudhen und 
Uebungen der Völker vornehmlich zu Tage tritt. 

Für das Völkerrecht bejteht aber in diefer Dinficht eine eigenthüm— 
liche Schwierigkeit. Mag da3 Verlangen nad einer Karen autoritativen 
Verkündung völferrechtlicher Gejehe noch jo dringend geworden und die 
geijtige Fähigkeit zu ſolcher Ausſprache noch jo unzweifelhaft jein, jo fehlt 
es do an einem anerkannten Gejeßgeber, der das Geſetz erlaffen 
könnte. In jedem einzelnen State ijt durch die Statsverfaffung für ein 
Organ des allgemeinen Statswillens gejorgt, d. h. ein Gejeßgeber aner- 
fannt. Uber wo wäre der MWeltgefeßgeber zu finden, deſſen Ausſpruch alle 
Staten und alle Nationen Folge leifteten? Die Einrichtung eines gejeß- 
gebenden Sörpers für die Welt, jeßt die Organijation der Welt 
voraus und eben dieje befteht nicht. 

Bielleicht wird die Zukunft dereinft die erhabene dee verwirklichen 
und der gefammten, in Völker und Staten getheilten Menſchheit 

1* 
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einen gemeinfamen Rechtskörper jchaffen, welcher ihren Geſammtwillen mit 
allgemein anerkannter Autorität ausjprechen wird, wie die Vergangenheit 
den verjchiedenen Nationen in den Staten eine einheitliche Rechtsgeſtalt 
gegeben hat, und wie die Gegenwart wenigitens das Bewußtſein wedt und 
klärt, nicht blos, daß die Menjhheit in Natur und Beitimmung Ein 
Geſammtweſen jei, fondern überdem, daß auch in der Menjchheit ge= 
meinfame Rechtsgrundſätze zur Geltung fommen müfjen. Wird 
einſt jene zufünftige Organijation der Menjchheit erfüllt jein, dann freilich 
wird auch der Gejeßgeber für die Welt nicht mehr fehlen und es wird 
dann das Weltgejet die Beziehungen der mancherlei Staten zu einander 
und zur Menjchheit ebenjo Kar, einheitlich und wirkſam ordnen, wie es 
das heutige Statsgejeh thut mit Bezug auf die DVerhältnijje der Privat- 
perjonen unter einander und zum State, 

Mag man aber diejes hohe Endziel für einen jehönen Traum der 
Idealiſten halten oder an deſſen Erreihung mit Zuverficht glauben, darüber 
fann fein Streit fein, daß dafjelbe zur Zeit und noch auf lange hin feines- 
wegs erreichbar fei. Das heutige Völkerrecht entjpricht dieſem Ideale nicht. 
Nur langjam und allmählig führt es aus der rohen Barbarei der Gewalt 
und Willfür zu civilifirten Rechtszuſtänden. Es kann höchſtens als Ueber— 
gang dienen aus der unſichern Rechtsgemeinſchaft der Völker zu 
der endlichen vollbewußten Rechtseinheit der Menſchheit. Jeder 
neue völkerrechtliche Grundſatz, welcher dem gemeinſamen Rechtsbewußtſein 
der Völker klar gemacht und in dem Verkehrsleben der Völler bethätigt 
wird, iſt dann ein Fortſchritt auf dem Wege zu jenem Ziele. 

Ganz jo ſchlimm, wie es der oberflächlichen, Betrachtung exſcheint, 
fteht es übrigens, nicht. Es fehlt, dem heutigen Vollerrecht nicht völlig an 
gemeinjamer, auforitatiger Ausſprache ſeiner Rechtsgrundſätze, die daher 
einen Geſetz ähnlichen Charakter hat. * Indem von Zeit zu’ Zeit große 
völferrechtlihe Congreſſe der civilifirten Staten zujammengetreten find 
und ihre gemeinjame Rechtsüberzeugung in formulirten Rechtsjägen zu Pro— 
tofoll erklärt Haben, haben fie im Grund dafjelbe gethan, mas der Geſetz⸗ 
geher thut. Die eigentliche Abficht dabei war nicht, ‚ein Vertragsregt 
zu, „ihaffen, weiches (ediglich die Dertragspatteien und die Unterzeichner des 
Prötotolles binden Toltte, ſondern allgemeine Rechtsnormen, zunächit 
freilich nur für i die euröpäifche Welt, feſtzůſetzen, welche alle europäiſchen 
Staten zu beachten haben; fie wollten nicht ein Willkürrecht hervor: 
bringen, daS ebendeshalb nicht weiter gilt, al3 jene Willfür Macht hat, 
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Die mittelalterliche Rechtsbildung war oft auch in den einzelnen 
Ländern nicht anders. Man wählte nicht ſelten die Form des Ver— 
trags und ſchuf den Inhalt des Geſetzes. Die heutigen Staten haben 
nicht einmal die Wahl zwiſchen zweierlei Formen. Sie können ihre ge— 
meinſame Rechtsüberzeugung nur in der bedenklichen Form einer viel— 
ſtimmigen Erklärung ausſprechen; die einheitliche Form der Aus— 
ſprache iſt für ihre Geſammtheit unmöglich, ſo lange dieſe nicht zu Einer 
Rechtsperſon organiſirt iſt. Auch in, den Verträgen, welche zunãchſt nur 
unter dinzefhen Eliten abgeich oſſen worden ud. „ind, ‚daher manche 
„Pllimmungen_ zu finden, „pelche“ Men ejen nad Rechlsgeſetze und 
keineswegs ne Bear, jind, welche die ndihwendige Rechtsordnung, 
nicht die Convenienz der contrahirenden Staten darftellen. ° 

Sogar die Geſetzgebung eines Einzelftates kann jo völferredht- 
fiche Grundjäge mit öffentlicher Autorität ausſprechen und dadurch an der 
Klärung und Fortbildung des Völkerrechts überhaupt einen bedeutenden 
Antheil nehmen. Die formelle und zwingende Autorität eines States reicht 
freilich nicht über die Gränzen feines Gebietes hinaus. Aber die geiftige 
und freie Autorität deijelben kann fich jehr viel weiter erftreden, wenn ihr 
die öffentliche Meinung ihren Beifall zuwendet, wenn die Ueberzeugung ſich 
verbreitet, daß jene Ausſprache dem Rechtsbewußtſein der civilijirten Welt 
entjpreche. 

Mir haben in neuefter Zeit einen merkwürdigen Act diefer Art er 
febt, welcher zugleich einen bedeutenden Fortjchritt de3 modernen Völker— 
rechts bezeichnet. Während des nordamerifanifchen Bürgerkriegs nämlich 
ift im April 1863 eine „Inſtruction für die Armeen ‚der Vereinigten 
Staten im Feld“ erfchienen, welche geradezu als eine erſte Godification 
des Kriegsrechts im Landfrieg zu betrachten ift. Diejelbe wurde bon 
einem der angejehenften Rechtögelehrten und Statsphilojopfen Amerikas, 
von Profefjor Lieber, entworfen, von einer Commiſſion von DOfficieren 
geprüft und von dem Präfidenten der Vereinigten Staten, Lincoln, ge 
nehmigt. Sie enthält in 157 Paragraphen genaue Vorſchriften über die 
Kriegsgewalt in Feindesland, ihre Macht ymd ihre Gränzen, über das 
öffentliche und das Privateigenthum des Feindes, über den Schuß ber 
Privatperfonen und die Intereſſen der Religion, Kunft und Wiſſenſchaft, 
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über Ausreißer und Sriegsgefangene und die Beute auf dem Schlacht: 
felde, über Parteigänger und FFreiichaaren, über Späher, Räuber und 
Kriegärebellen, über Sicherheitspäffe, Spione, Kriegsberräther, gefangene 
Boten und den Mißbrauch der Parlamentärfahne, über Auswechslung der 
Kriegsgefangenen, Waffenſtillſtands- und Schußzeichen, über die Entlaffung 
auf Ehrenwort, über Waffenftillitand und Gapitulation, über Mord, Auf: 
ftand, Bürgerkrieg, Rebellion. Diefe Inſtruction iſt jehr viel ausführlicher 
und durchgebildeter als die Sriegsreglemente, welche bei den europäiſchen 
Heeren in Uebung find. Da diejelbe aber durchweg Sätze ausjpridt von 
allgemeinem, völferrechtlichen Nechtsgehalt, und da die Art ihrer Ausiprache 
in Webereinftimmung ift mit dem Nechtsbewußtfein der heutigen Menſch— 
heit und mit der civilifirten Sriegsführung der Gegenwart, jo wirft diejes 
Edict über die weiten Gränzen der Vereinigten Staten weit hinaus; und 
trägt erheblich dazu bei, einen wichtigen Vetandtheil des modernen Völker— 
rechts in humanem und der Nothwendigkeit der Verhältnifie entſprechendem 
Sinne zu allgemeiner Anerkennung zu bringen. Die europätichen Staten 
fönnen hierin nicht Hinter dem Vorbilde der amerifanischen Staten zurüd 
bleiben, ohne fich dent bejchämenden Urtheil der öffentlichen Meinung aus— 
zufegen, daß fie in der Entwicklung des Völkerrechts hinter dem Fortichritte 
der civilifirten Menjchheit zurück bleiben. 
Ein anderes Surrogat der Gefehgebung, welches in vielen Ländern 
die Ausbildung de3 Privat: und des Strafrechts, ſelbſt des Statsrechts 
erheblich gefördert hat, find die Rechtsbücher, in denen die geltenden 
Rechtsſätze don rechtskundigen Privatperfonen aufgezeichnet und dargeftellt 
werden. Der Inhalt folcher Nechtsbücher ift in der Hauptſache ganz 
derjelbe, wie der Inhalt der Gefegbücher. Es werden darin die geltenden 
Nechtönormen ausgejprochen und verkündet. Aber weil die Rechtsbücher 
ein Werf der Privaten, die Gejeßbücher dagegen ein Werk der Statsge— 
walt find, jo haben jene keinen Anſpruch auf die bindende Autorität, 
welche dem Eeſetze Gehorfam verschafft. Die Nechtsbücher haben nur in- 
ſofern eine Autorität, als auch die Wiſſenſchaft Autorität beſitzt und als 
' fie als wahr und gerecht erfannt werden. Es ift das eher eine inner- 
liche und geiftige, von der Kritik jeder Zeit zu prüfende, freie Autorität, 
nicht die gebundene unangreifbare der äußern Gewalt, welche dem Geſetze 
„ gebührt, und Gehorfam erzwingt. 
Sn dem folgenden Buch Habe ich, durch das amerikanische Vorbild 
angeregt, den Verſuch gewagt, ein ſolches Rechtsbuch des Völkerrecht 


Einleitung. 7 


darzuftellen.. Wenn dieſe Darftellung dem heutigen Rechtsbewußtjein der 
civiliſirten Welt entjpricht, und zur Klärung und Ausſprache defjelben 
dienlich ift, jo it der Zweck diefer Arbeit erfüllt; wenn nicht, jo wünfche 
ih nur, daß es in Bälde Andern bejjer gelingen möge, diejes berechtigte 
Bedürfniß zu befriedigen. 


2. Völkerrechtliche Rechtspflege. 


Halt noch jchlimmer als der Mangel eines Völkergeſetzes iſt der 
Mangel eines Völkergerichts. Wenn der vermeintliche Eigentümer einer 
Sache von dem Beliter Herausgabe verlangt, oder der Gläubiger von dem 
Schuldner Zahlung fordert, jo finden die beiden ftreitenden Parteien einen 
Richter im State, welcher ihren Streit rechtskräftig enticheidet. Wenn 
ferner Yemand beitohlen oder mißhandelt wird, jo jchreitet der Stats— 
anwalt ein, die Gejchwornen erkennen über die Schul, der Strafrichter 
bejtimmt die Strafe, welche von der Statsgewalt vollzogen wird, Aber 
wenn ein Stat Anſprüche auf einen Bezirk erhebt, den ein anderer Stat 
bejegt hält, wenn ein Stat Entjhädigung fordert für rechtswidrige Ver— 
fegung jeiner Intereſſen durch einen andern Stat, wenn ein Stat einen 
ſchweren Friedens und Nechtsbruch begeht wider einen andern Stat, jo 
giebt es feinen Gerichtshof, an welchen der Kläger fi) wenden kann, 
welcher dem Unrecht wehrt, dem Rechte Anerkennung verichafft und auch 
den Schwachen wider den Mächtigen ſchützt. Das lebte und in manchen 
Fällen das einzige Mittel, welches dem verlegten Stat bleibt, um fein 
Necht zu behaupten, ift der Krieg und im Kriege entfcheidet die Gewalt 
der auf einander ftoßenden Naturfräfte. Im Striege fiegt leichter die 
Bartei, welche die Macht, als die, welche das Recht für ich hat. 

Unläugbar ift daher der Krieg eine rohe und unfichere Form des 
Rechtsſchutzes. Wir können nicht mit Zuverficht darauf rechnen, daß 
die Macht ſich dahin wende, wo das Recht ift und der bejjer Berechtigte 
in Folge dejjen auch der Stärfere ſei. Aber ſelbſt in diefer leidenjchaft- 
lichen und rohen Yorm der gewaltjamen Selbſthülfe macht ſich doch 
das Nechtsgefühl der Völfer geltend. ben für ihr Recht greifen Die 
Staten zu den Waffen und unternehmen es, indem fie alle ihre Mannes- 
kraft anfpannen und das Leben der Bürger einjeßen, ihrer Rechtöbehauptung 
den Sieg zu verfchaffen. Niemals iſt es auch gleichgültig, auf welcher 
Seite das Recht fei. Der Glaube an das eigene gute Recht jtärkt und 
ermuthigt die Kämpfenden, das Bewußtſein des eigenen Unrechts ängftigt 
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und verwirrt ſie. Das offenbare Recht zieht Freunde herbei und gewinnt 
die Gunſt der öffentlichen Meinung; das augenfällige Unrecht reizt die 
Gegner zur Feindſchaft und weckt allgemeine Mißgunſt. Der Stärkſte 
jelbft, wenn er Sieger wird, fühlt ſich nach dem umübertrefflichen Aus— 
drucke Rouſſeau's nicht ftarf genug ohne das Recht und wird feines Sieges 
erit froh, wenn es ihm glüdt, dem Erfolge der Waffen die endliche An— 
erfennung des Rechts zu verjchaffen. Wenn der Sieg dauernde und in— 
jofern nothiwendige Wirkungen hervorbringt, jo beftimmt er wirklich die 
Rechtsordnung für die Gegenwart und ihre Folge. 

In der Yugendperiode der germanijchen Völker und theilweiſe noch 
im Mittelalter war e3 mit dem Rechtsſchutze des Privat: und des Straf- 
rechts nicht viel beſſer beſtellt. Die männliche Selbfthülfe war auch da 
eine gewöhnliche Form der Rechtshülfe. Mit den Waffen in der Hand 
vertheidigte der Eigenthümer den Frieden feines Haufes, der Gläubiger 
pfändete jelber den fäumigen Schuldner, gegen die Fyriedensbrecher wurde 
die Familien- und die Blutrache gelibt, der Nechtöjtreit der Ritter und 
Städte wurde in der Form der Fehde vollzogen. Sogar in die öffent- 
lichen Gerichte hinein trat die Waffengewalt, der Zweifampf war cin be= 
liebtes Beweismittel, und jelbft der Urtheilsfchelte wurde durch die Be— 
rufung auf die Schwerter Nachdrud verliehen. Nur allmählig verdrängte 
die friedlichere und zuverläffigere Gerichtshülfe die ältere Selbitgülfe. Es 
ift daher nicht unnatürlich, wenn die Staten, d. h. die derzeitigen alleinigen 
Inhaber, Träger und Garanten des Völferrechts, in ihren Rechtsftreiten 
im Gefühl ihrer Selbjtändigfeit und ihrer Nechtsmacht ſich noch heute vor— 
nehmlich jelber zu helfen juchen. 

Indeſſen der Krieg iſt Doch nicht das einzige völkerrechtliche Rechts— 
mittel. Es giebt daneben auch friedliche Mittel, dem Völkerrechte An— 
erfennung und Schuß zu verichaffen. Die Erinnerungen und Mahnungen, 
unter Umftänden die Forderungen der neutralen Mächte, die guten Dienfte 
befreundeter Staten, die Aeußerungen des diplomatischen Körpers, Die 
Drohungen der Großmächte, die Gefahren von Goalitionen gegen den 
Friedenäbredher, die laute und ftarfe Stimme der öffentlichen Meinung ges 
währen der völferreitlihen Ordnung auch einigen — freilid nicht immer 
einen ausreichenden Schuß, und werden jelten ungeftraft mikadjtet. Zus 
weilen endlich werden völferrehtlihe Schiedsgerichte gebildet, welche 
den Streit der Staten aud im wirklicher Rechtsform nad) einem bor= 
gängigen Procekverfahren entjcheiden. 
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3. Angeblide Herrſchaft der Gewalt. 


Mer immer einen Blick wirft auf die Gefchichte der Völker, wird 
auch die Wahrnehmung machen, dar die Macht einen großen Antheil hat 
an der Bildung der Staten und diefe Macht erjcheint oft genug in der 
rohen Form der phyfiichen Gewalt, welche mit dem Säbel in der Hand 
ihre Gebote durchjegt und unter dem Donner der Kanonen und im Ge— 
witter der Schlacht die Berhältniffe der Staten umgeftaltet. Aber obwohl 
in allen Zeitaltern viel brutale Gewalt der Mächtigen fich breit macht 
und auf die Rechtsordnung einen Drud übt, und obwohl viel verübtes 
Unrecht ungejtraft bleibt, jo ijt die Wellgeſchichte doch nicht ein wüftes 
Durcheinander der entfeffelten Leidenfchaften und nicht das Ergebniß der 
rohen Gewaltübung. Vielmehr erfennen wir, bei näherer Prüfung umd 
Ueberlegung des weltgejchichtlichen Ganges, auch eine ſittliche Ordnung. 
Der fihere Fortichritt der allgemein-menſchlichen Rechtsentwicklung ſtellt ſich 
darin unzweideutig dar. Das Wort unferes großen Dichters: „Die Welt: 
geſchichte ift das Weltgericht“ pricht eine tröftliche Wahrheit aus. 

Die Regel der heutigen Welt ift nicht mehr der Krieg, fondern der 
Friede. Im Frieden aber Herrfcht in den Beziehungen der Staten zu 
einander nicht die Gewalt, fondern in der That das anerfannte Recht. In 
dem friedlichen Verfehre der Staten mit einander wird die Perjönlichkeit 
und die Selbftändigfeit des ſchwächſten States ebenjo geachtet, wie die des 
mächtigſten. Das Bölferrecht regelt die Bedingungen, die Formen, die 
Wirkungen diefes Verkehrs weſentlich für alle gleich, Für die Riefen wie 
für die Zwerge unter den Staten. Jeder Verſuch, diefe Grundfäße ges 
ftüßt auf die Uebermacht willkürlich zu verleßen und ihre Schranfen zu 
überjchreiten, ruft einen Widerſpruch und MWiderftand hervor, welchen auch 
der mächtige Stat nicht ohne Gefahr und Schaden verachten darf. 

Aber jelbft in dem Ausnahmszuſtande des Priegs, in welchem 
die phyſiſche Gewalt ihre mächtigfte Wirkung äußert, werden diefer Gewalt 
do don dem MWölferrecht feſte Schranken gejeßt, welche auch fie nicht 
überfchreiten darf, ohne die VBerdammung der civilifirten Welt auf fich zu 
laden. In nichts mehr bewährt und zeigt fih die Macht und das Wachs— 
thum des Völkerrechts herrlicher als darin, daß es vermocht hat, die ſpröde 
Mildheit der Kriegsgewalt allmählich zu zähmen und jelbjt die jerjtörende 
Wuth des feindlichen Haſſes durch Gefege der Menjchlichkeit zu mäßigen 
und zu bändigen. 
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Ueberdem dürfen wir bei der Beurtheilung geichichtlicher Ereigniffe 
niemals vergefjen: Was dem oberflächlichen Sinn nur als rohe Uebermadht 
und als brutale Gewalt erjcheint, das ftellt fich der tieferen Erkenntniß 
in manden Fällen als unwiderſtehliche Nothmwendigteit der natürlichen Ver— 
hältnifje und al3 unaufhaltjamer Drang berechtigten Volkslebens dar, 
welches die abgeftorbenen Formen des veralteten Rechts abjtößt, wie Die 
jungen Pflanzentriebe im Frühling das welfe Yaub des Winters abſtoßen. 
Wo aber das wirklich der Fall ift, da iſt die Gewalt in Wahrheit nur 
der Geburtähelfer des natürlichen oder des werdenden Rechts. Sie dient 
dann der Rechtsbildung, fie beherricht diefelbe nicht. 

Die Mängel alfo des Völferredht3 find groß, aber nicht jo groß, 
um deſſen Erijtenz zu behindern. Das Völkerrecht ringe noch mit ihnen, 
aber e3 hat ſchon manchen Sieg über die Schwierigfeiten erfochten, welche 
jeiner Geltung im Wege ftehen. Man vergleiche die Nechtszuftände der 
heutigen Statenwelt mit den Zuftänden der früheren Zeitalter und man 
wird duch dieſe Vergleihung der großen und jegensreichen Fortſchritte ges 
wahr, welche das Bölferrecht in den lebten Jahrhunderten gemacht hat und 
fortwährend madt. Darin erjehen wir eine Bürgjchaft für die weiteren 
Fortichritte der Zukunft. Die Verbollkommnung des Völkerrechts begleitet 
und fichert die Vervollkommnung des Menjchengeichlechts. Halten wir Ueber: 
hau und betrachten wir im Großen die Entwidlung des Völkerrechts. 


Anfänge des Völkerrechts. 
1. Im Alterthum. 


Einzelne Keime des Völkerrechts ſind zu allen Zeiten unter allen 
Völkern ſichtbar geworden. Selbſt unter wilden und barbariſchen Stämmen 
finden wir faft überall eine gewiſſe, meiftens religiöje Scheu, die Gejandten 
anderer Stämme zu verlegen, mancherlei Spuren des Gaſtrechts und die 
Uebung, Bündniſſe und andere Verträge abzufchließen, den Krieg durch 
den erklärten Frieden zu beendigen. j 

Dei den civilifirten alten Völkern Aſiens, wie befonders bei den alten 
Indiern mehren und entwideln ſich theilweife die Anſätze nnd Triebe zu 
völferrechtlicher Rechtsbildung. Aber jelbit die hochgebildeten Hellenen, 
obwohl jie zuerft den Stat menfchlih begriffen haben, find doch nur in 
dem eng begränzten Berhältniß der helleniſchen Staten zu einander zu 
einem noch jehr dürftigen Völkerrecht gelangt. Die Gemeinjchaft der Re— 
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figion, Sprache und Cultur hat in den Hellenen aller Städte das Gefühl 
nationaler Gemeinschaft und Berwandtichaft geweckt. In Folge davon 
wurde die in eine große Anzahl jelbjtändiger Städte und Staten getheilte 
Nation doch auch einer gewiſſen Rechtsgemeinſchaft inne. „Alle Hellenen 
ind Brüder“, jagte man und erfannte an, daß jeder hellenifche Stat dem 
andern gegenüber gewiſſe Nechtögrunmdfäße zu beachten verpflichtet jei. Aber 
die nicht heflenifchen, die jogenannten barbarijchen Völker betrachteten fie 
noch ala „ihre natürlichen Feinde”, mit denen feine Rechtsgemeinjchaft bes 
ftehe. Der Krieg mit den Barbaren erjchien ihnen al3 die natürliche 
Regel und jede Lit oder Gewalt gegen die Barbaren als erlaubt. Sie 
wiejen die feichberechtigung der Barbarenftaten noch mit Verachtung von 
ih, und hielten fi) als die edlere Naffe für berufen, über die Barbaren 
zu herrihen. Das war nicht eva nur die Meinung der eiteln umd 
jelbftjüchtigen Menge, e8 war das ebenſo die Meinung ver berühmten 
Philoſophen Platon und Ariſtoteles. 

Die Römer find als die weltgefchichtlihen Begründer des von Re= 
figion und Moral umnterjchiedenen Rechts und der Nechtswilfenichaft an- 
erfannt. Aber auch den Römern verdankt die Melt noch nicht die erfte 
allgemeine Feititellung des Völkerrechts. Freilich find in dem alten Rom 
auch vortreffliche Anfänge eines ciilifirten Wölferrechts zu entdeden. Be— 
bor die Römer einen fremden Stat mit Krieg überzogen, pflegten fie ihre 
Forderungen in Nechtsform durch ihre Gefandte, die Fecialen, anzumelden 
und, wenn nicht willfahrt twurde, den Krieg feierlih anzulünden. Sie 
fannten und übten mancherlei Formen der Statsverträge und Bündniſſe 
mit andern Staten. Obwohl fie während des Kriegs jchonungslos und 
graufam verfuhren, jo pflegten fie doch die Religion, die Sitten und theil- 
weile jogar das Necht der unterthänig gewordenen Völker zu ſchützen. Sie 
erhoben fi) jogar zu der Idee der Humanität, als der großen Aufgabe 
ihrer Politik und fahten die Welt als Ein Ganzes in meitgreifendem Ges 
danfen zufammen. Uber alle diefe Keime entwidelten ſich doch nicht zu 
einem humanen Völker- und Weltredht, weil der Sinn der Römer nicht 
auf Rechtögemeinichaft unter den Völkern, jondern auf abjolute Herr 
ihaft Roms über die Völker gerichtet war. Die abjolute Weltherrſchaft 
Eines Volkes aber ijt die Verneinung de3 Völferrechts im _Princip. 

Wir jehen, die Eitelkeit, der Stolz, die Selbftjucht und die Herrſch— 
jucht der einzelnen Völker verhinderten im Alterthum das Wachsthum des 
Völkerrechts und zerftörten die noch ſchwachen Keime, bevor fie erftarkt 
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waren. Ohne wmejentliche Gleichberechtigung der verſchiedenen Völker ift 
fein Bölferrecht möglich. 


2. Im Mittelalter. Chriftenthum, 


Im Mittelalter treten in Curopa zwei neue Mächte entjcheidend 
auf, die hriftliche Kirche und die germanischen Fürſten und Völker. 
Haben etwa diefe Mächte das Völkerrecht zur Welt gebracht? 

In der That leuchten manche chriſtliche Ideen der Bildung des 
Völkerrechts vor. Das Chriſtenthum fieht in Gott den Vater der Menjchen, 
im den Menjchen die Kinder Gottes. Damit ijt die Einheit des Menſchen— 
geſchlechts und die Brüderjchaft aller Völker im Princip anerkannt. Die 
hrijtliche Religion beugt jenen Stolz der antiten Selbitgerechtigfeit und 
fordert Demuth, fie greift die Selbftfucht in ihrer Wurzel an und verlangt 
Entjagung, fie jhäbt die Hingebung für Andere höher als die Herrichaft 
über Andere. Sie entfernt aljo die Hinderniffe, welche der Gründung 
eines antifen Völkerrecht? im Wege waren, Ahr höchſtes Gebot ift die 
Menjchenliebe und fie fteigert diejelbe bis zur Feindesliebe. Sie wirkt er— 
löjend und befreiend, indem fie die Menjchen reinigt und mit Gott ver 
jöhnt. Sie verfündet die Botſchaft des Friedens. Es liegt nahe, dieſe 
Ideen und Gebote in die Nechtsfprache zu überjegen und zu Grundſätzen 
eines humanen Wölferrecht3 umzubilden, welches alle Völker als freie 
Glieder der großen Menfchenfamilie anerkennt, für den Weltfrieden jorgt 
und fogar im Kriege für die Menfchenrechte Achtung fordert. Im Mittel: 
alter war die römisch-fatholiiche Kirche berufen, die chriftlichen Ideen zu 
vertreten, fie hatte die Erziehung der uncivilifirten Bölfer übernommen. 
Dennod) Hat fie ein derartiges chriftliches Völkerrecht nicht hervorge— 
bracht. Vergeblich fieht man ſich in dem fanonifchen Geſetzbuch darnad) 
um. Nur dem Sriegsrecht ift ein Abjchnitt des alten Deeretum Gratianı 
(II. 23) gewidmet. 

Allerdings verſuchten es die Päpfte im Mittelalter, das Amt der 
oberjten Schiedsrichter über die Fürſten und Völker der abendländijchen 
Chriftenheit fich zuzueignen. Oefter ſaßen die Päpfte zu Gericht über die 
Streitigkeiten der Fürften unter fi) oder mit den Ständen. Wenn fich 
nur irgendwie dem Streite eine religiöfe Seite oder eine kirchliche Bes 
ziehung abgewinnen ließ — und mo märe das nicht möglich? — jo 
hielten fie ihre Gerichtäbarkeit für begründet. Bald bemühten fie ſich dann, 
Vergleiche zu ftiften, bald ſprachen fie ihr Urtheil aus. Aber dieſe völter- 
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- rechtliche Stellung der Päpfte Iitt doch an großen Mängeln. Wo das 
öffentliche Recht in Frage war, da waren die mächtigen Parteien nicht ge= 
neigt, ſich dem geiftlichen Gericht zu unterwerfen, und die Päpſte ver: 
mochten nicht, den troßigen Widerjpruch zu bejeitigen, nicht den Wibder- 
ſtand zu brechen. 

Es gelang den Päpiten jo wenig, ihr völferrechtliches Schiedsrichter: 
amt durchzufegen, als es ihnen glüdte, ihren Anſpruch auf Weltherr- 
ſchaft zu verwirklichen. Auch diefer Anfpruch Hatte eher einen völfer- 
als einen jtaatsrechtlichen Charakter angenommen, ſeitdem das alte römische 
Weltreich zerriifen und in eine große Anzahl unabhängiger Fürftenthümer 
und Republifen zerfallen war. Die Päpite begründeten nun diefen An— 
ſpruch auf abjolute Weltherrichaft mit der religiöfen Autorität Gottes, tie 
die alten römischen Kaiſer ihn politiih mit dem Beruf und Willen des 
römijchen Volkes begründet hatten. Der geiftliche Abjolutismus war aber 
im Princip eben jo wenig verträglich mit einer allgemeinen Rechtsordnung, 
welche die Fürſten und Völker in ihren Rechten ſchützt, als der weltliche. 
Jener war jogar gefährlicher, als diejer, weil er feine Vollmacht aus dem 
unerforjchlihen Willen des allmächtigen Gottes ableitete und nicht wie 
diejer in dem ausgejprochenen Menjchengeje eine deutliche Schranke fand, 
Dennoh war die behauptete göttliche Herrichaft des Papſtes über die hrift- 
lichen Völker ſchwächer als die Hoheit des antiten römifchen Kaiſers, meil 
der chriſtliche Papſt grundjäglic genöthigt war, die Zweiheit von Stat 
und Kirche anzuerfennen und das weltliche Schwert nicht jelber hand- 
haben durfte, jondern dem Könige überlafen mußte. So oft daher eine 
weltliche Macht dem Papfte ihren Gehorfam oder ihren Beiſtand verjagte, 
wie das troß Kirchenbann und Interdict auch im Mittelalter nicht jelten 
geihah, jo war jein Spruch und jein Gebot in feiner Wirkſamkeit gelähmt. 

Es zeigte ſich aber im Mittelalter noch ein zweites Grundgebrechen, 
welches jede Geſtaltung eines päpftlichen Völkerrechts unmöglich machte. 
Eben die religiöfe Begründung des päpftlichen Rechts verhinderte dasjelbe 
allgemeinsmenjchlih zu werden. Die Kirche verlangte den Glauben als 
die Grundbedingung auch des Rechts. Nur unter der gläubigen Ghrijten- 
heit jollte der Friede walten und die Rechtsordnung gelten. Den Un— 
gläubigen gegenüber kannte das Papfttyum feine Schonung und feine 
Ahtung der Menſchenrechte. Gegen die Ungläubigen war der Krieg die 
Loſung; man ließ ihnen nur die Wahl zwijchen Belehrung oder Ver— 
tilgung. Jede Keberei und den Unglauben auszurotten auf der Erde, das 
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wurde auf allen Kanzeln als die heilige Pflicht der Ehrijtenheit verfündet. - 
Damit iſt aber die menjchliche Grundlage des Völferrechts im Princip ver— 
neint. Wenn das Völkerrecht Menjchenrecht ift, weshalb jollten denn die 
ungläubigen Völker ſich nicht ebenjo darauf berufen dürfen, wie die gläu— 
bigen? Hören fie denn auf, Menſchen zu fein, weil jie andere Vor— 
ftellungen haben als die Kirche von Gott und göttlihen Dingen ? 

Die antife Welt hatte fein VBölferreht zu Stande gebracht, weil die 
jelbjtjüchtigen Völker den Fremden, den Barbaren nicht gerecht wurden, 
das chriſtliche Mittelalter kam nit dazu, weil die glaubenseifrigen Bölfer 
die Ungläubigen für rechtlos hielten. Die reine Idee der Menfchlichkeit 
fonnte die Welt nicht erleuchten, jo lange die Atmoiphäre von dem Rauche 
der Brandopfer verdunfelt war, welche der Glaubenshaß angezündet hatte. 


Die Germanen. 

Die zweite beftimmende Macht des Mittelalters, die Germanen, 
brachten ebenfalls eine Anlage zu völferrechtlicher Necht3bildung mit, aber 
auch diefe Anlage gelangte im Mittelalter nicht zu voller Entwidlung. 
Der troßige Freiheitsfinn und das lebhafte Gefühl der befondern Perſön— 
lichkeit, wodurd) die Germanen von jeher fi auszeichneten, haben einen 
natürlichen Zug zu allgemeinem Menjchenrecht. Die in zahlreihe Stämme 
und Bölferfchaften getheilten Germanen waren immer geneigt, auch andern 
Völkern ein Recht zuzufchreiben, wie fie es für fi in Anſpruch nahmen. 
In dem Fremden achteten fie doch den Menjchen und hielten e3 für billig, 
daß ein Jeder nach jeinem angeborenen Stammes- oder feinem gewählten 
Bolfsrechte beurtheilt werde. Sie erfannten jo ein Nebeneinander ver- 
jchiedener Vollsrechte an. Für fie Hatten Perſönlichkeit, Freiheit, Ehre 
höchiten Werth, aber fie glaubten nicht im Alleinbefit diefer Güter zu fein, 
wenn freilich auch fie ſich für beffer und ſchätzenswerther hielten al3 andere 
Nationen. Um den Glauben Anderer kümmerten fie fich nicht, bevor fie 
in die Schule der römischen Kirche kamen. Nicht einmal im eigenen 
Lande machten fie das Recht vom Glauben abhängig. Sogar im Kriege 
vergahen fie das Necht nicht. Sie betrachteten die Fehde und den Krieg 
als einen gewaltigen Rechtsftreit und glaubten, daß Gott dem Rechte zum 
Siege verhelfe, in der Schlacht wie im Zweikampf. Auch in dem Feinde 
und in den unterwürfigen Knechten und eigenen Leuten achteten fie noch 
immer von Natur berechtigte Menſchen. Sicher find das höchſt bedeutfame 
Anfäbe zum Völkerrecht, wie der Belgier Laurent zuerft und vortrefflich 


gezeigt hat. 
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Aber es fehlte den Germanen anfangs ſowohl an der Einheit des 
politijchen Willens und der ftatlihen Macht als an der nöthigen Geiftes- 
bildung, um einem neuen Weltrecht Ausdruck zu geben und Geltung zu 
verichaffen. Ihre Sitten waren zu roh, ihr Troß zu ungefügig, ihre 
Fäuſte zu derb und ihre Raufluft zu unbändig. Als fie aber jpäter von 
Rom in die geiltige und fittlihe Schule und Zucht genommen wurden, 
befamen fie mit der Einheit des Papſtthums und des Kaiſerthums und 
mit der religiöfen Bildung auch die Mängel der mittelalterlih-römifchen 
Inftitutionen und Ideen, und jene Anſätze fonnten nicht mehr zu gefunden 
und fröhlihem Wachsthum gelangen. 

Vergeblih wurde nun das römische Kaiſerthum dem deutjchen 
Königthum aufgepfropft. Die Kaiſer nannten ſich wohl noch Herren der 
Melt, Könige der Könige, Häupter der ewigen Stadt und Negenten des 
Erdkreiſes. Auch fie behaupteten wohl, die oberſten Richter zu jein über 
die Fürjten und die Völker, und die Schirmer des MWeltfrievens. Aber 
die weltliche Oberherrlichfeit der Kaiſer wurde in der abendländijchen 
Chriſtenheit noch weniger allgemein anerkannt als die geiftliche der Päpſte. 
Nicht einmal in Deutjchland und in Italien vermochten die Kaijer den 
Landfrieden vor der wilden Fehdeluſt der vielen großen und Heinen Herren 
nachhaltig zu ſchützen. Um die Weltordnung zu handhaben, dazu reichten 
ihre Kräfte noch weniger aus. In dem Ideale des Mittelalters herrſchen 
überall Recht und Gericht, aber in der Wirklichkeit regiert die rohe Ge— 
malt. Es ijt bezeichnend, daß die „Zeit des Fauſtrechts“ von jedermann 
auf die wmittelalterlihen Zuftände bezogen twird und daß das MWort auf 
fein anderes Zeitalter beſſer paßt. Wo aber das Fauſtrecht in Hebung 
iit, da hat das Bölferrecht feinen Raum. 


Aunfleben des modernen Völkerredts. 


Erſt nachdem die kirchlich-päpſtliche Einheit in dent abendländijchen 
Europa durch die Reformation des ſechszehnten Jahrhunderts zerbrochen 
war, tie lange vorher jchon die weltlich-faijerliche Einheit ſich als unaus- 
führbar erwieſen hatte, befamen die lange zurüd gehaltenen Rechtätriebe 
Luft. Die Wilfenjchaft, welche ſich endlich der Herrichaft des Glaubens 
entwand, förderte nun zunächit mit ihrem Lichte ihre Entfaltung. In der 
Ihat, die Begründung des neueren Völkerrechts ift voraus ein Werk der 
Wiſſenſchaft, melde das jchlummernde Rechtsbewußtſein der civilifirten 
Welt aufgewedt hat. Dann folgte ihr die ſtatsmänniſche Praxis und 
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übernahm die Pflege und Erweiterung des Völkerrechts. Noch heute find 
beide Kräfte thätig. Bald geht die Wiſſenſchaft voraus, indem fie völfer- 
rechtliche Grundſätze ausſpricht und erweiſt, bald folgt die Wifjenfchaft der 
rüftiger borfchreitenden Praxis nad, melde von der Culturftrömung der 
Zeit getrieben und von den Bedürfniffen der Zeit gedrängt ſich entjchliekt, 
neues Recht anzuwenden und ins Leben einzuführen. Wenn es der Wiſſen— 
ſchaft gelingt, der Menjchheit ihre Nechtsiveen als Rechtsvorſchriften klar 
zu machen, und das Rechtsgefühl der Mächte dieſe VBorjehriften zu beachten 
beginnt, dann ijt wirkliches Völkerrecht offenbar geworden, gejet auch e3 
jollte nicht überall und nicht ausnahmslos anerkannt werden und die Be— 
folgung nicht immer zu erzwingen fein. Ebenſo wenn e3 der ftatlichen 
Praris glüdt, ſei es durch diplomatiſche Verhandlungen oder in der Kriegs— 
übung oder jonjt im Leben angejehener Völker bejtimmte völferrechtliche 
Befugniſſe und Pflichten zur Anerkennung und ſtätigen Wirkſamkeit zu 
bringen, jo wird auch auf diefe Weile das allmählige Wachsthum des 
Völkerrechts ſichtbar, obwohl e3 an einer alle Staten bindenden formellen 
Autorität und an einer geficherten Rechtspflege noch fehlt. 

Es iſt harakterijtiih, dak das Bahn Brechende Werk des edeln Hol- 
länders Hugo de Groot, der mit Recht al3 der geiftige Vater des 
modernen Völkerrechts geehrt wird, im Angeſicht des entjeglichen Krieges 
geichrieben wurde (1622— 1625), in welchem die deutjche Nation während 
dreißig Jahren gegen fich jelber wüthete. Damals trat der hochgebildete 
Gelehrte und Stat3mann zugleih dem religiöfen Fanatismus entgegen, 
welcher die Ausrottung der Anderögläubigen als ein gottgefälliges Wert 
anjah und der brutalen Rohheit, welde ihren Leidenjchaften und Lüften 
zügellojen Lauf verjtattete. Er zeigte der Welt das erhabene Bild eines 
auf die menjchlihe Natur gegründeten und dur die Zuftimmung der 
Meijen und Edeln aller Zeiten geheiligten Rechts, damit fie ſich wieder 
ihrer Pflicht erinnere und Mäßigung lerne. 


Befreiung des Völkerrechts von religiöfer Befangenheit. 


Bon Anfang an war da3 neue Völkerrecht frei von dem antifen 
Borurtheil, daß nur das eigene Volt berechtigt, die Fremden aber rechtlos 
jeien und ebenfo frei von dem mittelalterlihen Wahne, daß die Gültigkeit 
des Menfchenrechts abhängig fei von dem bejonderen Gottesglauben. Mit 
viel Muth und großem Nahdrud hat ſodann der Nachfolger Groot's, der 
Deutihe Bufendorf ebenfalls noch im fiebzehnten Jahrhundert wider Die 
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firchlichen Eiferer die Wahrheit verfochten, daß das Natur- und das Völker: 
recht nicht auf die Chriftenheit eingejchloffen fei, jondern alle Völker aller 
Religionen verbinde, weil alle zur Menschheit gehören. 

Trotz dieſer einleuchtenden Lehren it in unferm civilifirten Europa 
der große Fortichritt der Wilfenjchaft erit vor wenig Jahren zu durch— 
greifender practifcher Anerkennung gelangt. Noch die fogenannte Heilige 
Allianz dom September 1815 wollte ein ausſchließlich chriſtliches 
Bölferrecht begründen und ſchützen. Allerdings war fie nicht mehr ganz 
jo enge, wie das mittelalterliche Glaubensrecht. Sie unterjchied nicht mehr 
zwijchen vechtgläubigen und nicht vechtgläubigen chriſtlichen Bekenntniſſen 
und bejeitigte die feindliche Scheidung der verjchiedenen Gonfefjionen. In 
ihr verband fich der katholische Kaiſer von Defterreih mit dem proteftanti= 
chen Könige von Preußen und dem griechiſchen Gzaren von Rußland. 
Die verjchiedenen Confeſſionen jollten nur ine chriftliche Völkerfamilie 
bilden. Aber man wollte doch nicht über die Gränze der Ghriftenheit 
hinaus gehen und meinte in der chriftlihen Religion die Grundlage des 
neuen Völlerrechts zu finden. Die Türkei blieb noch ausgeſchloſſen von der 
europäijchen Statengemeinjchaft. Freilich Hatte man es ſchon jeit Jahr: 
Hunderten nicht vermeiden können, aud mit der hohen Pforte völferrecht- 
liche Verträge abzujchliegen. Aber erft auf dem Parifer Friedenscongreß 
vom Jahre 1856 wurde die Türkei als ein berechtigtes Glied in die 
europäilche Statengenoffenjchaft aufgenommen und dadurd) der allgemein= 
menschliche Charakter des Völkerrechts anerkannt. 

Seither ift es auch in der Praris anerkannt, daß die Gränzen der 
Chriſtenheit nicht zugleih Gränzen des Völlerrechts ſeien. Unbedenklich 
breitet fich dasjelbe über andere muhammedaniſche Staten und ebenjo über 
China und Japan aus und fordert von allen Völkern Achtung feiner 
Rechtsgrundſätze, mögen dieſelben nun Gott nad) der Weiſe der Chriften 
oder der Buddhiften, nad Art der Muhammedaner oder der Schüler des 
Confucius verehren. Endlich ift die Wahrheit durdhgedrungen: Der re— 
ligiöje Glaube begründet nit und behindert. nicht die Rechts— 


pflicht. 
Schranken des Völkerrechts. 


Das moderne Völkerrecht erkennt voraus das Nebeneinander: 
bejtehen der verjchiedenen Staten an. Es joll die Exiſtenz der Staten 


fichern, nicht diefelbe gefährden, ihre Freiheit ſchützen, nicht men 
Bluntfhli, Das Völferredit. 
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Aber zugleich legt es allen Staten auch Pflichten auf, indem es fie ala 
Glieder der Menjchheit verbindet und deshalb von ihnen Achtung vor dem 
Menjchenrechte fordert. Würde man die Souveränetät der Staten 
al3 ein unbegränztes Recht falfen, jo würde jeder Stat auch dem andern 
gegenüber thun können, was ihm beliebte, d. h. es würde das Bölferrecht 
im Princip verneint. Mürde man umgekehrt die Zufammengehörigfeit der 
Staten und die Einheit des Menſchengeſchlechts rückſichtslos durch— 
führen, jo würde dadurch die Selbitändigfeit der einzelnen Staten ge= 
brochen, ihre Eigenart und ihre Freiheit gefährdet, fie würden am Ende 
zu bloßen Provinzen des Einen Weltreichs erniedrigt. 

Deshalb ift es nöthig, daß die Fortbildung des Völkerrechts zugleich 
die Gränzen beachte, welche jeiner Wirkſamkeit dur das Statsrecht ge= 
zogen find. Aus diefem Grunde beftimmt das Völlerrecht zunächit und 
hauptfählih die Redhtsverhältnijje der Staten unter einander und 
hütet fich davor, fi in die innern Angelegenheiten der Staten ein- 
zumijchen. Den Schub der Privatrechte ſtellt es durchweg den Staten 
anheim, auch dann wenn dieje Privatrechte einen allgemein-menfchlichen 
Charakter haben, und greift nicht in die Handhabung der ftatlichen Straf- 
gerichtsbarkeit ein, wenngleich auch Hier zumeilen menfchliches Recht in 
Trage ift. 

Es ift nicht unmöglich, daß in der Zukunft das Völferrecht etwas 
weniger ängjtlih fein und in manden Fällen fich für berechtigt halten 
werde, zum Schutze gewiffer Menfchenrechte einzufchreiten, wenn diejelben 
bon einer Statögewalt ſelbſt unterdrüdt merden; etwa jo wie in den 
Bundesjtaten die Bundesgewalt gewiſſe vorſchriftsmäßige Rechte der Privaten 
auch gegen die Verlegung von Seite eines inzelitates zu ſchützen pflegt. 
Aber die bisherigen Verſuche völferrechtlicher Garantien zum Schutze 
menjchlicher Privatrechte find noch felten und ſchwach und überall noch 
hindert die Furcht vor Eingriffen in die Souveränetät der Staten ein 
energifches Vorgehen. 

Maßregeln gegen die Sclaverei. 

Eine derartige Ausnahme enthalten die völferrechtlichen Maßregeln 
gegen die Zufuhr von Negerjclaven. 

Die meilten Völker der alten Welt hatten die Sclaverei geduldet. 
Die römiſchen Juriften, wohlbewußt, daß das natürliche Menſchenrecht die 
Freiheit, nicht die Sclaverei ſei, juchten diefe eben mit der allgemeinen 
Rechtsſitte aller Völker zu rechtfertigen. Auch das Chriſtenthum, obwohl 
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es den Geift der Bruderliebe au unter Herren und Sclaven weckte, lieh 
doch die bejtehende Sclaverei als Rechtsinftitut unangefochten. 

Während des Mittelalter3 wurde in dem germanifirten Europa die 
antife Sclaverei in die weniger harte Eigenjchaft umgeftaltet und all 
mählich in die bäuerliche Hörigfeit gemildert, aber es erhielt fich doch noch 
bis tief ins achtzehnte, in einzelnen, auch deutjchen Ländern bis ins neun— 
zehnte Jahrhundert hinein eine erbliche Knechtſchaft der eigenen Leute. In 
Dfteuropa nahm diefe bäuerliche Eigenſchaft jogar in den lebten Jahre 
hunderten mafjenhaft überhand und in den europäifchen Golonien von 
Amerika erhielt jogar die ftrengite Sclaverei eine neue Geftalt und Ans 
wendung in der abfoluten Herrichaft, welche die weißen Cigenthümer über 
die jchwarze Arbeiterbevölferung erfauften, die aus Afrifa dahin verpflanzt 
ward, 

An allen diefen Zeitaltern kümmerte ſich das Wölferrecht niemals 
darum. Im achtzehnten Jahrhundert noch ſchützte und begünftigte das 
freie England die Sclavenzufuhr aus Afrika. Noh im Jahre 1713 
Ihämten ſich die englifhen Statsmänner nicht, in dem Frieden mit 
Spanien zu Utrecht ausdrüdlih auszubedingen, daß es den engliichen 
Schiffen gejtattet werde, binnen der nächlten Jahre einige taufend Neger: 
jelaven jährlich in die ſpaniſchen Golonien einzuführen. Sie betrachteten 
den Menfchenhandel noch als ein vortheilhaftes Speculationsgejchäft, wofür 
England fih Privilegien einräumen lafjen müffe. 

Seit ungefähr einem Jahrhundert finden wir eine entichiedene 
Wendung in den Anfichten der civilifirten Well. Die Philofophie und 
die jchöne Literatur brachten menjchlichere Grundfäge in Umlauf. Bon da 
an beginnt in allen Ländern ein offener Kampf für die perfönliche Tyreis 
heit wider die Knechtichaft, und die Gefebgebung verzeichnet und fichert die 
Siege der Freiheit. Die Leibeigenfhaft und Hörigfeit werden theilmeije 
vor, theilweije nach der franzöſiſchen Verkündung der Menjchenrechte in den 
wejteuropäifchen Ländern abgeſchafft. 

Jetzt erft beginnt auch das Völkerrecht die Frage in Betracht zu 
ziehen, und nun geht England voran in der Bekämpfung der Neger= 
jclaverei, welche es jelber früher großgezogen hatte. Der Wiener Congreß 
mißbilligt in einer förmlichen Erklärung vom 8. Februar 1815 den von 
Afrika nad) Amerika betriebenen Negerhandel, „durch welchen Afrika ent= 
völfert, Europa gejhändet und die Humanität verlegt” werde. Früher 
ſchon Hatten auch die Vereinigten Staten von Amerika diejen ſchmählichen 
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Seehandel mit ſchwarzen Menſchen gejeglich verboten. Die Verurtheilung 
diefer beſonders gefährlichen und ſchädlichen Art der Sclavenzüdtung durch 
den Spruch der ciilifirten Menjchheit war nun im Princip entjchieden 
und damit wenigſtens erwieſen, daß das Nechtsgefühl der Welt Humaner 
und freier geworden war, als es im Altertfum und im Mittelalter geweſen. 

Freilich zeigte fich hier fofort wieder die große Schwierigfeit alles 
Völkerrechts, dem Urtheil der civilifirten Menfchheit Geltung zu verfchaffen, 
ohne die Freiheit der einzelnen Staten zu gefährden. Zwar ließen fich 
die europäiſchen Staten anfangs herbei, der unabläfjigen Beſtürmung der 
englischen Diplomatie das verlangte Vifitationsrecht ermächtigter Kriegsſchiffe 
gegen verbächtige Sclavenjchiffe innerhalb gewiljer Meere zuzugeitehen und 
infofern eine Art völkerrechtlicher Seepolicei auch im Fyriedenszujtande ein- 
zuführen. In diefem Sinne fam der europäijche Bertrag vom 20.. De 
cember 1841 zu Stande. ber diejes Unterfuhungsrecht begegnete dem 
Widerſpruch der Bereinigten Staten, welche bejorgten, daß dadurch Die 
Uebermadht der englichen SKriegmarine über ihre Dandelsmarine verjtärkt 
und der friedliche Seehandel überhaupt beläjtigt werde. Auch Frankreich 
jagte jih nun wieder los von dem Zugeltändnig jolcher Durchſuchung und 
trat auf den Standpunkt der Vereinigten Staten über, welche es borzogen, 
gemeinjfam mit England Kreuzer auszurüjten, welde an den afrikanischen 
Küſten zunächſt die eigenen Sclavenjchiffe verfolgen aber ſich hüten ſollten, 
fremde Sauffahrer zu beläftigen. 

Auf den Vorſchlag der nordamerifaniichen Bundesregierung kam dann 
die weitere Verabredung mit England (9. Auguſt 1842) zu Stande, ge— 
meinjam die Staten, welche noch öffentlihe Sclavenmärfte geftatten, zur 
Abſtellung diefes Mißbrauchs zu mahnen. Auch diefe Mafregel zur Ber 
freiung der Welt von der Schmac der Sclaverei ift nicht ohne Wirkung 
geblieben, Insbeſondere jah ſich die Ottomanijche Pforte veranlaßt, dem 
Andringen der Diplomatie Gehör zu geben. 

Neuerdings hat die Aufhebung der Leibeigenjchaft in dem ruffiichen 
Neich durch das Manifeit des Kaifers Alerander II. vom 19. Februar 
1861 die große Frage endlich für Europa und für einen großen Theil von 
Alien zu Gunſten der perfünlichen Freiheit entichieden. Noch wichtiger ift 
der Sieg der Freiheit über die Sclaverei in Nordamerika geworden. Seit 
den die Verwerfung der Sclaverei_ zu einem Grundgeſetz der Vereinigten 
Staten erklärt worden iſt (1865), iſt diejes Inftitut nirgends mehr auf 
dem ganzen Welttheil zu halten. 
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Es wird daher nicht mehr lange dauern, bis das allgemeine Rechts— 
bewußtſein der Welt die großen Sätze eines jeden humanen Rechts au 
mit bölferrechtlihen Garantien ſchützen wird: 

Es giebt fein Eigenthum des Menſchen am Menden. Die 
Sclaverei it im Widerſpruch mit dem Rechte der menschlichen 
Natur und mit dem Gemeinbemwußtjein der Menfchheit. 


Religiöfe Freiheit. 


Noch weniger entwidelt, aber wiederum in den Anfängen fichtbar, 
it der völferrechtlihe Schuß der religiöfen Freiheit ‚gegen graufame 
Verfolgung und Unterdrüdung durch den Fanatismus anderer bon dem 
State bevorzugter Religionen. Mit Recht überläßt man den gejehlichen 
Schuß der religiöfen Belenntnig- und Gultusfreiheit den einzelnen Staten 
und jcheut ſich bei geringen und zweifelhaften Anläffen die Selbjtändigfeit 
des jtatlihen Sonderlebens anzutaften. Aber bei großen und ſchweren 
Berlegungen jenes natürlichen Menjchenrechts bleibt die gefittete Völker— 
genoſſenſchaft nicht mehr theilmahmelos und ftumm. Sie äußert zum 
mindejten ihre Meinung, giebt Räthe und erläßt Warnungen und Mahnungen. 
Zuleßt kann eine grobe Mißachtung der Menjchenpflicht zu ernfter Macht: 
entfaltung auch der Staten führen, welche ſich vorzugsweiſe berufen fühlen, 
ihre Glaubensgenoſſen oder würdiger noch das allgemeine Menjchenrecht 
wider die fanatifchen Verfolger zu ſchützen. Gegenüber der Türkei ift das 
bereit3 in einzelnen Fällen gejchehen. Die europäifchen Mächte haben 
wiederholt zum Schuße. der chriftlihen Rajahs völferrechtlih eingewirkt. 
Das Aufjehen, welches der Kirchliche Raub des jüdischen Knaben Mortara 
auch in dem romanischen und katholiſchen Wefteuropa gemacht hat, beweiſt, 
daß das öffentliche Gewiſſen der heutigen Menfchheit nicht blos dann ſich 
zu regen anfängt, wenn die eigene Religion gekränkt wird, fondern auch) 
dann, wenn zu Gunften der eigenen Religion die heiligen Rechte der Familie 
verlegt werden. 


Gefandtfhaften und Conſulate. 


Geringere Schwierigkeiten ftanden der Pflege des friedlichen Verkehrs 
von Stat zu Stat und der Nationen unter einander im Wege. Zu allen 
Zeiten hatten die Völfer — wenige wilde Stämme ausgenommen — mit 
einander durch Geſandte, al3 Nepräfentanten unterhandelt; und von Alters 
her wurden diefe Gefandten erjt durch die Religion, dann durch das Recht 
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al3 unverletzlich geſchützt. Aber die Einrichtung ftändiger Geſandtſchaften 
in den verfchiedenen Hauptftädten gehört erſt der neueren Zeit an und iſt 
in Europa vorzüglich jeit Richelieu und Ludwig XIV. allgemeine Sitte 
geworden. In Folge deſſen wurde der fortdauernde Zufammenhang unter 
den Staten in dem fortgefeßten perjönlichen Verkehr ihrer Vertreter lebendig 
dargeitellt. Das Völkerrecht erhielt jo im den Rejidenzen gleichham einen 
perfönlichen Ausdrud und eine friedlich wirfende Repräjentation. 3 
fanden fi) da wie in Snotenpunften des Weltverfehrs die Diplomaten der 
verjchiedenen Staten zuſammen und fingen an, al3 fogenannte diplo- 
matifche Körper fih als völferrechtliche Genofjenfchaften zu fühlen. Wenn 
auch dabei felbitfüchtige Abjichten mitgewirkt haben, jo hat doch augen: 
fcheinlich die Wirkſamkeit des Wölferrechts durch diefe Einrichtung jehr ge 
wonnen. Wenn ein Stat feine völferrechtlihen Pflichten offenbar ver— 
legen möchte, jo findet er fofort in dem dipfomatijchen Körper eine gewiſſe 
Schranke. Da fein Stat mächtig genug if, um die Mipbilligung der 
civiliſirten Statengejellichaft gleichgültig Hinzunehmen, jo wird diefe Stimme 
des Völterrechts nicht leicht überhört. Indem dieſe ftändigen Geſandt— 
ichaften fich immer weiter über die ganze Erde hin erjtreden, wächſt der 
Verband aller Staten zu einer gemeinfamen Weltordnung allmählig heran 
und die völferrechtlichen Garantien nehmen an Stärke und Ausdehnung zu. 

Außer den Gefandtichaften hat das neuere Völferrecht noch das In— 
ftitut des Conſulats weiter ausgebildet. Die Zahl der Conſuln ift viel 
größer als die der Gefandten und in ſtarker Vermehrung begriffen. Durch 
die Confulate wird jo ein zweites Netz völferrechtlicher Aemter über die 
Erdoberfläche ausgebreitet, welche dem friedlichen Verkehr aller Nationen 
dienen und die Rechtsgemeinſchaft in der Welt beichen. Die Conſuln find 
nicht wie die Geſandten berufen, als eigentliche Stellvertreter der Staten 
zu handeln, fie haben vorzugsweiſe die Intereffen der Privaten in fremden 
Ländern zu wahren und den heimathlihen Rechtsſchutz auch in der Tyerne 
wirkſam zu machen. Gerade deshalb fteigt ihre Wichtigkeit in dem Maße, 
in welchem der internationale Verkehr reicher und belebter wird. 

Zuerſt haben die Bedürfniffe und Intereſſen des Handels die Kauf: 
leute veranlaßt, ind Ausland zu gehen und mit Fremden zu berfehren. 
Daher find die Conſulate anfangs nur als Handeläconfulate gegründet 
worden. Auch Heute noch ijt der Handelsverkehr die wichtigſte Beziehung 
von Nation zu Nation. Uber er iſt es heute ſchon nicht ganz mehr, wie 
früher. Es giebt bereit3 eine Menge von Gulturbeziehungen aller Art, 
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welche die Nationen ebenfalls verbinden. Nicht einmal mehr die Mehrzahl 
der Reijenden find Kaufleute. Die verjchiedenften Urjachen beftimmen die 
Privaten, vorübergehend fremde Länder zu bejuchen, oder ſich auf längere 
Zeit auswärts niederzulafjen, Intereſſen der Bildung, der Wilfenjchaft, der 
Kunft, der Landwirthſchaft, des Vergnügens, der Verwandtſchaft u. ſ. f. 
Auch diefe Maffe von Nichtkaufleuten tritt in den Rechtsverkehr mit den 
Ausländern und bedarf gelegentlich der Förderung und des Schußes in 
der Fremde. Die Confuln find berufen, auch diefen Claſſen nöthigenfalls 
beizuftehen. 

Indem jo der Gejchäftskreis der Gonfuln erweitert und ihre Ges 
ihäftslaft vergrößert ward, genügten nicht überall mehr die alten Handels— 
conjuln, welche nur nebenher das Gonfulat verwalteten. Dean konnte dem 
Kaufmann nicht zumuthen, daß er neben jeinem eigenen Handel die man- 
nigfaltiger, ſchwieriger und zahlreicher gewordenen Gefchäfte des Gonfulats 
unentgeltlich; al3 Ehrenpflicht bejorge, und man ward genöthigt, an den 
begangenften Pläßen und in den Hauptjtädten, wo man feine Gejandt- 
haften unterhielt, für bejoldete Generalconfuln zu forgen, melde dann 
das Gonjulat al3 Hauptberuf verwalteten. Das jo im Wachsthum begrif- 
fene Conſulat iſt augenjcheinlic noch der Hebung und Steigerung fähig 
und ganz geeignet, die friedlihen und freundlichen Beziehungen der Na— 
tionen unter einander und mit den Staten vielfältig zu fichern und zu 
fördern. Um den erjten Ring der Gejandtjchaften wird jo ein zweites mwei- 
teres Band gejchlungen, welches die Gemeinschaft der Welt pflegt. 


Fremdenrecht. 
Keine Iſolirung der Staten. 


Die friedlichen Siege des neueren Völkerrechts haben voraus die 
Zuſtände der Fremden ſehr verbeſſert. Die antiken Völker waren noch 
wie die Barbaren geneigt, die Fremden wie Feinde zu betrachten und für 
rechtlos zu halten, wenn ſie nicht von dem Schutz eines einheimiſchen 
Gaſtfreundes oder von der Schirmhoheit eines mächtigen Patrons gedeckt 
waren. Die Verbannung in die Fremde, das Exil, galt daher als Verſtoßung 
ins Elend. Auch das Mittelalter behandelte die Fremden noch mit offenbarer 
Ungunft. Die Fremden waren genöthigt, einen unficheren Rechtsſchutz der 
Landesherren und der Gemeinden mit ſchwerem Gelde zu bezahlen, wollten 
fie ihr Vermögen wieder aus dem Lande mwegziehen, jo mußten fie auch 
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den Wegzug mit Procenten des Vermögenswerthes erfaufen; ftarben fie 
in dem für fie fremden Lande, jo pflegte die Herrſchaft auch auf ihre 
BVerlaffenihaft zu greifen und dieſelbe wie hHerrenlofes Gut an fich zu 
ziehen oder doc die Wegfahrt der Erben mit erheblichen. Abzügen zu 
belaſten. 

Das Alles iſt anders und beſſer geworden. Die Fremden werden 
nun in der civiliſirten Welt in ihren Menſchenrechten geachtet und in den 
mwichtigiten Beziehungen des Privatrecht3 und des Verkehrs den Einheimi= 
chen durchweg gleichgeitellt. Die Barbarei des Wildfangs- und des Heim- 
fall3rechts ift endlich aus Europa verſchwunden. Zahlreiche Staatenverträge. 
haben die Abzugsrechte gänzlich abgejchafft und ſichern die Freizügigkeit. 
Der deutſche Privatmann lebt in Paris oder in New-VYork oder in Calcutta 
eben jo ficher wie in Berlin oder in München, Zahllofe Fremde aus 
allen Ländern der Welt wohnen in allen Welttheilen unter einander ges 
miſcht friedlich beifammen und fühlen fich in Perfon, Vermögen und Ber: 
fehr nicht minder geichüßt als in der Heimat. Mit dem Aufſchwung der 
Transportmittel hat auch die gemeinfame Rechtsbildung Schritt gehalten. 
Auch fie hat die nationale Iſolirtheit durchbrochen und ein internationales 
Verkehrsrecht geichaffen, von dem fich fein Stat abjchliegen kann. Wollte 
er dafjelbe mißachten, jo würde er nicht blos die Mikbilligung der civili— 
fifirten Welt auf ſich Inden, jondern auch in Gefahr fein, zur Rechenſchaft 
gezogen zu werden, damit er lerne, in den Fremden die Menjchen und in 
dem Verkehr der Nationen die Gemeinschaft der Völker zu achten. Der 
Gedanke des Weltbürgerrehts, den Kant als eine ideale Hauptfor- 
derung des neuen Bölferrecht3 ausgeſprochen, hat heute jchon zum Theil 
eine reale Wahrheit, und diefes Weltbürgerrecht ijt jo wenig unverträglic) 
mit dem bejondern Statsbürgerrecht, al3 diefeg mit dem Gemeinde- md 
Ortsbürgerrecht. 

Nur in dem Innern der großen Continente von Aſien und beſon— 
ders von Afrika, wohin die Civiliſation noch nicht mit Macht vorgedrungen 
iſt, dauert einſtweilen noch die früher allgemeine Verneinung des Fyremden- 
rechtes fort, gewiß nicht lange mehr. Mit vollem Rechte nimmt fich jeder 
Stat feiner Bürger auch in der Fremde infofern an, al diejelben gegen 
Rechtöverweigerung und Gewaltthat feines Schußes bedürfen. Der Stats- 
ſchutz ift nicht an die Gränzen des Statägebietes gebannt. Die Berbin- 
dung der Staten und die Einheit der Menjchheit zeigen fich auch darin, 
daß die jchühenden Arme der Statsgewalt überall hin auf der Erdober- 
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fläche fo weit fich ausftreden, als es mit der rechtlichen Selbitändigteit 
anderer Staten verträglich ift. Dieſer ftatliche NRechtsfhug in der Fremde 
iſt zumeilen bon mächtigen Staten anmaßlich und übermüthig überjpannt 
worden, aber im Großen umd Ganzen iſt es doch ein großer Fortichritt 
eines wirkſamen Völkerrechts, daß der internationale Verkehr und die 
Rechtsficherheit der Tyremden nicht der Willkür einer launischen Statsgewalt 
Preis gegeben und Staten, welche diefe Rechte verlegen, zur Genugthuung 
und Entſchädigung angehalten werden. 

Selbſt die völlige Abſchließung und Iſolirtheit eines States 
wider jeden Fremdenverkehr, im früherer Zeit al3 ein felbjtverjtändliches 
Recht eines ſouveränen States betrachtet, erjcheint dem heutigen Rechts— 
bewußtjein als eine Verlegung des natürlichen Menſchenrechts, welches für 
alle Nationen einen geficherten Rechtsverkehr fordert, damit die Menjchen- 
anlage zu boller und reicher Entfaltung gelangen und jo die Beltimmung 
des Menjchengejchlecht3 erfüllt werden fünne. In den legten Jahrhunderten 
hatte ſich jo die oftafiatiiche Welt gegen die europäiſch-amerikaniſche völlig 
abgeichloffen. Die chinefifchen und japanischen Seehäfen und Handels— 
ftädte blieben lange Zeit den Schiffen und Kaufleuten der chriftlichen 
Nationen verſperrt. Aber in unfern Tagen find auch dieje trennenden 
Schranken vor der zwingenden Macht des erftarkten menfchlichen Völker— 
rechts gefallen und die oftafiatischen Neiche in die Handels- und Verkehrs— 
gemeinschaft mit den Europäern und Amerikanern eingetreten. Im Jahre 
1842 hat England das chinefische Weltreich zuerft genöthigt, in dem Frie— 
den von Nanking jeine Häfen wieder zu öffnen, und im Jahre 1858 
haben die Vereinigten Staaten von Nordamerika zuerjt wieder Japan dem 
Weltverkehr erfchloffen. Seither berühren fi und wirken auf einander 
die hriftlichemoderne und die oftafiatische alte Givilifation, und das Völker 
recht hat wiederum einen gewaltigen Fortſchritt zum allgemeinen Weltrecht 
gemacht. 


Gemeinfchaft der Gewäller. 
Freie Schiffahrt. 
Würde ſich die Luft nicht jeder menſchlichen Abſperrung im Großen 
entziehen, ſo hätte ſicherlich die ſouveräne Selbſtſucht der Einzelſtaten auch 


die Luft über ihrem Lande als ihr ausſchließliches Eigenthum anzuſprechen 
hier oder dort den Verſuch gemacht. Aber die Staten haben keine Gewalt 
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über die mächtige Bewegung der Quftftröme, welche unbetümmert um alle 
Landesgränzen ihren Weg nehmen. Auch das Meer und die öffentlichen 
Gewäſſer find von der Natur mit einander verbunden und, wenn fie auch 
die Länder zumeilen trennen, jo dienen fie doch zugleich, den Verkehr der 
verjchiedenen Nationen zu erleichtern. Sie verbinden auch die Küften und 
Ufer, welche fie bejpülen. Da haben e3 aber die Staten wirklich lange 
verſucht, ihre Alleinherrichaft möglichit weit auch über die Gewäſſer auszu- 
dehnen und die Freigebigfeit der gemeinfamen Natur ausschließlich für ſich 
auszubeuten. Sogar über das offene Meer hin wollte die mittelalterliche 
Statshoheit ihr Eigenthum ausbreiten. Die Republit Genua nahm über 
das liguriſche, Venedig Über das adriatifche Meer eine ausſchließliche See— 
herrichaft in Anfprud. Die Könige von Spanien und Portugal behaup- 
teten, die weſtindiſchen Meere gehören ihnen allein zu, weil der Papſt 
Alexander VI., dem diefe Meere jo wenig al3 die weſtindiſchen Länder 
jemals gehört hatten, ihnen diefelben gejchentt habe. Als Hugo de Groot 
zuerit dieſe ſinnloſe Anmaßung widerlegte und für die „Freiheit der Meere“ 
jeine Fürſprache unternahm, mußte er noch mancherlei hergebrachte Miß— 
bräuche jchonen. Lange nachher noch und bis ins achtzehnte Jahrhundert 
hinein wollte England über die Meere, welche die Großbritanniſchen Inſeln 
umjchliegen, eine ausjchließliche Seehoheit behaupten, 

Dem langjamen aber tätigen Wachsthum der völferrechtlichen Er— 
fenntnig haben endlich alle diefe anmaßenden Webergriffe weichen müſſen. 
In dem heutigen Rechtsbewußtfein der civilifirten Welt haben die beiden 
wichtigen Sätze feſte Wurzeln : 

Kein Stat hat eine bejondere Seehoheit über bie 
offene See. Die unter einander verbundenen Meere 
find der freien Schiffahrt aller Nationen offen. 

Bor wenig Jahren erft find einige legte Nejte der älteren jelbitjüch- 
tigen Beſchränkung und Ausbeutung weggeräumt worden. Das Marmor- 
meer, obwohl es von den Türkischen Hüften umſchloſſen ijt und feine enge 
Einfahrt leicht von den Dardanellenjchlöffern beherrfcht werden fann, und 
das Schwarze Meer, welches Rußland für fih in Beichlag zu nehmen 
bemüht war, find durch die Frriedensjchlüffe von Adrianopel (1829) und 
Paris (1856) der freien Schiffahrt aller Nationen geöffnet worden. Noch 
im Jahre 1841 wurde der Sundzoll, den Dünemarf von den Seefahrern 
zwilchen der Norbfee und der Ditjee feit Jahrhunderten erhob, als her— 
fümmliches und in vielen Statäverträgen bejtätigtes Recht von den meijten 
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Seemächten anerkannt. Aber als endlich die Vereinigten Staaten erklärten, 
fie werden diejes gejchichtliche Recht, welches dem natürlichen Recht der 
freien Seefahrt mwiderftreite, nicht ferner rejpectiren, ließ fich auch Dänemark 
willig auf den anerbotenen Loskauf mit den europäifchen Staten ein. Die 
Freiheit der Meere ward num auch in diejem Falle anerkannt. 

Nachdem einmal der natürliche Zujammenhang der öffentlichen Ge— 
wäfler und ihre Beitimmung, der Schiffahrt aller Nationen zu dienen, 
erfannt und anerfannt war, führten diefe Gedanken zu weitern Befrei— 
ungen. Man mußte zugeftehen, daß die Gebietshoheit fich nicht ganz auf 
den feften Erdboden beſchränken läßt. Mehr noch als der nafje Küften- 
faum am Meere, und al die Buchten und Rheden, welche vom Yeitland 
her theilweife beherrfcht werden, gehören die großen Ströme und Flüſſe, 
welche durch ein Land fließen oder jeine Gränze bilden, und die Häfen, 
welche durch öffentliche Werke gefchügt find, damit fie hinwieder die Schiffe 
ſchützen können, einem beftimmten Statsgebiete zu und find der Aufficht 
und Sorge des Einzeljtates unterworfen. Sie find ein fließender Theil 
des Landes, und nicht wie das offene Meer frei von jeder bejondern 
Stat3hoheit. 

Allen neben jener Zutheilung zu eimem Sondergebiete muß auch 
die natürliche Verbindung der ſchiffbaren Ströme, Flüſſe, Seen, 
Häfen mit der offenen See beachtet werden, und infoweit ift jene auge 
ſchließliche Gebietshoheit durch die Rüdficht auf die Verkehrsgemeinſchaft zu 
ermäßigen und abzuändern. Von dem freien und offenen Meere her fahren 
die Schiffe der verjchiedenen Nationen in die Seehäfen und in die Flüſſe 
der Staten ein. Die Treiheit des internationalen Verkehrs wäre gehemmt 
und die Gemeinſchaft in der Benugung öffentlicher Gewäſſer wäre geftört, 
wenn jeder Stat willkürlich alle feine Häfen und Flüſſe für fremde 
Schiffe unzugängli machen dürfte. Wenn ein Fluß durch mehrere Stat3- 
gebiete hindurch fließt, um fich ind Meer zu ergießen, jo könnten die einen 
Staten, infofern ihre Gebietshoheit nicht bejchränft würde, die andern bon 
dem Seeverfehr abjperren, und die Gemäfler würden ihrer natürlichen 
Beltimmung, die Nationen zu verbinden, entfremdet. 

Zuerjt wurde diefe neue Forderung des Völkerrechts, daß der Zus 
fammenhang der öffentlichen Gewäſſer beachtet und die Freiheit der Schiff: 
fahrt gejchüßt werde, im Pariferfrieden von 1814 in Anwendung auf die 
Rheinſchiffahrt ausgeſprochen und zugleich eine allgemeine Durchführung des 
Princips auf allen europäifchen Flüſſen in Ausficht geſtellt. Es war haupt- 
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jählih das Verdienft des Preußiſchen Gejandten, Wilhelms von 
Humboldt, dieſen Fortſchritt der völferrechtlichen Verkehrsgemeinſchaft 
anzutragen. Die Wiener Congrekacte von 1815 (Art. 108 ff.) verfün- 
dete jodann die Freiheit der Schiffahrt auf allen jchiffbaren Flüſſen, welche 
zwei oder mehrere Gebiete durchitrömen, und wendete diefen Grundjag 
ausdrücklich auch auf die ſchiffbaren Nebenflüſſe des Rheins an, ferner auf 
die Schelde, deren Mündungen lange Zeit durch die Holländer für die 
Belgiichen Schiffe gefperrt waren, die Maas, die Elbe, die Oder, die 
Mejer, die Weichjel und den Po. Von da an mußten allmählig die 
mancherlei aus dem Mittelafter überlieferten Flußzölle der wachjenden 
Freiheit weichen und jowohl die Uferftaaten als die Seemächte hatten nun 
ein feftes Princip gewonnen, von welchem aus fie alle herföümmlichen Bes 
ſchwerden und Gebühren befämpften, durch melche der Schiffahrtsverkehr 
belaftet und gehemmt war. Nur ſolche Gebühren blieben gerechtfertigt, 
welche als Gegenleiftung erjchienen für nothiwendige oder nützliche Dienfte. 
Später erjt nahmen die Donauftaten das neue Princip an. Aber endlich 
wurde duch den Parijer Frieden von 1856 aud) die Donau den Schiffen 
aller Nationen geöffnet. 

Die Logik des Gedantens nöthigt uns, diefelbe Freiheit der Schiff— 
fahrt auch bezüglich der Flüſſe zu fordern, welche nur durch Ein Stats 
gebiet fließen, aber, indem fie ins Meer münden, von Natur dem Welt: 
verfehr dienen. Dieje Forderung ift aber zur Zeit noch nicht allgemein 
anerkannt. Mancher Stat verweigert heute noch fremden Schiffen die 
Benutzung feiner Eigenflüffe, während er für feine Schiffe die freie Schif— 
fahrt auf Flüſſen fordert, deren Waſſer nirgends jeine Ufer beipült, bie 
durch mehrere fremde Statögebiete fließen. Das ijt ein auffallender und 
grober Widerjprud. Weshalb jollte Ein Stat mehr Redt haben an 
jeinem Eigenfluffe, als die ſämmtlichen Uferjtaaten zujammen an ihrem 
Gemeinfluffe? Wenn dieje genöthigt find, ihre Flüffe dem Weltverfehr zu 
öffnen, warum jollte jener jeine Ylüffe gegen den Welthandel abjperren 
dürfen? Wie jollten die fremden Schiffe, welche völkerrechtlich befugt ſind, 
einen Gemeinfluß zu befahren, dieſe Befugniß verlieren, wenn in Folge 
von Gebietsabtretungen, Ein Stat in den Beſitz des ganzen Fluſſes ges 
langt? Sollte 3. B. der Po der Schiffahrt offen ftehen, jo lange er durch 
mehrere Statägebiete fließt, und abgeſperrt werden können, wenn er ganz 
und gar in den Beſitz des Königreich! Jtalien fommt? Der Miffiffippi war 
im vorigen Jahrhundert noch ein Gemeinftrom, an dem aud England und 
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Spanien Theil hatten und gehört heute ganz den Vereinigten Staten zu. 
Hat er in Folge deijen feine Natur verändert und iſt feine Bedeutung für 
den MWeltverfehr geringer geworden? Jene Unterjcheidung zwijchen der freien 
Schiffahrt auf mehrftatlichen Weltftrömen und der unfreien Schiffahrt auf 
einjtatlichen Weltjtrömen iſt aljo unhaltbar. 


Vermittlung in Streitfüllen. Schiedsrichterliches Verfahren. 


Gerathen zwei Staten in einen ernſten Rechtsſtreit mit einander, jo 
find fie noch immer geneigt, in Ermanglung eines völferrechtlichen Gerichts— 
hofs, den Weg der Selbjthülfe zu betreten, und die äußerſte Selbjthülfe 
iſt der Krieg. ES iſt das ohme Zweifel noch eine barbariiche Seite der 
heutigen Weltordnung, und wir müſſen zugeitehen, daß in dieſer höchſt 
wichtigen Hinficht die Yortjchritte des Völkerrecht noch beſchämend Hein 
find. Wir können höchitens einige unentwidelte Keime zu einer civilifir- 
teren Rechtöpflege entveden. Auf dem Parijer Congreſſe von 1856 gaben 
die berjammelten Mächte im Intereſſe des Friedens den Wunſch zu Pros 
totoll, daß die Staten, unter denen ein Streit ſich erhebe, nicht jofort zu 
den Waffen greifen, fondern zuvor die guten Dienfte einer.befreun- 
deten Macht anrufen möchten, um den Streit friedlich zu jchlichten, 
Man wagte nicht, den Wunjch als Rechtsforderung auszujpredhen, und die 
Mächte wollten fich jelber nicht binden. 

Vielleicht wird, was hier gewünſcht ward, jpäter in eine völlerrecht⸗ 
liche Rechtspflicht umgewandelt, ebenfo wie in manchen Ländern die Rechts— 
jtreite der Privatperjonen vorerft an einen Friedensrichter zum Sühnever- 
juch gebracht werden müfjen, bevor fie gerichtlih im Proceß verfolgt werden 
dürfen. Es wäre damit der Krieg nicht verhindert, aber eine neue Ga— 
rantie für den Frieden gewonnen. 

In den Statenbünden gibt es auch fein Bundesgericht, welches zus 
tändig wäre, über die Streitigkeiten zwijchen den verbündeten Einzelftaten 
zu urtheilen. Da kennt man jeit Jahrhunderten das Perfahren vor 
Shiedsrihtern oder Austrägen, welche den Procek ohne Krieg 
durch Rechtsſpruch erledigen, Den Einzelſtaaten ift es oft zur Pflicht ges 
macht, diejen jchiedsrichterlihen Weg zu betreten und fich aller kriegeriſchen 
Gewalt zu enthalten. Auch unter nicht verbündeten Staten wird zumeilen 
diejes Mittel der Rechtspflege benußt, aber eine allgemeine Rechtspflicht 
dazu beiteht noch nicht. WVielleicht wird es einem der nächſten völlerrecht⸗ 
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lichen Congreſſe gelingen, wenigftend für gewiſſe Streitfragen die Pflicht 
des jchiedsrichterlihen Verfahrens auszuſprechen und diejes zugleich in feinen 
Örundzügen zu ordnen. 

63 giebt Streitigkeiten, für welche die letzte Nechtshülfe der Krieg 
vernünftiger Weile unmöglich ift. Dahin gehören durchweg alle Ent- 
ſchädigungs⸗ und alle Etifetter und Rangfragen. Der Werth des Streites 
jteht in ſolchen Fällen in einem allzu großen Mißverhältniſſe zu den noth— 
wendigen Kriegskoſten und zu den undermeidlichen Sriegsübeln, als daß 
ein Stat, der bei gefunden Sinnen ift, fich entjchliegen möchte, zu diefem 
Mittel zu greifen. Für derartige Fälle jollte immer ein friedliches Schieds— 
gericht angerufen werden Können; jonft bleiben fie unerledigt und verbittern 
die Stimmung auf die Dauer. Freilich ift es nicht leicht, geeignete Richter 
zu finden. Wählt man eine neutrale große Macht, jo ift man doch nicht 
ficher, daß dieſelbe auch ihre eigenen politifchen Intereſſen und Neigungen 
bei dem Schiedsjprudh in die Wage lege. Man ift auch nicht ficher, daß 
der gewählte Fürft, auch wenn er fein eigenes Intereſſe hat, geeignete 
Berather beiziehe; die zugezogenen aber bleiben oft verborgen und daher 
unverantwortlich. Den ordentlichen Gerichtshöfen, an die man fich wenden 
fönnte, fehlt meiftens die völferrechtlihe Bildung und die freie ſtatsmänniſche 
Praris. Profeffor Lieber hat neulich in dem englifchnordamerifanifchen 
Streit über die Frage, ob England für Schaden einzuftehen habe, welcher 
von jüdjtatlichen in England ausgerüfteten Kreuzern verübt worden, den 
Vorſchlag gemacht, das Urtheil einer der angejeheniten Juriſtenfacultäten 
anzuvertrauen, deren Mitglieder doch ihre wifjenjchaftliche Ehre einzujehen 
haben. Vielleicht könnte zum voraus auf Vorjchläge von Yuftizminiftern 
und Zuriftenfacultäten eine Gejchwornenlifte von völferrechtlich gebildeten 
Männern gebildet werden, aus der im einzelnen Fall — etwa unter der 
formellen Zeitung eines neutralen Statshaupts (Fürften oder Präfidenten) 
al3 Richter, die Urtheiler bezeichnet würden. 

Man fieht, auf diefem Gebiete jucht man noch taftend nach fried- 
lichen Rechtsmitteln. 


Ariegsredht. _ 
Recht gegen die Yeinde. 
Die Staten find Feinde, nicht die Privaten. 
Seine berrlichften Siege hat der humane Geift des modernen Böller- 
rechts gerade da erfochten, two dem Rechte gewöhnlich die geringfte Macht 
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zugefchrieben wird. Im Sriege nämlich tritt die maffive Gewalt wider 
die Gewalt in den Kampf und die feindlichen Leidenschaften ringen mit 
einander auf Leben und Tod. Eben in diefem wilden Stadium des 
Völterftreites gilt es dor allen Dingen, die civilifatorische Macht des 
Völferrechts zu zeigen. In der That, fie hat fi in der Ausbildung 
eines civilifirten Kriegsrechts, durch welches die alte barbarifche Kriegs— 
fitte großentheild verdrängt und unterjagt wird, glänzend bewährt. Die 
Kriege find menfchlicher, gefitteter, milder getvorden, und nicht blos that= 
jächlich durch die veredelte Kriegsübung, jondern ebenſo rechtlich Durch die 
Bernolllommnung des Völlerrechts. 

Die alten Völker betrachteten die Feinde, mit denen fie im Striege 
waren, als rechtloſe Weſen und hielten Alles gegen fie für erlaubt. Dem 
heutigen Rechtsbewußtſein ift es Kar, daß die Menſchenrechte auch im 
Kriege zu beachten find, meil die Feinde nicht aufgehört haben, Menfchen 
zu jein. 

Bis auf die neuefte Zeit dehnte man überdem den Begriff des 
Feindes ungebührlich aus und behandelte höchitens aus fittlichen oder 
politiichen Rüdfichten, aber keineswegs aus Rechtsgründen, die unfriegerijche 
Bevölkerung des feindlichen States mit einiger Schonung. Noch Hugo 
de Groot und Pufendorf betrachten es als hergebradhte, auf dem Con- 
jen3 der Völker beruhende Rechtsjäge, daß alle Statsangehörigen der 
beiden Sriegsparteien, aljo auch die Weiber, die Kinder, die reife, die 
Kranken Feinde und daß die Feinde als ſolche der Willlür des 
Sie gers unterworfen feien. 

Erft die jchärfere Unterfcheidung des heutigen Rechtsbewußtſeins hat 
den Grundgedanken Har gemacht, daß der Krieg ein Rechtsſtreit der 
Staten, beziehungsweije politifcher Mächte und keineswegs ein Streit 
zwiſchen Privaten oder mit Privaten ſei. Dieſer Unterfchied, den 
die Wiſſenſchaft exit begriff, als ihn zuvor die Praris thatjächlich beachtet 
hatte, zieht eine Reihe der wichtigjten Folgerungen nach fich. 

Jedes Individuum nämlich fteht in einem Doppelverhältnig. Ein— 
mal ift es ein Wejen für fi, d. h. eine Privatperjon. Als ſolche hat 
e3 einen Anſpruch auf einen weiten Kreis von perjönlichen Yamilien= und 
DVermögensrechten, mit Einem Wort auf fein Privatredt. Da nun der 
Krieg nicht gegen die Privaten geführt wird, jo giebt es auch feinen 
Rechtsgrund, nad) welchem das Privatrecht im Kriege untergehen oder der 
Willkür des Feindes bloßgeſtellt werden ſollte. 
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Sodann ift jedes Individuum ein Glied und Angehöriger einer 
Statsgemeinſchaft. Inſofern it es allerdings mitbetheiligt bei dem 
Streite feines Stats. Das Schidjal des Vaterlandes iſt den Kindern des 
Landes nicht fremd. Sie nehmen Theil an den Erfolgen und an den 
Leiden des States, dem fie angehören. Sie find auch durch ihre Bürger- 
pflicht verbunden, dem State in der Gefahr Beiftand zu leiften mit Gut 
und Blut. In dem ganzen Bereich) des öffentliden Rechts find alle 
Statsangehörigen dem State verpflichtet. 

Aus dieſer Unterjcheidung ergeben ſich Folgende Hauptjähe des mo— 
dernen Völlerrechts: Die Individuen find als Privatperjonen 
feine Feinde, ala Statsangehörige find fie betheiligt bei der 
Feindſchaft der Staten. Sp weit das Privatrecht maßgebend ift, 
dauert aljo das Friedensverhältnig und das Friedensrecht fort. So 
weit das öffentliche Recht entjcheidet, it das Feindesverhältnik ein⸗ 
getreten und wirkt das Kriegsrecht. 

In Folge dieſer Grundſätze ſind die Gefahren, welche der Krieg 
über die friedliche Bevölkerung herbei zieht, ſehr viel geringer geworden. 

Im Altertum waren auch die wehrlojen Perfonen, die Frauen und 
Kinder, in ſtäter Gefahr, von den feindlichen Kriegern mißhandelt, zu 
Sclaven gemacht und verkauft oder getödtet zu werden. Der politijche 
Berjtand der Römer hielt diejelben in den meijten Kriegen ab, von dieſem 
vermeintlichen Recht einen ausgedehnten Gebrauch zu maden, denn fie 
wollten die Völker beherrjchen, nicht vertilgen; aber die römiſchen Rechts— 
gelehrten Hatten nicht den geringften Zweifel an dem Rechte zu jolchen 
Handlungen. Nur die Götter und ihre Tempel gewährten einigen Schuß 
bor der Rohheit und dem Blutdurft der ftürmenden Krieger; aber auch) 
diefer Schuß war unficher und auf jehr enge Gränzen bejchränft. 

Auch im Mittelalter gab es feine ſchützende Nechtsregel. Die eigent- 
liche Sclaverei war nicht mehr in den Sitten, außer eima zum Nach— 
theil kriegsgefangener Muhammedaner. Aber die Rohheit war größer ala 
in dem civilifirteren Nömerreiche. Auch friedliche Leute waren der äußerjten 
Gewaltthat und jelbjt dem Tode ausgejeht, wenn der Feind mit Kriegs— 
gewalt ihr Land überzog. Der dreißigjährige Krieg noch ijt mit allen 
Gräueln ſoldatiſcher Barbarei befledt. 

Der Humane Groot wagt es noch nicht, ſolcher Mifjethat das 
Brandmal der völkerrechtlichen DVerurtheilung aufzudrüden. Im Gegen- 
theil, er erfennt noch die völlkerrechtliche Erlaubniß dazu an und mißbilligt 
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diefe Barberei nur aus moralifchen und vernünftigen Gründen. Die ein- 
zige völkerrechtliche Schranke findet er in dem Berbot, die Frauen zu miß— 
brauchen, zu welchem endlich das chriftliche Völkerrecht fich entjchloffen Habe. 

Das heutige Völkerrecht verwirft den Gedanken einer abfoluten Will: 
fürgemalt_ über. bie_Privatperjonen vollftändig und geftattet weder Miß- 
handlung noch Beleidigung, am wenigften Tödtung derſelben. Das Recht 
der perjönlichen Sicherheit, der _ Ehre, der Freiheit ift Privatrecht und 


der Sriegsführung liegen. Sie fann die freie Bewegung der Privaten 
hemmen, den Privatverfehr unterbrechen, Straßen und Plätze abfperren, 
die Einwohner entwafhnen u. j. f. Wie das Privatrecht fi) dem ge— 
waltigeren Rechte der Gejammtheit, d. h. dem Statsrecht auch im Frieden 
unterordnen muß, aber doch nicht von dem öffentlichen Rechte aufgehoben 
und verſchlungen werden darf, jo legt das öffentliche Kriegsrecht feine noth- 
wendigen Gebote auch den Privaten auf, aber es erkennt zugleich das 
Privatreht an. Die allgemeine Noth und Gefahr, welche der Krieg auch 
über die Privaten verhängt, ijt ohnehin groß und jchadet genug; die un— 
vermeidlichen Leiden der Bevölkerung dürfen daher nicht grund- und zweck— 
los durch vermeidliche Uebel vergrößert und erjchwert werden, Freilich 
wird quch jet noch die Rechtsregel in der Praxis nicht immer genau bes 
folgt, und mancherlei Ungebühr wird noch ftraflos im Kriege gegen Pri— 
‚baten berübt. Aber im Großen und Ganzen ijt es wahr, daß die fried- 
lichen Bewohner einer Stadt oder jelbjt eines Dorfes und einzelner Höfe 
dem Gang der Krieggereigniffe mit weit mehr Ruhe entgegenjehen dürfen, 
al3 in irgend einer früheren Periode der Geſchichte. Es ift ein großes 
Verdienſt Vattel's, daß er zuerſt der humaner werdenden Sriegsübung 
der flehenden Heere auch einen völferrechtlichen Ausdrud gegeben und durch 
feine are Darftellung des neueren Völlerrechts gerechtere Grundſätze 
populär gemacht hat. 

In einer andern Lage Freilich find diejenigen Perſonen, welde an 
der Kriegsführung felbjt einen thätigen Antheil nehmen, voraus das 
Heer und wer ſonſt mit den Waffen oder durch perjönliche Dienfte den 
Kampf unterftüßt. Nach der ältern wiederum barbarifchen Theorie ſprach 
man hier von einem Recht der Kriegsgewalt über Leben und Tod 
ihrer activen Feinde. Das humane Völkerrecht von heute vermwirft auch 
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Allerdings wer an dem Kampfe Theil nimmt, freiwillig oder ge— 
zwungen, der iſt den Gefahren des Kampfes Preis gegeben und dieſer 
Kampf wird auf Leben und Tod geführt. So weit das natürliche Recht 
des Kampfes reicht, ſo weit muß auch das Recht gehen, den kämpfenden 
Feind zu tödten, aber nicht weiter. Jenes Recht aber iſt bedingt durch 
die rechtliche Bedeutung und begränzt durch den Zweck des Kriegs. Nies 
mal3 darf der Krieg mit feiner furchtbaren Gewalt felber Zweck fein. Er 
ift immer nur ftatliche Nechtshülfe und ein Mittel für Statszwecke. Des— 
halb ift die Kriegsgewalt feine abjolute. Sie findet demnach don Rechts 
wegen ihre Gränze und ihr Ende, wo fie nicht mehr dem Statszweck 
dient. 

Es ift daher erlaubt, den Feind, der Widerftand leiftet, mit tödt- 
lichen Gefchoffen zum Weichen zu nöthigen, erlaubt, den bewehrten Gegner 
im Einzelkampfe zu tödten, erlaubt, den fliehenden Feind zu verfolgen, 
weil das Alles nöthig ift, um den Sieg zu erftreiten umd zu fichern. Aber 
es ift nicht erlaubt, den Feind, der feine Waffen ablegt und. fidh ergiebt, 
oder der verwundet auf dem Schlachtfelde liegt und unfähig ift, den 
Kampf Fortzufeken, und nicht erlaubt, die Aerzte, Feldgeiſtlichen und andere 
Nichtkämpfer einzeln zu tödten, weil das nicht nöthig ift, um den Sieg 
zu gewinnen, die unzwedmäßige Tödtung aber rohe Graufamfeit wäre. 
Die kriegeriſche Gewalt darf nicht dem zügellojen Haſſe und wilder Rad): 
ſucht dienen, denn fie ijt Nechtshülfe und Statsgewalt. Dies Gebot der 
Menjchlichkeit darf auch nicht von der aufgeregten Wuth der kriegeriſchen 
Leidenjchaft überhört werden. Der militärifche Befehl, „keinen Pardon zu 
geben und Alles niederzumachen“, ift eine völferrechtswidrige Barbarei und 
wird nur als Repreffalie noh und zur Abwendung eigener äußerfter 
Lebensgefahr zugelaffen. Auch bier ift es wieder Vattel, welcher bie 
humaneren Orundfäße des neuen Völferrecht3 zuerft mit Erfolg vertheidigt 
hat. Um dieſes DVerdienftes willen um die Givilifation gebührt ihm eine 
hohe Stelle unter den Lehrern und Förderern des Völkerrechts. 

Mit großem Nahdrud und Eifer für militäriſche Ehre beftreitet er 
auch den abjurden Sa der früheren Schriftfteller, daß man dem hart- 
nädigen Bertheidiger eines feſten Platzes den Tod als Strafe drohen dürfe, 
wenn er denjelben nicht übergebe. Die Tapferkeit des Feindes wird nie 
mals ein ſtrafwürdiges Verbrechen, auch nicht, wenn fie eine vielleicht un— 
haltbare Stellung zu behaupten ſucht. Während des Kampfes ift Schonung 
nicht am Plage und, mer fein eigenes Leben einfeßt, mit dem darf man 
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nicht rechten, wenn er das Leben jeines Feindes angreift. Die hartnädigfte - 
Bertheidigung kann dazu dienen, dem übermädhtigen Feinde Achtung abzu— 
nöthigen und befjere Friedensbedingungen zu erzielen. Zur Strafe darf 
der Sieger nur die tödten, welche ein ftrafbares Verbrechen begangen 
haben, z. B. die Seeräuber, die Spione oder Marodeurs. Aber diefe Art 
der Tödtung ſetzt ein jhrafgerichtliches Verfahren voraus, wenn auch viel- 
leicht das jummarische des Standrechts. Das ift nicht mehr Kampfes— 
recht, ſondern Strafredt. 

Auch das Recht, die Angehörigen des feindlichen States, vorzüglich 
die bei der Kriegsführung Betheiligten zu Kriegsgefangenen zu machen, 
ift durch den Zweck des Kriegs begränzt und darf nur al ein Mittel 
zum endlichen Frieden benubt werden. Die Kriegsgefangenſchaft der 
‚neueren Zeit iſt nicht mehr, wie die antife, eine zeitige Sclaverei. Die 
Grundfäße, welche Preußen und, die Vereinigten Staten in einem Vertrag 
bon 1785 anerkannt haben, find nad und nad allgemeines Recht ges 
worden. Die Striegsgefangenen dürfen nicht als Verbrecher, nicht als 
Züdtlinge behandelt mweiden. Sie werden nicht zur Strafe, fondern ber 
Sicherheit wegen und um den Feind eher zum Frieden zu nöthigen, in 
ihrer Freiheit beichränft und verwahrt. Sie dürfen daher nicht miß— 
handelt und gequält, noch zu Wrbeiten angehalten werden, welche ihrer 
Lebenzjtellung nicht angemeffen find, auch dann nicht, wenn man bon 
ihnen fordern fann, daß fie ihren Lebensunterhalt mit ihrer Arbeit ber— 
dienen. Sogar ihre Bewegung und ihre Beihäftigung find nicht mehr zu 
beſchränken, als es das Intereſſe der Sicherheit fordert. Die heutige Sitte 
verlangt jogar, daß die kriegsgefangenen Officiere auf ihr Ehrenwort in 
relativer Freiheit gelaffen werden. Nur wenn fie diejelbe mißbrauchen zu 
ſtatsfeindlichen Zwecken oder Fluchtverfuche machen, find fie ftrenger zu bes 
wachen. So lange nicht die Sicherheit und die gute Ordnung darunter 
leiden, find auch den SKriegsgefangenen unbedenklich diejenigen Genüffe zu 
verftatten, für welche fie auf eigene Koften ſorgen oder die ihnen bon 
ihren Landsleuten und Freunden ermöglicht werden. 

Mit edler Sorge nimmt fih das Heutige Völkerrecht auch der ver— 
mwundeten Feinde an. Die Beſchlüſſe des internationalen Congreſſes zu 
Genf im Auguft 1864, welcher auf Einladung der Schweiz bon einer 
großen Anzahl von Staten beſchickt wurde, erkennen den Rechtsgrundſatz 
an, daß die ärztliche Sorge, welche den eigenen Berwundeten zu heil 
wird, aud auf die verwundeten Feinde in weſentlich gleicher Weiſe aus— 
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gedehnt werden ſolle. So ward das chriſtliche Princip der Feindesliebe in 
die bindende Form des Menſchen- und Völkerrechts überſetzt. 


Feindliches Vermögen im Landkriege. 


Nicht minder groß find die Fortſchritte, welche das neuere Völkerrecht 
in der Anerkennung und dem Schube des feindlichen Vermögens gemacht 
hat. Freilich befteht hier noch zwiſchen Land- und Seefrieg ein be 
deutender Unterfchied. In jenem ift die alte Barbarei früher und voll- 
ftändiger überwunden worden, als in dieſem. 

Die antiten Völker, welche den Feind als rechtlos anjahen, betrach— 
teten auch das Vermögen aller derer, die fie Yeinde nannten, al3 einen 
Gegenftand freier Befit- und Wegnahme. Das Grundeigenthum der Feinde 
verfiel dem fiegreihen Stat, ihre Habe ward von den Truppen erbeutet 
und dem Feldherrn überliefert, welcher über die Vertheilung frei verfügte. 
Keine Rechtsvorjchrift hinderte das Heer, die Häufer der Feinde abzubrennen 
und ihre Pflanzungen zu verwüften. Die Sitte war freilich oft menſch— 
licher al3 das Recht und die Politik jchonte oft, wo das Recht Zerftörung 
und Raub geftattete. Aber in vielen Fällen zeigte fi) auch die wilde 
Rohheit eines barbarifchen Kriegsrechts in ihrer ſcheußlichen Geftalt, ohne 
Maß und ohne Scham. 

Nicht viel ander war e3 im Mittelalter. Die damaligen Fehden 
waren weniger blutig als die antifen Schlachten, aber um jo verderblicher 
für das Eigentum und den MWohlftand der betroffenen Gegenden. Das 
Grundeigenthum blieb zwar meiftens unverändert, aber die Dörfer wurden 
niedergebrannt, die Burgen gebrochen, die Bäume umgehauen, das Vieh 
weggeführt, die Habe der friedlichen Leute al3 gute Beute geraubt. 

Auch hier bewährt jener Grundſatz des heutigen Rechts, daß der 
Krieg gegen den Stat und nicht gegen die Privaten geführt werde, feine 
heilſame Wirkung. 

Wir unterfeheiden nun zwiſchen öffentlidem Vermögen und 
Privatgut.d Das öffentliche Vermögen, welches dem feindlichen State 
gehört, darf im Sriege angegriffen und -von dem Sieger meggenommen 
werden. Voraus bemächtigt ſich die Kriegsgewalt aller der Sachen des 
Teindes, welche Bezug auf die Kriegsführung jelber haben, der Waffen, 
der Öffentlichen Magazine und Borräthe, der Kriegscaſſe, denn voraus ift 
die Kriegsgewalt berechtigt, dem Feinde die Mittel zu entwinden, mit denen 
derjelbe Krieg führt und Widerſtand leiftet, Ferner ergreift fie, indem fie 
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in feindlihem State fortjchreitet, die Zügel der Statögewalt und nimmt 
mit Recht die öffentliche Autorität einftweilen für fi) in Anfprud. Sie 
verfügt daher über die öffentlichen Gebäude, nimmt die Finanzgefälle aller 
Art in ihre Hand, und erjtredt ihre Hand über die öffentlichen Gaffen; 
denn es dient das, den feindlichen Stat zu überwinden und zum Frieden 
zu zwingen. 

Indeſſen jogar innerhalb des öffentlichen Vermögens beginnt die civi— 
Iifirte Belt feiner zu empfinden und wichtige Unterſcheidungen zu machen. 
Nicht alles öffentliche Gut dient in gleicher Weile dem State und daher 
auch ſchließlich ſeiner Kriegsmacht. Diele öffentliche Anftalten dienen mit 
ihrem Vermögen andern, eher jocialen Zweden. Die Kirchen find den 
religiöjen Bedürfniffen der Bewohner geweiht. Die Spitäler find für 
Kranke beftimmt. Die Schulen, die Bibliotheken, die Laboratorien, die 
Sammlungen find für die Ziwede der Bildung und der Wiſſenſchaft ge— 
gründet. Eben deshalb find fie, wie die Amerikaniſchen Kriegsvorſchriften 
e3 ausdrüden ($ 34), nicht im Sinne des Kriegsrechts als öffentliches Ver— 
mögen zu betrachten und follen ihren Zwecken nicht entfremdet werden. 
Der Raub von Kunftihägen und Denfmälern, noch in den Revolutiond- 
kriegen zu Anfang diefes Jahrhunderts oft geübt, erjcheint dem öffentlichen 
Gewiſſen bereit? als anſtößig und widerrechtlich, weil diefe Dinge feinen 
nahen Bezug auf den Stat und den Krieg haben, fondern der friedlichen 
Eultur der bleibenden Nation dienen. 

Wenn das heutige Völkerrecht fogar,/einen Theil der öffentlichen 
Güter vor den Griffen de3 Siegers bewahrt, fo verfteht ſich der;‘ Schuß 
des Pribateigenthums nun von ſelbſt. Ein Recht des Siegers, das 
Grundeigenthum den Privaten wegzunehmen und ſich anzueignen, 
wird nicht mehr anerkannt. Die Eroberung iſt ein Act der Statsgewalt, 
und läßt das Privateigenthum unverſehrt. Der Pariſer Caſſationshof hat 
daher mit gutem Grunde entſchieden, daß ſelbſt die fürſtlichen Privat- 
güter kein Gegenſtand der Eroberung ſeien und daß nur die Güter, welche 
dem Fürſten als Statshaupt zugehören, von dem ſiegenden Feinde weg— 
genommen werden dürfen. Das Privateigenthum iſt alſo nur inſofern der 
Kriegsgewalt unterworfen, als es auch der Statsgewalt unterworfen bleibt. 
Die Grundeigenthümer müſſen ſich gefallen laſſen, daß das Heer, ſoweit 
die Kriegsoperationen es nöthig machen, vorübergehend ihre Häuſer und 
Güter beſetze; aber ſobald das kriegeriſche Nothrecht mit der Noth ſelbſt 
erliſcht, tritt auch die Regel des freien Eigenthums von ſelber wieder in Kraft. 
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Endlich hat das gereiftere Rechtsbewußtſein der civilifirten Welt es 
eingejehen, daß auch jenes angebliche Beuterecht im Krieg, troß der 
zahlreichen und ehrwürdigen Autoritäten der römiſchen Rechtswiſſenſchaft 
und der mittelalterlihen Rechte, eitel Unrecht ſei und fich mit einer 
geficherten Weltordnung durchaus nicht vertrage. Es iſt beſchämend für 
unfere Wiſſenſchaft, daß fie in diefer wichtigen Frage nicht eher die Wahr- 
heit erfannt hat, als bis ihr die veredelte Kriegsführung der heutigen Staten 
durch die thatfächliche Mipbilligung und duch das militärifche Verbot aller 
Beutemacherei borausgegangen ift. Während die Gelehrten fich noch immer 
durch die alten Autoritäten täufchen ließen, arbeiteten die Generale mit 
eijerner Disciplin an der Abſchaffung jenes offenbaren Raubs, den man 
vergeblich fich bemüht, als Recht auszugeben. Worauf denn follte fich 
dieſes angebliche Beuterecht gründen? Etwa auf den alten Wahn, daß der 
Feind ein rechtloſes Weſen ſei? Aber der Feind ift ein Menſch und jeder 
Menſch ein Rechtsweſen. Oder auf die Borftellung, daß im Kriege die 
Gewalt Herrjche? Uber es ift ja der Beruf des Völkerrechts, auch die 
Kriegsgewalt mit den Bügeln des Rechts zu bändigen. Oder auf den 
Gedanken, dak dem Feinde zu ſchaden natürliches Kriegsrecht ſei? Aber 
die Privatperfonen find als ſolche nicht Feinde, und das Privateigenthum 
darf daher nicht willfürlich gefchädigt werden. Oder auf die Webereinftim- 
mung der Völfer ? Aber die civilifirteften Völker verwerfen das Beuterecht 
als Raubrecht. 

So entjchieden hat fich die civilifirte Hriegsführung in unfern Tagen 
von der alten Barbarei losgefagt, daß jogar die Lebensmittel, deren das 
Heer in feindlichem Lande bedarf, regelmäßig eingefauft und baar bezahlt 
werden. Die ſcheußliche Marime, nicht etwa nur des dreißigjährigen Kriegs, 
jondern noch der Revolutionskriege zu Ende des vorigen und zu Anfang 
des jehigen Jahrhunderts, daß der Krieg ſich felber ernähren müffe und daß 
daher die Heere in Feindesland auf Koften der friedlichen Bewohner leben 
dürfen, wird heute don der öffentlichen Meinung als Barbarei gebrandmarft. 
In der Noth Freilich, wenn ausreichende Lebensmittel und andere unent- 
behrlihe Sachen in ordentlicher Verkehrsform nicht zu erwerben find, viel 
leicht weil die Einwohner fie nicht dem Heere verkaufen wollen, oder die 
Lieferungen zurüd bleiben, dann kann es dem Truppenkörper nicht ver- 
wehrt werden, auch mit Gewalt ſich die Dinge anzueignen, ohne die er 
nicht leben und feine Beftimmung erfüllen kann; denn niemals fann die 
öffentliche Gewalt ihre Erxiftenz dem Privatrechte zum Opfer bringen, viel- 
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mehr muß diefes der Noth des States weichen. Aber fogar in diefem 
äußerften Falle erkennt die heutige Kriegsgewalt, ſoweit nicht das Recht 
zur Beiteuerung oder das Recht auf Sriegslaften (Fuhrwerke, Cinquar= 
tirung) die Forderung umentgeltlicher (wenigitens vorläufig unentgeltlicher) 
Leiltungen rechtfertigt, die Pflicht ſchatzungsgemäßer Entjhädigung an, und 
zieht die geordnete Auferlegung von Contributionen auch der aus Noth 
erlaubten Marode entſchieden vor. 

Am wenigften ijt es den Sriegsleuten geftattet, die Hauswirthe, bei 
denen fie einquartirt werden, zu bejchädigen und zu beftehlen. Wo der— 
gleihen Unfug und Unrecht noch gelegentlih vorkommt und, fei es aus 
Rachſucht oder aus Gewinnſucht, auch von den Officieren noch geduldet 
wird, da gejchieht dies nicht mehr im Sinne fondern mit Widerfpruch des 
heutigen Kriegsrechts. Die Chre einer disciplinirten Armee und der 
civiliſirten Kriegsführung fordert firenge Beitrafung folder Mißbräuche und 
Miſſethaten. 

Nur ganz ausnahmsweiſe wird im heutigen Landkriege noch die 
Beute geſtattet. Die Kriegsrüſtung insbeſondere der bewehrten Feinde, 
ihre Waffen und Pferde ſind heute noch Gegenſtand erlaubter Beute, weil 
vor der nahen Beziehung dieſer Sachen zur Kampfesführung die Rüdficht 
auf das Privateigenthum zurüd tritt. Diefe Sachen dienen dem Krieg 
und verfallen deshalb dem Sieger. Dagegen hilt es bereit3 als unwürdig 
und dem civilifirten Kriegsrechte nicht mehr entſprechend, dem befiegten 
Gegner fein Geld oder feine Kleinode megzunehmen. Auch der Kriegs— 
gefangene bleibt Privateigenthümer. «Nur wenn ein Officier große Geld» 
jummen mit fi führt, jo werden diefe nicht als Privatgut, jondern als 
Kriegämittel und Kriegsgut betrachtet. 

2) Ebenfo wird dem Sieger gemöhnlic noch verſtattet, dem tobt auf 
dem Schlachtfeld gebliebenen Feinde die Habe wegzunehmen, die er zurüd- 
läßt. Die völlige Unficherheit diefer Verlaſſenſchaft läßt die Wegnahme 
in milderem Lichte erfcheinen. Indeſſen der ehrenhafte Sieger wird ſolche 
Sachen doch nur infofern behalten, al3 er die rechtmäßigen Erben nicht 
fennt, und fie herausgeben, fobald Jemand ein beffered Recht daran nad) 
mweilt. 7 ) Die heimliche Marode aber den Schladhtfeldern nachſchleichender 
Diebe wird nicht mehr geduldet, fondern als ein ſchweres Verbrechen 
beitraft. 

Zumweilen vertheidigt man noch heute die Erlaubniß zur Plünderung 
eines hartnädig vertheidigten Plabes, mit dem Bedürfniß der Kriegsfüh— 
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rung, die Angreifer durch die Ausfiht auf Gewinn zum Sturme zu er 
muthigen. Indeſſen ift das nur die alte Barbarei, welche verjucht, ſich in 
diefem lebten Schlupfminfel noch eine Zeit lang wider die befjere Rechts— 
ordnung zu halten. Ganz mit denjelben ſchlechten Gründen hatte man 
bordem den Stürmenden auch die Frauen in dem eroberten Plate Preis 
gegeben. Was feiner Natur nach ſchändliches Unrecht ift, das darf auch 
nicht al3 Belohnung verſprochen und nicht als ein Mittel benutzt werden, 
um den Pflichteifer leidenſchaftlich aufzuregen. 


Teindliches Vermögen im Seefrieg. 


Biel zäher hat die alte Barbarei im Seefrieg der Aufnahme neuer, 
das Privateigentfum auch im Kriege ſchützender Grundſätze widerſtanden. 
Sie ift hier vorzüglich don einem State vertheidigt worden, der in anderer 
Hinficht fich unläugbare Verdienfte um die Ausbildung eine Humaneren 
Bölferrecht3 erworben hat, nämlich von England, der größten modernen 
Seemadt. 

Die englischen Staat3männer und Rechtögelehrten voraus behaupteten, 
das Beuterecht, daS im Landfriege beffer aufgegeben werde, ſei für den 
Seekrieg nicht zu entbehren. Sie wiefen darauf Hin, daß die Landmächte 
in der Befignahme und Eroberung des feindlichen Landes ein eingreifendes 
und wirkſames Zwangsmittel befiten, um den feindlichen Stat zur Aner- 
fennung ihrer Rechtsanfprüche und Yorderungen zu nöthigen, daß aber die 
Seemächte dieſes Zwangsmittels entbehren, weil ihre Macht auf die See 
und die Seeküften beſchränkt ſei. Sie gründeten auf dieſen Unterjchied 
die Nothiwendigfeit für die Seejtaten, nad) einem andern Zwangsmittel zu 
greifen, und als jolches, meinten fie, biete fi) nur die Unterdrückung des 
Seehandel3 und die Wegnahme der feindlihen Schiffe und Kaufwaaren 
an. Allein niemals kann die Schwäche der rechtmäßigen Kriegämittel ein 
Grund fein, um die Zuläffigkeit unrechtmäßiger Kriegsmittel zu rechtfer— 
tigen. So wenig der Yinanzmann, dem es nicht gelungen ift, ein Dar- 
lehen abzufchließen, die leeren Statscaſſen dadurch füllen darf, daß er den 
Reihen all ihr Geld wegnehmen läßt, jo wenig darf der Kriegsmann des— 
halb das Privatgut zur See berauben, weil die Kanonen feiner Schiffe 
nicht ind Innere des Landes wirken. Die Kaufleute des feindlichen States 
find als folche feine Feinde, weder der Seemacht noch der Landmacht gegen= 
über; und wenn dieſe genöthigt ift, ihr Privatrecht zu achten, jo liegt der 
Seemacht ganz diefelbe Pflicht ob aus ganz denjelben Gründen. Die frü- 
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here Barbarei im Landkrieg wurde ganz ebenfo damit vertheidigt, daß die 
Schädigung der Feinde ein unentbehrliches Mittel fei, um den Feind zur 
Nachgiebigkeit zu zwingen. Man hat diefelbe abgefchafft, weil man das 
Unrecht und die Verderblichkeit diefes Kriegsmittels erkannt hat. Diefelbe 
Einfiht wird endlich auch das Beuterecht im Seekrieg als einen Flecken 
der heutigen Weltordnung erkennen laſſen und diefelbe davon reinigen helfen. 

Bor einem Menfchenalter ftand es freilich noch ſchlimmer als gegen- 
wärtig. Somohl die Schiffe der feindlichen Nation ſammt ihrer Ladung 
al3 die feindlichen Kaufgüter, felbft wenn fie auf neutralen Schiffen ver- 
führt wurden, fchienen ein offener Gegenftand der Seebeute zu jein, ob— 
wohl fie nicht im Eigenthum des Staates waren, mit welchem Krieg ge= 
führt wurde, fondern der Privaten, gegen welche nicht Krieg geführt ward. 
Man bedadhte nicht einmal, daß die Enteignung diefer al3 gute Prife weg- 
genommenen Privatgüter jogar die Gränzen eines Zwangsmittels gegen 
den Feind überjchreite, indem fie nicht wie die Beichlagnahme für die For— 
derungen ein Unterpfand jchafft, jondern über den Frieden Hinaus wirkt 
und das Recht Friedlicher Privaten völlig aufzehrt. 

Indeſſen einige, freilich noch nicht genügende, Fortſchritte find gemacht 
worden, um aud) da3 Seekriegsrecht zu civilifiren. 

Es verdienen vorzüglich folgende Maßregeln Erwähnung: 

1. Die endlihe Mipbilligung und Abſchaffung der Kaperei. Nach 
der früheren räuberijchen Praris begnügten ſich die Seemächte nicht da= 
mit, durch ihre Kriegsmarine den Seehandel zu behindern und die Rheder 
und Saufleute der feindlichen Nation nah Kräften zu jchädigen. Sie 
riefen jogar die Raubluft der Privatunternehmer zu Hülfe und ermächtig- 
ten diejelben, mit ihren Kaperfchiffen auf Beute auszulaufen. Es mar 
das ein von Stats wegen in Kriegszeiten autorifirter Seeraub. Ver— 
geblich Hatten fi im vorigen Jahrhundert philanthropiiche Männer, wie 
Franklin, gegen diefe ſchmachvolle Unfitte erffärt. Auch ein Staatsver— 
trag zwiſchen den Vereinigten Staaten von Nordamerifa und Preußen 
bom Jahr 1785, worin beide Mächte verfprachen, niemals Kaperbriefe 
wider einander augzuftellen, blieb ohne allgemeine Nachfolge. Während 
der Napoleonijchen Kriege noch waren die franzöfifhen Kauffahrer aus 
allen Meeren von den Engländern weggefegt worden und franzöfiiche 
Waaren nirgends vor der englijchen Confiscation ficher, fo weit die eng— 
liſche Seemadt reichte. Die Continentaljperre, welche der Kaiſer Napoleon 
gegen England in Europa anordnete, war nur Wiedervergeltung, aber 
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nicht wirffam genug, um von England den Verzicht auf die Seebeute zu 
erzwingen. 

Endlich haben fi auf dem Parifer Congreß vom Jahr 1856 die 
verſammelten Mächte zu dem wichtigen Sabe de3 heutigen europäijchen 
Völkerrechts geeinigt: „Die Kaperei ift abgeſchafft“. Leider ift der- 
jelbe durch den Widerfpruch der Vereinigten Staten noch nicht allgemein 
anerkanntes Recht geworden. Die Weigerung Nordamerikas zuzuftimmen 
beruhte freilich auf einem Grunde, der an ſich volle Billigung verdient. 
Der Präfident wollte nicht damit die Saperei gutheißen, fondern er erklärte 
nur, daß die Abjchaffung derjelben für ſich allein und, jo lange nicht auf 
das verwerfliche Beuterecht zur See überhaupt verzichtet werde, eine unzu— 
reichende und fogar eine gefährliche Maßregel ſei. Es ift wahr, die großen 
Seemächte, welche über eine zahlreiche Kriegsmarine verfügen, bedürfen der 
Beihülfe der Kaper nicht, und ihre Weberlegenheit im Seefrieg über ſchwä— 
here Seeftaten mit zahlreicher Handel3marine aber wenig Kriegsſchiffen 
wird dadurch eher vergrößert, weil nun die letztern Staten der vielleicht 
nüglichen Hülfe von Kaperſchiffen, in die fi) die KHauffahrer verwandeln 
fönnen, entbehren müfjen. Indeſſen war jene Weigerung doch ein Fehler; 
denn es iſt nicht recht, was man jelbjt für Unrecht erflärt, deshalb feſtzu— 
halten, weil daneben noch anderes Unrecht fortbefteht, noch politiich Hug, 
ein erreichbare minderes Gut nicht anzunehmen, weil ein größeres wünſch— 
bares Gut noch nicht erlangt wird. Die Abſchaffung der Kaperei liegt auf 
dem Wege zur Abſchaffung der Seebeute, fie iſt nicht ein Hinderniß diefer 
Entwidlung. 

2. Die Gefahr für die Hauffahrer ift ferner durch die neuere Sitte 
der friegführenden Seemächte, eine ergiebige Friſt anzufegen, binnen wel— 
er die Schiffe der feindlichen Nation ungefährdet aus den Häfen des 
Krieg drohenden States auslaufen und fi) mit ihrer Ladung nad) einem 
fihern Hafen flüchten können, erheblich ermäßigt worden. In dem Kriege 
mit Rußland von 1854, 1855 haben die Weitmächte England und Frank— 
reih ein nahahmungswürdiges Beilpiel der Art gegeben. 

3. Ferner wurden auf dem Parifer Congreß von 1856 zwei wich— 
tige Geſetze in das Völkerrecht aufgenommen : 

a) „Die neutrale Flagge dedt die feindlide Waare, mit 
einziger Ausnahme der Sriegscontrebande.” Da fein Staat auf 
offenem Meere eine Gebietshoheit beißt, fo ift ſchon lange der bvölferrecht- 
liche Satz anerkannt, daß jedes Schiff auf offener See nur der Schutz- 
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hoheit und Statögewalt feines eigenen Landes unterthan ift. Die nationale 
Flagge bezeichnet den Staat, dem da3 Schiff angehört. Es wird betrachtet 
wie ein ſchwimmender Theil des betreffenden Staatsgebiets. Es war da— 
her nur folgerichtig, das feindliche Privateigentfum in neutralen Schiffen 
ebenjo zu achten, wie wenn e3 in dem neutralen Zande wäre. Der Krieg 
darf das neutrale Gebiet nicht antaften. Es ift Friedensland. Die Kriegs— 
contrebande macht deshalb eine Ausnahme, weil fie der Kriegspartei als 
jolcher zu Kriegszweden zugeführt wird. Im Uebrigen gilt nun der Satz: 
„Brei Schiff, frei Gut“, 

b) lleberdem joll die „neutrale Waare“ auch auf feindlihem 
Schiffe gegen das Prijenrecht gefichert werden, d. h. das Beuterecht darf 
nur auf feindliche Schiffe und auf Waaren der feindlichen Nation auf 
feindlihen Schiffen angewendet werden. Auf „unfreiem Schiff“ kann es 
aljo „freies Gut“ geben. 

4. Endlich hat der Pariſer Congreß von 1856 auch das oft un- 
mäßig geübte Blofadereht durch die Bedingung beſchränkt, daß die Blo- 
fade „mwirkfam“ jein müſſe, um anerfannt zu werden, d. h. die Seefperre 
gilt nur inſoweit, al3 die Seemacht, welche fie im Kriege anorbnet, diejelbe 
auch thatfächlih und mit fortgefegtem Erfolg handhabt, aljo nicht, wenn 
es ihr an den nöthigen Kriegsſchiffen mangelt, um die Ein- und Ausfahrt 
in den blofirten Hafen durchweg zu verhindern. 

Es find das Alles bedeutende Ermäßigungen des hergebrachten Raub— 
rechtes der Seebeute. Aber ein wahrhaft civilifirtes Seekriegsrecht wird 
erit dann vorhanden fein, wenn die ganze Seebeute ebenſo im Princip 
unterjagt wird, wie die Beute im Landfrieg, wenn Schiffe und Waaren 
der friedlichen Rheder und Kaufleute zur See ebenfo ficher find, wie die 
Habe der Bewohner des Landes. Diefe Fortbildung des Völkerrechts wird 
nicht mehr lange ausbleiben. Auch die Seemächte, welche bisher der For— 
derung des natürlichen Rechts feine Folge gegeben und der Macht der 
Logik ſich nicht gefügt Haben, werden fchlieklih der lauten Stimme der 
eigenen Intereſſen Gehör geben. Das Beuterecht, da3 gegen die fremden 
Schiffe und Waaren verübt wird, gefährdet und verlegt nicht blos das 
Vermögen der feindlichen, fondern ebenfo der eigenen Nation, denn Handel 
und Verkehr find immer wechſelſeitig, Auch der Handel und der Erebit 
der eigenen Kaufleute leidet ſchwer in Folge diefer barbarischen Ueberſpan— 
nung der Srieggübel; und volle Sicherheit hat auch ihr eigenes Privat- 
eigenthum erft dann, wenn alles Privateigenthum geachtet wird. Seit den 
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Kriegen Englands mit Napoleon I. hat fi auch in diefer Hinficht die 
Welt jehr verändert. Der engliiche Welthandel bedarf nun zu feiner 
Sicherung faum minder des völferrechtlihen Schußes, als der franzöſiſche, 
oder nordamerifanijche oder deutſche; denn jo mächtig die englifche Kriegs— 
marine auch ift, fie wäre doch nicht im Stande, zugleich der feindlichen 
Kriegsmarine zu begegnen und überall die engliichen Kauffahrer zu ſchützen. 
Wir dürfen daher wohl die Hoffnung hegen, daß die Vorjchläge, welche 
Bremen im Jahre 1859 zum Schub des friedlichen Welthandels gemacht 
hat, jchließlich auch die Billigung Englands finden und dann zum allge 
meinen Völkerrecht erhoben werden. 


Die Nentralität. 


Zum Schlufje verdient noch die Ausbildung der Rechte und Pflich- 
ten der neutralen Staten erwähnt zu werden, welche jeit dem Ende des 
borigen Jahrhunderts ebenfall3 manche Fortjchritte gemacht hat. Indem 
das Recht der Neutralität wächſt, wird zugleich das Recht und die Gefahr 
des Krieges eingefchräntt. Die neutralen Staten umſchließen mit ihrem 
friedlihem Gebiete das Kriegsgebiet. An ihren Gränzen bricht ſich die 
Brandung der Kriegäfluth. 

Es ift überhaupt ein beachtenswerthes und preiswürdiges Beftreben, 
wie e3 fi in dem neueften Ruffifchen, dem Italieniſchen und dem Däni- 
ſchen Kriege gezeigt hat, den Krieg möglihft zu localijiren, d. h. die 
unvermeidliche Gewalt und die Uebel des Krieges auf ein möglichft enges 
Kriegsfeld einzugränzen. Die allmählich erftarkte Neutralität Hilft den 
Krieg im Großen localifiren. Dadurch wird die Welt vor einem allge 
meinen MWeltbrand gejchügt und es wird die Macht des Friedens auch dem 
Kriege gegenüber fortwährend bewährt. Die neutralen Staaten vertreten 
das friedliche Regelrecht, jeen der Ausnahme des Kriegsrechts Schranten 
und tragen überdem dazu bei, die Leiden des Kriegs zu mildern, indem 
fie den BVerfolgten und Flüchtlingen eine friedliche Zuflucht eröffnen, und 
den Krieg eher zu beendigen, indem fie die Friedensunterhandlungen ers 
feihtern und vermitteln. 

Der Anſtoß, welchen die Ruſſiſche Kaiſerin Katharina IL. auf den 
Rath ihres Kanzler Panin in der jogenannten „bewaffneten Neutralität“ 
bon 1780 zum Schuß der neutralen Schiffahrt gegeben, und die Berab- 
redungen, welche in derſelben Richtung im Jahre 1800 von den nordiſchen 
Mächten Rußland, Preußen, Schweden und Dänemark getroffen wurden, 
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haben die Rechte der neutralen Schiffahrt in Sriegszeiten gefräftigt und 
Grundſätze zuerſt vertheidigt, welche endlich auf dem Pariſer Congreß von 
1856 allgemein gebilligt worden find. Noch beftehen freilich) über den. 
Begriff der unerlaubten Contrebande mande Zweifel, welche den Handel 
unfiher machen; aber auch in Kriegszeiten und felbft wenn der Verdacht 
der Gontrebande fich erhebt, ift doch das früher rückſichtslos geübte Durch- 
ſuchungsrecht der feindlichen Sriegsihiffe gegenüber den neutralen Handels— 
Ihiffen, jorgfältiger begränzt worden. So lange freilich noch die Kriegs— 
partei allein die Brijengerichte beitellt, welche darüber erfennen, ob ein 
weggenommenes neutrale Schiff Contrebande geführt habe oder die recht- 
mäßige Blofade in unerlaubter Weije habe brechen wollen, jo lange find 
die Garantien für eine unparteiiiche Rechtspflege noch gering. Zwar find 
die Prijengerichte in neuerer Zeit etwas unbefangener geworden als früher, 
fie vermuthen nicht mehr wie ehedem fo leichtjinnig oder leidenſchaftlich 
für die Schuld des eingebrachten Schiffes, fie find geneigter worden, auch 
die Vertheidigung zu hören und zu würdigen, die Freilprehungen find 
weniger jelten geworden. Aber der Grundcharakter eines ausfchließlich von 
der Partei gejeßten und bejegten Gerichtshof3 wird heute noch feitgehalten 
und deshalb können die Neutralen diefe Handhabung der Rechtspflege noch) 
nicht mit Vertrauen betrachten. 

Indeſſen den Rechten der Neutralen entjprechen auch Pflichten. In— 
dem die Neutralen verlangen, daß fie von den Folgen und Wirkungen des 
Kriegs möglichft wenig betroffen werden und daß die Kriegsgewalt der Feinde 
or ihrer friedlichen Haltung rückſichtsvoll vorbei gehe, jo dürfen fie auch 
ihrerjeit3 nicht an der Kriegführung ſich betheiligen. Die neutralen Staten 
dürfen nicht friegen helfen, wenn fie im ihrer friedlichen Neutralität geach— 
tet bleiben wollen. Wer den Feind im Kriege und zum Kriege unterftüßt, 
der hört auf, neutral zu fein, denn neutral fein Heißt auf feiner der 
beiden Seiten Theilnehmer am Kriege fein. 

Auf die Ausbildung der Rechte und der Pflichten der Neutralen 
hat einen großen Einfluß die Neutralitätsacte gehabt, welche zuerft in Nord» 
amerifa auf den Betrieb Hamiltons und im Einverftändnig mit dem 
Erſten Präfidenten Washington im Jahre 1794 erlaſſen und im Jahr 
1818 revidirt worden ift. Sie ift von der Englischen Barlamentsacte 
von 1819 nach- und fortgebildet worden. Der legte Bürgerkrieg in den 
Vereinigten Staten hat freilih den Glauben an die Wirkjamteit diejer 
Neutralitätsgefege einiger Maßen geſchwächt. Die Vereinigten Staten be= 
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Hagen fi darüber, daß England nicht forgfältig und nicht entjchieden 
genug die Begünftigung der Siüdftaten verhindert und durch Lieferung 
bon engliihen Schiffen die räuberiihen Kreuzer ausgerüftet habe, welche 
die Meere unficher machten; und mande Zeichen deuten darauf, daß 
auch die Amerifaniihe Praris bei Kriegen europäifcher Staten eine larere 
Bolitif befolgen werde und ihren Schiffsbauern verftatten werde, den 
Kriegsparteien Kriegsſchiffe zu liefern. 

Man fieht, die theilweife twiderftrebenden Intereſſen des freien Han— 
dels der Neutralen auch mit der Nation der Hriegspartei und der uner- 
läßlichen Enthaltfamkeit von jeder Theilnahme am Krieg von Seite des 
neutralen Stats find noch mit einander im Kampf und ſuchen nod) das 
gerechte Gleichgewicht. 


Das Recht der nationalen Entwicklung und der 
Selbſtbeſtimmung der Völker. 


In unjerer Zeit hört man oft die laute Klage, der Beſtand der 
Staten jelber jei nicht mehr wie früher durd das Völkerrecht gefichert, Die 
Revolution von Sinnen, die Uebermacht von Außen bedrohen alle legitimen 
Gewalten, und jo oft ihnen der Umfturz eines rechtlich begründeten Zu— 
ftandes glüde, jo werde die_bollendete Thatſache, das heißt zumeiſt das 
fiegreiche Unrecht von den Mächten al3 neues Recht. guigeheißen und an— 
erkannt. Man bejhuldigt das heutige Völkerrecht, es habe alles Ber- 
ſtändniß verloren für die Nechtöficherheit der Staten und ihrer Regierun- 
gen und Huldige jederzeit gefügig dem brutalen Erfolg. 

Man jehe zu, ob denen, welde jo reden, nicht felber alles Ver— 
ftändniß fehlt in die Natur des Völkerrechts und des öffentlichen Rechts 
überhaupt. 

Die inneren Verfafjungsänderungen eines Stat3 und die Wechjel der 
Fürſten und Dynaftien find meiftens Vorgänge in dem Leben eines ein- 
zelnen Volles und States und eben deßhalb zunächſt ſtaatsrechtlich, 
nicht völferrechtlich zu beurtheilen. Das Völkerrecht ordnet nicht Die 
einzelnen Staten, jondern nur die Beziehungen der Staten zu einander. 
Erſt in zweiter Linie tritt daher an das Völkerrecht die Frage heran, 
ob ein Stat, der eirie ſolche Umwandlung erfahren hat und feine thatjäch- 
li die Statsgewalt ausübende Regierung auch in der Statengemeinſchaft 
und im Statenverfehr al3 ſouveräne Perfonen anzuerkennen jeien. Yür 
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das völkerrechtliche Verhalten ift daher die ftatsrechtliche Erledigung gemöhn- 
ih Maß gebend. Jene Vorwürfe, auch wenn fie gerecht wären, würden 
daher eher da3 moderne Statsrecht treffen als das Völkerrecht, melches 
genöthigt und berufen ift, die jtatlihen Bildungen, wie fie in der 
Welt eriftiren, neben einander anzuerkennen und mit einander zu ber 
binden. 

In der europäifchen Reftaurationsperiode von 1815 bis 1830 ver- 
juchten e3 die Mächte der Heiligen Allianz auf den Congrejien von Nachen 
und mehr nod) auf den Congreſſen von Laibah und Verona das Princip 
der dynaſtiſchen Legitimität zu einem Grundgeſetz des europäfchen 
BVölferrecht3 zu erheben. Jede conftitutionelle Beſchränkung der abfoluten 
Fürftengewalt und jede Nenderung in dem neu garantirten Territorialbefik 
wurden al3 Revolution verdammt und der Schuß der beftehenden Stat3- 
auforitäten al3 eine Pflicht der fünf Großmächte dargeftellt, welche berufen 
jeien, das öffentliche Recht in Europa zu fihern und zu ſchützen. 

Die Weltgefhichte hat über den damaligen Verſuch gerichtet, fie hat 
die Unausführbarfeit desjelben an den Tag gebracht und die Mängel jenes 
Grundgedanfens ſchonungslos aufgededt. 

Die mittelalterliche Vorftellung, welche von der Legitimitätspolitif zu 
einem Fünftlihen Scheinleben wieder erwedt wurde, betrachtete die Landes— 
herrſchaft wie ein göttliches Lehen und wie ein Stamm- und Erbgut der 
Dynaftien, worüber beliebig zu verfügen dem regierenden Familienhaupte 
zuftehe, welches jo wenig der Wandlung ausgefegt fei, wie das fefte der 
Privatperfon gehörige Grundeigentum. Von diefem Standpunkte aus 
erjchien der Kampf um die Regierung eines Landes wie der Kampf zwi— 
ſchen Eigenthümer und Räuber. Nach dem Grundjage ſolcher Legitimität 
galt es al3 felbitverftändlih, daß das geichichtlih begründete Thronrecht 
unter allen Umftänden, wie ein Eigenthum erhalten werden müfje wider 
jede Beſitzſtörung. 

Aber diefe ganze Grundanficht von Fürftenrecht ift noch unreif und 
beinahe kindiſch. Das Recht und die davon nicht abzutrennende Pflicht, 
ein Volk zu regieren, ift in Wahrheit fein Privat: und fein Familienrecht, 
e3 ift fein Eigentum. Das Volk iſt eine lebendige Perfon und der Fürft 
ift nicht außer und nicht wie der Eigenthümer einer Herde Vieh über 
jondern in dem Volke al3 das Haupt des Volkes. Sein Recht ift 
öffentliches Recht und öffentliche Pflicht, Statsrecht und Statspflicht. Alle 
ragen der Statsherrſchaft find daher nicht nad den privatrechtlichen 
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Gefepen über Eigentum und Beſitz, nicht nach den ftrafrechtlichen Be— 
griffen von Raub und Diebjtahl, jondern von dem Standpunkte des Volkes 
und des States aus und ihrer Entwidlung zu beurteilen. 

Das aber hat allmählich, nicht ohne Fehljchritte und Mißgriffe, das 
moderne Völkerrecht begriffen, indem e3 den vielfältig durchlöcherten Schnür- 
leib der alten Legitimitätsdoctrin abgelegt hat. 

Es war ein großer Fortſchritt in der Rechtserkenntniß, als man 
endlich einfah, daß die Völker lebendige Weſen jeien und daß demgemäß 
auch das Verfaſſungs- und Statsrecht, welches als Organifation und 
gleihfam als Leib des Volkes fein Leben bedingt und darftellt, Diejenigen 
MWandlungen vornehmen muß, welde nöthig find, um die Ent— 
widlung des Volkslebens zu ermögliden und zu begleiten. Der 
Rechtsbegriff jelbjt wurde dadurch vergeiftigt. . Zuvor war er tobt und falt. 
Seht wurde er voll Leben und Wärme, 

Die Wiſſenſchaft ift noch in diefer den Charakter alles öffentlichen 
Rechts wandelnden Arbeit begriffen, wie die Welt in der Bewegung begrif- 
fen iſt, aus dem mittelalterlihen Herren» und Landesrecht die modernen 
Volksſtaten hervorzubilden. 

Aber heute ſchon dürfen wir getroft al3 ein Ergebniß der Kämpfe 
und Errungenfchaften unfers Jahrhunderts folgende moderne bon dem 
heutigen Völkerrecht wenigſtens ftatsrechtlich gebilligte Rechtsſätze ausfprechen: 

Die Autorität des gejchichtlichen und formulirten Rechts verliert in 
dem Maße ihre Macht, in dem es offenbar wird, daß dasjelbe das Leben 
des States gefährbe ftatt demjelben zu dienen und die Entwidlung des 
öffentlichen Rechts unmöglich macht, ftatt diefelbe zu reguliren. Alles öf- 
fentliche Recht gilt nur, inwiefern es lebenskräftig if. Neben dem Recht 
der ftatlichen Eriftenz ift auch das Recht der nationalen Entwidlung 
anzuerkennen. Das Völkerrecht ehrt die Ergebnifje der MWeltgejhichte und 
betrachtet die Verhältniffe, welche fih als nothwendige und fortwir- 
fende Grundlagen und Bedingungen des derzeitigen Völkerlebens 
manifeftiren, nicht bloß als zu duldende Thatjachen, jondern als geſchicht— 
lihe Fortbildung des Rechts. Das Völkerrecht achtet das Recht der 
Völker, die Form ihres gemeinjamen Verbandes und ihres gemeinjamen 
Lebens, d. h. ihre Verfaſſung felber zu beftimmen. u 

Bei näherer Erwägung zeigt fi, daß jene Anklage des modernen 
Völkerrechts, als fei es rechtlos geworden, völlig eitel if. Ganz im Ge— 
‚gentheil, es iſt der höchſte Vorzug und die Ehre der modernen Rechtsanſicht, 
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daß ihr das Hecht ſelbſt nicht mehr al3 ein todte und als ein Hinderniß 
de3 Lebens, fondern als ein lebendiges und entwidlungsfähiges er- 
ſcheint. Die Selbitvervolllommnung iſt die Aufgabe der Menjchheit, auf 
dem Gebiete des Rechtes nicht minder al3 in allen andern Richtungen 
humaner Gultur. 


Die angeführten einzelnen Momente mögen genügen, um die großen 
Fortſchritte zu veranfchaulichen, welche das Völkerrecht in neuerer Zeit 
wirklich gemacht hat, wenngleich fie aud darauf hinweiſen, daß noch weis 
tere Fortſchritte zu machen find, wenn die civilifatoriiche Aufgabe des 
Völlkerrechts erfüllt und eine humane Weltordnung hergeitellt werben joll. 

Wie die Wiſſenſchaft für die Begründung und Erkenntniß des Böl- 
ferrechtS entjcheidend geworden ift, jo hat fie die Pflicht, auch feine Fort— 
jchritte vorzubereiten, zu beleuchten und zu begleiten. Obwohl nun die 
Praris der Staatsinänner die Leitung übernommen hat, jo hängt doch die 
Wirkſamkeit des Völferrechts hauptfächlic davon ab, daß feine Grundjäße 
und Grundgedanten von der öffentlichen Meinung gefannt und gebilligt 
merden und daß das öffentliche Gewiſſen darüber aufgellärt werde. Ye 
allgemeiner die Rechtsſätze des Völferrecht3 verbreitet und verftanden wer— 
den, je beftimmter und entjchiedener das Rechtsbewußtſein der civilifirten 
Menjchheit fich entfaltet, umſomehr ijt auch die Wirkſamkeit des Völkerrechts 
in der Welt gefihert. In dem Völkerrecht voraus bethätigt ſich noch der 
Erweis des Geiftes und der Kraft. Sein flüfjiger Stoff ift noch nicht, 
wie die andern Necht3ordnungen, zu fefter abgefchlofjener Form geftaltet, 
aber unaufhaltfam wächſt es feiner Beftimmung und feinem Ende, dem 
humanen Weltrecht entgegen. 
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Begründung. Natur und Gränzen des völkerrechts. 


1. 


Völkerrecht ift die anerkannte Weltordnung, welche die verſchiedenen 
Staten zu einer menſchlichen Rechtsgenoſſenſchaft verbindet, und aud den 
Angehörigen der verjchiedenen Staten einen gemeinjamen Rechtsſchutz ge— 
währt für ihre allgemein menſchlichen Rechte, 


1. In ber Anerfennung ber Weltorbnung liegt mehr als in ber „Er: 
kenntniß“ berjelben. Diefe kann bloße Theorie fein, jene bedeutet zugleich bie Be: 
währung berjelben im Bölferleben, Das Wiffen allein bildet noch fein Recht; erft 
wenn bie Macht bes NRechtsbewußtfeins fich in ber Praris offenbart, ift eine Rechtes 
orbnung ba, 

2. Zunächſt orbnnet das Völkerrecht das Verbältniß ber Staten zu einander. 
Sein Hauptinhalt ift öffentlihes Recht. Inſofern kann e8 auch, von den ein= 
zelnen Staten aus betradtet, „Außeres Statsrecht“ genannt werben, Der 
Name ift aber ungenau, weil das Völkerrecht von mwejentlih univerfeller Natur, 
weil e8 das Recht ber Menfchheit if. Schon Hugo Grotius hat bas erfannt. 
Prol, 17: „Sieut cujusque civitatis jura utilitatem suae civitatis respiciunt, 
ita inter civitates aut omnes aut plerasque ex consensu jura quaedam nasci 
potuerunt et nata apparet, quae utilitatem respicerent non coetuum singulorum 
sed magnae illius universitatis, et hoc jus est quod gentium dieitur“. Das 
neben orbnet das Völkerrecht aber auch die überall gleihmäßig wirffamen und unter 
ben Schuß ber civilifirten Welt geftellten Rechtsverhältniſſe ber Privatperfonen, und 
heißt infofern „internationales Recht” im engern Sinn. Diefe zweite Bes 
beutung bes Völferrechts ift aber noch weniger entwidelt als bie erſte und gewährt 
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wur einen mittelbaren Schuß, durch Vermittlung ber Staten, Der englifch: 
amerifanifche Sprachgebrauch nennt bas Völkerrecht überhaupt „international 
law“, verfteht aber unter nation, wie ber franzöfiihe das, was wir Volt 
(populus) heißen, d. 5. das zum Stat organifirte Gemeinwefen, ben lebendigen 
Stat, nicht bie bloße Sprach- und Eulturgemeinfchaft, weldhe wir Deutfhde Nation 
beißen, 


2. 


Die gemeinfame Menſchennatur ift das natürliche Band, welches alle 
Völker zur Einen Menfchheit verbindet. Daher hat jedes Volk ein natür- 
liches Recht, in feiner Menſchennatur von den andern Völkern geachtet zu 
werden und die Pflicht, diefelbe Menſchennatur in diefen zu achten. 

Das ift die menschliche Rechtsgleichheit der Völker. 


Sn allen Zeiten haben einzelne Weife biefe Wahrheit erkannt; aber Ans 
erfennung bat biefelbe erft im bem neueren Völkerrecht gefunden, und beuie noch 
ftehen ihrer allgemeinen Durchführung als Rechtsſatz vielfältige Vorurtheile, Glaubenss 
und Raſſenhaß und Selbſtſucht als Hinberniffe im Wege, 


3. 


Es hängt nicht von der Willfür eines States ab, das Völkerrecht 
zu achten oder zu berwerfen. Da ſich fein Stat feiner Menſchennatur 
entledigen fann, jo darf er fich auch feiner Menjchenpflicht nicht entziehen. 


41. Wäre das Völkerrecht ausichließlih bad Erzeugniß bes freien Willens ber 
einzelnen Staten, jo wäre im Grunde alles Völkerrecht Bertragsredt, b. 5. 
fein Stat wäre andern Staten gegenüber verpflichtet, völferrechtlihe Sätze zu bes 
achten, wenn diefelben nicht durch Statenvertrag fanctionirt wären. Es bliebe bann 
fogar unerflärt, weshalb benn die Verträge die Staten auch dann noch binden, 
wenn ber Wille ber Vertragsparteien fi ändert, weßhalb nicht jede Willensänderung 
eine Rechtsänderung nach ſich zieht. Die Verbindlichkeit bes Völkerrechts ſetzt bie 
Nothwen digkeit beffelden im Gegenjage zur Willfür voraus. 

2. Auf dem Eongreß zu Nahen im Jahre 1818 wurbe von ben 5 europäifchen 
Grofmädten bie Verbindlichkeit des europäifhen Völkerrechts — ſowohl für ihre 
wechfelfeitigen Beziehungen als im Verbältnig zu andern Staten — anerkannt, 
Protofoll v. 15. Nov. 1818: „Les souverains en formant cette union auguste, 
ont regard& comme la base fondamentale, leur invariable r6solution de ne 
jamais s’&carter, ni entre eux ni dans leurs relations avec d’autres états, de 
V’observation la plus stricte des prineipes du droit des gens, principes qui 
dans leur application & un état de paix permanent, peuvent seuls garantir 
efficacement l’independance de chaque gouyernement et la stabilit& de 
Vassociation generale“, 
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In demfelben Verhältnik, in meldem das Gemeinbewußtfein der 
Menſchheit an Klarheit und Energie zunimmt, wächſt auch das BVölferrecht 
in Inhalt und Geltung, denn das Völkerrecht geht aus dem Rechts- 
bewußtjein der Menfchheit hervor. 


Vgl. darüber die Ginleitung. 
5 


Die civiliſirten Nationen find vorzugsweiſe berufen und befähigt, 
da3 gemeine Rechtsbewußtſein der Menfchheit auszubilden, und die civili— 
firten Staten voraus verpflichtet, die Forderungen deſſelben zu erfüllen. 
Dephalb find fie vorzugsweiſe die Ordner und Vertreter des Völlerrechts. 


Das Weſen ber Givilifation befteht, wie ſchon ber große Dante erflärt bat, 
in ber barmonifchen Ausbildung univerfeller Menfchlichkeit, ber Humanität. Das 
Völkerrecht ift eine ber ebelften Früchte ber Eivilifation, benn es ift feinem Weſen 
nad eine menfchlihe Ordnung. Der Anſpruch ber europäifchen und amerifanifchen 
Staten, vor ben andern Völkern bie Träger und Schirmer bes Völferrechts zu fein, 
twäre eine eitle Anmaßung, wenn berfelbe ſich nicht auf die höhere Givilifation jener 
Staten grünbete, 


6. 


Denn gleich das heutige Völkerrecht vorerft unter den chriftlichen 
Nationen ausgebildet worden ift, und der chriftlihen Religion vielfältige 
Anregung zu danken hat, fo ift e8 dennoch nicht an das chriftliche Be— 
fenntniß gebunden und nicht auf die chriftliche Welt bejchräntt. 

Seine eigentliche Grundlage ift die Menſchennatur, fein Ziel ift die 
menjchliche Weltordnung, feine Mittel find ftatliche Rechtsmittel, und feine 
Ausbildung ift das Werk der menſchlichen Wiſſenſchaft und Praris. 

Das Völkerrecht verbindet al3 allgemeines Menſchenrecht Chriften 
und Muhammedaner, Brahmaniften und Buddhiſten, die Anhänger des 
Kongfutfü und die Verehrer der Geftirne, die Gläubigen und die Un— 
gläubigen. 


1. Im Gegenfaße zu ber wiffenichaftlihen Begründung und Darftelung bes 
Bölferrehts hatte die „Heilige Allianz” ber brei öftlichen Mächte (14/26, Sept. 
1815) nohmals ben Verfuch gemacht, daffelbe auf die hriftliche Religion zu bafiren. 
l’empereur d’Autriche, le Roi de Prusse et l’empereur de Russie — declarent 
solennellement que le present acte n’a pour objet que de manifester à la 
face de l’Univers leur determination inebranlable, de ne prendre pour rögle 
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de leur conduite, soit dans l’administration de leurs &tats respectifs, soit 
dans leurs relations politiques avec tout autre gouvernement, que les pré— 
ceptes de cette religion sainte, pr&öceptes de justice, de charit& et de paix, 
qui loin d’ötre uniquement applicables à la vie privee, doivent au contraire 
infuer directement sur les r&solutions des princes et guider toutes leurs 
dömarches comme &tant le seul moyen de consolider les institutions humaines 
et de reme&dier à leurs imperfections.“ Der Berfud mußte grundſätzlich miß— 
lingen, weil Ghriftus überhaupt feine Äußere Weltorbnung eingeführt und Feine 
Rechisgefege gegeben hat und er fcheiterte thatſächlich als der Widerftreit der In— 
tereffen die Nlliirten entzweite, die neuen Bebürfniffe nad einer neuen Rechts— 
geftaltung drängten, und ber felbftbewußte Geift der europäifchen Philofophie und 
Rehtswiffenichaft aus dem träumerifhen Schlummer ber Neftaurationszeit wieder 
aufwachte, 

2. Die Religion verbindet bie Menfchen mit Gott, das Recht ordnet 
bie Beziehungen ber Menihen zu ben Menfhen. Die völferretlichen Fragen 
find daher nicht aus ber Glaubenslehre, jondern nah menſchlichen Grundfägen zu 
entfcheidben. Die Beichränfung bes Völkerrechts auf die chriſtlichen Staten mochte 
bem glaubenseifrigen und unbulbfamen Geift des Mittelalters ebenfo natürlich ers 
feinen, wie ber gleichzeitige Anfpruch der islamitifhen Staten auf die Tribut: 
leiftung ber Ungläubigen. Die heutige Menfchheit fühlt und kennt ihre Zufammen- 
gehörigfeit, wenn gleich verfchiebene Religionen in ihr wirken, Gin Stat erwirbt 
nicht deßhalb befondere Nechte gegen einen andern Stat, weil im jenem das Chriſten— 
thum und in diefem ber Islam verbreitet ift, und feiner Menjchenpflicht kann fich 
Niemand aus dem Grunde entziehen, weil er orthobor und ber Andere nicht orthobor 
ift. So wenig das menſchliche Auge oder Ohr in Folge bes religiöfen Glaubens 
anbere Eigenſchaften erhält, eben jo wenig wird das menſchliche Recht durch ben 
Glauben geänbert. 


7. 


Das Völkerrecht ift nicht auf die europäiſche Völferfamilie beſchränkt. 
Das Gebiet feiner Herrſchaft ift die ganze Erdoberfläche, jo weit auf ihr 
fih Menfchen berühren. 


Das heutige Völkerrecht iſt vorerft inmitten der chriſtlichen unb ber 
europäiihen BVölferfamilie, zu welcher natürlich die Colonien in Amerika mit 
zu rechnen find, entjtanden und wird durch ihre Einflüffe allmählich über ben Erb» 
ball hin ausgebreitet. Bol, $ 111. Die germanifde und bie romanijde 
Raffe Haben das Meifte dazu gethan. Aber gerade weil ber Geift biefer Rafjen 
einen univerfellen Charakter hat, und nach Humanität trachtet, fo verwirft er grund: 
ſätzlich jede Beſchränkung bes Völkerrechts auf beflimmte Völker und will allen 
Völkern gerecht werben. Diefe Wahrheit war fon von Pufendorf unb 
Montesquieu Mar gemacht worben, und bennoch bat bis tief ins neunzehnte 
Jahrhundert Hinein bie mittelalterliche Beſchränkung auf die chriſtlichen Staten in 
ber Litteratur und in ber Praris fich erhalten. 
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8. 


So weit da3 Recht der Menſchheit reicht, jo weit reicht das Völker: 
recht. Wo die Eigenthümlichkeit der Staten beginnt, da tritt das befondere 
Geſetz dem allgemeinen vor. 

Das Völkerrecht hebt die Selbftändigfeit und Freiheit der Staten 
nicht auf, ſondern ſetzt dieſelbe voraus und achtet fie. 


Die Ausbildung bed Statsrehts ift ber des Völferrechts vorausgegangen ; 
bie Bölfer jorgten zunächſt für fich, und waren anfangs geneigt, bie andern Völker 
als ihre matürlichen Feinde anzufchen. Spät erſt erweiterte fi ihr Bli auf 
bad Allgemeine, was fie zufammenhält, und fie Ternten in ben andern Völfern ihre 
Brüder erfennen. 


9, 


Das Völkerrecht nöthigt nur infomweit einen Stat, fein bisheriges 
Sonderrecht außer Wirkfamkeit zu feßen oder abzuändern, als dafjelbe mit 
den nothiwendigen Gejegen des Völferrecht3 underträglich erjcheint. 


Die Unterbrüdung des Sclavenhandels und der Sclavenmärfte in vielen 
amerifanifchen und afiatiihen Ländern, das Verbot bed Seeraubs gegenüber ben 
Barbaresfenftaten von Nordafrika, die Nöthigung ber oftafiatiichen Reiche, bem Welt: 
handel Thore und Wege zu öffnen, mögen als Beijpiele dienen, 


10. 


Da die Menfchheit, obwohl ihrer natürlichen Gemeinjhaft und Ein- 
heit bewußt geworden, doch nicht als Eine Gefammtperfon und noch nicht 
einmal al3 eine Rechtsgenoſſenſchaft organifirt ift, jo wird aud das gegen= 
mwärtige Völkerrecht nicht in der Form eines einheitlichen Weltgeſetzes noch 
in der von ftatutarifchen Mehrheitsbefchlüffen geordnet und verkündet. 


Man kann ſich die Menſchheit als eine einheitliche Gefammtperfon, d. h. als 
MWeltftat benfen, ſei es nun in Form einer Weltmonardhie ober eines bie Welt 
umfafienden Bunbesftats. (Bol. Bluntſchli Allgem. Statsreht Buch 1. Cap. 2.) 
Aber bdiefer Gedanke hat noch Feine gefchichtliche Verwirklichung erlebt; es fehlt ſomit 
an einem Organ für bie Weltgejetgebung. Unferer Zeit Tiegt ber Gebanfe 
einer genofjenfchaftlihen Verbindung der Staten, zunächft ber europäifchen, näher, 
aber felbft ein folcher allgemeiner Statenbund eriftirt nocd nicht und daher gibt 
es auch Feine rechtliche Möglichkeit, durch RERESDGEN! fe für bie ganze 
Berbindung Vorſchriften zu geben. 


11, \ 
Die Heutige Welt muß ſich daher mit der weniger bollfommenen 
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Offenbarung des Völlerrechts begnügen, welche in der möglichſt allgemeinen 
und gleihmäßigen Anerfennung der einzelnen Staten, vorzüglich der 
civilifirten Staten liegt. 


Da nur bie Einzelftaten als formale Autorität erifliren, nicht ihr Ber: 
band, fo ift ber Widerfpruch zwijchen dem univerfellen Inhalt bes Bölfer: 
rechts und ber particularififhen Form feiner Ausſprache nicht zu vermeiden. 
Das Völkerrecht ericheint daher als ein Werk ber Einzelftaten, während es in Wahr: 
heit das Erzeugniß ihres Gemeinbewußtjeins ift. 

Die englifhe Regierung berief fih im Jahre 1753 in einem Streit mit 
König Friebrid IL von Preußen auf dieſe urfprüngfihe Quelle bes Völkerrechts 
mit ben Worten: „Das Völkerrecht ift gegründet auf Gerechtigkeit und Billigkeit, 
auf bie Natur ber Sache und wird beftätigt burch lange Uebung.“ (Phillimore 
Intern-Law 1. 21.) 


12, 


Die Anerkennung völferrechtliher Grundſätze kann bon den Staten 
ausgefprochen werden ſowohl in völferrechtlicher als in ftatsrechtlicher Form. 

Sie kann gemeinfam von mehreren Staten ausgeſprochen werden 
auf Congreſſen der Statshäupter mit ihren Mintjtern oder in Gonferenzen 
ihrer Gefanten, durch Protokolle oder in Statöverträgen, fie kann aber 
auch einjeitig durch Gejege oder Verordnungen der Einzelftaten erklärt oder 
in der völferrechtlichen Uebung dargeftellt werben. 


1. Der Unterfchied der Eongreffe und ber Eonferenzen ift ein fließen: 
ber. Wenn bie Statshäupter (Fürften) felber zu gemeinfamen Beichlüffen zuſammen⸗ 
treten, fo wird diefe Zujammenkunft Gongrei genannt; wenn nur bie Gefanten zu= 
fanımen berathen, jo heißt das Eonferenz. Aber der Charakter des Gongrefjes wird 
nicht verlegt, wenn etwa, wie 3. ®. auf dem beutichen Fürftencongreg zu Frank— 
furt am Main 1863 anftatt eines regierenden Königs fein bazu ermächtigter Sohn 
ober nach Umftänden ein anderer Bevollmäcdtigter an ben Berhandlungen Theil 
nimmt. Der Congreß kann fogar ohne Fürſten, lediglich aus Bevollmächtigten ber 
Staten zufammen treten, Umgekehrt es kann auch ein Souverain gelegentlih an 
ben Berathungen ber Gejanten Theil nehmen, ohne daß bie Konferenz um befwillen 
zum Gongrefje wird. Auf ben Gongreffen werben entfcheidende Beſchlüſſe gefaßt, auf 
ben Gonferenzen werben biefelben vorbereitet. Zum Gongreß können baher nur 
beſchlußfähige Perfonen zufammentreten, an Gonferenzen auch Perfonen Theil 
nehmen, welche nicht beſchlußfähig find. 

2. Zn ben Protofollen werben bie gemeinfamen Erflärungen und Beſchlüſſe 
aufgezeichnet, ausnahmsweife auch bie Vorbehalte einzelner vertretener Staten anges 
merft. Die gemeinfame Erklärung bes übereinftiimmenden Willens ift nur dann 
ein wirklicher Vertrag, wen biefer Wille dahin gerichtet, fich je den andern Parteien 
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gegenüber dadurch zu verbinden, nicht aber wenn in bemfelben nur bie Weberzeugung 
funb gegeben wirb von bem, was allgemeine Rechtsordnung fei und daher auch von 
jedem State beachtet werben müſſe ($ 13). Was völferrechtlih im Gewande bes 
Bertragsrehts erfcheint, it bei näherer Prüfung oft dem Wefen nad Geſetze 6— 
recht, d. 5. eine Rechtsregel, deren nothwendig verbindliche Kraft durch ben Vertrag 
nur anerfannt und beſtätigt, micht erfi neu begründet wirb, 

3. Wenn bie Gefeße und Berorbnungen ber Einzelftaten völkerrechtliche Ver: 
bältnifje regeln, fo find fie deßhalb eine Quelle bes Völkerrechts, obwohl fie ber fors 
mellen Betrachtung fih nur als ſtatsrechtliche Acte darſtellen. Dahin gehören 3. B. 
bie Prijenreglemente, das Norbamerifanifche Neutralitätsgefeß u. ſ. f. 


13. 


Die Uebereinftimmung der Völker (consensus gentium) wirkt mehr 
no als Ausdrud des gemeinfamen Rechtsbewußtſeins der Menſchheit denn 
als Willensäußerung der einzelnen Staten. 

Der Widerjpruch eines einzelnen Stat3 genügt daher ebenfo wenig, 
ihn von den offenbaren Pflichten des Völlerrechts zu entbinden, als die 
Nichtbeachtung einer Rechtsregel in einzelnen Fällen die Uebereinftimmung 
der Völker zu entkräften vermag. 


1. Der Eonfens ber Völfer bleibt niht unveränberlid, Er wanbelt 
fih mit ber Zeit und entwicelt fich mit dem Bewußtfein des Menfchengeiftes. In 
ben Uebungen ber Völker wird ſowohl bas Beharrliche als das Veränderliche darin 
offenbar ($ 14). 
> 2. Das fogenannte „conventionelle”, db. 5. auf Bertragswillen beruhende 
Völkerrecht ift nur bindend für bie Vertragsparteien; bas nothwenbige 
Völkerrecht bagegen bindet, foweit feine Nothwendigfeit reicht, auch bie Staten, welche 
fih nicht erklärt haben, ja fogar biffentirende Staten. Die Zweifel, ob ein Rechtes 
fat nothwenbig ober nur conventionel fei, find nicht durch ben bloßen Hinweis auf 
einen Staatsvertrag zu befeitigen, welcher benfelben ausipreche, benn in bem Ber: 
trage kann fowohl conventionelles Recht willkürlich feftgeftelt als nothwendiges 
Recht gemeinfam ausgeſprochen worben fein. Vgl. unten $. 110. 


14. 


Aus den Uebungen und Sitten der Völker darf man auf ihr Rechts- 
bewußtjein und auf die Rechtsgeſetze ſchließen, welche darin fihtbar werden. 
Auch die Uebungen find nicht underänderlih noch unverbeſſerlich. Die 
Vervollkommnung des Völlerrecht3 zeigt fih in den verbefjerten und ver— 
edelten Uebungen der Böllfer. 


1. Bynkershoek de Reb. belli praef.: „Ut mores gentium mutan- 
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tur, et mutatur jus gentium.‘‘ Quaest,. Jur, Publ. IL. 7. „Inter mores gen- 
tium, quae nunc sunt et olim fuerunt, sollicite distinguendum est; nam mo- 
ribus censetur praecipua pars juris gentium.‘ De foro leg. praef.: „Scio ex 
sola ratione aliud atque aliud placere posse ; sed scio eam rationem vincere, 
quam usus probavit, Bgl. aud die Erflärung bes englifhen Oberrichters Korb 
Stowell bei Phillimore I, 46, 

2. Gefährlich und ungenau ift ber Ausbrud bei Vattel Prelim, 8. 26.: 
Lorsqu’une coutume, un usage est generalement &tabli, si elle est utile et 
raisonnable, elle devient obligatoire pour toutes ces nations-la, qui sont 
censdes y avoir donne leur consentement; et elles sont tenues A l’observer 
les unes envers les autres, tant qu’elles n’ont pas déclaré expressäment ne 
vouloir plus la suivre, Soweit in jenen Uebungen notbwendiges Recht offen- 
bar wird, bürfen fich bie Staten nicht losſagen; nur fo weit fie willfürlich find, 
fönnen fie auch willfürlich bejeitigt werben. 


15, 


Menn die herfümmlichen Uebungen im Widerſpruch find mit den 
ewigen Grundfäßen des natürlichen Menſchenrechts oder von dem fortjchrei- 
tenden Rechtsbemwußtjein der civilifirten Völker gemißbilligt werben, jo find 
diefelben nicht oder nicht mehr rechtsverbindlih für die einzelnen Staten 
und ijt eine Verbeſſerung derjelben nothwendig. 


Die Abſchaffung ber Schaverei und bes Beuterechts ift überall im Gegenſatz 
zu ben alten Uebungen ber Staten durch PVerbefferung ber Völkerſitte eingeführt 
worben. 


16. 
Wie in den Uebungen der Völker fo ift auch in den Aeußerungen 


bewußtfein der civilifirten Menjchheit ausgeſprochen. Inſofern die Wifjen- 


haft das Recht darftellt, dient fie der Klarheit des Rechts und der Ver— 
breitung der Rechtskunde; in wiefern fie eine Autorität über die Menfchen 
übt und die Handlungen und das Verhalten der Staten beftimmt, wirft 
fie an der Fortbildung der Rechtsordnung felber mit. 


Hugo Grotius I. 1. XIV. „Probatur (jus gentium) pari modo quo 
jus non scriptum civile, usu perpetuo et testimonio peritorum.“ Keut 
(Comm. of th. Am. Law. I. p. 19.): ‚In cases where the prineipal jurists 
agree, the prasumption will be very great in favour of the solidity of their 
maxims.* Die Autorität ber Rechtswiſſenſchaft ift freilih nur eine Folge bes 
Glaubens an ihre Erfenntniß bes Rechts, das vor ihr ſchon dba war, und 
nicht wie bie Autorität des Gefeßgebers eine urfprünglide Rechtsmadt. Aber 
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ber Mangel einer volkerrechtlichen Geſetzgebung erhöht ben Werth ber ſecundären 
Rechtsquellen. Indem die Wiffenfhaft vornehmlich das BVölferreht vernunitmäßig 
begründet und mit Autorität verkündet, Hilft fie jene Lücke ausfüllen. Hugo Groot 
bat in feinem berühmten Werk, welches die Grundlage ber neuern Wiffenjchaft vom 
Völkerrecht geworben ift, fi) vornehmlich auf die Zeugniffe weiler Männer berufen, 
und ift dann felber wieder zur Autorität für die Nachfolger geworben. Wenn heute 
MWheaton und Bhillimore, Wildbmann und Kent, Heffter und Oppen 
beim einig find in ber Darftellung eines Rechtsfages, fo wird man, auch ohne ver- 
tragsmäßige Beurfundung und troß zweifelhafter Uebung geneigt fein, benfelben als 
modernes Völkerrecht zu betrachten. Freilich hat bie Fritifche Prüfung ben Ausſprü— 
hen ber Schriftfteller gegenüber eine größere Freiheit als bezüglich bes Vertragsrechts. 


Zweites Bud. 


Völkerrerhtlihe Perfonen. 
I, Die Hfaten./. A, $tafsperfönlickeit. 


17. 
Die Staten find völkerrechtliche Perfonnen. 


Die Perſönlichkeit if eine nothwendige Eigenihaft ber Staten. 
Perſon im rechtlichen Sinne bes Worts heißt ein Weſen, welches fähig ift, Rechte zu 
erwerben und zu behaupten und Verpflichtungen auf fi zu nehmen. Indem ber 
Stat innerhalb feines Gebietes die Rechtsordnung felbftändig orbnet, ift er bie 
höchſte Rechtsperſon. Indem ber Stat nad außen mit andern Staaten in 
Rechtsverhältniſſe eintritt, bewährt fich feine völkerrechtliche Perfönlichkeit. 


18. 


Das Völkerrecht verbindet die verſchiedenen Staten zu einer gemein= 
famen Rechtsordnung, ſowohl repräfentative als abſolute, monarchiſche, 
wie republikaniſche, große und kleine Staten. Es fordert keine beſtimmte 
Verfaſſungsform oder Größe. Wo immer eine Völkerſchaft zu einem regie— 
rungsmäßig geordneten Ganzen in einem beftimmten Lande dauernd ver— 
bunden ift, da wird fie bölferrechtlich als Stat betrachtet. 


Die Verfaffung bes States wird zunächſt nad ben innern Verhältniſſen eines 
Volks beſtimmt. Sie ift die DOrganifation des politifchen Körpers bes betreffenden 
Volks, und bildet bie Grundlage bes Stats rechts. Erft wenn ber ſchon organie 
firte Stat nad außen als Perfon erfcheint und fich geltend macht, beginnt für 
ihn bie völferrechtliche Beziehung. Vgl. 88. 39 f. 115 f. 
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19, 


Eine vorübergehende Anarchie hindert die Fortdauer eines States 
nicht, wenn die Neorganifation desjelben in Ausficht bleibt. 


Die regierungsmäßige Orbuung fann in einem State momentan durch Aufs 
fände oder Revolution erjchüttert ober zerftört werben. Dadurch wirb bie Perſön— 
lichkeit bes States nicht aufgehoben, fo wenig als ber Einzelmenſch biefelbe einbüßt, 
wenn ber fFieberzuftand feine Handblungsfähigkeit hindert. Frankreich war zur Zeit 
ber Septembermorbe 1793 noch ein Stat, wie Neapel, als die Banden Ruffos bie 
Hauptitabt mit ihren Gräueln erfüllten, Juni 1799. Die Auflöfung ber Statsord— 
nung zieht aber den Untergang eines States dann nad) fi, wenn bie Wieberhers 
ftelung ober die Neugeftaltung der Ordnung innerhalb des Volks und Landes als 
unmöglich erfheint. Das iſt nur ber Fall, wenn eine barbarifhe Naffe die Zügel 
des Stats abwirft, wie in ben Negeraufftänden von St. Domingo 1791 ober wenn 
eine ftatsfeindlich gefinnte Menge, wie bie Wiedertäufer. im fechszehnten Jahrhundert 
und bie Communiſten in neuerer Zeit mit Erfolg ben Stat verneinen. 


20. 


Nomadenvölfer gelten nicht als Stat, weil fie feine feſten Wohnſitze 
und fein eigenes Land haben; aber infofern fie als Völler geordnet find 
und durch ihre Häupter oder ihre Verſammlungen einen gemeinfamen öf— 
fentlichen Willen haben, werden fie den Staten ähnlich behandelt und 
fönnen bölferrechtliche Verträge ſchließen. Die allgemein-menfchlichen Pflich- 
ten des Völferrechts Liegen auch folden Völkern ob. — 


Den Wanderſtämmen fehlt es an der Stätigkeit und meiſtens auch an einer 
wirkſamen Einheit. Sie ſind hinter der Statenbildung zurück geblieben. Nur wenn 
fie ſich dauernd in einen Lande niederlaſſen, wie vormals die Ju den in Paläſtina, 
die arabiſchen Nomaden in Bagdad und Syrien und an den Küſten bes Mittel: 
meeres, die Mongolen in Ehina, bie Türfen in dem oftrömifchen Reiche, kön— 
nen fie neue Staten bilden. Aber auch während fie wandern, find die Staaten, in 
beren Gebiet oder an beren Grenzen fie fich umber treiben, genöthigt, mit ihnen 
einzelne Rechtsverhältniffe durch völferrechtliche Verträge zu ordnen ober fie zur Bes 
achtung völferrehtlicher Pflichten anzuhalten. Die Staten haben ein Recht, ben 
Menfhenraub ber Turfmannen zu verhindern und bie Bebuinen und Kirs 
gifen zu nöthigen, daß fie die Pflanzungen der civilifirten Nationen refpectiven, 
wenn gleich jene Völker nicht das Recht von Staten haben. 


21, 


Dasselbe gilt von Statsbölkern mit einer Regierung, welche ihr bis— 
heriges Land verlaſſen, um ein neues Gebiet in Beſitz zu nehmen. Sie 
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find inzwiſchen nicht Staten und daher nicht Mitglieder der Völfergenoffen- 
haft, aber fie dürfen fi den allgemeinen Pflichten nicht entziehen und 
können völkerrechtliche Verträge ſchließen. 


Zur Zeit ber großen Völkerwanderung zu Anfang bes Mittelalters fand die— 
fer Satz öftere Anwendung. Im ber heutigen Welt find die Staten feiter geworben ; 
aber unmöglich ift eine Erneuerung ſolcher Auswanderungen nicht, wie ſchon bie 
Hinweifung auf ben Mormonenftat zeigt. 


22. 


Die Staten find die Träger und Garanten des Völkerrechts und in- 
jofern völferrechtlicde Perfonen im höchiten Sinne des Worts. 


Erft feit der Auflöfung ber Einen romanosgermanifchen Chriftenheit bes 
Mittelalters in eine Anzahl felbftändiger europäiſcher Staten ift das heutige Völker: 
recht entftanden. Es ruht auf ber Nothiwendigfeit des menſchlich georbneten Neben: 
einander ber Staten, es wird gehandhabt durch bie Autorität und geſchützt durch 
die Macht bdiefer Staten. Käme es zu einer neuen einheitlichen Gefammtorbnung 
und zu gemeinjamen Organen ihres Willens, jo würde bie gegenwärtige nicht 
organifirte Bölfergenofjenihaft zum organifirten Weltreich geeinigt, und das heutige 
Bölferreht in die Form bes Weltrechts in höherem Einne übergeben. Vgl. oben $ 10. 


‚23. 


Die einzelnen Menjchen find feine völferrechtliche Perfonen in diefem 
Sinne. ber fie haben Anſpruch auf den Schub des Völkerrechts, wenn 
in ihrer Perfon die von dem Völkerrecht gewährleifteten Menjchenrechte 
mißachtet worden find. 


Die Anlage zum Weltbürgerrechtift bereits fichtbar, aber ihre Ausbildung 
ift nur möglich, wenn es zu ber pofitifchen Organifation ber Welt fommen wird, 
Der Einzelne ift zunähft als Individuum eine Brivatperfon, ſodann bat er als 
Bürger ber Gemeinde und bes Stats Antheil an den Öffentlichen Rechten ber Ge- 
meinde unb bed Stats. Dort hat er auf Privatrecht, hier auf Statsreht Anfprud). 
Auch feine Menfhenrehte werben zunächſt im State und durch bie Rechtspflege des 
States geſchützt. Seine menſchliche Perfönlichfeit veicht aber über ben Stat hinaus, 
„Das gemeinfame Vaterland ift die Erbe*. Heffter $. 15. Daher kann auch ber 
Einzelmenſch vorzüglich als Landesfremder in Beziehungen fommen, welche buch das 
Völkerrecht gefhügt werben, Gäbe es ein Weltreich, fo wäre er in dieſem Weltbürs 
ger. Da es nur ein loderes Nebeneinander ber Staten gibt, fo ift er gemöthigt, zus 
nädhft bei dem State, bem er als Statsgenoffe angehört, auch die völferrechtliche 
Hülfe zu ſuchen. Inbeſſen zeigt fih aud darin bie noch unvollſtändig entwickelte 
Anlage zu höherer Statengemeinſchaft, daß auch fremde Staten fich aus völferredhts 
lichen Gründen bes verlegten „Weltbürgers" annehmen Tönnen, und oft ans 

Bluntfhli, Das Vollerrecht. 
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nehmen, wenn es an bem Schuk bes gendffifchen States fehlt. In unzähligen 
Fällen find jo in Afien Europäer von englifchen oder rufjiihen Gefanten geſchützt 
worden, bie weber bem englijhen noch dem ruſſiſchen Statsverband angehörten, 


24, 


Auch die Parteien, ſelbſt die organifirten Priegsparteien gelten, wenn 
fie nicht Staten find, nicht als völferrechtliche Perjonen im eigentlichen 
Sinn, obwohl fie völferrechtliche Pflichten zu beachten und je nad Um— 
ftänden durch das Völkerrecht geſchützte Anjprüche haben. 


Ein Verſuch zur Statenbildung zeigt fi zuweilen in der Organifation von 
Kriegeparteien, welche fich ftatlihe Macht aneignen. Aber jo Tange fie e8 nicht zu 
wirklicher Statenbildung gebracht haben, fünnen fie auch nicht als Glieder des Staten— 
vereins angefehen werben, Bon ber Art waren z. B. bie aufftändifchen Bewohner 
ber Bendee, während der franzöfiichen Revolution, die Tyroler im Jahr 1809, das 
Corps von Schill 1813, die Freilhaar Garibaldi's 1860. Vgl. unten Bud VIII. 
Gap. I. 


25. 


Nationale Gemeinjchaften, welche feine ftatliche Organifation erhalten 
haben, find weder im Stats noch im Völkerrecht Perfonen geworden. 
Uber ſoweit in ihnen da3 allgemeine Menjchenrecht zu jchügen ift, ift der 
Schub des Völkerrechts begründet. 


inwiefern die Nationen zugleich politiidhe Völker geworben find ober ben 
Hauptftoff von Völkern bilden, bedürfen fie feines befondern völferrechtlihen Schußes. 
Der Statsjhug genügt. Wohl aber wird ein völkerrechtlicher Shuk 
Bebürfniß, wenn Nationen, welche nicht im State eine politiich geficherte Stellung 
haben, in einer das Menſchenrecht mißachtenden Weiſe von dem State jelber unter: 
brüdt werben, auf deſſen Schuß fie zunächſt angewiefen ſind. Es ift ein auffallender 
Mangel des zeitigen Bölferrehts und eine Ueberſpannung ber Statsfouveränetät, daß 
für dieſen Schuß noch jo wenig geforgt if. Die gewaltfame Ausrottung der bars 
bariſchen Ureinwohner in dem Machtgebiete europäiicher und amerikanischer Eolonien, 
wie 3. B. ber Indianer in Amerifa, ift eine Verlegung bes Völkerrecht. Aber auch 
bie zeitweifen Judenhetzen in europäifhen Staten find nicht bloß ſtats⸗ fondern 
ebenfo völkerrechtswidrig. 


26. 


Die KHriftlihen Kirchen find Teine völferrechtlichen Perjonen im obi= 
gen Sinn, indem fie nicht Träger und Garanten des Völferrecht3 find, 
aber fie find den Staten ähnliche Perfonen und können mit den Staten 
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in Recht3beziehungen treten, welche einen mehr oder weniger ausgeprägten 
völferrechtlichen Charakter haben. 


Am Mittelalter betrachtete fich bie römiſch-katholiſche Kirche als oberfte 
völferrehtliche Autorität. Das heutige Völkerrecht aber beruht nicht auf einer relis 
giöfen und kirchlichen, jondern allein auf politifher und ftatliher Autorität. Aber 
ed erkennt bie Perſönlichkeit ber Kirchen an und betrachtet bie Verträge 
zwiſchen Kirche und Stat befonders dann ähnli wie bie Verträge zwiſchen Stat 
und Stat, wenn bie Kirche nicht bloß auf das Statögebiet begränzt iſt, und ihr 
jelbftändiger Charakter auch in ber Organijation ausgebildet erfcheint. Am beutlich- 
fien zeigt fich das in den Goncorbaten zwiſchen einzelnen Staten und bem päpft- 
lihen Stuhl. Aber au eine Landeskirche kann vertragsmäßige Nechte haben 
gegenüber dem State, mit bem fie verbunden if. Nur wird dann bas Berhältniß 
eher einen ftats= oder privatrechtlichen, feltener einen völkerrechtlichen Cha: 
rafter haben. 


27. 


Die Statöhäupter (Souveräne) und die Gefanten der Staten find 
nur in abgeleitetem Sinne als völferrechtlihe Perfonen infofern zu betrach— 
ten, als fie al3 Organe oder Repräfentanten der Staten erjcheinen und 
mit andern Staten in Beziehung treten. 


Es gilt das nicht allein von ben Fürften, jondern auch von republifanifchen 
Regierungen, ebenjo nicht bloß von ben eigentlichen Gefanten, ſondern von ben biplos 
matiſchen Perfonen überhaupt. Sie alle aber find nur völferrechtlihe Perſonen in 
mittelbarem Sinne, durch Vermittlung ber Staten als ber eigentlichen völfer 
rechtlichen Perfonen. Hören fie auf, Organe oder Vertreter ber Staten zu fein, fo 
erlifcht damit ihre völkerrechtliche Bedeutung von jelbit. 


2. Intſtehung und Anerkennung neuer Htafen. 


28. 


Die neue Statenbilbung ift ein gefchichtlicher Vorgang in dem poli- 
tiichen Leben der Völker. 

Das Völkerrecht jchafft nicht neue Staten, aber es verbindet die 
gleichzeitig vorhandenen Staten zu einer gemeinfamen menſchlichen Recht3- 
ordnung. = 
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Das Völkerrecht erkennt die dauerhaften Ergebniffe der Weltgejchichte 
als rechtsbeftändig an. 


Bei der Statenbildung wirken verfchiedene politifche Kräfte zufammen, ber 
Ordnung und ber freiheit, ber Macht und des Willens, ber inftinctiven Triebe und 
bes leitenden Gedanfens, ber inneren ober äußeren Nöthigung und ber freien Selbſt— 
beftimmung. Je nachdem ein Factor als enticheibende Autorität erfannt und aner: 
kannt wird, erhält ber Stat feine bejondere Verfafjungsform, benn wer bie bödhite 
Autorität hat, der nimmt gewöhnlich bie Zügel bes Megiments in feine Hand. Nur 
bie Geſchichte macht e8 offenbar, ob ein Fürft, oder eine Ariftofratie oder die Ges 
meinbe der Bürger bie öffentlichen Angelegenheiten leite. Das Nlles find nicht völ— 
ferrechtliche fondern ſtatsrechtliche Bildungen und Beftimmungen (Bluntſchli, 
Allg. Statsrecht. Bud IIL.). Das Völkerrecht feßt das Nebeneinander ber Staten 
voraus, wie fie gejchichtlich geworben find. Die vorhandenen Staten verpflichtet es, 
gemeinſame Rechtsgrundſätze zu beachten. 

Da das Völkerrecht felbt duch die Weltgeſchichte fortgebilbet 
wird, jo muß es auch im übrigen bie Ergebnijfe ber Weltgeſchichte 
reſpectiren. 


29. 


Die Frage, ob, aus welchen Urſachen und in welcher Form ein 
neuer Stat entſtanden ſei, iſt voraus ſtatsrechtlich. 

Die Frage dagegen, ob und in welcher Stellung ein neu gebildeter 
Stat in der Genoſſenſchaft der Staten Zutritt erhalte, iſt weſentlich völ— 


terrechtlich. 
Die Aufnahme des neuen State in die völferrehtlihe Staten- 
gemeinfchaft geichieht durch die Anerkennung der bisherigen Stuten. 


Die Frage, ob ein wirklicher Stat exiſtire, und was für eine Verfafjung er 
habe, ift zunächft eine Frage, welche ohne Rüdfiht auf andere Staten lediglich im 
Hinblid auf Das beftimmte, zu einem Stat geeinigte und in einem befonderen 
Lande organifirte Volk, d. 5. welche ſtats- nicht völkerrechtlich zu beants 
worten iſt. Aber wenn ein neuer Stat mit andern Staten in Beziehungen tritt, dann 
ift für diefe die Ueberlegung nöthig, ob auch wirklich eine neue Statsperjönlichkeit 
ba jei, auf welche die Rechte und Pflichten des Völkerrechtes paffen. Als bie nord⸗ 
amerifanifchen Golonien fi von England losriſſen, war dieſer geſchichtliche Vorgang 
zunächſt ein Greigniß innerhalb bes englifchen Stats und vorerſt nad englifchem 
Statsreht zu beurtheilen; in bem Maße aber, in welchem bie Golonien ihre Selb: 
ftändigfeit erfämpften und zu neuen Staten wurben, entfland ein neues Stats» 
recht ber nordamerifaniichen Republiken, und in Folge deſſen eine neue völfers 
rechtliche Beziehung berjelden zu andern Staten, Die Frage, ob diefe Staten 
auch von ben übrigen europäiſchen Staten anerkannt werben jollen, war nach völfers 
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rechtlichen Grundfäpen zu entſcheiden. Mie bie Statenbildung fo geht auch das 
Statsrecht in diefen Dingen bem Völkerrechte vorher. 


30. 


Die Anerkennung des bei der Neubildung beteiligten und vielleicht 
dadurch verlegten alten Stats hat eine ftärfere Wirkung als die Anerfen= 
nung bon Seite der unbetheiligten und daher neutralen Staten, aber es 
ift nicht nothwendig, daß die erjtere der letzteren borauögehe, wenn gleich 
fie einmal vollzogen eher die letztere nachzieht. 


Die Anerkennung von Seite des alten betheiligten States hebt die Zweifel 
und beenbigt ben Streit über die Neubildung. Sie drüdt berfelben daher ben Stem= 
pel der Rechtmäßigkeit auf. Vgl. darüber die Rebe des Minifters Ganning kei 
Philfimore II, $. 11. Aber es wirb bem betheiligten alten Stat oft ſchwerer, 
den neuen Stat anzuerkennen, als ben unbefangenen britten Staten. So hat, um 
nur Beijpiele aus dem letzten Jahrhundert zu geben, Frankreich früher die Ber: 
einigten Staten von Nordamerika anerkannt, ald ber Mutterfiat England, 
und binwiedber Englanb früher bie fübamerifanifhen Staten als ber 
Mutterftat Spanien, bie meiften europäifhen Mächte früher das Königreich 
Stalien, als das mittelbar betheiligte Defterreich und biejes früher als bas 
unmittelbar betheiligte Bapftthum. 


31. 


So lange noch der offene Kampf über die neue Statenbildung fort 
dauert und es demgemäß zweifelhaft ift, ob wirklich ein neuer Stat ent- 
ftanden jei, ift fein anderer Stat verpflichtet, den neuen Stat anzuerfennen. 


Beifpiele aus neuerer Zeit find die eine Zeit lang verfehlten Verſuche ber 
füdbameritanifhen Eolonien fich loszureißen von ben Mutterftaten, bie 
ungfüdlihen Kämpfe ber Polen 1830/32, 1863 und ber Magyaren 1848/49 
für Herftellung eines beſonderen States, ber norbamerifanifhe Südbund 
1861— 1865. 


32. 


Es kommt, in Ermanglung eines Weltgerichts, jedem vorhandenen 
State zu, felbftändig zu beurtheilen, ob die Neubildung eines States den 
zeitigen Bedürfniſſen des Völkerlebens entſpreche und eine ausreichende 
ftatliche Kraft vorhanden fei, um der Neubildung Sieg und Dauer zu 
verleihen. Wenn er fich überzeugt, daß dieſe Fragen zu bejahen feien, 
fo ift er auch berechtigt, den neuen Stat als Stat anzuerkennen, obwohl 
der Kampf noch fortdauert. 
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In diefer Frühzeitigen Anerkennung liegt feine Theilnahme an dem 
Kampf und feine Rechtsverlegung gegen den Stat, welcher feinerjeit3 die 
‚neue Statenbildung befämpft. 


Beifpiele find bie Anerfennung ber Vereinigten Staten burh Frank— 
reich im Jahr 1778 während bes englijcheanmerifanifchen Kriegs und bie Verbands 
lungen zwifchen Franfreih und England barüber (vgl. Wheaton (hist. d. Droit 
des gens I. p. 354) die Anerkennung ber fübamerifanijhen Staten burd 
England 1825 (Depefhen von Ganning bei Phillimore II, App. 1.), ber 
Bertrag zwifhen England, Frankreich und Rußland vom 6. Juli 1827 
über Griechenland als einen neuen Stat, bie Anerkennung bes Königreihs Bel: 
gien burd) bie V Mächte 1830 troß der Einſprache des Königs ber Niederlande, 
bie Anerkennung bes Königreihs Italien auh in bem Neapolitanijchen Gebiete 
und in der Romagna burh England, während ber König Franz IL. von Neapel 
noch in Gaëta fi zu halten fuchte. (Vgl. die merkwürdige Note Lord Rujfels 
vom 27. Oct. 1860.) 


33. 


Die frühzeitige Anerkennung kann jedoch in der Abſicht geſchehen, 
ih an dem Kampfe zu beteiligen und für die ftatenbildende Macht Partei 
zu ergreifen. In Ddiefem Falle ift der Stat, welcher die neue Staten- 
bildung mit Kriegsgewalt zu verhindern fucht, berechtigt, jene Handlung 
al3 eine feindliche That zu betrachten und demgemäß zu handeln. 


Bol. Anm, zu $. 32. England bat in Folge ber frühen Anerkennung 
ber Vereinigten Staten durch Frankreich 1773 feinen Gefanten von 
Paris abgerufen, und barin einen casus belli gejehen, Die Proclamation bes 
franzöfifhen Nationalconvents an bie VBölfer vom 19. Nov. 1793 und das An— 
erbieten ber Bunbesgenofjenihaft war eine active Begünſtigung und Teilnahme an 
ber Neugeftaltung republifanifcher Staten, ebenfo bie Unterftügung ber helveti— 


hen Republik buch die franzöſiſche wider bie alten Republiken ber Eib- 
genoſſenſchaft 1798. 


34, 


Kein Stat ift verpflichtet, den neuen Stat fofort nach dem fieg- 
reihen Durchbruch der neuen Statenbildung anzuerkennen, wenn noch eine 
ernfte Gefahr in Ausficht ift, daß der Kampf um deſſen Eriftenz erneuert 
werde, indem ebendeßhalb feine Yortdauer noch al3 zweifelhaft betrachtet 
werden fann. 


Aber jeder Stat ift berechtigt, troß folder Zweifel im Vertrauen auf 
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die Lebenskraft des neuen Stats, demſelben ſeine Anerkennung zu ge— 
währen. 

Um beiwillen geſchieht die Anerkennung neuer Staten gewöhnlich nicht gleich: 
zeitig durch bie übrigen Staten, fondern nur ftufenweife und allmählich, je nachdem 
diefelben berartigen Zweifeln ein geringes ober ein ſchweres Gewicht beilegen. 
Natürlich Hat bei der Schäkung bes Zweifeld auch die Neigung ober Abneigung 


einigen Einfluß, und es wirken auch die politifhen Intereſſen bald verzögernd bald 
förderli ein. 


39. 

Der neu gebildete Stat hat ein Recht auf Eintritt in die völfer- 
rechtliche Statengenofjenfhaft und auf Anerkennung von Seite der übrigen 
Staten, wenn jein Beſtand unzweifelhaft und gefichert if. Er hat dieſes 
Recht, weil er eriftirt und das Völferrecht die in der Welt eriftirenden 
Staten zu gemeinfamer Rechtsordnung verbindet, 


Die Anerkennung eines wirklihen States durch andere Staten erfcheint frei: 
ih in ber Form eines freien Actes fouveräner Staten, aber fie ift doch 
nicht ein Act ber abfoluten Willkür, benn bas Völkerrecht verbindet bie vor: 
bandenen Staten aud wider ihren Millen zu menfhlicher NRechtsgemeinihaft. Die 
in ber älteren Litteratur vielfältig vertretene Meinung, daß e8 von bem bloßen Be: 
lieben eines jeden States abhänge, ob er einen andern Stat anerkennen wolle, oder 
nicht, verfennt bie Nechtsnothwendigfeit des Völferrehts und wäre nur dann richtig, 
wenn bad Völferrecht Tediglih auf der Willfür ber Staten berubte, d. h. bloßes 
Vertragsrecht wäre, 


36. 


So wenig ein beftehender Stat ſich der völferrechtlichen Gemeinſchaft 
willkürlich entziehen Tann, ebenjo wenig fönnen die übrigen Staten einen 
beftehenden Stat willkürlich aus dem Völferverband ausſchließen. 


37. 


Die Pflicht zu völferrechtlicher Anerkennung wird nicht durch die 
Rüdficht darauf aufgehoben, daß die Statenbidung nicht ohne Gewaltthat 
und Unrecht zu Stande gefommen jei, indem das WVölferrecht die wirk— 
fihen Staten auch dann verbindet, wenn fie Unrecht thun und die Frage, 
ob ein wirklicher Stat da fei, nicht von der Untadelhaftigfeit feiner Geburt 


abhängt. 
Die Bildung neuer Staten geht faft niemals ohne Gewalt vor ſich; indem 
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babei Kräfte, bie bis dahin nicht im Befi ber Statsgewalt waren, biefe burh Kampf 
mit andern Gewalthabern erftreiten müſſen. Man braudt nur bie Entftehungs: 
gefchichte ber gegenwärtigen Staten näher zu prüfen, jo wird man überall wahr: 
nehmen, daß bie alten Autoritäten und das gefchichtliche alte Recht ber neuen 
Statenbildung ihren Widerftand entgegen zu feßen verjucht haben und baß bie neue 
Rechtsbildung genöthigt war, diefen Widerſtand zu überwältigen. Kriege, Revo: 
Iutionen, Ufurpationen haben einen weit größeren Antheil am ber Bildung neuer 
Staten als friedliche Verträge, ober freiwillige Berleifungen unb unwiderſprochene 
Statsacte., Für das Völkerrecht ift aber immer entſcheidend bie Eriftenz ber 
Statenm Da biefe Rechtsperſonen find, jo müſſen fie als ſolche betrachtet und 
ihre Beziehungen zu einander menſchlich geregelt werben. Die Mängel in ber 
Rechtsform ber Entftehung haben gewöhnlich nur eine ftatsrehtliche Bedeutung 
und werben auch ftatsrehtlidh geheilt. Das Völkerrecht braucht ſich nicht 
barum zu fimmern Nur wenn im Kampf mit einem andern State bie Neu: 
bildung durchgeführt wird, wird biefe Frage zu einer völferrechtlihen. Davon 
banbelt der folgende Artikel. 


38. 


Wenn ein Stat, defien Rechte bei der Neubildung eines andern 
States verlegt worden find, außer Stande ift, diefe Neubildung und den 
Beitand des neuen States zu verhindern, jo hat er auch das Recht nicht, 
demjelben feine Anerkennung länger zu verfagen. 


Der Gang ber Weltgefchichte, in welchem fi bie bauernbe Madt ber 
Verhältniſſe offenbart, alſo auch das lebendige Recht fichtbar wird, zerftört 
alte und begründet neue Rechte. Wenn jene unbaltbar geworben find, fo gehen 
fie unter, und wenn biefe ihre Macht und Autorität bewährt haben, fo find fie nicht 
mehr zu ignoriren. Spanien hat bie Losreifung ber Niederlande und bas 
beutfche Reich hat die Unabhängigkeit ber Schweizerifhen Cantone erft im 
Weftphälifchen Frieden anerfannt. So zähe bie alten Mächte das längft erftorbene 
Recht der frühern Jahrhunderte noch bewahren wollten, fie waren dennoch ſchließlich 
durch die Macht der Zeit genöthigt, die Umgeftaltung anzuerkennen. Vgl. unten B. IV. 


3. FSinfluß der Derfaffungswandfung auf die völkerrehflidien 
Derhältniffe der Hafen. 
39. 


Die befondere Verfafiung eines States bildet in der Negel feinen 
Theil des Völferrechts, ſondern ift deſſen Statsredt. 
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Die Veränderung einer Statöverfaffung hat daher in der Regel feine 
völferrechtlihen Wirkungen. 


Bal. oben 88 9, 17, 18. Berfaffungsfragen find innere Statsfragen. 
Ob ein Stat als Monardie oder Republik oder ob er abjolut oder repräjentativ 
organifirt fei, das ift zunächſt für das Völkerrecht gleichgültig. Die politiſchen 
Beziehungen eines States zu andern Staten werden durch ſolche Berfaffungs: 
änderungen wohl oft genug verändert, indem bie frühen Machthaber geftürzt 
werden und andere Parteien zur Herrfchaft gelangen. Mit ber frühern Regierung 
bejtand vielleicht eine intime Freundfchaft, bie mit ber neuen nicht fortgefegt werben 
fann, ober es waren damals gelpannte Verhältniffe mit jener, die leicht mit dieſer 
ausgeglichen werben. Aber bie völferrehtlihen Rechtsverhältniſſe werden durch 
bie innere Berfafjungsänderung nicht betroffen und nicht geändert. Möglich baß bie 
geänderte Politif im Krieg und Frieden auch dieſe Verhältniffe im Verfolge Änbert. 
Das iſt aber nicht eine unmittelbare Wirfung ber Verfaffungsänderung, fondern 
eine Folge anderer rechtbildender Ereigniffe. 


40. 


Der Stat bleibt diefelbe völferrechtliche Perfon, wenn er gleich bald 
in der Geftalt einer Monarchie bald in der Form einer Republik erjcheint, 
in der einen Zeitphaje conftitutionel, in einer andern autofratifch regiert 
wird. Deßhalb bleiben auch feine Rechte und Verpflichtungen gegenüber 
andern Staten fortbeitehn. 


Der engliſche Stat war völkerrechtlich derſelbe Stat vor, während unb 
nah ben Revolutionen von 1649 und 1688, obwohl die Statsformen und bie Re— 
gierungen heftige Wechſel erlebten. Ebenſo blieb ber franzöſiſche Stat als 
Perſon fortbeftiehn, ungeachtet er feit 1789 eine Reihe ber bucchgreifenditen Ver: 
faffungsänderungen erfahren bat. Die Individualität des Volks und die Fortbauer 
bes Landes beftimmen bie Erijtenz bes Stated und jene verharren im Welen, wenn 
auch die Äußeren Erfheinungsformen fi verändern, 


41. 


Da die Staten als Perſonen Verträge mit einander eingehen, ſo 
iſt die Fortdauer der Vertragsberhältniſſe nicht bedingt durch die Fortdauer 
der Regierungen, welche die Verträge abgeſchloſſen haben. 


Nicht bloß die Gefanten, ſondern aud bie Fürften fchließen bie Verträge ab 
nicht für fih, fondern als Repräfentanten ber Staten. Die Staten ſelbſt 
erwerben baraus Rechte und werden baburcch verpflichtet. Vgl. unten Bud VI. 
Deßhalb dauern biefe Rechtöverhältniffe fort, wenn gleich eine andere Dynaftie in 
einem ber Staten zur Herrfhaft erhoben ober bie Monardie in die Republif um: 
gewandelt wird, Der Sa wurde auch in ben Verhandlungen ber europäifchen 
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Mächte mit Franfreih nad der Erhebung Napoleons III. zum Kaifer von Frank⸗ 
reich allfeitig anerfannt. Vgl. unten $ 123. Der moderne Grunbfjaß ift in dem 
Protofol der V Großmächte zu London (19. Februar 1831) ausgeiproden: 
„D’apres ce princeipe d’un ordre superieur, les Trait6s ne perdent pas leur 
puissance, quels que soient les changemens qui interviennent dans l’organi- 
sation interieure des peuples,* 


42. 


Ueberhaupt werden Rechte und Pflichten eines States gegen einen 
andern Stat nicht verändert, wenn gleich die Regierungsform eines diefer 
Staten eine Wandelung erfährt. 

Auh das Statsvermögen verbleibt dem State trob des Wechfels 
der Dynaftie oder der Statsform, 


Es zeigt fih das z. B. in den Grenzverhältniffen und bei Statsbienft: 
barfeiten, Diefelben bleiben diefelben, mag ber Stat monarchiſch ober republikaniſch 
regiert werben, biefe oder jene Berfaffung haben. 


43, 


Nur diejenigen völferrechtlihen Verträge und Rechtsverhältniſſe, 
welche ſich mefentlich nicht auf den Stat felbft fondern nur auf die Per- 
fonen beftimmter Regenten oder Dynaftien im State beziehen, verlieren 
durch eine Verfafjungswandelung ihre Geltung und Wirffamkeit, wenn jene 
Perjonen in Folge derjelben ihre Eigenjchaft als Häupter oder Dynaftien 
diejes States einbüßen. 


Deßhalb Haben Berträge eines States mit ber Dynaftie eines andern 
States, welhe ben Schuß berjelben bezweden, nur eine befchränfte Wirkfamfeit. 
Wenn trokbem biefe Dynaftie durch eine Revolution geftürzt ober burd eine 
Ujurpation befeitigt wird und bie Verfaffungsänderung fo vollzogen iſt, daß ein 
neues Statsrecht zur Wirkſamkeit gelangt ift, fo Hört aud für ben Etat, welder 
bie geftürzte Dynaftie zu ſchützen verſprochen hatte, biefe Berpflihtung auf. Beifpiele 
find die Verträge König Lubwigs XIV. von Franfreih mit Jakob II. von 
England, bie Verträge bes Kaifers von Defterreih mit bem Bourboniſchen 
Königshaufe von Neapel und andern Stalienifchen Fürften, nach ber Reftauration 
von 1815, bie Verabrebungen Napoleons III. mit dem Kaifer Marimilian 
von Merico in unfern Tagen. Das Statsreht wirft in allen biefen Dingen ents 
ſcheidend und das Völkerrecht wirft nur nachträglich unter ber Vorausſetzung 
bes Statsrechts. 


44. 


Wird eine entthronte oder vertriebene Dynaſtie ſpäter wieder re— 
ftaurirt, fo ift fie nicht berechtigt, die völlerrechtlichen Verhältniſſe, welche 
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in der Zwilchenzeit von der damals anerkannten Regierung geichaffen 
worden find, al3 nicht gefchehen zu betrachten, indem der Stat inzmwifchen 
fortlebt und jeinen Rechtswillen durch die jeweiligen in Wirkſamkeit be— 
griffenen Organe äußert, 


3. 8. Es fam ben reftaurirten Stuarts in England und ben veftaurirten 
Bourbonen in Frankreich nicht zu, Verträge als nichtig zu behandeln, welde dort 
ber Protector Cromwell für England unb ber Kaljfer Napoleon für Frank— 
reich inzwilhen abgejchloffen hatte und es war nicht Rechtsübung, ſondern eitle 
Dynajtenlaune, wenn ber reflaurirte König von Piemont, und ber rejtaurirte 
Kurfürft von Hefjen 1814 die ganze Periode der Zwifchenregierung als nicht vor: 
handen fingirten. Die Statshandlungen verbinden ben Stat, ber bleibt, und 
deßhalb auch die wechlelnden Repräjentanten bes Stats, 


45. 


Nur wenn die Ziwifchenregierung nicht zu wirklichem Beſtande ges 
langt ift und deßhalb ihre Handlungen nit als Statsacte gelten, braucht 
ſich die reftaurirte Regierung nicht darum zu Fümmern. 


3.8. Die Zwifchenregierung des Dictators Manin in Venedig, Koſſuths 
in Ungarn, die republicaniſchen Regierungen von Rom und in Baden im 
Jahre 1849 wurden mit Recht nicht als wahre Repräſentanten ber betreffenden 
Staten anerkannt. 


4. Untergang der Hfaten, Ubtrefung von Hfatsgebief, 
Finverleibungen, Hfatenfolge. 


46, 


Die bloße Gebietäverminderung bedeutet fo wenig Untergang eines 
States als die Abnahme feiner Bevölferung, wenn nur Land und Volt 
wejentlich diejelbe verbleiben. 


Man fieht dabei auf die Hauptbeftanbtheile bes Landes, welche vorzüglich 
ben Gharafter bes States bedingen und ben Kern bes Bolfes, In bem antiken 
NRömerreiche bildeten Jtalien und Rom ben Hauptkern bes römiſchen States, 
welcher daher nocd als fortbauernd angejehen ward, obwohl eine römiſche Provinz 
nad ber andern von ben Germanen abgeriffen wurde. Auch in unferm Jahr— 
hunderte blieb Preußen berfelbe Stat, nachdem er im Frieden von Tilfit 1807 
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faft bie Hälfte feines Gebietes eingebüßt hatte, weil bie alten Stanımlande ers 
halten blieben. Ebenſo blieb Frankreich nah den Abtretungen im ben beiden 
Pariferfrieden 1814/15 und Oeſterreich nah dem Verluſte der Lombarbei 1859 
und von Venedig 1866, weil Franfreih nur feine Eroberungen wieder aufgeben 
mußte und nicht bie italienifchen Provinzen, fondern bie Donanländer ben Kern ber 
öſterreichiſchen Monarchie bilden. 


47. 
Die Abtretung einer Provinz oder eine3 andern Theiles des Stat3- 


gebietes Hat infofern auf die völferrechtlichen Verhältniffe des fortdauernden 
States einen Einfluß, als diejenigen Rechte, welche ihm bezüglich des ab- 
getretenen Gebietes gegen andere Staten bisher zuftanden, und diejenigen 
Verpflichtungen, welche ihm bisher mit Rüdficht darauf oblagen, nun bon 
ihm abgelöft werden und mit der Abtretung auf den Stat übergehen, 
welcher diejelbe erwirbt. 

Bon der Art find Grenzregulirungen, Beftimmungen über den 
Uferbau und die Flußſchiffahrt (über Kirchen, Spitäler u. f. f.), offene 
Straßen, bejondere Provincialſchulden. 


Man kann bdiefe Rechte und Pflichten, infofern fie einem beftimmten Landes— 
theile anhaften, örtliche, und infojern fie einem beftimmten Stamme ober bes 
flimmten Perfonenchafjen anhängen, perjönlihe nennen. Die örtlichen Rechte 
und Pflichten find an ben Ort, bie perjünlichen an die Perfon gebunden und folgen 
bem politiihen Schidjale derfelben, Im Einzelnen freilich können Zweifel entfiehen, 
ob ber örtliche und perfünlihe Zufammenhang ober bie Beziehung auf ben Stat 
als weientlich erfcheint. Die im Auftrag ber beiden Nachbarſtaten gefegten Mark: 
fteine zur Bezeichnung der Grenzen gelten natürlich im berfelben Meife für bie 
&renzländer fort, wenn ſchon das eine Grenzgebiet einem andern State einverleibt 
worden ift. Ebenſo verhält es fih mit ben Verabredungen zweier Staten über den 
Uerfchuß, über Anlegung und Unterhaltung von Dämmen, über die Schiffahrt auf 
einem beftimmten Fluſſe, über Lanbungspläge u. bgl.; fie beziehen ſich auf eine be— 
ſtimmte Dertlichfeit, und wirfen fort auch gegenüber dem State, welcher fpäter bie 
Hoheit über biefe Derter neu erworben bat. Wenn gleich biefer Stat bei ber Ber 
gründung biefer Rechtsverhältniſſe nicht mitgewirkt hat, jo kann er bod bas neue 
Gebiet nur in dem rechtlichen Zuftande übernehmen, in bem es fich befindet, d. 5. 
mit ben vorhandenen Ortsredhten und Ortspflihten. Aehnlich verhält 
es fih mit ben durch Statenverträge garantirten perfönliden Rechten z. B. 
einer beftimmten Neligionsgenoffenschaft auf Ausübung ihres Eultus, mit dem Ans 
theil, der einer beftimmten Elaffe von Fremden an ber Benützung örtlicher Anftalten 
(Krantenheile und pflegehäufer, Pfründhäuſer, Bilbungsanftalten u. ſ. f.) zugefichert 
worden ift. Diefe Nechte gehen nicht unter, wenn glei an bie Stelle bes States, 
zu welchem bisher jene Religionsgenofjen und biefe Anftalten gehörten, ein anderer 
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Stat tritt. Aber immerhin ift die Fortdbauer und Wirkfamfeit ſolcher perfönlichen 
Rechte mehr gefährdet als bie der örtlichen Rechte, weil die perjönlichen Verhältniſſe 
von ber politifhen Umgeftaltung Teichter erfaßt und gewandelt werben als bloße 
örtlihe Einrichtungen. 


48, 


Dagegen gehen keineswegs alle vertraggmäßigen Rechte und Ver: 
bindfichfeiten eines States gegenüber andern Staten von Rechts wegen, 
weder im Ganzen noch im Verhältniß der Ausdehnung des Gebietes oder 
der Volkszahl auf den abgetrennten Theil über, wenn gleich diefer Theil 
nun zu einem felbftändigen neuen State geworden if. Die alte Vertrags- 
perfon bleibt berechtigt und verpflichtet, der neue Stat ift weder Ver— 
tragsperjon, noch Nachfolger jener Vertragsperjon. 


3. B. Die Vereinigten Staten von Nordamerika find nicht in alle 
Bertragsverhältniffe von Rechts wegen eingetreten, welde von ben Königen von 
England zu ber Zeit mit fremden Staten abgejchlofjen worden waren, als bie 
norbamerifanifchen Golonien noch einen Theil des engliſchen Reiches bildeten. Ebenfo 
tritt das Königreih Jtalien nicht ohne weiters in die ſämmtlichen Vertragsvers 
hältnifje Defterreihs mit andern Staten ein, an welchen auch bie norbitalienifchen 
Provinzen mittelbar Theil hatten, jo lange fie zu Oeſterreich gehörten, fondern nur 
in biejenigen, welche fich örtlich auf bie Lombardei oder auf Venedig insbefonbere 
bezogen, wie 3. B. die Lombarbifhe und Venetianiſche Schuld. 


49. 


Zerfällt ein Stat in zwei oder mehrere neue Staten, von denen 
feiner als die Fortfegung des alten States zu betrachten ift, fo ift der 
alte Gejammtftat untergegangen und e3 treten die neuen Staten als neue 
Perfonen an feine Stelle. 


Neuere Beifpiele find die Auflöfung des römiſchen Reiches deutſcher 
Nation in eine Anzahl ſouveräner beutfcher Staten 1805 und 1806, bie Theilung 
bes Gantons Bafel in bie Halbcantone Bafelftadt und Bafelland, 1833. Das 
Beifpiel ber Theilung der Vereinigten Niederlande in die Königreihe Holz 
land und Belgien 1831 gehört theilweife auch hieher, obwohl in gewiſſem Sinne 
bie Niederlande in Holland vorzugsweife fortbauerten, namentlih im Berhältniß zu 
ben Eolonien. 


90. 


Mird ein bisheriger Stat einem andern State einverleibt, jo geht 
zwar jener Stat unter, aber fein Untergang zieht deßhalb nicht noth— 
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wendig den Untergang feiner völferrechtlichen Rechte und Pflichten nad 
fi, weil die Volksſubſtanz und das Land fortdauern und nur in den 
neuen Statenverband übergehen. 


Vielmehr gehen Rechte und Pflichten infoweit mit Volk und Land 
auf den Nachfolgeftat über, al3 ihre Fortdauer möglih und in den fort= 
wirkenden Verhältniffen begründet erjcheint. 


Die Beijpiele find in neuerer Zeit nicht felten. Das erfte Napoleoniſche 
Kaiferreich hatte fih eine große Anzahl von Staten nach und nad einverleibt. 
Aber auch die dbeutihen Staten hatten zur Zeit ber Nuflöfung bes alten 
Kaiſerreichs viele geifllihe und weltliche Territorien annerirt, ine Zeit lang 
brachte bie Wiener Congrefacte das europäifche Statenſyſiem zur Ruhe. Indeſſen 
hatte fie jelber manche Einverleibung betätigt und Defterreich annerirte jpäter 
bie Republif Krakau. Zahlreichere Annerionen kennt bie neuefte Entwidlung ber 
nationalen Politik, insbefondere Savoyen durch Frankreich, ber italienifhen 
Fürftenthüner durch das neue Königreich Italien (1860), ber deutſchen Staten 
Hannover, Kurheſſen, Naſſau, Schleswig-Holſtein und Frankfurt 
durch Preußen (1867). 


51. 


Wenn ein Stat durch Wahl oder in Folge des Erbrechts das 
Statshaupt eines andern States auch zu feinem Staishaupt erhält 
(Perjonalunion), jo Hört er noch micht auf, als eine bejondere Gtat3= 
perjon zu gelten; und es tritt in diefem Falle feine Statenfolge ein. 


Seber ber fo verbundenen Staten verbleibt in feinen völferredtlihen Ver: 
bältnifjen, Im Mittelalter waren die Beifpiele häufiger, als im unfrer Zeit, 
welche die Tendenz hat, entweder bie Perfonalunion in eine Realunion umzuwan— 
bein, damit bie Einheit in der Politif und bie Gleichheit im Recht zur Geltung 
fommen oder bie bloß durch Perfonalunion verbundenen Staten wieder gänzlich zu 
trennen. "Neuere Beijpiele find bie Verbindung von Schweden und Norwegen, ber 
Herzogihümer Schleswig und Holftein mit ber Krone Dänemark, ded Königreichs 
Hannover mit ber englifhen Krone, bes Fürftenthums Neuenburg mit ber Krone 
Preußen, bes Großherzogthung Luremburg mit der Holländifchen Krone. 


52. 


So viel wirkliche Staten borhänden find, fo viel völferrechtliche Per- 
jonen find vorhanden. Der Stat, welcher mehrere andere Staten ſich ein- 
verleibt hat, hat völferrechtlich nur Eine Stimme, nicht mehrere Stimmen, 
da er nur Eine Statäperfon ift. Umgekehrt haben die mehreren Staten, 
welche aus der Spaltung Eines States herborgegangen find, völlerrechtlich 
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jeder eine Stimme, wenn gleich biefe Völker bis dahin zu Einem State 
geeinigt nur Eine Stimme hatten. 


Sn dem ältern beutfchen Meichsrecht und ebenfo in dem früheren fchweizerifchen 
Bundesrecht hatte ein anderer Grundfaß gegolten, nämlid der ein für alle Mal an 
beftimmte Territorien und Gantone gefnüpfter Stimmredte, jo daß 3. B. Oefter- 
reih und Preußen mehrere Stimmen in ber Gurie ber Fürſten und Herren übten, 
weil fie mehrere Herrihaften befaßen und bie ſchweizeriſchen Halbcantone nur je 
zufammen Eine Stimme auf ben Tagfagungen führten. Der fatli richtige Grund— 
jag ift aber ſpäter auch im bdeutfchen Bunde und im bem jchmeizeriichen Bundes— 
ftate durchgedrungen. 


53. 


Mit dem Untergang eines States verliert ſein Verfaſſungsrecht die 
ſelbſtändige Autorität und Wirkſamkeit. Aber es iſt möglich, beſtimmte 
ſtatsrechtliche Einrichtungen, welche trotz des Ueberganges in einen Nach— 
folgeſtat fortdauern ſollen, auch für die Zukunft unter den Schutz des 
Völkerrechts zu ſtellen. 


Die bisherige Verfaſſung und das bisherige Statsrecht hatten in dem Willen 
bes umntergegangenen States bie Quelle ihrer Autorität und in feiner Macht bie 
Garantie für ihre Wirkfankeit gefunden. Jener bejondere Statswille und biefe 
Statsmadt find nun aber mit bem State jelber untergegangen und es ijt ein 
neuer Stat an feine Stelle geireten, deſſen Wille und Macht num entfheiben. Eben 
beihalb verſteht fich auch die Fortbauer ber bisherigen Berfaffung und bes bisherigen 
öffentlichen Rechts nicht von felber. In den wichtigften Beziehungen — insbefondere 
der politijchen Regierung und Bertretung — ift biefelbe geradezu unmöglich ges 
worben, wenn ber Nuchiolgeftat wirklich zur Herrſchaft und Entwidlung gelangen 
fol. Sie können daher nur injoweit fortdauern, als ber Nadfolgejtat das für 
zuläffig erachtet und feinerfeits gutheißt. 


Wohl aber Taffen fi auch bei Einverleibungen beftimmte Berfajfungss 
zuftände und Einrichtungen erhalten und es fommt wohl vor, daß das vers 
tragsmäßig verabredet wird. So find z. B. bei ber Bereinigung der deutſchen 
Dftfeelänber mit dem Ruſſiſchen Reiche beftimmte Zufiherungen gegeben worben, 
zum Schuß ber beftehenden politiihen und confeffionellen Rechte ber Bewohner, 
Ebenjo enthält bie Wiener Congreßacte mande derartige Vorbehalte bezüglich 
ber Zutheilung von Ländern an bie anerfannten europäiſchen Staten. Diejelben haben 
freilich nur eine beſchränkte Wirkfamfeit und find immerhin unficher, weil die Eini— 
gung innerhalb eines States mit ber Zeit Fortichritte macht, und es ſchwer, oft uns 
möglih und unzuläffig ift, ber fouverängn Statsgewalt Widerftand zu leiften, wenn 
fie an bie Stelle bes alten ein neues Mecht zu ſetzen eutſchloſſen ift, 
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54. 


Das Statsvenwögen det” untergehenden Siale⸗ geht in Activen und 
Paſſiven auf den oder die Nachfolgeftaten- über. 


Es gibt ein ftatsrehtlihes Folgerecht, das eine gewiſſe Analogie hat 
mit dem privatredtlihen Erbrecht, aber nicht mit bemfelben zu verwechjeln 
it, Das Statsvermögen fanıı beftehen: 

a) aus öffentlihem Gute (Domaine public), weldes entiweber von 
Natur, wie bie öffentlihen Gewäfler, Straßen, Plätze, Häfen u. f. f. ober 
durch beſondere ftatlihe Anordnung wie Refidenzen, Rath: und Berichtes 
häufer, Gajernen, Gefängniffe u. dgl. dem Privatrecht entzogen ift und 
ausfchließlich ber öffentlichen Herrfchaft und Benutzung angehört oder 

b) aus Privatgut, weldes bem Fiscus gehört, wie 3. B. einzelne Ges 
werbe, landwirthſchaftliche Grundftüde, Gelb. 

Auf all diefes Vermögen bezieht fich dieſes ftatliche Folgerecht. Für das öf— 
fentlihe Gut verfteht es fi von felber, daß basfelbe dem State folgt, bem es dient. 
Aber aud das Privatvermögen des States wirb nicht berrenlojes Gut, wenn ber 
Etat untergeht, ſondern ba die Perfon, welcher e8 bisher angehörte, nicht gänzlich 
verſchwindet, ſondern mit Volk und Land, alfo ihrem Stoffe nah in den neuen 
Stat übergeht, folgt e8 naturgemäß biefer perfönlihen Wandelung nad, und 
wird deßhalb Privatgut des neuen States, in welhen ber Stoff bes alten 
States fortlebt. 


55. 


Sind mehrere Nachfolgeſtaten vorhanden, welche an die Stelle des 
Einen untergehenden States treten, und iſt die Art der Theilung des 
Staatsvermögens nicht vertragsmäßig geordnet worden, fo find nicht Die 
privatrechtlichen Regeln der Erbtheilung unter mehrere Erben einfach an— 
zumenden, jondern es ift voraus die öffentlich-rechtliche Natur des öffent 
lichen Gutes zu berüdfichtigen. 


Die öffentlich-rechtliche Statenfolge und das privatrcchtliche Erbrecht find ins 
fofern ähnlich, daß in beiden Fällen das bisherige Subject de8 Vermögens bort durch 
Untergang bier durch Tod wegfält, aber bas Vermögen besjelben auf andere Per: 
fonen übergeht, welche in gewiſſem Sinne als Fortſetzer feiner Perjönlichfeit anges 
fehen werben, Aber das geſetzliche Privaterbrecht beruht auf dem Yamilienverband 
zwiſchen Erblaffer und Erben, welcher bei ber Statenfolge fehlt, und die Statenfolge 
beruht auf dem totalen oder theilweifen Uebergang von Volk und Land auf ben 
Folgeftat. Die privatrechtliche Verlaffenihaft hat nur eine Beziehung auf die Pers 
fonen ber Erben und wirb baher je mad) der Nähe ihrer Verwanbdtichaft unter bies 
felßen vertheilt, fei es nad) Stämmen, feises nad Köpfen. Das zurüdgelafiene 
Statsvermögen dagegen Hat eine natürliche Beziehung zu Volk und Land und 
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ben öffentlichen Bebürfniffen beider. Daher iſt bie Vertheilung nach öffent: 
lichsrechtlichen Grundfägen zu orbnen. 


50. 


Demgemäß fällt das für öffentliche Zwecke beftimmte Tiegende Gut, 
wie Öffentliche Gebäude, Anftalten und Stiftungen zunächft dem State zu, 
in deſſen Gebiete fie gelegen find oder fie ihren Hauptfiß haben und der 
erwerbende Stat iſt nur infofern eine billige Entſchädigung an die Thei— 
lungsmaſſe ſchuldig, al3 diefelben bisher auch den öffentlichen Bedürfnifjen 
der Bevölferung der andern Staten gedient haben und dieſe zur Befrie— 
digung ſolcher Bebürfniffe zu neuen Vermögensleiſtungen genöthigt werden. 


Selbjtverjtändlich fallen auch die Öffentlichen Gewälfer, Straßen, Plätze, Küften, 
Häfen u. ſ. f. ohne Entfhäbigung bem State zu, mit welchem fie von Natur ver: 
bunden find. Auch wenn damit gewifje Einkünfte verbunden find, wie z. B. Wege: 
gelder, Hafengebühren u. dgl., jo ift dafür fein Erſatz zur Theilung zu bringen, jo 
wenig als für ben Unterhalt der Straßen, Häfen u. f. f. eine Forderung. 

Anders verhält es fich 3. B. mit einer Pflegeanftalt für Kranke, welche auch 
von ben Kranken ber Gemeinden benußt werben Tonnten, die nun einem andern 
State zugetheilt find, als dem, in befjen Gebiet die Krankenpflegeanftalt gelegen if. 
Da ift ein billiger Erfaß in Anrehnung zu bringen. 


97. 


Die vorhandenen Waffendvorräthe und Kriegsausrüftungen (Kanonen, 
Gewehre, Uniformen u. ſ. f.) find im Zweifel nad Verhältnig der Volks— 
zahl zu vertheilen. 


Nach der Volkszahl richtet fih auch die Wehrpflicht und die Größe bes Be: 
bürfniffes der Ausrüftung. Anders freilich ift ed, wenn bie Wafjenvorräthe durch 
Matrifularbeiträge befchafft worben find, wie in bem beutichen Bunde von 1815. 
Dann wird das Verhältnig der Matrifel auch bei ber Theilung zu beachten fein. 


58. 

Die eigentliden Domänen, die öffentlichen Caſſen und überhaupt das 
Privateigenthum des Stats, welches nur mittelbar den öffentlichen Zwecken 
dient, bildet eine gemeinfame Theilungsmafje und mird, wenn nicht beſon— 
dere Gründe eine Abweichung rechtfertigen, nad Verhältniß der Volkszahl 
unter die mehreren Folgeltaten vertheilt, jo jedoch, daß die Liegenjchaften 
dem State verbleiben, in deſſen Gebiete fie liegen und nur der Schäßungs- 
werth derjelben zur Bertheilung kommt. 


Bluntſchli, Das Völkerrecht. 6 
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Es gibt Fein natürlicheres Theilungsverhältnig, und feinen fihereren Maßſtab 
ber Theilung als die Volksz ahl, obwohl vielleicht die eine Bevölkerung z. B. bie 
ftäbtifche vor der anderen 3. B. ber bloß Ländlichen dur Vermögen, Bildung und 
durch höhere Bedürfniſſe Hervorragt. Um eine gerechte und allgemein verftänbliche 
Löfung zu finden, muß man zu den einfachſten und urfprünglichiten Elementen des 
States zurückgehen und das find doch die Menſchen, bie er einigt. 


29, 


Die Statsjhulden find nicht nach Verhältnig der Vollzzahl, jondern 
wenn fie hypotheſirt oder fundirt find, im Anſchluß an die verpfändeten 
Liegenschaften oder das Fundirungsgut, im übrigen nad) Verhältnig der 
Steuerleiftungen zu vertheilen. 


1. Indem ber Stat feine Anleihen hypotheſirt ober funbirt, bringt er biefel= 
ben in einen nähern Zufammenhang mit andern Gütern, und biefer Aufam: 
menbang wirft fort, obwohl der Stat ſich auflöſt. Die Gläubiger halten ſich 
daran und fommen eben beihalb nur mit dem Folgeſtat in eine neue Beziehung, 
welchem biefe Güter zugefallen find. Cine Scheidung ber perfönlihen Schuld und 
ber binglihen Sicherung ift bier nicht ebenio ftatthaft wie im Privatrecht. 

2. Die Sicherheit der übrigen Statsihulden beruht auf. ber Steuerfraft 
ber Statsgenoffen und biefe wird bemefjen nad der wirfliden Steuer: 
leiftung. Diefe gibt daher einen gerechteren Maßſtab als die Volkszahl. Man 
benfe fi) 3. B. einen Stat in zwei Staten aufgelöft, von benen ber eine eine reiche 
Stäbtebevölferung, ber andere eine arme Landbevölferung hat. Da würbe bei einer 
Vertheilung ber Statsjhulden nach der Volkszahl ber eine Stat überlaftet, er könnte 
bie Schuld nicht tragen, und ber andere Stat unverhältnigmäßig in ber bisherigen 
Steuerleiftung erleichtert, zum Schaden ber Gläubiger. 


60. 


Geht ein Stat durch Ausfterben oder Zerftreuung oder Aus— 
wanderung jeines Volkes aud in der Volks- oder Landesſubſtanz unter, 


dann erlöjhen mit feiner Perjönlichkeit auch feine Rechte und Verpflich— 
tungen. 


Als die Juden mit Vertilgung ber fremben Einwohner Paläftina befekten, 
warb ber neue jüdiſche Stat in Feiner Weife Nechtsnachfolger der dafelbft unter 
gegangenen Staten. Ebenſo als die Germanijchen Völker zur Zeit der Völkerwan— 
berung ihre alten Wohnfige verließen, gingen auch ihre alten Staten unter und bie 
nachrückenden germanifchen oder flavifchen Völker traten ebenjo wenig als ihre Rechts⸗ 
nachfolger an ihre Stelle als das römiſch-byzantiniſche Reich, welches jene aufnahm, 
deßhalb zum Rechtsnachfolger ihrer untergegangenen Staten ward, 
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61. 


Die vorübergehende Schwäche oder Noth eine? States führt nicht 
feinen Untergang herbei; wohl aber die dauernde Ohnmacht und die offen- 
bare Unfähigkeit desjelben, ferner felbftändig zu eben. 

Es gibt fein Recht, die „Eranfen* Staten zu vernichten und dann zu beerben, 
Es iſt möglich, daß eim tief zerrütteter und geſchwächter Stat ſich wieber erhole, 
Wenn aber biefe Möglichkeit verihwunden und die Ohnmacht bauernd geworben ift, 
dann geht mit ber Fähigleit zu leben auch das Recht als Stat zu leben unrettbar 
unter. Das Völkerrecht jhüßt nur lebensfähige Staten. So gefährlich dieſer Sak 


ift, weil er fophijtifch mißbraucht werden kann, fo ijt doch bie Wahrheit besjelben 
unbeftreitbar. „Nur ber Lebende hat Recht”. 


5. Dölkerredtlihe Figenfhuften der Hfaten. 


A. Handlungsfähigfeit. 
62, 
Jeder Stat ift als Rechtsweſen berechtigt, feinen Rechtswillen zu 


äupern und Handlungen mit Rechtswirkung vorzunehmen. Aber er bedarf 
dazu bejonderer von Menſchen erfüllter repräfentativer Organe. 


Meil ber Stat eine Gefammtperfon ift und in feiner Verfaffung nicht einen 
natürlichen fondern einen nachgebildeten Culturleib hat, fo bedarf er menfchlicher 
Organe und Vertreter feines Willens und feiner Handlungen. Das Statshaupt 
vepräfentirt voraus den Stat im Berfehr mit andern Staten. 

63. 

Im Verhältnig der Staten zu einander wird der thatjächliche In— 
haber und Träger der Statögewalt (da3 wirkliche Statshaupt) als das 
Organ de3 Statswillend und als der Vertreter des States betrachtet. 


Bol. unten $ 315 ff. 


B. Sou veränetät. 


64, 


Die Souveränetät eines States zeigt ſich 
E) 6* 
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/ %) in der Umabhängigfeit desfelben von einem fremden State und 
in der Ablehnung jeder fremden Statshandlung auf feinem 
Gebiet; 

2,b) in der Freiheit desjelben, ohne Behinderung fremder Gtaten 
feinen eigenen Statswillen jelbjt zu beftimmen und nad) eigenem 
Ermeſſen zu äußern und zu bethätigen. 

Die Souveränetät it zunächſt wieder ein ftatsrechtliher Begriff und bebeutet 
bie Statsgewalt in höchſter Potenz und in oberfter Inſtanz. Die 
völferrechtlihe Bedeutung derjelben tritt erjt hervor im Verhäliniß zu fremden 
Stuten. 


65. 
Souveränetät Heißt nicht abfolute Unabhängigkeit noch abjolute Frei- 
heit eines States, denn die Staten find feine abfoluten Wejen, fondern 
rechtlich beſchränkte Perjonen. 


Der Begriff ber Souveränetät ift zuerft in Franfreih und zwar in ber Zeit 
ausgebildet worden, als das franzöſiſche Königthum alle Statsgewalt in möglichſt 
abjolutem Sinne in feiner Hand zu concentriven unternahm, im Gegenfake zu ben 
Beihränfungen ber mittelalterlihen ftändifchen Rechte und der Lehensverfaffung. 
Geither ift eine gewiffe Tendenz zum Abjolutismus in dem Worte verblieben, bie 
[wer auszumerzen ift. Dennoch miberjpricht dieſer Abfolutismus, ſowohl ber Rechts: 
natur des modernen Berfafjungsftates als der völferrechtlihen Gemeinorbnung. 


66. 


Jeder Stat darf nur in dem Make Unabhängigkeit und Freiheit 
für ſich anſprechen, als fich mit der nothiwendigen menſchlichen Weltordnung, 
mit der Selbjtändigfeit der andern Staten und mit der Verbindung aller 
Staten verträgt. 

Das Völkerrecht erhält aber beichränft zugleich bie Souveränetät ber Einzel: 
ftaten, weil es das friedliche Nebeneinander ſämmtlicher Staten ſchützt und auch den 
Krieg durch Rechtsvorſchriften civilifirt. Gegen das Völkerrecht kann fich Fein Stat 
auf feine Souveränetät berufen, weil die Grundlage bes Völkerrechts nicht bie Will 
für der Staten fondern bie Gemeinfhaft ber Menjchheit ift. 


67. 


Innerhalb der völferrechtlihen Schranken ſpricht die Rechtsver— 
muthung für volle und ungetheilte Souberänetät eines jeden States. 


Die Souverämetät ift die jelbitverftändliche Eigenfchaft des wirklichen States, 
b. 5. eines Gemeinwefens, das ſich jelbft regiert. Hoheit und Einheit find mit bem 
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Statsbegriff gegeben. Weitere Beſchränkungen andern Staten gegenüber erfordern 
daher eine beſondere Begründung, wie namentlich durch Verträge. 


68. 
Zu den regelmäßigen Souveränetätsrechten eines States gehören: 
ı9) das Recht, feine Verfafiung ſelber zu_beftimmen; 
28) das Recht jelbftändiger Geſetzgebung für fein Volt und Land; 


Ta) die freie Beſetzung der öffentlichen Aemter; 
? 2») das Recht, für dem Verkehr mit andern Staten feine Stellvertreter 
zu bezeichnen und zu ermächtigen. 
Es fommt den fremden Staten nicht zu, fi in die Ausübung die 
jer Rechte einzumifchen, es wäre denn, daß bei derjelben das Bölferrecht 
mißachtet würde. 


In ber Verfaſſung ſpricht der Stat bie Grundfäge feines eigenen Dafeins 
aus und bildet er die Organe -feines eigenen Lebens ans, Die Lerfafjunggebende 
Gewalt iſt daher Statägewalt. Leder Stat erjcheint baber dem andern gegenüber 
als eine ſich jelber ordnende Macht. So wenig meine Nachbarn berechtigt 
find, den Styl und die Einrichtung meines Haufes mir vorzufchreiben, jo wenig 
haben die Nachbarſtaten ein Recht, über die Berfajjung eines fremden States Vors 
jchriften zu geben. Es ift freilich auch fir die Nachbarftaten politifch nicht gleich: 
gültig, wie die Verfaffung eines anfloßenden States befchaffen fei und es können je 
nah Umftänden Rarteiverbindungen von einem State zum andern bald förderlich 
bald gefährlich ericheinen. Daher haben oft ſchon mächtigere Staten einen Einfluß 
geübt auf die Berfaffungsänderungen ihrer Nachbarſtaten. Die frangöfiihe Republif 
bat fi gegen Ende des vorigen Jahrhunderts mit vepublifanifhen Nachbar— 
ftaten, Napoleon I. hat Franfreih mit Napoleoniihen Vafallenftaten zu 
umgeben gefucht. Aber gerade dieje Beifpiele warnen vor folhen Eingriffen in bie 
natürliche Berfaffungsbildung fremder Völfer, denn nirgends find durch die Einwir— 
fung von außen ber dauernde Berfafjungszuftände zu Stande gefommen. Auch bie 
Interventionen ber heiligen Allianz in Stalien und Spanien zur Herfiellung ber 
abjoluten Monarchie haben nur vorübergehend ben natürlichen Entwidlungss 
gang zu ftören, aber nicht auf die Dauer zu hindern vermodt. Ebenſo unglücklich ift 
in neuefter Zeit ber Verfuch Napoleons III. ausgefallen, in Meriko ein Kaiſerthum 
mit franzöfiicger Hülfe einzurichten. Necht und Politif weifen darauf bin, baß man 
jedem Volke überlaffe, die Formen feines Gefammtlebens jelber zu beflimmen, Erſt 
wenn baraus eine wirkliche Gefahr entfteht für die Sicherheit ber andern Staten 
und für bie völferrechtliche Rechtsordnung, ift eine Einmiſchung in die Verfaffungs: 
arbeiten zu rechtfertigen. 


69. 
Kein Stat braucht zu dulden, daß innerhalb feines Gebietes ein 
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fremder Stat irgend melde Statshandlungen vornehme, fei e8 der Policei 
oder der Befteurung, der militärischen oder der Juftizggewalt. Jeder Stat 
ift verpflichtet, fich der ftatlichen Ein- und Uebergriffe in fremdes Stats— 
gebiet zu enthalten. 

Borbehalten find theil3 allgemeine völferrechtlich anerfannte Aus— 
nahmen theil3 die befonderen . Statzdienftbarfeiten. 


I. An dem Bereich ber civilifirten europäifchen und amerifaniihen Staten⸗ 
welt ift diefer Grundſatz vollftändiger anerfannt, als im Verhältniß zu barbariſchen 
Völkern oder Staten einer ber unſrigen fehr fernen und fremden Givilifation. Da 
wirb noch bie Policei unb bie YJuftiz über bie auswärts wohnenden Landsleute in 
frembem Gebiet möglihit von bem State ihrer Heimat verwaltet. Der Grunbjak 
bes perfönlihen Nedtes, weldes das Wolf verbindet, wo immer feine Genofs 
fen ſich aufhalten, überwiegt ba noch über bie Negel bes Landesrechtes, weldes 
ausichlieglich von ber im Lande beftehenden Stategewalt gehandhabt wird. 

2. Allgemeine völferrechtlich anerkannte Ausnahmen find 3. B. bas Recht 
ber Grterritorialität und das Net der Schiffahrt über den Küftenfaum. 


70. 


In der Regel gibt es nur Eine Souveränetät für ein beftimmtes 
Bol und Land, wie nur Einen Stat. 

Ausnahmsweiſe zeigt ſich in zufammengejehten Staten (Bundes- 
ftaten, Statenreihen, Statenbünben) auf demſelben Boden und für diefelbe 
Bevölkerung eine Doppeljouveränetät wie eine zwiefache Statenbildung, die 
eine des Gefammtftates, die andere der Einzelſtaten. 


Bunbesftaten und Statenbünde find beides füberative und daher meift repu— 
blikaniſche Verbände einer Anzahl von Einzelſtaten. Aelter ift die Form ber Staten- 
bünbe, welche nur eine genoffenfhaftliche Gemeinſchaft ber mehreren inzelftaten 
zu gemeinfamen Zweden barjtellt und daher nur Gejantencongrefje feine einheitlichen 
Gefammtorgane Tennt. Man kann daher dieſe Verbindung nur in uneigentlichem 
Sinne Gefammtftat nennen. Sie ſchwankt noch zwijchen völferrechtlicher und ftats: 
rechtliher Geftaltung. Von der Art waren bie Hanfeftäbte im Mittelalter bie 
Republif der Niederlande, bie Shweizerifhe Eidgenofjenfhaft vor 
1798 und wieder 1803 bis 1848, bie urfprünglide Bunbdesverfaffung ber Ver: 
einigten Staten von 1776 bis 1797, ber deut ſche Bund von 1815—1866. 

Der Bunbesftat dagegen ift eine einheitliche Geftaltung bes Geſammtſtales, 
ber ſchärſer unterfchieden wirb von ben Ginzelftaten und in ſich als Stat vollftän: 
big organifirt ift. Zuerſt erjcheint diefe Form ausgebildet in Norbamerifa feit 
1787, und ift in bee Schweiz 18348 nachgebildet worden. Das Statenreich ift mehr 
eine monarchiſche und baber in höherem Sinne einheitlihe Zufammenfaffung 
einer Mebrzahl von Einzelftaten zu einem Gefammtjtate. Im Mittelalter hatte das 
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deutſche Reich dieſen Charakter, bevor es feiner Auflöſung entgegen ging, und 
heute noch bas Türkiſche Osmanenreih. Der Norddeutſche Bund von 
1867 Täßt fi nicht unter einen biefer Begriffe unterbringen, indem er von allen 
brei Grundformen etwas an fich hat. Er iſt geihichtfih aus einem Statenbund 
(bem beutichen Bund) durch die enticheidende Führung einer mächtigen Monarchie 
(bes Preußiſchen Stats) und unter Einwirkung bunbesjtatliher Ideen entftanben, 
und trägt überall die Spuren dieſer Entitehung an ſich. Er it ein Compromiß 
ber verfchiedenen idealen und realen Mächte, jo jedoch, daß immerhin die Natur 
des Statenreichs überwiegt. 


71. 


Sowohl der Gejammtftat (dev Statenverein) gilt völferrechtlih als 
Statsperſon als die Einzelftaten, 

Die Souveränetät des Gefammtftates äußert fi) innerhalb des ver- 
fafjungsmäßigen Bereiches der Geſammtheit und die der Einzelſtaten in 
den Sonderangelegenheiten de3 einzelnen Landes. 


Die Perſönlichkeit auch der Statenbünde zeigt ſich deutlicher noch im Bölfers 
recht als im Statsredht. Die ſchweizeriſche Eidgenoſſenſchaft galt im europäiſchen Staten- 
ſyſtem während Jahrhunderten ald Ein Statswefen, obwohl fie im fich ſelbſt 
durchaus nicht als Stat organifirt, fondern nur ein dauernder Berbanb von fouveränen 
Staten war. 


72. 


An den Bundesitaten und den Statenreichen wird die völferrechtliche 
Vertretung nad) außen regelmäßig dur die Bundes= ‚oder Reichsgewalt 
beftimmt und beforgt. Indeſſen find auch Verträge der Einzelftaaten unter 
fih oder mit fremden Staten zuläffig, wenn glei in den Schranfen ber 
Berfaffung und unter Aufficht des Geſammtſtats. 


Su der Schweiz werben die Verträge der Gantone unter ſich Eoncorbate 
genannt. Der intercantenale Charakter berjelben ift analog dem völferrechtlichen ber 
Verträge unter fremden Staten, wirb aber dadurch mobificirt, baß die Kantone bins 
wieder bundesftatlich verbunden find und daher ber Bund eine Auffiht über bie 
Concordate übt und biefelben unter feinen Schuß ftellt. 


73. 


An den Statenbünden gehört die diplomatische Vertretung regelmäßig 
der Regierung der Einzelftaten zu. Indeſſen ift auch die Gefammtheit be— 
rechtigt, ſich als Eine zufammengejegte Statsperjon vertreten zu lajjen und 
Verträge abzuſchließen. 
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In den Statenbünben tritt bie Souveränetät ber Einzelftaten voller und ent- 
fchiebener hervor, als in ben Bunbesftaten. Deßhalb wird im ber Regel auch der 
Geſantſchaftsverkehr vorzugsweiſe mit ben Einzelitaten gepflogen. Aber weil body 
der Statenverband wieder ein Intereſſe hat, ſich als völkerrechtliches Ganzes darzu— 
ftellen, fo muß auch ihm die Befugniß gewahrt werden, gemeinfame Bunbesgefante 
zu bezeichnen und bei fich fremde Gefante zu empfangen. Bei bem deutſchen 
Bunde waren mande frembe Gefante acerebitirt und in einzelnen Fällen ließ cr 
fih durch einen gemeinjamen Bunbesgefanten auswärts vertreten, 


74. 


Menn zwei oder mehrere Staten durch dasſelbe Statshaupt nur 
porübergehend geeinigt find, jo werden fie im Völkerrecht al3 zwei verjchiedene 
Perjonen behandelt und haben demgemäß auf Conferenzen und Congreſſen 
zwei oder mehrere Stimmen und können durch verſchiedene Geſante ver- 
treten werden. 


Beiipiele treten ein, wenn ein Erbfürſt in einem andern Lande auf Lebens» 
zeit zum Wahlfürft gewählt wird. Karl V. war als römifcher Kaifer und deut— 
ches NReihsoberhaupt Vertreter bes beutfchen Reiches und als König von Spanien 
Vertreter Spaniens, ohne daß irgend eine nähere ſtats- ober völferrechtliche Bezie— 
bung biejfer beiden Staten zu einander eintrat. 


75. 

Iſt aber die Einigung unter Einem Stat3haupt eine dauernde und 
erjcheint die Verbindung der jo geeinigten Staten al3 eine politische, wenn 
auch noch nicht als eine ftatsrechtlich organifirte Lebensgemeinſchaft, jo wird 
diejelbe völferrechtlich wie ein Geſammiſtat betrachtet und in einer gemein— 
famen Bertretung dur Eine Stimme dargeftellt. Someit indefjen die 
Berhältniffe der einzelnen verbundenen Staten beſonders herbortreten, ift 
hinwieder eine bejondere Vertretung zuläfjig. 

Von der Art find die fortdauernden Perfonalunionen durch biefelbe fürftliche 
Dynaſtie. Frühere Beifpiele find bie urfprüngliche Perfonalunion des Erzherzog: 
thums Defterreich mit der Böhmiſchen und der Ungarifhen Krone, auch 
bie anfängliche Verbindung der Englifchen mit ber Schottifhen unb mit ber 


Ir iſchen Krone, das heutige Verhältniß der Königreihe Schweden ımb Nor— 


wegen. Siehe oben zu $ 70. 
% 


76. 
Wenn die Souveränetät eines States abgeleitet erfcheint bon der 
Souveränetät eines andern Hauptftates und in Anerkennung und in Folge 
diejer Ableitung eine theilweife Unterordnung jenes States unter diefen 
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fortdauert, jo wird der eine Vaſallenſtat und der andere lehensherrlicher 
oder oberherrlicher Stat genannt. 

Die völferrechtliche Selbftändigfeit des erftern wird durch die noth— 
wendige Rüdficht auf den letztern beſchränkt. 


Es find hier immerhin mancherlei Uebergangsfinfen von einer Gebunbenbeit, 
weldhe den diplomatischen Berfehr des Bafallenftates mit andern Staten nur durch 
Vermittlung bes oberherrlihen States gejtattet, bis zu völlig freier Bewegung bes 
Bafallenftates denkbar. Die beutfhen Territorialftaten bes fpätern Mittel: 
alters waren folhe Bafallenftaten, inbem fie ihre Negalien von bem deutichen Könige 
empfingen und von Kaifer und Reich abhängig waren. Aber feit dem Weſtphäliſchen 
Frieden war doch ihr Mecht anerkannt, mit fremden Mächten Allianzen zu fchließen. 

In mandherlei verfchiebenen Redtsverhältniffen ftehen die Vafallenftaten 
ber Türkei, die mohammebaniihen Fürftenthümer Tunis und Tripolis, das 
Vicekönigthum Aegypten, fobann das riftlihe Fürſtenhthum Serbien und 
bie rum äniſchen Donaufürftenthümer Moldau und Walladhei und das Fürſtenthum 
von Montenegro zur hoben Pforte. Das frühere Königreih Neapel war nur 
bem Aufßeren Scheine nad gleichlam zum Zeichen ber Ehrfurdt, ein Bafallenftat des 
päpftlihen Rom und in Wahrheit wurde 28 im europäifchen Völkerrecht als ein 
voll-fouveräner Etat betrachtet und behandelt. 


77. 


Da die Souveränetät, in welcher fich die Einheit und Hoheit des 
States gipfelt, eine natürliche Tendenz zur Einheit hat, fo ift diefe Spal- 
tung derjelben in eine Oberherrliche und in eine Vafallenfouveränetät nicht 
dauerhaft. Entweder erheben fih im Laufe der Zeit die VBafallenftaten zu 
vollſouveränen Staten, indem die Oberherrlichkeit immer mehr zur bloßen 
Form und ohnmächtig wird, oder der oberherrlihe Stat zieht hinwieder 
die verliehenen Hoheitsrechte an fi und einverleibt fi den Bajallenftat. 


Die geſchichtliche Entwidlung beweist bie Wahrheit diefes Satzes. Im Mittel: 
alter gab es eine große Maffe von Bafallenftaten jowohl in Europa als in Aſien. 
Gegenwärtig find faſt alle verſchwunden, weil fie in Einheitsjtaten umgewandelt worden 
find. Nur in dem Türfijhen Reiche ift biefer Umbildungsproceh noch nicht 
zum Abſchluß gefonmen. Das Völkerrecht muß diefe natürlihe Entwicklung beach: 
ten und es ſoll fie hüten, es barf fie nicht baburch hemmen wollen, daß es un: 
baltbare Formen ber Ältern Rechtsbildung zu verewigen ſucht. 


78. 


Die Souveränetät der Schukftaaten, das heikt der Staten, welche 
im Gefühl ihrer Schwähe den Schub eines mächtigeren States gefucht 
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und fi der Schußhoheit desſelben unterworfen haben, gilt ebenfalls ala 
Halbjouveränetät, weil fie durch eine übergeordnete höhere Souveränetät 
dauernd befchränft wird, 


Tie Schutzhoheit ift infofern ähnlich ber Lehenshoheit, als ber Schirmherr, 
wie ber Lehensherr eine übergeorbnete Stellung behauptet. Aber es wird nicht von 
jenem wie von biefem bie halbe Souveränetät bes Schupftates abgeleitet, fondern 
nur um ber Rüdjiht auf den Schirmherrn willen die Souveränetät des Schußftates 
beihränft. Auch diefes Verhältniß trägt übrigens ben Keim des Todes in jidh, 
benn ein Stat, ber fih nicht felber ſchützen kann, verdient nicht ein felbftän: 
biger Stat zu bleiben. Die Beifpiele folder Staten find daher wieder felten in 
bem heutigen Staienfyflem. Die Republif Krakau, welche unter ber Schughoheit 
ber drei Oftmächte, Oeſterreich, Rußland und Preußen, gewejen war, ift 1846 von 
Defterreich einverleibt; die Joniſchen Inſeln, ein Schugftat Englands, find 
1864 mit Griehenland vereinigt worden. Wenn auch bie Donaufürjtens 
thümer zunächſt Vafallenftaten ber Oltomaniſchen Pforte zugleich Schupftaten ber 
europäiſchen Großmächte find, jo dient dieſes Schutzverhältniß eher dazu, ihr Wachs⸗ 
thum zur Unabhängigkeit von der Türkiſchen Herrſchaft zu fördern, als ihre freie 
Entwicklung zu geſährden. 


79. 


Den Colonialſtaten, welche dem Mutterſtate untergeordnet ſind, kann 
ebenfalls eine beſchränkte Selbſtändigleit zugeſtanden ſein, jo daß fie als 
halbſouveräne Staten in beſondere völkerrechtliche Beziehungen treten. 


Schon bie große Entfernung vieler überfeeiihen Golonien von bem Mutter: 
ftate macht im Intereſſe dberfelben eine bejondere Regierung und daher auch eine be: 
fondere Repräfentation oft wünfchenswertd. Wenn daher auch uriprünglih das 
Mutterland ber alleinige Si ber Souveränetät war, fo erfordert das Wahsthum 
ber Golonie doch mit ber Zeit eine Ausftattung mit größeren Rechten freier Bewer 
gung. So entwideln fih bie Golonien zu eigenthümlichen Statswefen, ähnlich 
ben Schupftaten und ſcheiden fich zulegt wohl auch als neue volljouveräne Staten 
aus. Die Geihichte von Amerika enthält in biefer Hinficht große Lehren aud für 
das Völkerrecht. Als Borbild einer guten Golonialpolitif darf die englische gegen- 
über von Canada und Nuflralien feit ben Reformen von Lorb Durham 
(1836) angejehen werben. 


80. 
In ähnlichen Verhältniffen theilweifer Abhängigkeit von den Haupt- 
ftaten und theilweiſer Selbftändigfeit ſtehen auch die mandherlei Neben- 
länder, 


Es kommt bier freilich vieles darauf an, wie dieſe Nebenlänber bejchaffen 
feien, ob die barin lebende Bevölkerung fähig jei, ihre Öffentlichen Intereſſen jelbs 
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ſtündig zu beforgen, und ob fie geneigt fei, bas fo zu thun, baf babei bie Intereſſen 
bes Hauptftates nicht verlegt werben. Wenn fie unfähig und feindlich gefinnt ift, jo 
wirb ihr entweber überhaupt feine Selbftändigkeit verftattet oder dafür geforgt wer: 
ben, baf bie Verwaltung ber befonderen Landesintereffen nicht ber untermworfenen 
Bevölkerung überlafjen, fondern von ber dahin verpflanzten Golonie bes Herrfchers 
volfes beforgt werde, Da dieſe Nebenländer meiftens durch Eroberung dem Haupt⸗ 
ftate unterworfen worden find, wie 3.8. die Oſtindiſchen Länder ben Engländern, 
Algier dem Franzöfiihen State, fo ift es ſchwerer, dieſelben zu ftatliher Selb: 
ſtändigkeit heranzubilden, als die eigentlichen Golonialländer. 


C. Rechtsgleichheit. 
81. 


„Jeder Stat ift als Rechtsperfon dem andern State gleid. An dem 
Völkerrecht haben alle Staten gleichen Antheil und gleichen Anſpruch auf 
Achtung ihrer Exiſtenz. 


Die Rechtsgleichheit ber Staten iſt ebenſo zu verſtehen, wie bie Rechtsgleich— 
heit der Privatperſonen. Der Unterſchied der Größe, der Macht, des Ranges ändert 
an der weſentlichen Gleichheit Nichts, welche in der Anerkennung aller dieſer Per— 
ſonen als Rechtsweſen und der gleichmäßigen Anwendung der völkerrechtlichen 
Grundſätze auf Alle beſteht. 


82. 


Kein Stat iſt berechtigt, die individuellen Kennzeichen eines andern 
Stats — deſſen Namen, Wappen, Fahne, Flagge — ſich anzueignen oder 
zu mißbrauchen. 


In biefen Zeichen fpricht fih die befondere Perſönlichkeit eines Sta: 
tes aus und jeder Stat hat ein Recht, in berjelben geachtet zu werben. Die Rechts: 
gleichheit verwijcht nicht bie individuelle Verſchiedenheit, ſondern erfennt fie an und 
fügt fie für Alle, Selbftverftändlich gebt hier die Ältere Wahl folder Namen und 
Zeichen ber |päteren vor. So weit jene vollzogen ift, muß dieſe fie als bereits vor: 
bandenes Recht rejpectiren und barf feine Verwirrung flijten durch Aneignung ber: 
jelben Namen und Zeichen. 


83. 
Jeder Stat hat gleichen Anſpruch darauf, als eine geiftigsfittliche 
und als eine Rechtsperſon geachtet zu werden, und demgemäß aud ein 


Recht auf Ehre. Die Verlegung der Statsehre begründet das Recht, 
Genugthuung zu fordern. 
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Auch im biefer Beziehung verhält es fi) mit den Staten ähnlich, wie mit 
ben einzelnen Menjhen. Der Menſch als folder hat eine Würde und es gibt eine 
gemeinfame Menfchenehre wie eine Statsehre, bie im Berfehr mit Menſchen und 
Staten nicht verlegt werden darf. Freilich kann auch ein Stat in einzelnen Fällen 
eine umfittliche und eine geiftigeniebrige Politik verfolgen, wie ein einzelner Menſch 
zuweilen jchleht und bumm handeln kann; und natürlich wird biefes Verhalten auch 
einen Einfluß üben auf bie öffentliche Meinung und auf das Vertrauen ber übrigen 
Etaten. Aber. ber Rechtsanſpruch auf die allgemeine Statsehre wirb dadurch fo 
wenig zerjtört, ald das Recht jener Privatperfonen auf Anerkennung ber gemeinen 
Menfchenehre, durch einzelne Febler. Die Menfchenehre ſtrahlt immer wicber neu 
bervor aus ber an fi hoben Menfchennatur, bem Ebenbilde Gottes, und ebenfo bie 
Statsehre aus dem majeftätiichen Wefen bes States, das heißt der einheitlichen und 
männlihen Geftaltung des Völferlebens. 


84. 
Aus der perfönlichen Rechtsgleichheit der Staten folgt nicht gleicher 
Rang derjelben noch das Necht eines jeden States, einen beliebigen hohen 
Titel anzunehmen. Aber es fteht einem jeden State zu, einen feiner Be— 
deutung und Machtitellung entjprechenden Titel zu wählen. 


Die beiden Site, baf jeber Stat Anſpruch babe auf gleihen Rang, und 
daß jeber Stat beliebige Titel annehmen könne, bie man zuweilen aus ber mißver— 
ftandenen Nechtsgleichheit gefolgert hat, find falfh. Denn ber Rang, ben ein 
Stat in ber Geſellſchaft der übrigen Staten einnimmt, ift nicht eine einfache Wir: 
fung feiner Perfönlichfeit, welche für alle Staten dieſelbe vechtlihe Bedeutung bat, 
fondern er ift die Wirkung der Machtſtellung und des Einfluffes, welche verſchieden 
find unter den Staten. Der Titel aber bezeichnet ben Rang, ben ein Stat unter 
ben andern einnimmt und kann eben befhalb nicht willfürlich von jenem ohne Rüds 
fiht auf diefe gewäßft werben. Es war ber Gipfel ber Lächerlichkeit, als cin Neger: 
bäuptling auf Haiti ben Kaifertitel für feine Flitterfrone in Anfpruch nahm. Als 
ber Kurfürft Friedrich L von Brandenburg im Jahr 1700 den Königstitel an 
nahm, konnte bie innere Berechtigung besfelben noch bezweifelt werben, aber die Ges 
Ichichte des Preußischen Stats hat feither alle Zweifel zerftreut. Aehnlich verhält es 
fid) mit ber Annahme bes Kaifertitels burh Peter ben Großen, welche nur ſehr 
allmählich Anerkennung fand, (von dem beutjchen Kaiſer erft 1744, von Franfreih 
erſt 1762 und von Polen 1764) und in unferm Jahrhunderte durch Frankreich 
und Defterreih. Auf dem Aachener Congreß erflärten die fünf Großmächte aus: 
brüdlich in dem Protokoll vom 11. Oct. 1818, daß dem Wunſche des Kurfürften 
von Heſſen auf den Titel eines Königs nicht zu entfprechen fei und daß fie über: 
haupt in Zukunft über andere Titelerhögungen gemeinjam verhandeln wollen. 


85. 


Auf kaiſerlichen Rang und Titel haben nur diejenigen Staten einen 
natürlichen Anspruch, welche nicht eine bloße nationale, jondern eine uni« 
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verjelle Bedeutung haben für die Welt oder mindeftend einen Welttheil 
und injofern Weltmächte find oder welche doch als Großſtaten verfchiedene 
Bölfer in fich einigen oder auf verſchiedene Völker einen ftatlich beſtimmen— 
den Einfluß haben. 


Das harakteriftiihe Merkmal bes Kaiſerthums ift das, daß es ſich als Stats: 
autorität über ben engen Gefichtsfreis eines befonderen Volkes und die engen Grens 
zen eines einzelnen Landes erhebt. Das Kaifertfum hat einen weltgeſchichtlichen 
Urſprung und eine univerfelle Bedeutung in ber Gefchichte. Daher darf 
auch ber Kaifertitel nicht von ber anmaßlichen Gitelfeit bloßer Volks: und Landes— 
fürften mißbraucht werden. Die fränfifhen und bie beutfhen Könige bes 
Mittelalter erhielten benfelben als römische Kaifer und fanden ald Verwalter bes 
Weltjriedens und ber hriftlichen Weltordnung (damals imperium mundi genannt) 
an ber Spike ber abendländifchen Chriftenheit. Der Ruffifhe Gzar Peter ber 
Große nahm den Kaijertitel 1701 in der Abjicht an, bie Erinnerung an bas Oft: 
römiſche Kaiſerthum zu erneuern. Napoleon I. wollte bas Reich Karls bes 
Grofen in moderner Gewalt wieber aufrichten, als er 1804 ben Kaiſertitel ſich 
aneigneie. Das Defterreihifhe Kaiſerthum (feit 1804) und das zweite franzöfiiche 
(feit 1852) haben eine weniger univerfelle, aber doch nicht eine bloß nationale und 
einzelftatliche Bedeutung. 


86. 


Der Kaiferlihe Rang eines States iſt nicht bedingt durch den Kaiſer— 
titel. Auch eine von Königen regierte Weltmacht hat Anſpruch auf kaifer- 
lihen Rang und ebenjo eine weltmächtige Republik. 

Die Großbrittanifhe Krone hat den Königenamen aber ben Kaifer: 
lihen Rang. Keine andere fteht ihr an univerjeller Bebeutung gleih. Nichts wird 
bie Bundesrepublik der Bereinigten Staten von Norbamerifa hindern, 
wenn fie ſich ald Weltmacht darftellen will, Kaiferlihen Rang anzufpreden und zu 
behaupten. 


87. 


Königlichen Rang haben die übrigen wejentlih auf ein Volk und 
ein Land beſchränkten Staten von anjehnlidem Umfang und erheblicher 
Bedeutung im Völferverfehr. 

Dahin rechnet man nad) dem diplomatiſchen Gebrauch, außer den 
Staten, deren Häupter als Könige völferrechtlih anerkannt find, auch die 
Republifen von ähnlicher Größe und Bedeutung und die vorhandenen Groß- 


herzogthümer. 


Schon im Mittelalter nahmen bie Kurfürften bes heiligen römifchen 
Reichs deutjcher Nation für fi denfelben Rang in Anſpruch, den bie Könige ber 
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andern hrifilicden Völker hatten. Ueber ihnen allen erhoben fich ja nach ber Fiction ber 
mittelalterlichen Reichslehre in berjelben Weife die faiferlihe Majeftät und bie 
päpftlihe Heiligkeit, 


88. 


Es befteht fein Rangvorzug der Königreiche vor den Republifen mit 
föniglihem Rang oder umgekehrt diefer vor jenen. 


Das höfiſche Ceremoniel kennt wohl den Bortritt der Könige vor ben Groß: 
berzogen, aber nicht einen Vortritt der Königsftaten vor ben königlichen Freiftaten. 
Die Macht und der politifche Einfluß, welche die natürliche Grundlage auch für bie 
Rangordnung der Staten bilden, find von dieſem Berfaffungsunterfchieb unabhängig. 
England hatte als Republik unter Cromwell eine größere Bebeutung aber feis 
nen andern Rang als zur Zeit bes Königs Karls L; und bie franzöſiſche 
Republik behauptete im Frieden von Campo-Formio 1797 benjelben Rang, wie 
vormals unter den Bourbonifhen Königen. 


89. 


In alfen twefentlihen Beziehungen ftehen alle Königlichen Staten 
unter einander und aud den Kaiſerlichen gleih. Insbeſondere kommt 
allen das unbeanftandete Recht zu, Botjchafter zu jenden und zu empfan= 
gen, königliche Embleme in Krone, Scepter, Wappen anzunehmen und 
zu führen, im Geremoniel und bei Unterzeichnung der Verträge auf dem 
Fuße der Gleichheit behandelt zu werben. Die Fürften diefes Ranges geben 
fi) im brieflihen Verkehr den Brudernamen. 

Indeffen erhalten nur die Könige als Statshäupter den Titel der 
„Majeftät”, nicht auch die übrigen Fürften von Königlihem Rang, und es 
haben jene dor diefen den Bortritt. 


Der Titel ber Majeftät, urfprünglich auf den Kaifer befchränft, ift feit dem 
titelfüchtigen fiebenzehnten Jahrhunderte auch auf bie Könige ausgebehnt worden, 
ebenfalls paßt er nur zu einer Würbe, welche mit dem Vollgenuß der vollfommenen 
Regierungsfouveränetät verbunden ijt, aber nicht auf ftatsrechtlich abhängige Könige. 
Es wird aber wohl jchwerer noch werben, bie Titel zu ermäßigen, als bie wirklichen 
Hoheitsrechte zu vermindern. 


90. 


Unter Staten von gleihem Rang haben je die älteren den Vortritt 
bot den jüngern. Ueberdem fünnen die Rangverhältniffe zwiſchen einzelnen 
Staten dur Vertrag oder Obſervanz beitimmt jein. 
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Die Verfuche, auf dem Aachener Congreſſe biefe Dinge genauer völferrechtlich 
zu ordnen, find an ben Schwierigfeiten gejcheitert, welche bie Eitelfeit und bie höfi— 
ſchen Sitten jeber Uebereinfunft ber Art in ben Weg ſtellen. 

Befondere Verträge und Gebräude finden 3. B. Statt in einzelnen Ländern 
bezüglich bes Schifjsgrußes. Vgl. Phillimore, Intern, Law, 3b. IL $ 34 ff. 


91. 


Die Verwantjchaft der Souveräne ändert das Rangverhältniß der- 
jelben nicht. 


Protokoll des Wiener Congreſſes vom 19. März 1815. Art. V.: „Les 
liens de parents ou d’alliance de famille entre les Cours ne donnent aucun 


rang & leurs employ&s diplomatiques.. Il en est de même des alliances 
politiques“, 


92. 


Halbjouveräne Staten (Vafallenftaten, Schubftaten, abhängige Ein- 
zelftaten) ftehen jederzeit im Rang den übergeordneten oberherrlichen Sta- 
ten, (Schutzmächten, Gejammtjtaten oder Hauptitaten) nad). 


Da die Unterordnung jener Staten unter biefe fogar eine ftatsrechtlidhe ift, 
jo folgt die Weberorbnung diefer Staten im Rang von felber daraus. Es gilt bas 
3. B. von ben Moldauiſchen Fürftenihümern im Verhältniß zur Zürfei, aber aud) 
von Pennſylvanien gegenüber ben Vereinigten Staten und von Sachſen gegenüber 
bem Norbbeutichen Bunde, 


93. 


Gegenüber dritten Staten nimmt der halbjouveräne Stat diejenige 
Stellung ein, welche ihm feinem anerkannten Titel oder feiner anerfannten 
Bedeutung in der Statenfamilie gemäß zufommt, neben und gleich voll 
jouveränen Staten. 


Der Grund liegt in bev Regel ber Gleichheit, welche überall eintritt, wo Feine 
bejonberen Gründe einen Unterſchied vechtfertigen. Den dritten Ztaten gegenüber 
bejteht Feine Unterordnung, und baber ift auch ber gleiche Rang am Platz. Wenn 
aljo 3. B. Virginien mit Brafilien einen Vertrag fließt, oder Sach ſen mit 
Defterreid, fo ift der Umftand, baß jenes zu ben Vereinigten Staten, biejes zu 
bem Deutihen Norbbunde gehört, nur erheblih im Verhältniß zu ber Bundes: 
gewalt, aber nicht erheblich für die Nangftellung gegenüber dem auswärtigen State, 


94, 
Die Rangerhöhung eines States bedarf, um alljeitig zu wirken, der 
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völferrechtlichen Anerkennung der übrigen Staten, welche indeffen nicht 
willkürlich und ohne Grund verjagt werden darf. 


Vol. zu Art. 84. Die grundlofe Verweigerung ber Anerkennung ift zum 
minbeften ein Zeichen unfreunblicher Gefinnung und kann zur Beleidigung bes Sta- 
tes werben, ber fich emporgeichwungen bat. 


II. Statenſyſteme. 


1. Gleichgewicht. 


9. 


Das Gleichgewicht unter den Staten befteht nicht darin, daß dieſel— 
ben gleich groß am Umfang des Gebiet3 und an Volkszahl und gleich 
mächtig ſeien. Die Berfchiedenheit der Staten an Größe und Mad ift 
eine nothiwendige Wirkung der natürlichen Unterſchiede des Bodens, der 
Bolksindividualitäten und der geſchichtlichen Entwidlung. 

Das Völkerrecht muß diefe Verfchiedenheit anerkennen und darf fie 
nicht befämpfen. Ihre Zerftörung würde die Beſtimmung der Menfchheit 
gefährden, welche auf der Wechſelwirkung verfchiedener Kräfte beruht. 


Der Gedanke eines mathematischen Gleichgewichts war zu Anfang bes 
XVII, Jahrhunderts beliebt. Man bofite von feiner Verwirflihung bie Sicherung 
bes Weltfriedens und bie gründliche Befeitigung jeder Gefahr von Univerfalmonardie, 
Der befannte Borfhlag des Abbe Saint Pierre: „Projet de la paix &terneilo‘ 
von 1715 am Schluß des großen europäifchen Krieges gegen das Uebergewicht 
Franfreichs, fucht biefen Gedanken in einer neuen Karte Europas barzuftellen. Aber 
ber Gedanke ift ſchon deßhalb falſch, weil er die geiftigen Charafterfräfte, bie fich 
nicht abzählen Tafjen, mißachtet und eine Fünftliche Gleichheit da einrichten will, wo 
die Natur große und dauernde Unterſchiede zeigt. 


96. 

63 iſt ferner feine Forderung des Gleichgewichts, daß die beftehenden 
Staten allezeit unverändert erhalten bleiben. Es gibt ein natürliches und 
infofern nothwendiges Wachsthum der Staten und ebenjo eine unbermeid- 
liche Abnahme ihrer Kräfte und ihrer Wirkſamkeit. Das Völkerrecht muß 
die umbildende Macht der Gefchichte anerkennen. 
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Das Mittelalter war der Zerbrödelung ber Natiönen in Heine Fitrftenthlimer 
und Städte, zumal in Deutſchland und in Stalien fehr günftig. Der Zuftand war 
erträglich, fo lange der Berfehr gering, das nationale Bewußtfein ſchwach, die öffent: 
lihen Bebürfniffe Fein waren und feine äußeren Gefahren bie Griftenz biefer 
Stätchen bedrohten. In der neueren Zeit ift das Alles anders geworben. Deßhalb 
gingen bie meiſten Kleinftaten bereits unter und es bildeten ſich größere Volks— 
ftaten aus, 


97. 


Es ijt fein völferrechtliches Geſetz, daß die Erweiterung eines Stat3- 
gebiet3 einen andern vielleicht rivalen Stat berechtige, auch jeinerjeit3 eine 
Dergrößerung zu verlangen, 


In der ſtatlichen Praris des vorigen Jahrhunderts bat man fich oft auf dieſe 
angebliche Folgerung aus dem Princip des Gleichgewichts berufen, um bie Grobes 
rungsfucht mit einem fcheinbaren Nechtsjage zu bemänteln. So verlangte Oeſter— 
reich ein Stüd ber Türkei, weil Rußland fi in Polen ausbehne. Die Thei— 
lung Bolens unter die drei Nachbarmächte wurde auch mit ſolchen Argumenten 
bejhönigt. Aber noch im unſerm Jahrhunderte ift mit ſolchen Scheingründen viels 
fältig Mißbrauch getrieben worden. Man hat noch im Jahr 1803 deutiches Land 
nach dem Ausdrud Fichte „zu Zulagen gemacht zu den Hauptgewichten in ber 
Mage des europäifchen Gleichgewichts‘. Sogar noch 1860 wurde die Annerion 
Savoyens buch Frankreich wenigftens nebenher mit dem großen Wachsthum 
bes Königreihs Stalien zu rechtfertigen gejucht. Da das völferrechtliche Gleichgewicht 
nicht gleich große Staten, noch ein unveränderliches Größenverhältniß der vorhans 
benen bebeutet, noch bedeuten darf, fo ijt eine derartige mathematische Anwendung 
jenes Princips unzuläfjig. Die Eriftenz und bie Entwidlung der Völker und Sta: 
ten darf nicht nad) fo plumpen Regeln bejchnitten und zugefchnitten werden, 


98. 


Das wahre Gleichgewicht bedeutet das friedliche Nebeneinanderbejtehen 
verfchiedener Staten. Es wird gefährdet und geftört, wenn das Ueber— 
gericht Eines States jo unverhältnißmäßig zu werden droht, daß die 
Sicherheit und Freiheit der übrigen Staten daneben nicht mehr fortbeitehen 
fann. In ſolchen Fällen find nicht bloß die zunächit gefährdeten ſchwä— 
cheren Staten, jondern es find auch die übrigen ungefährdeten Staten 
veranlaßt und berechtigt, das Gleichgewicht Herzuftellen und für ausreichen- 
den Schuß desjelben zu jorgen. 


Es gilt diefer Sab vorzüglich von ber europäifdhen Statenjamilie, 
welche ben Fortbeitand einer Anzahl jelbftändiger Staten als Grundbebingung ihrer 
Wohlfahrt betrachtet. Daraus erklären fih bie zahlreihen und am Ende glüdlichen 
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Allianzen wider bie drohende Univerfalmonardie zuerit gegen Kaiſer Karl V., 
dann gegen König Philipp U. von Spanien, jpäter gegen Ludwig XIV. und 
wiederum gegen Kaiier Napoleon I, zuleßt wider die Ruffifche Oberherrſchaft in 
Südoftenropa. Aber nicht ebenfo jcheint der Sak auf Amerifa anwendbar, indem 
bie Vereinigten Staten offenbar ſchon zur Feitenden Hauptmacht für den ganz 
zen Welttheil geworben find. Wenn aber Amerika beftimmt if, in die Vereinigten 
Staten aufgenommen zu werden, jo bebarf es biefes Sapes nit, wenn es aber 
auch für Amerika wie für Europa nöthig erfcheinen follte, eine Statengenofiens 
haft von einander unabhängiger Staten zu bilden, fo wird ber Satz 
auch in das Amerikanische Völkerrecht aufgenommen werden müſſen. 


9. 


Das Streben nad) einer auf die Uebermacht Eines Volkes geftügten 
Univerſalherrſchaft über die andern Völker ift eine Gefährdung des Gleich- 
gewicht3 und rechtfertigt den gemeinjamen Widerjtand der übrigen Staten. 


Bol. die vorige Anmerfung. Mit biejer völferrechtswidrigen Bedrohung feld: 
jtändiger und nicht zufammengehöriger Staten darf nicht verwwechjelt werben die Bes 
brobung unbaltbarer PBarticularjtaten dur einen nationalen Groß: 
ftat. Denn es kann die Ginverleibung jener durch biefen vielleicht eine nothiwendige 
Bedingung fein für die Sicherheit der nationalen Griften; und Gefammtwohlfahrt, 
oder eine unvermeidlihe Folge der nationalen Entwicklung eines Volls. Die Ge- 
jhichte Jtaliens im Jahr 1860, und die von Deutjhland im Jahr 1866 
machen das Mar. Das Gleichgewicht der italienifhen und ber deutſchen Particulars 
- ftaten war überhaupt fein Gut von hohem und von bauerndem Werth und es fonnte 
leicht darauf verzichtet werben, wenn man ſtatt deſſen die unſchätzbare Errungens 
ſchaft eines nationalen States und eine würdigere Stellung in der Welt erhielt. 


100. 


Auch eine theilweiſe Uebermacht eines States kann die Sicherheit 
und die Freiheit der andern Staten und damit da3 Gleichgewicht gefährden 
und rechtfertigt den gemeinfamen Widerjtand der übrigen Staten, um die= 
jelbe zu bejchränfen. Das gilt inSbejondere von einer übermächtigen 
Seeherrſchaft eines States. 


Ein Beilpiel geben bie Verträge der neutralen Staten zur Bekämpfung ber 
englifhen Univerfalberrfjhaft über bie Meere. 


2. Heilige Allianz. 
101. 
Die heilige Mlianz vom Jahr 1815, welche auf das Princip der 
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chriſtlichen Religion ein neues chriſtliches Völkerrecht begründen will, kann 
nicht als modernes Völkerrecht gelten. 

Die Heilige Allianz, zu Paris von ben drei Monarchen von Rußland, Oeſter— 
reich und Preußen unterzeichnet 1%. Sept. 1815, war ein Verſuch ber Reftaurationge 
epoche, im Gegenfage zu ber franzöfiichen Revolution, ein neues Wölferrecht zu bes 
gründen. Die Grundgedanfen waren zum Theil der religiöfen Weberlieferung bes 
Mittelalters, zum Theil der Ruſſiſchen Weltanficht entnommen. Eben deßhalb konn— 
ten fie weber das moderne Rechtsbewußtſein, noch die Bebürfniffe ber civilifirteren 
Völker befriedigen. Sie gehörten einem frühern Standpunkte der Entwidlung an 
und waren daher ungeeignet, den Fortſchritt ber Neuzeit zu leiten und zu orbuen. 
Bol, den Artikel Heilige Allianz im Deutſchen Statswörterbuh von Bluntſchli und 
Brater. 


102. 


Indem fie das Völkerrecht ausjchlieglih auf die Religion gründet, 
verfennt fie den Unterjchied von Religion und Recht; indem fie nur auf 
hriftliche Volker anwendbar ift und die nichtchriftlihen Staten außer bie 
menschliche Weltordnung verjeßt, verengt fie die Wirkſamkeit des Völker— 
rechts; indem fie Ehriftus als den „alleinigen Soubverain der gefammten 
chriſtlichen Nation“ bezeichnet, geräth fie auf die Abwege der Theofratie, 
welche dem politiicden Bewußtſein der europäiſchen und der cipilifirten 
Bölfer überhaupt fremd und unerträglich it; indem fie die patriarchalifchen 
Keen zu Statsprincipien erhebt, paßt fie nicht zu der Denkweiſe und den 
Bedürfniffen der politiich erzogenen und frei gewordenen Menjchheit. 


Man kann ben frommen Geifl, der dieſes Actenſtück befeelt, ehren und fi 
bes großen Fortichrittes erfreuen, welcher in der proclamirten Verbrüberung ber 
Staten der verjchiedenen chriſtlichen Gonfefjionen auch im Gegenſatz zum Mittelalter 
liegt, das nur die Ehrijtenheit Einer Gonfefjion als eine berechtigte Völferfamilie 
anerfannte, ale Ungläubigen oder Andersgläubigen aber ausſchloß und verdammte, 
Aber die oben genannten Mängel find jo groß, daß das Werk troß ber wohlwollen- 
ben Abfichten feiner Gründer nicht gelingen Fonnte, 

Die Beftimmungen der heiligen Allianz find durch die Wijfenfhaft als unzus 
reichend und theilweife irrthümlich im Princip und durch die feitherige europäiſche 
Geſchichte als unausführbar und unwirkſam erwiejen worben. 

Die gefammte Entwidlung des Rechts: und des Statsbegrifjs ſowohl im 
Altertfum als in der Neuzeit bei ſämmtlichen Statsvölfern widerfpricht der theofras 
tiſchen Statslehre, welche der heiligen Allianz zu Grunde liegt. England und ber 
Papſt find berfelben von Anfang an nicht beigetreten; und bie anderen europäiichen 
Staten haben fich feither theils ausdrücklich davon Tosgefagt, theils ſtillſchweigend 
biefelbe fallen gelaſſen. Die gejammte Verfaflungsbildung der neuen Zeit wird von 
menfchlichen Nechtsideen beftimmt, In dem Orientalifchen Kriege von 1854—1856 
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fand Rußland, ber Stifter ber heiligen Allianz, ganz ifofirt, nicht Bloß ben feind« 
lichen Weſtmächten England und Franfreih, jondern ebenſo dem übelwollenden 
Defterreich und dem neutralen Preußen gegenüber; von der verſprochenen wechiel: 
feitigen „assistance aide et secours“ (Art. 1 des Vertrags) war Nichts mehr zu 
verjpüren, 


3. Bentardie. 
103. 


Der in Aachen 1818 befeftigte Verband der fünf europäifchen Groß— 
ftaten England, Frankreich, Dejterreih, Preußen und Rußland bedeutet 
nicht einen fejten völferrechtlihen Senat für Europa, fjondern nur, daß 
diefe Staten zur Zeit die Macht haben und es als gemeinfame Aufgabe 
erlennen, bei der Regulirung der europäiſchen Angelegenheiten mitzuwirken. 


Die Wiener Congreßacie wurde außer den genannten Staten auch von 
Spanien und Portugal und dem Könige von Shweben und Norwegen 
unterzeichnet. Aber man gewöhnte fih, befonders feit dem Congreß von Wachen, 
auf welchem Frankreich vollends wieder in die „Brüderliche* Gemeinſchaft der alliirten 
Mächte aufgenommen ward, jene fünf mächtigften Staten als europäiſche Pentarchie zu 
betrachten. Die fünf Mächte befaben über zwei Drittheile des europäifchen Bodens 
und umfapten beinahe drei Viertheile der europäifchen Gefammtbevölferung. In ber 
militäriſchen Macht waren fie ben übrigen europäiihen Staten noch mehr überlegen. 
Dennoch war biefe Vereinigung nur ein unvollſtäudiges Bild ber wirklichen Zuftände 
von Europa. Die romanischen Staten waren im Verhältniß zu ben germanifchen 
zu wenig, bie mittleren und feineren Staten gar nicht berüdjichtigt. Wenn aber 
ein Stat berechtigt erſcheint zu eriftiren, jo kann ihm bad Recht nicht abgeiprochen 
werben, in der Verſammlung der Statengenoffenichaft auch eine Stimme zu haben 
und ſei es unmittelbar fei es mittelbar vertreten zu fein. Die fogenannte Pentarchie 
mag als Anfang einer Organifation Europas, aber fie kaun nicht als ihre Vollen: 
bung betrachtet werben. 


104. 


Die Zahl der europäifchen Großſtaten ift nicht abgeſchloſſen. Es 
fönnen neue Binzutreten, indem fie jtarf und fo activ werden, daß ihre 
Mitwirkung in den europäifchen Angelegenheiten ohne allgemeine Gefahr 
nicht zu entbehren ift. Es können auch bisherige Großſtaten jo ſchwach 
werden, daß es ungefährlich und unnöthig erjcheint, diejelben weiter bei- 
zuziehen, wenn unter den Großftaten über die europäifchen Angelegenheiten 
verhandelt wird. 
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Offenbar hat gegenwärtig das Königreid Italien ben nächſſen Anſpruch 
barauf, zu dem europäiſchen Großftaten gerechnet zu werden. Spanien, im jed» 
zehnten Jahrhundert noch die erſte europäiſche Großmacht, ift durch bie Mifregierung 
feiner Könige und dem verberblichen Einfluß der kirchlichen Reaction dermaßen ent: 
fräftet und entgeijtet worden, daf e8 in unferm Jahrhundert nicht mehr als Groß: 
ftat angefehen wurde. Das kann ſich aber wieder ändern, Ebenſo kann auch 
Schweden, im jiebzehnten Jahrhundert eine wirkliche Großmacht, wieder eine bes 
beutendere Stellung erwerben, wenn es ben Geiſt ber Zeit verfteht. Die Bedeutung 
Preußens unter den Großmädten war nad bem Krimfriege in ein bedenkliches 
Schwanken geratben, ift feit bem Kriege von 1866 und feitdem es gewiß ijt, daß 
das bdeutiche Bolt nun in dem Könige von Preußen fein Reichsoberbaupt und daher 
vorerſt thatfächlich den deutſchen Kaiſer erkennt, fehr gehoben worden. Alle biefe 
Aenderungen in ben politiichen Verhältniffen der Staten wirken auch auf die Stel: 
lung und ben Einfluß zurüd, welche diefen Staten in der Orgamifation Europas 
zufommen. 


105. 


Jeder europäifche Stat hat ein Recht darauf, dak feine bejondern 
Angelegenheiten nicht von den Großftaten gemeinfam verhandelt werden, 
ohne daß er zu der Verhandlung eingeladen und zugezogen werde, 


Aachener Protofoll vom 15. Nov. 1818: „Que si, pour mieux atteindre 
le but ci-dessus &nonc& (le maintien de la paix generale, fondé sur le re- 
spect religieux pour les engagements consignes dans les traites) les puis- 
sances qui ont concouru an present acte, jugeaient nöcessaire d’dtablir des 
réunions particulieres, soit entre les augustes souverains eux-mömes, soit 
entre leurs ministres et pl&nipotentiaires respectifs, pour y traiter en commun 
de leurs propres interöts, en tant qu’ils se rapportent à l’objet de leurs de- 
liberations actuelles, l’&poque et l’endroit de ces r&unions seront chaque fois 
preablement arrêtôs au moyen de communications diplomatiques, et que, dans 
le cas ou ces r&unions auraient pour objet des affaires sp&cisalement lides 
aux interäts des autres &tats de l’Europe, elles n’auront lien qu’& la suite 
d’une invitation formelle de la part de ceux de ces états que les dites af- 
faires concerneraient, et sous la r&serve expresse de leur droit d’y partici- 
per directement ou par leurs plönipotentiaires.‘ 


106. 


Das Recht des States, über deſſen Verhältniffe in der Verſammlung 
der europäifchen Großftaten verhandelt wird, zugezogen zu werden, erjtredt 
fih auf alle Verhandlungen. Er fteht dabei den Großftaten nicht wie eine 
Partei ihrem Nichter, fondern als vollberechtigte Perfon und weſentlich 
gleichberechtigtes Mitglied der europäiſchen Statengenofjenihaft zur Seite, 
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Diefer Grundſatz, welcher aus ber völferrectlichen Stellung ber europäifchen 
folgt, wurbe auf ben Gongreffen von Laibach (1821) und Berona (1822) nur 
unvollftänbig, beijer dagegen auf bem Pariſer Congreß (1856) beachtet. 


107. 


Wenn die Zuftände eines States dem europäifchen Frieden Gefahr 
bringen oder feine Handlungen die allgemeine Sicherheit der europäijchen 
Staten bedrohen oder die Leiden feiner Bevölferung der Givilifation Europas 
unmwürdig und umerträglich erjcheinen, fo find das nicht mehr bejondere 
Angelegenheiten une dieſes States, jondern ift die europäiſche Staten= 
genofjenfchaft berechtigt, auf Beſſerung hinzuwirken. 


Sn ber Zeit ber Interventionspolitik zu Gunften ber legitimen Fürftengewalt 
wurbe bie erfle Bebingung einer Intervention arg mißbraucht, indem man ba Ge: 
fahren für die europäifche Nechtsorbnung erblickte, wo in Wahrheit nur eine naturs 
gemäße Fortbildung bes Verfaffungsrechts zu finden war. Ein Beifpiel ber zwei: 
ten Bedingung ift der Krieg der Weflmächte gegen Rußland 1853—56, als Ruß— 
land bie Türkei überzog; und auf bie britte Bebingung hat man ſich wiederholt 
im Intereſſe ber hriftlichen Bevölkerung ber Türkei berufen, Das heutige Europa 
barf nicht mehr dulden, daß bie blutigen Keberverfolgungen ober bie KHerengerichte 
nach ber Weiſe bes Mittelalters erneuert werben. Die civilifirte Menfchheit hat ein 
Recht, die Fortichritte ber Menfchlichkeit gegen ben Wahnfinn verblendeter Fanatiker 
zu hüten. Vgl. unten Buch VIL 


4. Allgemeine Congreſſe. 


108, 


Zur Zeit gibt es noch feine anerkannte Rechtsordnung für allgemeine 
europäijche Congreſſe und noch weniger für allgemeine Weltcongreffe. 


Die Inftitution eines völkerrechtlichen Congreſſes, auf welchem bie Häupter 
und Vertreter der Staten zu gemeinfamer Berathung zufammentreten, ift noch in 
ihren erfien mangelhaften und unficher taftenden Anfängen. Noch immer erſcheint 
ber Eongreß von Wien 1814—15 als der bedeutendſte allgemeinzeuropäifche Eon: 
greß. Die folgenden Gongreffe von Aachen 1818, Troppau 1820, Laibach 
1821 und Verona 1822 waren vorzugsweile nur Eongreffe ber fünf europäifchen 
Großmächte. Der großartige VBorfchlag bes Kaiſers Napoleon III. vom Jahr 1863 zu 
einem allgemeinen europäiſchen Congreß ift bisher ohne Erfolg geblichen. 
Aber die Idee der Congreſſe hat fo ficher noch eine große Zufunft, als bie fortſchrei— 
tende Menfchheit fih mehr ben jrieblihen Mitteln zuwenden wirb, um für ben 
Shut und bie zeitgemäße Fortbildung ihrer gemeinfamen Lebensorbnung zu forgen. 
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109. 


Aus der völlerrechtlichen Eriftenz der Staten und aus ihrer Bethei- 
figung an dem Schichſal der europäifchen Statengenofjenihaft folgt das 
natürlihe Recht aller europäiſchen Staten, welche einen jelbftändigen völfer- 
rechtlichen Verkehr pflegen, zu einem allgemeinen europätjchen Gongreß zu- 
gezogen zu werden und eine eigene Stimme zu führen. 

Staten, welche nur im Bunde mit andern Staten eine völlerrecht— 
lie Erijtenz behaupten können, find nicht zu individueller, jondern nur 
zur Geſammtvertretung berechtigt. 


Nah dieſem Grundſatze ergingen am 4. Nov. 1863 bie Einladungen bes 
Kaiſers Napoleon II. an alle fouveräinen Staten Europas. „Jedesmal“, heißt 
es in bem Einladungsichreiben, „wenn ftarke Stöße bie Grundlagen ber Staten 
erfchüttert und deren Gränzen verändert haben, griff man zu feierlichen Transactionen, 
um die neuen Elemente zu verbinden und bie vollendeten Umgeftaltungen zu ſich— 
ten und zu heiligen“. 


110. 


Sind die auf einem allgemeinen europäiſchen Congreſſe verfammelten 
Staten einig über völferrechtliche Beſtimmungen, jo find diefelben für alle 
europäifchen Staten verbindliche Rechtsvorfchriften. 


Bol. oben $. 13. Das gilt auch für die Staten, welche nicht erſchienen find 
und baber ihre Zuftimmung nicht erklärt haben. 


Ill, 


Ein europäifcher Congrek hat nicht die Autorität eines Weltcongreffes, 
aber wenn er einig ift, fo fpricht er das derzeitige europäiſche Rechts— 
bewußtjein auch bezüglich des allgemeinen Völlerrechts aus. 


Darin liegt freilich Feine genügende Sicherheit dafür, daß biefe Ausſprache 
auch von den außereuropäifchen Staten als richtig anerfannt und beachtet werde. 
So wurde bekanntlich von Seite ber Vereinigten Staten von Nmerifa bas Verbot 
ber Kaperei, zu welchem fi ber Parifer Friebenscongreß von 1856 verftändigt hatte, 
nicht anerkannt, fo lange nicht zugleich die tabelmswerthe Praris ber Seebeute eben: 
falls verboten werde. 


112. 


Die Anerkennung und Wirkfamfeit allgemeiner Grundfähe des Völ- 
kerrechts wird befjer gefichert, wenn zu der Berathung und autoritativen 
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Feitftellung derjelben mit den europäifchen Großftaten auch die außereuro- 
päifchen Weltmächte, insbefondere die amerifanifchen Großſtaten, zufammen- 
treten und zufammenmirten, d. 5. wenn der Congreß al Weltcongrek 


erſcheint. 
Vgl. oben $ 7. 


113. 


Auf den Statencongreffen entjeheidet, in Ermanglung einer ſchützen⸗ 
den Organifation, nicht die Meinung oder der Wille der Mehrheit. Die 
Minderheit ift nicht von Rechtswegen verpflichtet, fi) der Mehrheit unter: 
zuordnen. Ein einzelner Stat kann möglicher Weife mit Recht feine ab- 
mweichende Meinung behaupten. Uber wenn die Mehrheit fich für die 
Nothivendigkeit eines allgemeinen Rechtsgrundſatzes erklärt, jo ift daS immer— 
hin ein beachtenswerthes Zeugniß für das derzeitige allgemeine Rechts— 
bewußtſein der gebildeten Völker; und wenn gleich die Mehrheit feine for- 
melle Herrfchaft hat über die Minderheit, jo liegt doch in der Verlegung 
eines Grundſatzes, den jene für einen allgemein verbindlichen Rechtsſatz 
erklärt, eine ernfte Gefahr für den verletzenden Stat. 


Wenn bereinft die Congreſſe organifirt fein werben, dann wirb aud) eine Be 
ſchlußfaſſung mit Mehrheit möglich werben, Es ift eine Unvollfommenbeit bes jeßi: 
gen Rechtszuftandes, daß ber einzelne Stat allen andern gegenüber auch feine Willfür 
als Recht behaupten kann, welche an bie noch barbarifche Sitte der alten Germani— 
ſchen Rechtsfindung erinnert, im welcher nicht die Mehrheit der Stimmen, fondern 
bie Tapferkeit ber Fäuſte entfchieben hat oder an das berüchtigte Veto der einzelnen 
Polnifhen Magnaten, welche das Zuftandefommen der Gefege zu hindern vermocht 
bat. Aber wie gefährlich die einfache Einführung des Mebrheitsprincips ohne Ga— 
rantien gegen ben Mifbraud) wäre, zeigt ſchon der Hinblid auf den Gegenſatz ber 
Berfaffungen. Wollte die monarchiſche Mehrheit der europäifchen Staten bie repu— 
blifanifche Schweiz nah monarchiſchen Grunblägen bemefien, fo würbe bas offen: 
bares Unrecht fein, ebenfo wie bie Beurtheilung des Ruſſiſchen Stats nad ben con: 
ſtitutionellen Syftemen ber übrigen europäifchen Staaten unrichtig wäre. 


114. 


Die gegenwärtige Uebung, wornach auf den Congreſſen nur die 
Regierungen der Staten vertreten find, ftimmt nicht zu dem repräfentativen 
Charakter des modernen Statsrechts und ift keineswegs ohne Gefahr für 
die Verfaffungen der einzelnen Staten. 


Jener Wiberfprucdh und biefe Gefahr laſſen ſich heben oder ermäßigen: 
a) buch Vollmachten auch von Seite dev Vollövertretung ber Einzelftaten, 
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b) durch den Vorbehalt nachträglicher Genehmigung von Seite ber geſetz⸗ 
gebenden Gewalt in ben Einzelftaten, 
‚ ©) dur bie Berantwortlichfeit der Minifter und Gefanten für ihre Stimm: 
führung auf den Gongrefjen, 


Die Anwendung ber parlamentarifchen Vertretung auch auf wölferrechtliche 
Eongrefje wird noch fange ein idealer Wunſch bleiben, Inzwiſchen können aber bie 
Bolksvertretungen bafür forgen, daß nicht durch auswärtine Verhandlungen bie ver: 
faffungsmänigen Nechte ihres Volkes verlegt oder bie befonderen Intereſſen ihres 
Landes gefhädigt werden. In England und in ben Pereinigten Staten iſt bieje 
Sorge ſchon jeit langem geübt worden und mit Erfolg, wie manche Beiſpiele zeigen. 
Lediglich deßhalb ift die englifche Krone der Heiligen Allianz nicht beigetreten und 
mehr als einmal bat ber amerikaniſche Senat bie biplomatiihen Berabrebungen 
durch feine Einſprache unwirkſam gemacht. 


Drittes Bud. 


Völkerrechtlihe Organe. 


I. Die Hlatshäupfer. 
1. Repräfentationsredht der Stat3häupter. 


115. 


Das Statsrecht beftimmt, wer die Statäperfönlichkeit nad außen 
darzuftellen berechtigt und verpflichtet jei und unter melden Bedingungen 
und Beſchränkungen. 


Die Bildung ber nöthigen Organe, um ben Stat zu leiten und im Namen 
bes States zu handeln, ift die Aufgabe der Statsverfaffung. Das Völferreht bat 
ben Stat zu nehmen, wie er ift und beftimmt nicht bie Verfaffung ber Staten. Ob 
Jemand durch Erbrecht oder durch Wahl auf ben Thron erhoben wirb, ift für bie 
Frage ber Nepräjentation im Völferrecht unerbeblih. Vgl. oben $ 18. 


116, 


In der Regel hat die wirkliche Statsregierung (qui actu regit) 
das bölferrechtliche Repräjentationsreht auszuüben. 


Sn dem bellenifchen Alterthum konnte es in Frage fommen, ob nicht ber 
Bolfsverfammlung bas Repräfentationsrecht zufomme. In ben modernen Staten 
wird überall bie Repräfentation nah Außen als Aufgabe und Recht der eigentlichen 
Statsregierung betrachtet. 

Eine Statsregierung kann aber nur infofern von andern Staten als wirf: 
lich betrachtet werben, als fie in ber That regiert, nicht wenn fie bloß Anfprüche 
barauf erhebt, bie Regierung zu übernehmen. 
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117. 


Mer in einem Lande die Regierungsgewalt erwirbt, wird in Tyolge 
dejjen im völferrechtlichen Verkehr als Organ der Statsperſönlichkeit be= 
trachtet. Mit einem fiegreihen und im Lande anerkannten Uſurpator 
fönnen für den Stat verbindliche Verträge abgejchloffen werden. 


Die europäiſchen Mächte haben fo abwechjelnd mit dem irotector Cromwell 
und fpäter wieber mit dem König Karl IE. umd nad) der Vertreibung Jacobs II. 
niit dem Könige Wilhelm IIL. für England verbindlihe Verträge abgefchlojien ; 
ebenjo mit dev franzöjiihen Directorialregierung, mit Napoleon L, mit 
bem gewaltiam reftaurirten König Ludwig KVIIL, mit Ludwig Philipp, 
und wieder mit berrepublifanifchen Negierung nad 1848 und mit Napoleon III. 
für Frankreich, ohne näher zu prüfen, ob bieje verfchiedenen Statshäupter in correcter 
Rechtsform zur Negierung gelangt feien. Die wirkliche Regierung ift allein in ber 
Lage, für den vegierten Stat zu handeln, weil fie allein im Befiß ber Mittel ift, 
um wirkfam zu handeln. Die Repräfentation ijt wur eim Theil, nur eine einzelne 
Aeußerung der Regierungsthätigfeit überhaupt. Da ber Stat eine lebendige Perjon 
und nicht ein todtes Syſtem von formellen Rechten ift, fo fann er nur von bem 
vertreten werben, welcher in bem Stat und an ber Spike bes States als lebendiges 
Etatsorgan dem Etate dient, d. h. nur von dem, der wirklich die Regierungsgewalt 
ausübt oder ausüben läßt. 

Wie innerhalb des Etates ber thatfächlichen Regierung, dem „actually King‘ 
gehorcht wird und gehordht werben muß (Englijche Parlamentsacte von Heinrid VII, 
1493), fo erjcheint nach aufen bie thatfächliche Regierung des Volfs und Landes 
als deren natürliche Vertreter. In einer Note vom 25. März 1825 conflatirte ber 
engliſche Minifter die allgemeine Uebung ber europäiſchen Staten, mit ben Regie: 
rungen de facto in vwölferrechtlichen Verkehr zu treten. Vgl. Phillimore IL 19. 
Auch die römische Kirche Hat troß ihrer Tegirimififchen Neigungen in neuerer Zeit, 
biefelbe Marime im Verkehr mit den Staten behauptet. Papſt Gregor XVI. hat 
es in einer feierlichen Erklärung vom Aug. 1831 (bei Heffter Völkerr. Anhang. 
IV.) als ein Bebürfnig und einen alten Gebrauch der Kirche bezeichnet, baß biejelbe 
mit benen verhandle „qui actu summa rerum potiuntur‘‘, aber ſich zugleich ba= 
gegen verwahrt, daß darin eine Anerkennung ihrer Rechtmäßigfeit liege. Indeſſen 
ift in der Aufnahme ber völferredtlichen Beziehungen und in ber Ertheilung ber 
gebräuchlichen Titel (König u. f. F.) bodh bie Anerkennung einer wirfliden Res 
gierung enthalten und es ift bas nicht ohne Wirkung auf die neue Rechtsbildung, 
indem fie bie Zweifel gegen beren Bejtand vermindert ober vollends bejeitigt. 


118. 


Mer die Negierungsgewalt verliert, hört in Folge deifen auf, der 
völferrechtliche Vertreter des States zu fein. 
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Mit einem entthronten Fürften können feine den Stat verbindliche 
Derträge abgejchloffen werben. 


Das nicht mehr wirflihe Statshaupt, außer Stande zu regieren, kann eben 
deßhalb ben Stat auch nicht repräfentiren. Jakob IL Konnte nad feiner Flucht 
und nachdem das Parlament feine Abfekung in Form ber angenommenen Abdankung 
erflärt Hatte, nicht mehr England vertreten, noch bie Bourbonen Frankreich wäh: 
rend ihres Grils. Dasjelbe gilt von ben vertriebenen italienifhen und beutfchen 
Fürften diefer Tage. Selbit wenn man annimmt, bat das Recht ſolcher entthronten 
Fürften noch nicht erloſchen und je nach Umftänden wieder herzuftellen fei, fo muß 
doch, fo lange diejes Recht nicht ausgeübt werden kann, auch die daraus abgeleitete 
Repräfentation ruhen. Die Zumuthung an ein Volk, daß es durch "einen Kürten 
fi) verpflichten laſſe, der feine Macht mehr über basfelbe befigt und außer Stanbe 
ift, für den Vollzug feiner Zufagen zu forgen, iſt ungereimt. 


119, 


Daraus, daß ein Stat mit dem thatſächlichen Haupte eines States 
in regelmäßigen Berfehr tritt, folgt nicht, daß er die Rechtmäßigkeit jeiner 
Erhebung, wohl aber, daß er die rechtliche Wirkſamkeit feiner gegenwär— 
tigen Statsitellung anerfenne. 


Bol. zu $ 117. Es ift daher möglich, obwohl nicht zweckmäßig, daß ein 
Stat, wenn er eine neue Negierung amerfenut, zugleich feine Meinung über ben 
revolutionären Anfang ber neuen Gewalt ausipricht, wie das im Jahr 1861 in 
einer Preußiihen Note an das neue Königreich Italien geſchehen ift. 


120, 


Die Legitimität oder Jllegitimität des Urfprungs einer Statöregierung 
it eine Rechtsfrage, voraus des Stats-, erft in zweiter Linie des Völler— 
rechts. Auch eine urjprünglich dur Rechtsbruch erhobene Regierung kann 
aber rechtmäßig werden, wenn fie im State dauernden Beltand gewinnt 
und allgemeine Anerkennung findet. 


Im Gegenjab zu biefer Wahrheit hatte die Legitimitätspolitit ber Congreſſe 
von Laibach und Verona es für eine Aufgabe der europäifhen Völkerfamilie erklärt 
überall einzufchreiten, wo in einem State ber Geift ber Revolution ſich rege und bie 
legitimen Fürften in ihrem Beſitze der Gewalt auch wider bie Völker zu ſchützen und 
wieberherzujtellen. Am Earften fpricht die damalige Tendenz die Circulardepeſche 
bes Fürſten von Metternih aus, batirt Laibah 12. Mai 1821. Es heißt 
barin: „Les Souverains alliés n’out pu mö&connaitre, qu'il il n’y avait qu’une 
barriere à opposer a ce torrent devastateur‘ (— de la conjurstion impie, 
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qui veut renverser ce qui existe —). Conserver ce qui est lögale- 
ment &tabli, tel a dü ötre le principe invariable de leur politique, le point 
de depart et l’objet final de toutes leurs résolutions. Jamais ces Monarques 
n’out manifeste la moindre disposition de contrarier des ame&liorations r&elles 
ou la r&forme des abus qui se glissent dans les meilleurs gouvernemens. — 
Les changemens utiles ou n&cessaires dans la l&gislation et dans l’admini- 
stration des Etats ne doivent &maner que de la volonté libre, de l’impulsion 
refl&chie et &clairdee de ceux que Dieu a rendu responsables du pouvoir. 
Tout ce qui sort de cette ligne, conduit n&cessairement an desordre, aux 
bouleversemens, & des maux bien plus insupportables que ceux que l'on 
pretend guerir. Penetres de cette verit& &ternelle, les Souverains n’ont pas 
hésité & la proclamer avec franchise et vigueur; Us ont declard qu’en 
respectant les droits et l’ind&pendance de tout pouvoir l&gitime, Ils regar- 
daient comme l&galement nulle et dé gauvouée par les principes qui constituent 
le droit publique de l’Europe, toute pr&tendue r&eforme operee par la révolte 
et la force ouverte‘. Nach biefen Legitimitätsgrundjägen wurde in Piemont, 
in Neapel, in Spanien intervenirt und bie repräjentative Verfaſſung dieſer 
Länder überall in bie abjolute Monarchie zurüdgeihraubt. Aber weber gelang es, 
bieje Grundfäge gegen die ſüdamerikaniſchen Eolonien, bie fih von ben euro: 
päifchen Mutterftaten losſagten, durchzuführen, indem die englifche Regierung dieſe 
Umbildung anerkannte, no waren biejelben in Europa auf die Dauer feftzubalten. 
Zuerſt ſchon Hinderten das Ruſſiſche Intereffe, der Idealismus Frankreichs und bas 
liberalere Rechtsgefühl Englands die Anwendung derſelben auf die griechiſche 
Revolution. Im Jahre 1830 ſchraken die Oſtmächte vor der Verantwortlichkeit und 
Gefahr eines europäiſchen Krieges zurüd und erkannten bie gewaltfame Aenberung 
ber franzöſiſchen Tynaftie und bie Nevolugon Belgiens an. Geither find 
nod eine Reihe von Negierungswecfeln in ben Europäiichen Staten erft thatfächlich, 
wenn aud im Gegenſatz zu dem Grunbjak der unangreifbaren Legitimität vollzogen, 
und wenn fie jih als nothwendig und bauerhaft erwiejen, immer unbebenflicher von 
allen europäifchen Staten anerfannt worden. Der Fortjchritt, der in ber Anerfen- 
nung ber neuen Rehtsbildung je nach ben Bebürfnifjen und ber Entwidlung ber 
Bölfer Liegt, ift alfo jeit den Zwanzigerjahren biejes Jahrhunderts allgemein gemacht 
und bie ältere Lehre einer unveränderlichen Legitimität in bie Rumpelfammer ber 
mittelalterlihen Antiquitäten verwiejen worben, 


121. 


Wenn es zweifelhaft ift, ob eine Perſon wirkliches Statshaupt ge— 
worden oder ob fie noch wirkliche! Statshaupt fei, jo kann auch die Be— 
fugniß diefer Perfon, den Stat nah Außen zu vertreten, von andern 
Stat3regierungen in Zweifel gezogen werden. | 


Bei Ummälzungen, welche einen Regierungswechlel zur Folge haben, tritt ges 
wöhnlich eine Zwifchenzeit ein, in ber es unficher ift, ob ber bisherige Gewalthaber 
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fich nicht behaupten ober in Bälbe feine einftweilen erfchütterte Herrfchaft wieder 
beritellen köͤnne und ob ber neue Träger ber Stategewalt fih in ber neu eingenom— 
menen Stellung bejeftigen werde. In dieſer Zwilchenzeit kann es einer außerhalb 
biefer Parteifänpfe ftehenden Regierung nicht verargt werben, wenn fie auch im 
Zweifel ift, wen fie als wahren Repräfentanten des betreffenden Stats zu betrachten 
habe. Im Zweifel hat fie fih aber einer verbindlichen Verhandlung mit bem einen 
und bem andern zu enthalten, benn es können micht zugleich zwei verfchiedbene Re— 
gierungen und baber zwei Bertreter Eines States beflehn. 


122. 


Die Frage der Anerkennung einer auswärtigen Regierung wird in 
den modernen Staten durchweg bon den inländijchen Regierungen ent- 
ſchieden; und e3 haben fi dann die Landesgerichte auch in internationalen 
Proceffen nach diefem Entfcheide zu richten. 


Es ift das eine Folge ber Repräfentativgewalt, welche in ben mobernen Sta- 
ten von Europa und Amerika faft überall ganz den Regierungen anvertraut ift. Wo 
aber eine Verfaffung, wie bie fchweizerifhe Bundesverfaffung (Art. 74. 4) biefe 
Anerkennung fremder Staten und Regierungen dem Geſetzgebenben Körper vorbehält, 
ba iſt natürlich nur diefer und nicht bie Regierung competent. Die Gompetenz ber 
ftatlihen Organe wird durch das Statsrecht, nicht durch das Völkerrecht geregelt. 

Die völferrehtlihen Beziehungen ber verfchiedenen Staten zu einander wür: 
ben übrigens verwirrt, wenn es ben einzelnen Gerichten zuftände, im Gegenſatze zu 
bem Entſcheide ber Statsregierung eine fremde Regierung fei es nicht als zu Recht 
beſtehend fei es als berechtigt zu erklären. Phillimore (II. 23) führt manche 
Urtheile der Englifchen und Norbamerifanifhen Gerichte an, welche biefe Regel 
beflätigen. 


123. 


Die völferrechtliche Perfönlichkeit eines States erleidet feine Aende- 
rung, wenn gleich die Regierung desfelben einen Wechſel — und auch 
dann nicht, wenn fie einen gewaltfamen Wechſel — erfährt, vorausgeſetzt 
nur, daß Volk und Land in ihrer Individualität fortbeftehen. 


Da nicht einmal bie volltändige Wandlung ber Statsverfafjung bie ort: 
bauer ber Statöperfon verhindert (vgl. oben $ 41. 42), fo kann der Wechſel in ber 
PVerfon und dem Syſtem ber Regierung noch weniger eine jo erfchütternde Wirkung 
haben. 


124, 
Das wirkliche Statshaupt ift berechtigt, auch die völlerrechtlich dem 
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State zufommende Ehre, Würde und Rangftellung in Anspruch zu nehmen 
und den entjprechenden Titel zu führen. 


Die Verweigerung folder Titel wird mit Grund als eine Beleidigung betrach— 
tet, wenn erjt bie nene Regierung ſich als unzweifelgaft wirkliche Regierung betrachten 
darf. Schon bie Teile Mißachtung, welche Napoleon III. von Kaiſer Nikolaus 
erfuhr, als biefer in feinem Schreiben den üblichen Brubernamen (mon fröre) unter: 
ließ, ift von dem Erflern ſchwer empfunden und gerächt worden: und body Tieß fich 
ba von feiner Rechtsverletzung ſprechen, jondern höchſtens von einem Verftoß gegen 
bie höfiſche Eitte, denn es war darin Napoleon ausdrüdlich als wirkliches Statshaupt 
ber Franzofen anerkannt worden, 


125. 


Die diplomatiſche Sitte fordert, dak die in regelmäßigem Verkehr 
mit einander befindlichen Staten einander jeden Perſonenwechſel in dem 
Stat3haupt anzeigen. Die Unterlafjung_oder Verſchiebung diefer Anzeige 
ift indeſſen nicht als Rechtsverlegung zu betrachten und Hat feine Aende— 
rung der Rechtsverhältnifje zur Folge. 


Zuweilen wird die Anzeige aus dem Grunde aufgejchoben oder vermieden, 
um unangenehme Erörterungen über bie Rechtmäßigkeit ber Aenderung zu vermeiden 
und bie ftille Heilung ber Zeit nicht zu flören. In dieſer Weije verfuhr die neue 
Regierung bes Königreihs Jtalien 1862/64 mit einer wohlberechneten Zurüd: 
haltung, um nicht bie beutien Staten zu feinbjeligen Gegenäußerungen zu veran- 
lajjen und nicht der öfterreichiichen Politik, weldde dem neuen Stat die Anerkennung 
verweigerte, willfommenen Anlaß zu Demouftrationen zu geben. 


2. Die Statshäupter ala ſouveräne Perjonen. 


126. 


Die Frage, ob dem jeweiligen Statshaupt auch perfönliche Soube— 
ränetät zufomme oder nicht, ift zunächſt wieder eine Frage des Statsrechts, 
nicht des Völkerrechts. 


In der Negel wird diefe Frage in den heutigen Monarchien bejaht, 
und in den heutigen Republiken verneint. Der Fürft wird als eine ſouve— 
räne Perſon betrachtet, der republifanische Präfident nicht. Das war nicht immer 
jo und iſt nicht nothiwendig jo. Die alterömifchen Conſuln galten nicht minder als 
fouveräne Perfonen als die Könige ber andern Bölfer; und zwiſchen ben erblichen 
Reihsfürften des Mittelalters und dem gewählten Dogen ber Republik Venedig 
wurde in dieſer Hinficht kein Unterfchied gemacht, Der Grund, weßhalb die heutigen 
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Republiken ihren Regierungen dieſe perſönliche Eigenſchaft abſprechen, ift ber, fie 
wollen dieſelben fortwährend daran erinnern, daß ihre Gewalt eine abgeleitete, keine 
urſprüngliche ſei, während die monarchiſchen Völker es lieben, die Hoheit des States 
in der Majeftät des Monarchen perfönlich darzuſtellen. 


127. 


Die Familien der Souveräne in den europäiſchen Staten werben 
al3 „jouveräne Familien” bezeichnet und find unter ſich ebenbürtig. 


Ter Ausdrud ſouveräne Familie it freilich ungenau, benn ber 
Familie fommt feine Souveränetät zu, weder bie urſprüngliche Statsjouveränetät, 
noch bie comcentrirte Fürftenfouveränetät. Vielmehr find alle ihre übrigen Glieber 
Untertbanen bes Stats und des Statshaupts. 


128. 


Wenn gleich der Präfident_einer Republik nicht al3 Souverän gilt, 
jo fommen ihm dennoch, infofern er als Repräjentant feine® States er- 
ſcheint, alle diejenigen Rechte zu, welche dem jouveränen Repräjentanten 
eines States gebühren. 


Inwiefern er den Stat repräfentirt, ift in ihm bas Recht bes States 
zu ehren, ben er barftellt. Es gilt bas auch von dem Rang und ben beſondern 
Ehren des republicanijchen Stats im Verhältniß zu ben monarchiſchen Staten, 


129. 


Die Unabhängigkeit eined States gegenüber andern Staten wird 
durch die Unabhängigkeit des Statshauptes von fremden Statsgewalten be= 
währt. Die Statshäupter find in der Regel keiner fremden Statshoheit 
unterworfen, auch dann nicht, wenn fie ein fremdes Statögebiet betreten. 


Die jogenannte Erterritorialität, von ber in bem folgenden Gapitel 
die Rede jein wird, ijt eine weit getriebene Anwendung biefes Grundfaßes, welche 
bie völferrechtliche Beſchränkung der Statshoheit, die fich im übrigen auf das ganze 
Land ausbehnt, zu Gunften der fremden Souveräne erflären und rechtfertigen ſoll. 
Die Rüdjicht auf die völferrehtlihe Sicherheit und Unabhängigkeit ber 
Vertreter ber Staten hat bier das Uebergewicht erlangt über die Rückſicht auf bie 
bejonbere ftatsrehtlihe Gebietshoheit, 


130. 


Die Souveräne können jedoch im fremdem Gebiet ihre Befreiung 


bon der dortigen Statögewalt nur infofern behaupten, al fie 
Bluntfhli, Das Vöollerrecht. 8 
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ra) dafelbft als fouveräne Perjonen befannt und anerkannt find, 
2%) als ihnen der Eintritt in das fremde Land nicht unterjagt wor— 


verlaſſen, 
3) als die beiden Staten ſich im Frieden mit einander befinden. 


Zu a) Wenn ein Souverän, während er in fremdem Lande ift, entthront 
wird, jo kann ihm auch ber Stat feines Aufenthaltsorts die Anerkennung entziehn 
und er ift nachher ald Privatperſon zu betrachten. Wenn ein Fürft nad) feiner 
Entthronung oder nach feiner Abdankung in ein fremdes Land zieht und daher nicht 
mehr berechtigt erjcheint, den Stat zu repräfentiren, jo hat er auch Fein Recht auf 
biefe Ausnahmsftellung. Als die Erfönigin Chriftine von Schweden in Frank— 
reich ihren Diener Monaldescht tüdten ließ (1657), war fie dafür ben franzöfiichen 
Gerichten verantwortlich, wenn gleich die franzöſiſche Negierung ſich darauf bejchränfte, 
fie deßhalb aus Frankreich zu verweifen. Auch die Königin Marie Stuart war ſchon 
Sabre lang von England nicht mehr als Königin von Schottland anerfannt, als 
ihr ber Proceß gemacht wurbe. 

Zu b) Jeder Stat ift zunächſt ausfchlieglid Herr feines Gebietes und braucht 
daher nicht zu dulden, daß fich in demfelben ein fremder Souveräin gegen feinen 
Willen fettfete Er kann daher demfelben je nach Umfländen den Gintritt in 
das Land verweigern, ohne eine Rechtsverlegung zu begehen und er kann benfelben 
zum Austritt anhalten, Je nach Umftänden Tann aber darin nicht bloß eine Une 
freundlichfeit, jondern fogar eine Beleidigung erkannt werben, wenn ſolches in ber 
Abſicht geichieht, die Ehre des betreffenden Stats oder feines Fürften zu verlegen, 

Zu ec) Im Kriege kann der fremde Souverän, ber als Feind zu betrachten ift, 
gefangen gefegt werben. Die Gefangennahme bes Kurfürften von Heffen durch 
Preußen im Jahr 1866 war nicht, wie e8 in bem Manifeft des Herzogs von Naffau 
vom 15. Juli heißt „ein in der Geſchichte ber Givilifation einzig daſtehendes Beiſpiel“. 
Die Beijpiele von Friegsgefangenen Fürften find in der europälfchen und in ber 
deutſchen Geſchichte nicht felten. Die Kriegsgefangenfchaft bes Kaifers Napoleon IL 
ift noch im friiher Erinnerung der Mitlebenden. Vgl. unten $ 142. 143. 


131. 


Denn ein Souverän in einem fremden State ein Amt annimmt, 
jo wird er durch da3 Amt dem fremden State verpflichtet. Er iſt ver— 
bunden, jo lange er das Amt beffeidet, alle Pflichten desjelben auszuüben 
und bleibt infofern der fremden Statsgewalt untergeorönet. 


In biefer Lage find einzelne deutſche Fürften, welde zugleich als Ger 
nerale in ber Preußiichen Armee dienen. ‘Freilich ijt bier leicht ein Gonflict möglich 
zwilchen ber ftatsrehtliden Amtspfliht und ber völkerrechtlichen 
Selbſtändigkeit, deſſen Löſung in Art. 132 gegeben wird, 
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132. 


Dem Soubverän jteht es jeder Zeit zu, das Amt in fremdem State 
wieder zurüdzugeben und jeine jouveräne Stellung wieder geltend zu 
machen. Ebenſo fteht e3 der fremden Statögewalt frei, ihm da3 Amt 
ohne Verzug wieder abzunehmen. 


Vgl. darüber bie vorige Anmerkung. Kommt es wirklich zum Gonflict, fo 
ift derfelde dadurch zu bejeitigen, baß ber Fürft entweder fih auf feine völker— 
rehtlide Stellung zurüdzieht, indem er das fremde Statsamt nieberlegt, 
ober daß ihm das Tehtere abgenommen und cr auf die völferrehtlihe Stellung 
jurüdgewiefen wird, Allerdings läßt fih aud das Gegentheil als Löfung ben: 
fen, das Aufgeben der fouveränen Stellung und das volle Uebergehen in ben frem: 
ben Statsdienft. Dann wird aber ber Fürft Privatmann und fommt nicht mehr 
als ſouveräne Perfon in Betracht. 


133. 


Meist ein Souverän incognito in fremden Lande, jo wird jeine 
ſouveräne Eigenfchaft ignorirt und er als Privatperjon behandelt. Im 
Nothfall aber kann er das Incognito ablegen und fi als Souverän zu 
erfennen geben. Bon da an kann er die Rechte eine? Souveräns ans 


Iprechen. 


Ein befannter Fall ift die Reife des Ezars Peter von Rußland incognito 
im Gefolge feiner Geſantſchaft nad Berlin. 


134. 


Wenn der Präfivent einer Republif in fremden Lande reift, jo wird 
er in der Regel al3 Privatperjon betrachtet und behandelt. 

Inſofern er aber daſelbſt al3 Repräfentant feine® States auftritt, 
hat er diejelbe Befreiung von der fremden Statsgewalt anzujprechen, wie 
ein Souberän in fremdem Lande. 


Regel und Ausnahme drehen fih um, je nachdem dem Statshaupt perfäne 
lie Souveränetät oder nur repräjentative Darftellung ber State 
fouverämetät zugefchrieben wird, Zn der Monarchie it bie fouveräne 
Erjheinung die Regel, die Erſcheinung als Privatperjon bie Ausnahme In 
ber Republik ift biefe die Regel und jene die Ausnahme. Vgl. oben zu $ 128. 
Der Unterfchied ber monardhifhen und ber republifanifhen Verfaſſung begründet 
feinen Unterfchied in den Rechten und Pflichten des völferrehtlichen Verkehrs, ber 
buch die Statshäupter vermittelt wird. 

8* 
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3. Vom Recht der Erterritorialität. 


135. 


Zu Gunften fremder Souveräne oder überhaupt zu Gunſten ber 
Perſonen, welche einen Stat in fremdem Lande repräjentiren, wird, um 
ihre Unabhängigkeit von einer andern Statsgewalt zu fichern, in mancher 
Beziehung fingirt, fie jeien augerhalb des fremden Landes (extra territorium), 
gleich wie wenn fie überallhin ihre Heimat mitzunehmen vermöchten. 


Die Fiction der Grterritoriafität ift nicht ber Grund der Gremtion von frem: 
ber Statsgewalt, weldye jene Perfonen in fremdbem Lande genießen, fondern nur 
eine bildlihe Darftellung diefes Ausnahmerechts. Der wirkliche Grund Tiegt 
in ber völferrechtlihen Achtung vor ber Unabhängigkeit ber repräfentirten Staten in 
ihrem Verkehr mit einander. Bol. $ 129. Die Fiction wirft deßhalb nur relativ, 
fie wirft nicht über bie wirfliden Gründe ber Eremtion hinaus, 


136. 


Die exterritoriale Perjon wird der Statshoheit des einheimiſchen 
States in der Regel nicht unterworfen, obwohl fie thatſächlich in deſſen 
Gebiet fih aufhält. 

Der einheimifche Stat bleibt jedoch berechtigt zu fordern, daß die 
exterritoriale Perſon Hinwieder feine Unabhängigkeit, Sicherheit und Ehre 
nicht verlege und die zur Erhaltung derſelben nöthigen Maßregeln zu 
ergreifen. 


Die Eremtion von ber einheimischen Statsgewalt ift nur ein negatives 
Recht, fie hindert die Ausübung berjelben gegen bie erterritoriale Perſon. Aber fie 
ift nicht eine pofitive Befugniß des Erterritorialen, nun feinerfeits ben Stat anzu— 
greifen, der ihm jene Rüdfidt und Gunft erweitt. Der Stat ehrt in bem fremden 
Souverän einen Genofjen feiner eigenen Souveränetät, aber er braucht nicht einen 
offenbaren Feind in feinem Lande zu dulden. Es ift wieberholt und mit Recht ges 
Ihehen, daß Gefante gefangen gefeßt wurden, weil fie an einer Verfhwörung wider 
bie Regierung Theil nahmen, in deren Land fie waren, z. B. ber Schwediſche 
Gefante in England 1716 (Wheaton hist. I. 308). Bol. unten Abſch. II. 


137. 


Die exterritoriale Perſon ift der Policeigemalt de3 einheimifchen Sta- 
tes nicht unterworfen. Die Policei darf feinen unmittelbaren oder mittel- 
baren Zwang gegen fie üben. Aber die Policei ift nicht gehindert, die» 
jenigen Maßregeln zu ergreifen, welche nöthig find, um Rechts⸗ oder 
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Gherheitsgefahrliche Handlungen der exterritorialen Perſon zu verhindern 
und die exterritoriale Perſon iſt ihrerſeits verbunden, die allgemeinen 
policeilichen Anordnungen und Einrichtungen des Landes nicht zu ſtören. 


Wollte bie exterritoriale Perſon z. B. Schießproben in ihrem Garten vornebs 
men, welche bie Nahbarın bedrohten, ober ein Feuer anzünden, durch welches bie 
anftoßenben Häufer in Gefahr verlegt würden, fo wäre bie Policei im Recht, das 
zu hindern. Die Rüdficht auf die Würde des fremden Stats muß ſich vereinigen 
Taffen mit ber nothwendigen Sorge für bie eigene Sicherheit. Die bau- und 
feuerpoliceilichen Vorſchriften gelten daher auch für die Wohnungen ber. Er— 
territori alen. 


138. 


Die erterritoriale Perfon ift nicht ſteuerpflichtig. Inwiefern aber 
im Lande Gebühren erhoben werden für öffentliche Dienftleiftungen, fo ift 
auch die erterritoriale Perfon, infofern fie dieſe Leitungen benußt, nicht 
bon Rechts wegen von der Gebühr befreit. 


Die Steuerbefreiung erklärt ſich zunächſt wieber aus ber Berneinung 
ber Steuerhoheit des einheimifchen States über ben fremben Souverän. Diefelbe 
wird aber aus Gourtoifie zuweilen in weiterem Sinne geübt, als die redhtliche Con⸗ 
fequenz des Princips fordert. Es verfieht ſich, daß der Erterritoriale Feiner Eins 
kommens- ober Bermögensfteuer, Feiner Kriegs= oder Armenfteuer 
unterworfen ift und ebenfo, daß er Zoll: und DOctroifrei heit genießt für bie 
Effekten und Waaren, welche er mit ſich führt oder zu feinem Gebraude fommen 
läßt. Aber zweifelhafter iſt fchon die Beireiung von Weg: und Brüdens 
geldern, weil das Gebühren find für die Anlage und Unterhaltung ber Wege und 
Brüden. Indeſſen die Courtoifie reicht gewöhnlich jo weit. Nicht ebenjo verhält 
es fih mit den Taren für Erwerb von Grunbdftüden ober andern Sachen, ober 
bezüglich ber Gerichtsgebühren in Proceffen, welche ber Erterritoriale freiwillig 
vor den einheimiſchen Gerichten führt ober führen läßt. Diefe Gebühren werben 
meiftens gefordert und Fünnen jedenfalls gefordert werben. Selbſtverſtändlich find 
au die Poftgebühren, bie Telegraphengebühren, bie Kojten für Bes 
nugung ber Eifenbahnen ohne Unterfchied, ob diefe Anftalten von Privaten 
unternommen ober von Stats wegen bejorgt werben, nicht in jener Gteuerfreiheit 
inbegriffen. Wird ber Erterritoriale zuweilen auch von ben Briefporti befreit, fo it 
bas eine ihm erwiefene Gefälligfeit, feine Rechtspflicht. 


139, 


Die Landesgerichte nehmen in der Regel feine bürgerliche Klage, 
insbejondere feine Schuldklage gegen die exterritorialen Perjonen an und 
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dürfen gegen diefelben feine Zwangsmittel anwenden, weder gegen deren 
Perſon, noch gegen deren Vermögen. 


Es ift das wieder nur eine Folge ber perfönlichen Unabhängigkeit des Gr: 
territorialen von anderer Statsgewalt. Die Givilgerihtsbarfeit ift freilich 
nur zum Schuß ber Privatrechte und bes Privatverfehrs eingeführt. Das Privat: 
recht aber ijt feinem Weſen nad für Jedermann dasjelbe und bat mit Statsſouve— 
veränetät nichts zu fchaffen. Wenn der Souverän ein Haus ſich zufertigen läßt 
oder ererbt, ober einen Miethvertrag eingeht, oder einen Wechjel ausftellt, jo erſcheint 
er in allen dieſen Rechtsgeſchäften ganz ebenfo als Privatperfon, wie jeder Andere 
und handelt in benfelben Rechtsformen, nach benfelben Grundfägen, mit benjelben 
Wirkungen. Als Privateigenthimer, als Privatgläubiger oder Schuldner ift er in 
feiner Weife Nepräfentant des Stats, nicht Souverän. Wenn troßdem bie civilifir: 
ten Staten ihre Gerichte anweifen, in der Negel Feine Givilflage gegen bie erterris 
torialen Perſonen anzunehmen, fo Fiegt ber Hauptgrund in ber völkerrechtlichen 
Rückſicht, daß die Durchführung ber gerihtlidhen Zwangsmittel (Arxeft, 
Pfändung, Concurs, Berjilberung) gegen bie privatrechtlihe Perfon und ihr Ber: 
mögen mittelbar auch ihre völferrehtliche Unverleglichkeit, Unabhängigkeit und 
Ehre treffen und geführben würde. Man zieht es baber vor, im Intereſſe ber 
Eicherheit und Würde bes ftatlichen Verkehrs von ber ftrengen Gonfequenz bes privat: 
rechtlichen Grundfaßes abzujehen, und will das Gericht nicht der Gefahr ausfeken, 
baß feine Autorität ſich machtlos zeige. Ueberdem kam biefer Befreiung ber Erters 
ritorialen von ber Givilgerichtsbarfeit jene Fiction zu Statten, indem num fingirt 
wurbe, fie wohnen nicht innerhalb des Gerichtsbezirfes der inländiſchen Civilgerichte, 
ſondern ihr Domicil Tiege in ihrer Heimat. Während daher im Mittelalter noch, 
welches ben privatlichen Charakter bes Rechts mit Vorliebe betont, die Privatrecht: 
lihe Klage gegen Fürſten unbedenklich überall an Hand genommen wurde, wo bie 
Gerichtsbarkeit an fih begründet erfhien, fo it bagegen in der neuern Zeit bie 
Eremtion der fouveränen Perfonen au von der fremden Civilgerichtsbarkeit allge— 
meiner zur Uebung ber gebildeten Bölfer geworden. Im Jahr 1827 Hat fih bas 
franzöftiche Givifgericht von Havre fogar, ungeachtet ber abweichenden Meinung ber 
Statsanwaltichaft, für incompetent erflärt, eine Givilffage gegen ben Präſidenten ber 
Negerrepublif von Haiti an Hand zu nehmen. Bol, Bhillimore IL. App. IV. 


140. 


Ausnahmsweile wird die einheimische Gerichtsbarkeit der Civilgerichte 
begründet: 

/%) infofern die Klage auch dann hierort3 anzubringen wäre, wenn 
der Exterritoriale in Wahrheit außer dem Lande wohnte und die 
Grecution ohne Gefährdung der ftatlihen Unabhängigkeit und 
Ehre durchzuführen ift, wie insbefondere bei Realklagen auf lie= 
gendes Gut; 


* 
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3» infofern der Erterritoriale eine befondere Privatftellung 5. B. als 
Kaufmann im Lande inne hat, oder ein einheimifches Amt be 
fleidet und daher in diefen Eigenfchaften der inländifchen und Ge— 
richtshoheit untergeordnet iſt; 

3%) wenn der Erterritoriale vertragsmäßig oder fonft in rechtlich 
wirfjamer Form die hiefige Gerichtsbarkeit anerkannt hat. 

Auch in diefen Ausnahmsfällen ift jedoch der unmittelbare Zwang 
gegen die Perſon (Berjonalverhaft) inſoweit zu unterlaffen, als dadurch die 
völferrechtlichen Beziehungen verlegt werden fünnten, und es hat fich die 
gerichtliche Execution auf vermögensrechtlihe Zwangsmittel zu befchränfen. 


Zu a) Die Vindication eines Grundftüds, welches der Erterritoriale im 
Beſitz hat, ift nur vor ben Landesgerichten durchzuführen, wo das Grundftüd wirk— 
lich gelegen ift. Ebenfo bie Klagen am Nahbarreht (3. B. wegen Waffers 
ablauf) und auf oder gegen behauptete Dienfibarfeiten. Dagegen für Arreſt— 
Hagen kommt binwieder die Rüdficht auf die gefährdete Würde und Freiheit bes 
Beflagten hemmend in Betracht, fowie die Erwägung, daß bie moberne Rechtsbil— 
bung in Schuldklagen überhaupt nicht geneigt ift, die gerichtlihe Gompetenz ber 
inlänbijchen Gerichte über auswärtige Souveräne oder Gejante zuzulaffen. 

Zu b) Wenn ein Statshaupt zugleich ein Handelsetabliſſement betreibt und 
ald Kaufmann an dem Handelöverfehr Theil nimmt, jo hat er ſich in biefer 
Eigenſchaft bes Vorzugs feiner Würde begeben und muß vor den Kanbdelsgerichten 
für feine Handelsgejchäfte Rede jtehen. Ebenfo hat ber englifche Master of rolls 
in einem Proceh des entthronten Herzogs von Braunſchweig gegen ben König von 
Hannover und Herzog von Gumberland (13. Jan, 1344) fein Urtheil dahin aus: 
geſprochen: „I am of opinion, that his majesty the King of Hanover is and 
ought to be exempt from all liability of beeng sued in the Court of this 
country, for any acts done by him as King of Hanover, or in his character 
of Sovereign Prince, but that, being a subject of the Queen, he isand ought 
to be liable to be sued in the Courts of this country, in respect of any acts 
and transactions done by him, or in which he may heve been engaged as 
subject“, (Phillimore II. App. IV. S. 589). 

Zu e) Wenn eine fonveräne Perfon oder ein anderer Erterritorialer fich bie 
Klage gegen ihn gefallen Täßt, oder wenn er etwa felber eine Givilffage in bem 
fremden Lande anftellt, jo muß er, ober fein Vertreter fih nad ber Proceßord⸗ 
nung bes anerlannten Gerichts in dem Procefje fügen und Kann für ſich 
fein weiteres Privilegium anſprechen. Im letzteren Fall wird er fi) daher auch ber 
Eidesleiftung nicht entziehen können, wo biefe als nothwendig gilt, noch ber Bezah— 
lung ber Procehfoften, wenn er unterliegt. Im Jahr 1828 entjchied das englifche 
Obergericht, daß fremde Sonveräne ebenfowohl vor den Billigfeits- wie vor ben 
Rechtshöfen Klage führen können (Bhillimore II. App. IV. ©. 548). In 
einem andern Fal wurde ebenfalls in der Appellationsinftanz von ben vechtögelehr: 
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ten Lords von England ber Satz ausgefprochen, daß ein frember Souverän, wenn 
er vor einem englifchen Gerichte eine Klage verfolge, jedem andern Privatfläger gleich 
zu behandeln, alfo je nach Erforberniß ber Sade ihm auch ber Eid aufjulegen ſei. 
(Proceß zwifchen bem Könige von Spanien und dem Haufe Hullet and Widder. 
Aug. 1833. Phillimore II. App. IV.3.) Aufeine Widerflage dagegen braucht 
fih ber Erterritoriafe nicht einzulaffen, weil dieſelbe eine Klage ift, und alle Gründe, 
welche gegen bie Zulafjung von Klagen ſprechen, auch auf die Widerklage pafien. 


141. 


Die erterritoriale Perfon ift der Strafgerichtöbarfeit de3 einheimiſchen 
States nicht unterworfen. Diefer Stat hat aber das Recht, theils die 
nöthigen Mapregeln zu ergreifen, um ein Vergehen de3 Erterritorialen zu 
verhindern, theils von dem State des Erxterritorialen Genugthuung zu for 
dern, mern diefer die Necht3ordnung des Landes in einer Weile verleft, 


welche an ſich zu ftrafgerichtlicher Verfolgung berechtigt. 


Auch dieſe Beftimmung, welche burch ben allgemeinen Gebrauch ber civilifirs 
ten Völker beftätigt wird, iſt finguläres Mecht, weil biefelbe bie an fich berechtigte 
Wirffamfeit ber Strafrechtäpflege hemmt. Es verhält fih damit Ähnlih wie mit 
ber ftatsrechtlichen Unverantwortlichfeit ber Souveräne. Aber es ift zwedmäßig, 
daran zu erinnern, baß es gefährlich ift, bie Haltbarkeit ſolcher Nechtsfictionen auf 
eine zu harte Probe zu ſetzen. 


142, 


Wenn die exterritoriale Perfon in dem Lande feindliche Handlungen 
verübt, jo darf fie von der einheimifchen Regierung als Feind erklärt und 
behandelt und im Nothfall gefangen genommen werden. 


Das ift nicht Anwendung bes Strafrechts, jonbern bes Kriegsrechts. Die 
Gefangenſchaft ift Kriegsgefangenichaft, nicht Strafgefängniß. Pol. oben zu $ 130. 


143. 


Der einheimifche Stat ift jeder Zeit berechtigt, der exterritorialen 
Perſon aus erheblichen Gründen das Gaftreht und damit die Fortdauer 
der Erterritorialität zu fündigen. 

Die Kündigung darf nicht auf einen Fürzeren Termin geftellt wer- 
den, als es dem Erterritorialen möglich if, mit Sicherheit das Land zu 
berlafien. 


Bol, oben zu $ 130. 
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144, 


Wenn der Erterritoriale andere Perſonen in ihrem perjönlichen, 
Familien- oder Vermögensrechte gewaltfam angreift oder ernftlich bedroht, 
fo ijt auch ihm gegenüber die Nothwehr erlaubt. 


Phillimore I 105. Der Gewaltthat darf man mit Gewalt begegnen, 
und wenn in Folge ber Nothwehr gegen wiberrechtliche Gewaltthat ber Erterritoriale 
umfommt, jo iſt das feine Verlegung bes Völkerrechts. Das Recht der Nothwehr 
it natürlihes Menſchenrecht, weldes von bem Völker: wie von bem Stats: 
recht anerkannt werben muß, nicht unterdrückt werben barf. 


145. 


Die Eremtion don der einheimifchen Statshoheit wird auch auf die 
Tamiliengenofjen, Beamten, Begleiter und Diener des Erxterritorialen aus- 
gedehnt. Sein Gefolge hat indeffen nur einen mittelbaren Anfprud auf 
Exterritorialität, nicht um feiner felbft willen, fondern nur aus Rüdficht 
auf den exterritorialen Gefolgsheren. 


Die Familiengenoſſen haben Theil an feiner Befreiung, infofern fie thats 
ſächlich zu ihm gehören, aljo in feinem Haufe wohnen, aber nicht, wenn fie 
eine jelbftändige Stellung außerhalb feiner Familie behaupten. Im 
legtern Fall find fie fremde Privatperfonen gleich andern Fremden. Die Uebergänge 
aus bem einen in ben andern Zuſtand Fönnen freilich zu mancherlei Zweifeln ben 
Anlaß geben. Der Hauslehrer der Kinder bes Grterritorialen gehört zu feinem Ges 
folge, aber bie übrigen Lehrer am Ort, welche nur einzelne Lehrftunden geben, ‚ges 
hören nicht bazu. 


146. 


Der Exterritoriale darf nicht fein Ausnahmerecht dazu mißbrauchen, 
um Perſonen, welche im Lande gerichtlich oder policeilich verfolgt werden, 
durch Aufnahme in fein Gefolge der einheimifchen Gericht3- oder Policei- 
gewalt zu entziehen. 


Ueberhaupt ift das Privileglum im Sinn des guten Glaubens zu inter 
pretiven. Als ein Mufifer, um feinen Gläubigern zu entgehen, ſich in die Gapelle 
eines Bayrifchen Gefanten in London aufnehmen Tieß, wurde biefe Aufnahme von dem 
engliichen Gerichtshof als illuforifch behandelt, weil Fein wirklicher bona-Ade-Dienft 
nachgewiefen fei. In ähnlicher Weife wurden noch gegen mehrere andere angebliche 
Diener biefes Gefanten verfahren, ber offenbar das Privilegium zu einem ungebührs 
lihen Patronate mißbraucht Hatte. Siehe bie Fälle bei Wild mann I, 124. 
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147. 


Die Perfonen im Gefolge des Erterritorialen find in der Regel 
ebenfall3 von der Gerichtäbarkeit des einheimifhen States befreit. Diejer 
Stat ift aber berechtigt, von dem State de3 Erterritorialen zu fordern, 
daß er den einheimifchen Gläubigern oder andern einheimijchen Klägern 
Recht gewähre und wegen der im Lande verübten Vergehen und Verbre= 
chen diejelben beſtrafe. 


Battel (IV. $ 124) berichtet über einen merfwürdigen Fall, ber fi in 
England ereignete, als ein Edelmann im Gefolge bes franzöfiihen Botſchafters 
Marquis von Rosny, ſpätern Herzogs von Sully, fi) einer Tödung ſchuldig machte. 
Derfelbe wurbe von dem Botſchafter zum Tode verurtheilt und bie Hinrichtung ber 
englifhen Juſtiz anheimgeſtellt, dann aber trat Begnabigung ein. 


148, 


Verübt eine Perfon aus dem Gefolge des Erterritorialen ein Ver— 
gehen, fo ift der Letztere berechtigt, diefelbe nöthigenfalls gefangen zu neh— 
men und in jeine Heimat zur Beitrafung zu überſchicken. 

Die Gefangennahme derfelben durch die einheimiihe Statsgewalt 
zum Behuf der Ueberlieferung an den Erterritorialen oder deſſen Stat ift 
nicht Verlegung, fondern Anerkennung diefer mittelbaren Erterritorialität. 


Die Gefangennahme geſchieht im diefem Fall nicht im der Abficht, die eigene 
Gerichtsbarkeit auszuüben, auch nicht in ber Meinung, ben fremden Stat zu vers 
legen, fondern in dem Vorſatz, demſelben in ber Ausübung feiner Gerichtsbarkeit 
behilflich zu fein, 


149. 


Es fteht den Erxterritorialen frei, ihr Gefolge der ortöpoliceilichen 
und gerichtlichen Autorität ebenfo unterzuordnen, wie die andern Bewohner 
deg Ortes es find. Keinenfalls dürfen die Gefolgsleute ungeftraft Stö- 
rungen der öffentlichen Ordnung des Ort3 verüben. 


Penn die Gefolgsleute des Grterritoriafen Unterthanen bes einheimifchen 
States felber find, fo werden fie gewöhnlich deſſen Jurisdiction unterſtellt. 68 kann 
das aber unbedenklich auch auf Angehörige des States, ben ber Grterritoriale reprä— 
fentirt, ausgebehnt werden, fobald biefer es zwedmäßig findet, benn fie haben alle 
fein perfönliches, fondern nur ein abgeleitetes Recht auf Grierritorialität. Auf dem 
Friedenscongreß zu Münfter in Weitphalen am Schluß bes breißigjährigen Kriegs 
famen fo bie Gefanten überein, um die Rauf- und Streitluft ihrer Gefolge im Zaum 
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zu halten, diefelben gemeinfam ber Ortspolicei zu unterwerfen. Weberbaupt ift 
eine allzu weite Ausdehnung ber Erterritorialität für bie Mechisficherheit und bie 
öffentliche Ordnung durchaus ſchädlich und nicht zu empfehlen. Das Völkerrecht for 
bert grumbfäglich nur, daß bie Ehre und Freiheit der Staten in ihren Repräjen: 
tanten geichütt, und durchaus nicht, daß die Miffetbaten ber Individuen 
begünftigt werben. 


150, 


Die Eremtion des Exterritorialen erjtredt fih auch auf die Wohnung, 
welche er inne hat, aber nicht auf den Grundbefiß, welchen er als Privat: 
mann bewirthichaftet. 


Wenn ein Souverän ein Gut in einem fremden Lande Fauft, um feine 
Eapitalien darin anzulegen, und fein Vermögen in folcher Weile zu bewirthichaften, 
nicht um bajeldft als Souverän zu leben und den Stat repräfentiren zu laffen, jo 
it fein Grund da, biejes Gut als erterritorial zu betrachten. Nur inwiefern bas 
Hotel des Erterritorialen feiner Perfon als Wohnung dient und in Folge beflen 
feine repräfentative Stellung und Freiheit fihert, gilt basfelbe als erempt, Dann 
barf es, ohne jeinen Willen, nicht von ber einheimifhen Statsgewalt betreten 
und durchſucht werden. Als die Ruſſiſche Finanzwache am 3, April 1752 in das 
Hotel des Schwebiichen Gefanten in Petersburg eindrang und ein paar Diener bed: 
jelben gefangen nahm, welche befchuldigt waren, das Statsmonopol verletzt zu haben, 
gab die Kaiferin Elifabeth dem beleidigten Gefanten volle Genugthuung wegen bies 
jer Verlegung des Völkerrechts. Vattel IV. $ 117. 


151, 


Die Wohnung des Erterritorialen darf nicht zum Aſyl mißbraucht 
werden für gerichtlich Verfolgte. Der Exterritoriale ift verpflichtet, ſolchen 
Flüchtlingen die Aufnahme zu unterfagen, beziehungsweije diefelben an die 
ordentliche Gerichtägewalt auszuliefern. 


Oft wurde ein ſolches Aſylrecht behauptet und oft auch ausgeübt. Am weis 
teften war biefer Mißbrauch in Nom gebiehen, wo aud bie Kirchen ein Aſyl ges 
währten. Im Mittelalter dienten bie zahlreichen Afyle, welche in Herrenhöfen und 
Kirchen und von Schugheiligen gewährt wurden, um bie wilde Verfolgung ber 
Blutrache, der Fehde und einer barbarifchen Zuftiz zu mäßigen. Mit einer civilifirs 
ten und einer wirffamen Nechtspflege aber find biefelben nicht mehr vereinbar. 
Bynfershoef (de jure legatorum c. 21) hat den Beweis geführt, daß keinerlei 
völferrechtliche Rechtsgründe für ein derartiges Aſylrecht ſprechen. Seither iſt biefe 
Anficht, die ſchon Hugo de Groot (IL, 18, 8) vertrat, allgemein von ber Wiffen: 
ſchaft anerkannt worden, wenn gleich einzelne Erterritoriale immer nod von Zeit 
zu Zeit ben Verſuch machten, auch ihr angebliches Aſylrecht auszuüben, 
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152, 


Ebenſo ift das Quartier, welches der Erterritoriale auf Reifen be— 
zogen hat und ift der Wagen, in dem er fährt, zu Ehren feiner Sicher- 
heit und Unabhängigkeit vor poliveiliher oder gerichtlicher Gewaltübung 
defreit. 

153. 

Die Eremtion erftredt fi auch auf das dem Erterritorialen gehörige 
Mobiliar, welches zu feinem Gebrauche dient, mie insbefondere Arbeits- 
tiſche, Schränke, Kiſten und SKaften, die Ausjtattung feiner Wohnung, 
Magen und Pferde. 

Der alte techniſche Ausdrud für bie Befreiung ift: „Legatus instructus 
et cum instrumento*, Die Ausbehnung ber Befreiung auch auf bie Mobilien 


fichert bejonders auch die Acten und Gorrefponbenzen des Grterritorialen, Vgl. 
unten Abjchnitt 8 dieſes Buches. 


4. Die Familiengenojfen der ſouveränen Berjonen. 


154, 

Die Ehegatten, Kinder und andere Anverwante einer fouberänen 
Perfon Haben als ſolche kein Recht der Souveränetät, fondern find Unter: 
thanen. 

Sie haben daher au, wenn fie in fremdem Lande find, feinen 
Rechtsanſpruch auf Eremtion don der dortigen Statögewalt nod auf Ex— 
territorialität, 

Alle dieſe Perfonen, felbft ber Gemal einer regierenden Königin, ber nicht 
zugleih Mitregent ift, ober die Gemalin eines Könige, obwohl fie ben Titel Köni— 
ain führt, find nicht NRepräfentanten des States felbft, nod Träger ber Souveränetät, 
alfo völferrechtlich ohme Anrecht auf jene Privilegien, weldhe um ber Souveränetät 
ober Repräfentation bes States willen zugeftanden werden, Die Courtoijie geht 
aber bier zuweilen über die Rechtsnothwendigkeit Hinaus und befreit zus 
weilen auch ſolche hohe Perfonen von manchen Beläſtigungen, beren andere Reijende 
ausgeſetzt find. 


155. 

Das Statörecht beftimmt zunächft die Titel und den Rang, melde 
diefen Perjonen zulommen. Aber damit diefe Titel und Rangftufen im 
völferrechtlichen Verkehr beachtet werden, müſſen diejelben dem herkömm— 
lichen Gebrauche entſprechen oder, wenn fie erhöht werden die Erhöhung 
bon den Mächten anerkannt worden jein. 
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Bol. das Protokoll ber fünf Großmächte auf ber Eonferenz zu Nahen 
vom 11. Oct. 1818: „Les Cabinets preunent en même tems l’engagement de 
ne recounaitre à l’avenir aucun changement ni dans les titres des souverains 
ni dans ceux de princes de leurs maisons sans en &tre pröablement convenus 
entre eux“, 


156. 


Die Gemalinnen der fouberänen Fürften führen in der Negel den« 
jelben Titel und haben denjelben Rang, wie diefe, aber nicht ebenſo all= 
gemein die Gemale von jouveränen Fürftinnen. 

Die Gemalinnen der Kaifer und Könige werden Majeftäten genannt, 
obwohl ihnen die eigentlichen Majeftätsrechte nicht zuftehn. 


Prinz Albert erhielt als Gemal ber Königin PBictoria von England ben 
Königstitel nicht; dagegen wurde bem Herzog Ferbinand, ebenfalls aus dem 
Haufe Eoburg, ald Gemal ber Königin Maria II. da Gloria von Portugal ber 
Königstitel verliehen. 


157. 


Den Prinzen der fouveränen Häufer kommt regelmäßig die nächjt- 
folgende Rangftufe in der Titulatur zu. 


Aus Kaiferlihen Häufern ber Titel KRaiferlihe Hoheit, aus Königs— 
bäufern ber Titel Königlihe Hoheit, in Großherzoglihen Häufern Hoheit, 
der Erbprinz auch Königliche Hoheit, aus Herzoglichen Häufern ber Erbprinz Hoheit, 
andere Verwante von herzoglicher ober fürftliher Abkunft Durchlaucht. 


158. 


Die Princeffinnen von fouveränen Häufern pflegen den angeborenen 
höheren Titel beizubehalten, wenn fie in Yolge ihrer Heirath nur einen 
minderen Titel erhielten. 

Die Gemalin eines Prinzen, welcher den Titel Hoheit führt, kann fo ben 


Titel Kaiſerliche oder Königliche Hoheit führen, wenn fie aus einem Kaifers 
ober Königshaufe ftammt. 
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5. Recht und Pfliht des völferrehtliden Verkehrs. 


159. 


Jeder Stat ift als ſouveräne Perſon berechtigt, Geſante und andere 
Agenten mit dem Auftrag zu ernennen, feinen Verkehr mit andern Staten 
zu vermitteln. 


Diefes jogenannte „active Geſantſchaftsrecht“ ijt eine Anwendung ber 
Souveränetätsrechte auf bie völferrechtlichen Beziehungen ber Staten zu dinander. 


160, 


In zufammengejegten Staten (Statenbünden, Bundesjtaten, Staten= 
reihen) wird dieſes Recht je nach der Verfaffung derjelben entweder von 
den Einzelftaten und dem Geſammiſtate, oder nur bon diefem, oder vor— 
herrfchend von jenen oder don diefem gebt. 


Sn der alten Deutſchen Reihsverfaffung Hatten bie Landesherrn 
bas Gefantenrecht erworben, neben bem Kaifer und Reich insgefammt. Der deutſche 
Bund von 1815 erkannte das vorzugsweile Gefantenreht ber Einzelftaten an, 
ſchloß aber eine Gefammivertretung nicht aus. Die Berfaffung ber Vereinigten 
Staten von Norbamerifa von 1737 concentrirt bas Gejantenrecht faft ausſchließlich 
in ber Hand bes Präfibenten, ebenfo bie [hweizerifhe Bunbesverfafjung 
von 1848 in ber bes Bundesraths; beide Verfaſſungen jchliegen aber eine bejonbere 
außerordentliche Vertretung ber Ginzelftaten nicht völlig aus, aber ordnen dieſelbe 
ber Aufficht ber Bundesgewalt unter. Auch einzelnen Türkiſchen Vafallenftaten ift 
ein beichränftes Gefantenrecht zugejtanden worden. Die Berfaffung bes norbbeuts 
Then Bundes weilt bie völferrechtliche Vertretung besjelben aueſchließlich ber 
Krone Preußen zu, hebt aber das Geſantenrecht ber Einzelftaten in ihren befondern 
Intereſſen nit auf. (Art. 11). 


161. 


Ausnahmsweile wird das Recht, einen Geſanten zu jenden, aud) auf 
die Vicefönige und die Statthalter entlegener Provinzen oder abhängiger 
Länder übertragen. 


Ta biefe Provinzen ober Länder eine befondere relative Sonbereriftenz 
haben, jo bedürfen fie unter Umfländen auch eine befondere Vertretung. Da ber 
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Hauptftat ber großen Entfernung wegen nicht in ber Lage ift, diefe Vertretung wirf: 
fam zu beforgen, jo ift eine Uebertragung dieſes beſchränkten Gefantenrechts auf bie 
bejondere Provinciale oder Landesregierung nicht zu entbehren. Fälle ber Art find 
3. B. die Gefanten, weldye von ben englifhen Regierungen in Oftindien, 
in Auftralien, von ber Holländiſchen Eolonialregierung in Oftafien 
verjendet werben. Es bedarf jeboch einer beſondern Ermächtigung von Seite ber 
ſouveränen Hauptregierung. 


162. 


Die Wahl des Gejanten oder Agenten fteht dem Abjendeitate frei. 
Es wird feine bejtimmte Standegeigenjchaft erfordert. 


Das Wahlrecht folgt wieder aus der Souveränetät des Abjendeftats. Ein 
beftimmter Stand, etwa Adels: oder geiftliher Stand, ift aud für bie oberften 
Glafjen ber Gefanten nicht erforderlich, jo wenig als für andere oberfte Etatsämter. 
Ein Botſchafter aus bürgerlicher Familie bat genau basfelbe Recht, wie ein 
Botichafter von fürftliher Abkunft, denn er repräfentirt in beiden Fällen nicht 
feine perfönliche und Standeswürde, fondern ben Stat. 


163. 


Jeder Stat ift in Folge des völferrechtlichen Verbandes aller Staten 
verpflichtet, den Gefanten eines andern völferrechtfih anerkannten States 
zu empfangen und anzuhören. Nur bejonders erhebliche Ausnahmsgründe 
können eine Abweilung rechtfertigen. 


Die allgemeine Weigerung, Gefante zu empfangen, würbe bie Mög: 
lichkeit eines vwölferrechtlichen Verkehrs ausſchließen. Damit aber wäre ber völfer 
rechtliche Berband ber Staten unwirkſam gemacht. Dagegen wird bie Zulaffung 
ſtändiger Gefanten als ein Act bes Friedens betrachtet und im Kriegszeiten 
biejer friedliche Verkehr gewöhnlich abgebrodgen. Von ber befondern Meigerung, 
eine beſtimmte Perfon zu empfangen, handelt $ 164, 


164. 


Dem Empfangftate fteht e3 zu, gemifje ihm anftößige Perſonen fich 
al3 Gefante oder Agenten zu verbitten. 


Mit Grund erregt es Anftoß, wenn ein Stat einen von einem andern State 
früher wegen eines Verbrechens Befiraften oder Verfolgten nun als feinen Gefanten 
bei dieſem State accreditiren will; daher ift in einem folden Kal bie Annahme 
diefer Perfon nicht zu erwarten. Bynkershoet (Quaest,. Publ. II. v.) erwähnt 
eines Falles, in bem England als Gefanten nad dem Hag einen Mann fhidte, 
welcher zuvor von ber Holländifh: Oftindifchen Compagnie verurtheilt worden war, 
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daß ihm die Zunge gefchligt werde. Derfelbe wurde anfangs wiberrechtlich in Hols 
land gefangen gelegt, dann aber mit Recht zurüdgewiefen. Es iſt ſchon eim zureis 
chender Grund, ſich eine Perfon als Gefanten zu verbitten, die fih zuvor durch ber 
fondere Gehäffigkeit und Feindihaft gegen ben bejendeten Stat ober deſſen Haupt 
bervorgethan hat. Dagegen wäre e8 unpajiend, wenn etwa ein Stat überhaupt 
feine bürgerlichen Perſonen oder Feine Geifllichen, oder feine Frauen als Gefante 
empfangen wollte; benn bie Standes: ober Gefchlechtsunterfchiebe bilden Feine 
rechtlichen Erforderniſſe oder Hinderniffe für das Amt eines Gefanten 
und können auch feinen Grund zu perſönlichem Anftoß geben. 


165. 


Ebenjo kann der Empfangitat die Annahme eines perfönlih nicht 
anftößigen Geſanten dann verweigern, wenn derſelbe als Träger eines 
das Recht oder die Ehre des Empfangsitates verlegenden Miffion erjcheint. 


Eine wichtige Anwendung biefes Satzes iſt die auf die päpftliden Les 
gate und Nuncien, bie nad ben Kirchengefegen Vollmachten in Anſpruch neh— 
men, weldye mit bem Berfafjungsrecht des bejendeten States nicht verträglih find. 
In Folge defjen wurbe ſchon vor der Revolution am franzöfifchen Hofe fein päpſt— 
licher Gefanter angenommen, welcher nicht eine beſchränkte Vollmacht vorweilen fonnte, 
Das franzöfiihe Statsbewußtfein geftattete nicht, daß bie päpſtlichen Geſanten bie 
Aniprühe und Anmaßungen der vömifhen Hierarchie mit ben völkerrecht— 
lihen Privilegien dev Gefanten beden und ausrüften, 


166. 


Ferner gilt es als ein ausreichender Grund, die Annahme eines 
Gefanten zu verbitten, welcher ein Unterthan des befendeten States ift. 


Das war eine Zeit lang Maxime des franzöfifchen und ift noch Gebraud) 
bes ſchwediſchen Stats, Feinen Gefanten zu empfangen, ber Unterthan biejer bes 
fendeten Staten war. Man ſcheut den Gonflict zwifchen ben Rechten des Gejanten 
auf Unabhängigkeit zu Ehren bes States, den er repräfentirt und den Pflichten 
gegen den Stat, bem er als Untertban zugebött. 


167. 


Die völferrechtliche gute Sitte verlangt, dak vor der Abjendung 
eines Gefanten dem Empfangftate davon Anzeige gemacht und die Perjon 
genannt werde. Wird feine Einſprache gemacht, jo wird angenommen, 
der Genannte jei dem Empfangjtate nicht anftößig. 

Durch dieſe Hebung wird auch eine fchroffe Zurüdweifung vermieden, Cs 


genügt gewöhnlich, daß ber zu beiendende Stat feine Bedenken gegen bie fragliche 
Perſon eröffnet, um den Abjenbeftat zu beflimmen, eine andere Perjon zu wählen. 
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168, 


Sit ein Gefanter einmal aufgenommen, fo genießt er alfe Rechte 
und Ehren feiner Stellung und es darf nachträglih nicht eine Einfprache 
gegen feine Perfon erhoben werden aus Gründen, welche ſchon zur Zeit 
jeine® Empfangs vorlagen und befannt fein konnten. 


169. 


In der Annahme des Gejanten liegt die Anerkennung des Abjende- 
ftat3, beziehungsweile der Statöregierung, welche denjelben bevollmächtigt, 
durch den Empfangftat. 


Es widerſpricht der Einheit des States, ber repräfentirt werben fol, 
gleichzeitig zwei verjchiebene Gejante, ben einen bes vertriebenen Fürſten, ber auf 
Wiederherftellung hofft, ben andern des vielleicht durch Uſurpation zur Gewalt ges 
langten Fürften, als Repräfentanten bes Einen Stats zu empfangen. Indem ber 
Empfangjtat ben einen oder ben andern empfängt, erklärt er, daß er deſſen Voll: 
machtgeber als das wirkliche Statshaupt betrachte. Die Annahme des Gefanten 
ber neuen Regierung ift daher mit der Entlafjung des Gefanten der alten Regierung 
zu verbinden, Vgl. oben $ 28 ff. 


6. Claſſen und Arten der Gefanten. Diplomatiſcher Körper. 
170. 


Als Geſante werden diejenigen Perfonen betrachtet, welche von einem 
State ermächtigt und dazu beglaubigt find, deffen Rechte und Intereſſen 
bei einem andern State zu vertreten. 


Die Ermächtigung allein gewährt noch nicht die Stellung und Rechte eines 
Gefanten; auch der geheime Agent ift ermächtigt; e8 muß bie Beglaubigung gegenz 
über bem befendeten State hinzutreten. 

171. 

Das heutige Völkerrecht unterjcheidet drei bis vier Claſſen bon 
Gejanten: 

1) die Botſchafter (ambassadeurs); 

2) die Gejanten im engern Sinn (envoyes) und die bevollmächtigten 

Minifter; 
FB) die Gejchäftsträger (charges d’affaires). | 
Zwiſchen der zweiten und der dritten Glafje dien Rinter 


reſidenten eine Mittelſtellung ein. 
 Bluntfhli, Das Volterrecht. 9 
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Im Altertum gab es nur Cine Claſſe von Gefanten, von ben Römern 
Legati genannt. In den weſentlichen Beziehungen find ſich auch heute noch alle 
Glaffen gleich, Die Unterfchiebe, welche feit dem fünfzehnten Jahrhundert nah und 
nad aufgefommen find, haben vornehmlich einen Bezug auf bie Hofftellung, das 
Geremoniel und ben Rang. 

Auf dem Wiener Congreß wurbe von ben acht Mädten am 19. März 
1815 ein Protofoll unterzeichnet, beffen Artikel 1 bie obigen 3 Glaffen unter: 
ſcheidet: 

„Les employés diplomatiques sont partagés en trois classes: 

celle des ambassadeurs, lögates ou nonces, 

celle des envoy6s ministres ou autres acer&dit&s aupr&s des souverains, 

celle des charges d’affaires accr&dites aupr&s des ministres charges 

des affaires &trangöres“. ai 

Dazu kam nun das Protofol des Aahener Gongreifes der fünf 
Großmädte vom 21. Nov. 1818, welches bie vierte Zwilchenclaffe anerkannte: „Il 
est arröt& entre les einq cours que les ministres residens acerédités aupres 
d’elles formeront par rapport à leur rang une classe intermediaire entre 
les ministres du second ordre et les charges d’affaires“, 


172. 


Botjhafter werden in der Regel nur von Staten bon Königlichen 
Rang abgefendet und empfangen. Die Legati und Nuncien des Papftes 
haben den Rang der Botſchafter. i 

Die Botjhafter allein repräjentiven auch die äußere Würde des 
Souverains, der fie beglaubigt. 


41. Die Beſchränkung der Botſchafter auf bie Staten von Föniglihem Rang 
beruht weniger auf einem feiten Rechtsgrundſatz als auf ber Sitte und hat eine 
natürliche Unterlage in ben größeren für Heinere Staten unverbältmäßigen Koften 
folder Vertretung. Da aber nur bie Botjchafter die perfünliche Würde bed Sou⸗ 
veräng repräfentiren, fo iſt grunbjäglih nicht einzufehen, weßhalb nicht auch ein 
fouveräner Herzog oder ein anderer Fürft bei außerordentlichem Anlaß fi nicht 
ebenfalls in feiner perfönlichen Würde vertreten laſſen, d. h. daher nicht ebenfalls 
einen Botſchafter jenden dürfte, der dann freilich Teinen höheren Nang behaupten 
könnte, als fein Vollmachtgeber befigt, aljo ben Votſchaftern, welche Könige vertreten, 
nachſtehen müßte, 

2. Die Legatia latere ober de latere (bie Garbinäle führen biefen 
Namen), ober die nuncii (Nicht-Carbinäle), welche ber Papft entfendet, haben 
durchweg eher Kirchliche als politiſche Mifjionen und vepräfentiren baher ben Papſt 
vornehmlich in feiner Eigenfhaft als Hauptes der römifch-Fatholifchen Kirche. Die 
Bebeutung und ber Rang biefer päpftlihen Nepräfentanten ift daher unabhängig 
von ber Fortdauer eines Kirchenftates, 

Protofoll des Wiener Congreffes vom 49. März 1815 Art. IL: 
„Les ambassadeurs, l&gates ou nonces ont seuls le caractöre reprösentatif“, 
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173. 

Die Gefanten der zweiten Claſſe werden wie die Votjchafter bei dem 
Souverän de3 Empfangitates perjönlich beglaubigt, aber repräjentiren nicht 
zugleih mit dem State auch die perjönlihe Würde (Dignität) des 
Souveräns. 

Die Internuncien des Papſtes werden ihnen gleichgeſtellt. 


Bol. zu Art. 172. Dahin gehören die ſogenannten bevollmächtigten 
Minifter (plena potentia muniti), die außerorbentlihen oder ordentlichen 
Gefanten, bie Gefanten ſchlechtweg. Auch ber Defterreihifhe „Internuns 
cins* zu Conſtantinopel gehört in diefe Claſſe. Das ift die eigentliche Haupt und 
Regelclaſſe, über welche ſich die Botſchafter um etwas erheben und welche bie folgen: 
ben Glaffen nicht völlig erreichen. 


174. 

Die Gejhäftsträger werden nur bei dein Minifterium der austwär- 
tigen Angelegenheiten beglaubigt. "Für die Rangftufe ift es unerheblich, 
wenn ihnen der Titel Minifter verliehen wird. 

Dagegen erhalten die Minilterrefidenten, welche bei dem Hofe be= 
glaubigt werden, einen mittleren Rang zwiſchen der dritten und vierten 
Claſſe. 

Bol. zu $ 171. 

175. 

Die Eigenfchaft einer außerordentlihen Miffion oder Vollmacht gibt 
feinen höhern Rang. 

Protokoll vom 19. März 1815 Art, III. „Les employés diplomatiques 
en mission extraordinaire n’out à ce titre aucune sup£riorit& de rang“. 

176, 

Unter einander nehmen die Gefanten einer jeden Claffe ihre Rang: 
ordnung nach dem Tage der officiellen Anmeldung ihrer Ankunft. 

Ebenda Art. IV. „Les employés diplomatiques prendront rang entre 
eux dans chaque classe d’aprös la date de la notification officielle de leur 


arrivde, Le present röglement n’apportera aucune innovation relativement 
aux representans du Pape“, 


177. 
Die Verwantjchaftsverhältniffe unter den Höfen haben feinen Einfluß 


auf den Rang ihrer Gefanten, 
9 * 
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Ebenda Art. VI. „Les liens de parents ou d’alliance de famille entre 
les Cours ne donnent aucun rang & leurs employ6s diplomatiques de chaque 
classe*, 


178, 


Bei der Unterzeichnung von Acten und Verträgen unter mehreren 
Staten, welche ſich das Alternat zugeftehn, entjcheidet das Loos unter den 
Miniftern über die Reihenfolge der Unterjchriften. 


Gbenda Art. VII. „Dans les actes ou trait&s entre plusieurs puissances 
qui admettent l’alternat, le sort d&eidera entre les ministres, de l’ordre qui 
devra &tre suivi dans les signatures“, Gtatt befjen wirb oft die Reihenfolge 
nad) ben Anfangsbudjtaben ber Statennamen gewählt, um jede Eiferſucht ber 
Stellung abzufchneiben. 


179. 


Daraus, daß ein Stat ftändige Gefante eines andern States em— 
pfängt, entiteht feine Verpflichtung des letztern States, ebenfall3 ftändige 
Gefante bei jenem State zu beglaubigen. 

Es kann auch ein Stat, ohne feinem Rechte oder feiner Ehre etwas 
zu vergeben, fremde Geſante von höherem oder geringerem Rang empfan= 
gen, als er hinwieder abjendet. 


Unter ben Großmächten wird freilich das Intereſſe möglichſter Gleich— 
heit aud in ber Repräfentation meift dahin wirken, baß fie fi durch Gefante von 
gleich hohem Rang vertreten laſſen. Aber das ift Feine Rechtsnothwendigkeit. Die 
Beifpiele find nicht felten, in denen ein Stat einen Geſanten von höherem Rang 
empfängt, als er abſendet, ober umgekehrt. 


180. 
Es gibt ſowohl ftändige als nichtftändige Geſante. Zu den legtern 
gehört auch der Interimsgeſante, welcher für den ftändigen, aber zur Zeit 
abwejenden oder verhinderten Gejanten die Gejchäfte bejorgt. 


Diefer Gegenſatz hat feinen Einfluß auf ben Rang des Gefanten, fondern 
nur auf bie Dauer feiner Vollmacht. 


181. 

Die Ceremonialgefanten (ministres d’etiquette, de cerdmonie) ber: 
treten lediglich die perfönlichen Beziehungen der Höfe und Regierungen und 
bedürfen zur Vertretung in Statögefhäften einer befondern Ermächtigung, 
in Folge welcher fie aufhören, bloße Geremonialgefante zu fein. 
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Solche Ceremonialgefante werben oft zu gewiſſen Feierlichkeiten, bei Krö— 
nungen, Heiratböwerbungen, Bermäblungen, Taufen entjenbet unb 
empfangen, oder zu Beglüdwünfhungen. Mud bie an ben Papft früher ge: 
ſendeten legati reverentiae ber Fatholifchen Fürften gehören bieher. 


182. 


Die gleichzeitig bei einer Regierung beglaubigten Gefanten aller 
Claſſen bilden zufammen den diplomatifchen Körper (corps diplomatique), 

Derjelbe ift nicht eine juriftiiche oder politische Perſon, fondern ein 
freier Verein verſchiedener Perfonen, aber er ftellt die völferrechtliche Ge— 
meinſchaft der Staten dar und ift berechtigt, den gemeinfamen Empfin= 
dungen und Meinungen einen Ausdrud zu geben. 

Darin liegt ein Keim einer völkerrechtlichen Organifation, dev fih in ber 
Zukunſt weiter entwideln läßt. Die übereinſtimmende Meinungsäußerung bed biplo- 
matilchen Körpers hat eine gewiffe völferrehtlihe Autorität, bie zu miß— 
achten nicht ungefährlich ift. Der Sitte nah führt gemöhnlih — wenigftens bei 
bloß formellen Aeußerungen bes biplomatifhen Körpers — der älteſte (db. h. am 
längften dafeldft amtirende) Gefante bas Wort. Es fteht aber fein Rechtsgrund 
ber Bezeihnung eines andern Sprechers entgegen. 


7. Anfang der diplomatiihen Sendung. 


183. 


Dem Abjendeftat gegenüber beginnt der Charakter eines Gefanten 
Schon mit der vollzogenen Ernennung. Im völferrechtlichen Verkehr mit dem 
befendeten State wird die Eigenfchaft des Gefanten durch das Creditiv 
beglaubigt. 


184, 


Das Greditiv ift die ſchriftliche und förmliche Vollmacht, welche der 
Geſante zum Behuf feiner Beglaubigung bei dem bejendeten State erhält 
und demjelben mittheilt. 


185. 


Das Ereditiv wird gewöhnlich in Form eines Beglaubigungsfchreibens 
(lettre de erdance) ausgeftellt und in den obern Glaffen von Souberän 
an Souverän, in der Clafje der Gejchäftsträger von Minifter an Minifter 


gerichtet. 
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186. 


Schon vor Weberreihung des Greditivs wird der Gefante, der fich 
durch feine Päſſe oder in anderer glaubhafter Form als ſolchen ausmweist, 
al3 eine völferrechtlich beſonders geficherte und begünftigte Perſon behandelt, 
aber erft in Folge der Abgabe und Annahme de3 Creditivs erhält er dem 
beendeten State gegenüber volles Gejantenrecht feinem Range gemäß. 


Das Völkerrecht muß ben Gefanten ſchon unterwegs ſchützen, wenn er an 
ben befenbeten Hof reift. Aber erfi von ber Ueberreihung bes Creditivs an iſt er 
wirfliher Gefanter bei bem beſendeten State. Bis bahin war er befignirter Ge: 
fanter. Auf jenen völferrehtlihen Schuß hat ber Gefante auch in einem fremben 
Lande, durch welches er reist, einen naturgemäßen Anſpruch. Die Grmorbung 
ber franzöjijchen Gefanten nad Venedig und Gonftantinopel in ber Lombardei gab 
bem Könige Franz I. einen gerechten Grund zu ber ernſteſten Beſchwerde gegen 
Kaifer Earl V als über eine fchwere Verlegung des Völkerrechts. Dal. Vattel 
IV. $ 84. 


187. 


Der Ueberreihung des Creditivs geht die Notification der Ankunft 
des Gefanten bei dem Minijterium des Aeußern vorher. Von da an wird 
der diplomatische Altersrang gerechnet (Art. 176). 


Mit ber Notification wird die Mitiheilung einer Abfchrift des Creditivs ver: 
bunden. 


188. 


Der Unterfchied der verfchiedenen Glaffen der Oefanten Hat einen 
Einfluß auf das bei der Ueberreihung und Annahme des Creditivs übliche 
Geremoniel und auf die perjönlichen Beziehungen am Hofe, aber ift für 
das ftatliche Rechtsverhältnig ſelbſt nicht erheblich. 

So läßt ber Botfchafter feine Ankunft durch einen Gavalier der Gefantichaft 
ober feinen Secretair anmelden, bie Gefanten zweiter und britter Claffe fchreiben 


unmittelbar an den Minifter des Aeußern. Der Botjchafter wird mit Kanonens 
Ihüfjen bei dem feierlihen Empfang falutirt, die übrigen Gefanten nicht; u. dgl. 


189. 


Das Geremoniel wird im Einzelnen durch die Landes und Hoffitte 
beftimmt. Uber es ift eine bölferrechtliche Pflicht des Empfangftates, in 
demfelben nichts anzuordnen, was die Ehre des Abſendeſtates verlegt oder 
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den Rang desſelben herabſetzt. Dem Gefanten darf feine unwürdige 
Zumuthung gemacht werden und jeder Gefante hat Anspruch auf die vollen 
regelmäßigen Ehren feiner Claſſe. 


An deſpotiſchen, insbefondere an orientaliihen Höfen wird dem Statshaupte 
oft eine abgöttijche Verehrung bezeugt und es werben daher an bie Gefanten ber 
fremden Staten zuweilen Zumuthungen gemacht, die mit ber Würde freier Männer 
fih fo wenig vertragen, als mit ber Würde ber repräfentirten Staten, Obwohl ba= 
ber ber beſendete Stat ſelber das äußere Geremoniel beftinnmen kann, fo ift doch der 
Geſante in feinem Recht, wenn er ſich berfei Zumuthungen nicht gefallen läßt. 


190. 


Die Befuche der Gefanten und bei Geſanten und ebenfo die Ein- 
ladungen zu Feſten und Tafeln fallen in den Bereich der Höflichkeit und 
der Sitte, nicht in den des Völkerrechts, jo lange dabei die Ehre und der 
anerfannte Rang der Staten und ihrer Vertreter umnverlett bleiben. 


Etifetteverjtöße find nicht am fich beleibigend, fonbern nur, wenn barin bie 
Abſicht ber Beleidigung offenbar wird. Im vorigen Jahrhundert hatten diefe Dinge 
noch mehr Bebeutung, als in unfrer Zeit. 


8. Perſönliche Rechte und Pflichten der Geſanten. 


191. 


Die Gefanten haben das Recht der Unverlegbarkeit. 


Menige Sätze bes Völkerrechts haben eine fo frühe und allgemeine Anerken⸗ 
nung, nicht bloß unter ben civilifirten Staten, fondern fogar unter barbarifchen 
Völkern gefunden, wie die Unverleßbarkeit ber Gefanten. Im Altertum waren dieſelben 
unter ben Schuß ber Götter geftellt und galten inſofern als personae sanctae, 
Die Schen vor den Göttern mußte damals nocd die Ohnmacht des Völkerrechts ers 
feßen. Die moderne Welt ftellt fie unter ben Schuß bes menſchlichen Völker— 
rechts. Vgl. darüber Hugo Grot. II. e. 18, 1. 


192. 


Der Stat, bei welchem die Gefanten beglaubigt find, ift nicht bloß 
verpflichtet, fich jeder Gemwaltübung gegen diefelben zu enthalten, ſondern 
auch diefelben vor jeder Vergewaltigung zu ſchützen, welche ihnen bon an= 
dern Bewohnern des Landes droht. 


136 - Drittes Bud). 


Dem State liegt freilich auch gegen anbere Perfonen bie Pflicht ob, fie wider 
Gewaltthat zu fhüken. Aber bdiefe allgemeine Schußpflicht wird zu Gunften bes 
birecten Völferverfehrs mit Bezug auf bie Gefanten gefteigert und gleichlam poten= 
zit. Der befendete Stat hat barauf eine bejonbere Sorge zu verwenden und je 
nach Bedürfniß dem Gefanten eine außerordentliche Bedeckung oder Schutzwache zur 
Sicherung beizuorbnen. 


193. 


Die widerrechtliche Verlegung des Gefanten gilt zugleih als Ver— 
letzung des repräfentirten States, und in ſchweren Fällen als Verlegung 
auch der völferrechtlihen Statengenoſſenſchaft überhaupt. 


Alle Staten find dabei betheiligt, daß bie Unverfeplichfeit ber Gefanten aners 
kannt und geſchützt bleibe; daher find auch die übrigen Staten beredtigt, theils bas 
Begehren um Genugthuung des zunächſt betheiligten States zu unterjtügen, theils 
fogar von fih aus auf Wieberherftellung bes Rechts und Sühne zu dringen. Bal. 
Phillimore II. 142, 


194. 


Wird ein Gefanter in gerechter Nothwehr -verlebt, fo ift fein Grund 
zu völferrechtlicher Bejchwerde da, denn Nothwehr ift erlaubt. 


Bol. oben $ 144. 
195. 


Ein Gefanter, der fih in Gefahr begibt, ift auch den Zufällen die 
fer Gefahr ausgefeßt; wenn er dabei verlegt wird, fo ift das feine Belei— 
digung ſeines States und feine Verlegung des Völkerrechts. 


Wenn er 3.B., ohne die nöthige Vorficht zu üben, fi in einen aufrübrerifchen 
Haufen begibt, und an bem Straßenfampfe Theil nimmt ober wenn er ſich auf ein 
Duell einläht und bei dieſer Gelegenheit verwundet oder gar getöbtet wird, jo trifft 
dieſe Verlegung ihn nicht als Gefanten und daher auch nicht ben von ihm repräfens 
tirten Stat. Es ift das ein perfönlicher Unfall, für den nicht ber Stat verants 
wortlic gemacht werden fann, ber bie Unverletzlichkeit des Gefanten zu hüten hat. 


196. 


Ueberdem kommt den Gefanten das Recht der Exterritorialität zu. 
Dasſelbe erftredt fich auch auf ihr Gefolge und ihre Wohnung (8 185 ff.). 


Die Lehre von ber Erterritorialitäit wurde vornehmlich im Hinblid auf bie 
Ausnahmsftellung der Gefanten ausgebildet. 
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197. 


Der beſondere Schuß und die Eremtion bon der einheimifchen Stat3= 
gewalt, welche den fremden Gejanten gewährt werden, beziehen ſich vor— 
züglih auf ihre Papiere, Acten und Gorrefpondenzen. 


198. 


Demgemäß find au die Curiere, welche mit amtlichen Depefchen 
bon Geſanten und an Gefante gefehidt werden, vor policeiliher oder poli- 
tiſcher Wegnahme ihrer Depejchen gefichert. 


199. 


Die Verleßung des Briefgeheimnifjes bezüglich der amtlich bezeich- 
neten Gejantencorrefpondenz ift auch als Verlegung des Völferrechts zu 
mißbilligen. 

Obwohl biefe Anwendung des Grundjaßes ſelbſtverſtändlich ift, fo hat ſich 
bo die Praris mander Staten fo wenig darnach gerichtet, und fi fo oft durch 
das politifche Intereſſe verlodgn laſſen, die Briefe zu durchſpähen, daß eben biejer 
Mißbrauch dahin geführt Hat, wichtige Depefchen in Ehiffern zu ſchreiben und ba« 
burch unleferlich für Dritte zu machen und überdem Depeihen, bie man beſſer 
fihern will, gar nicht mehr der Poſt anzuvertrauen, fondern mit befondern Gurieren 

zu verſenden. 


200. 


Mit der Wohnung des Gefanten ift fein Aſylrecht verbunden. Viel: 
mehr ift der Geſante verpflichtet, wenn ein von der einheimifchen Gerichts— 
oder Policeigewalt Berfolgter ſich dahin geflüchtet Hat, entweder den Flücht— 
ling an die zuftändige Behörde auszuliefern oder die Nachforſchung nad 
demjelben auch in jeiner Wohnung zu geftatten. 


Bol. oben 77. Als ein englifcher Botfchafter 1726 in Madrid ſich weigerte, 
den in fein Hotel geflüchteten Spanifchen Minifter, Herzog von Ripperda, auszus 
liefern, wurbe berjelbe gewaltfam herausgeholt. Ueber bie Form bes Verfahrens 
batte England Grund zur Beſchwerde, aber in ber Hauptfadhe war Spanien im 
Recht (Phillimore IL, 204). In Martens Erzählungen (I. 217) findet fich 
ein Bericht über ben vergeblichen Verſuch des englifchen Geſanten in Stodholm, ben 
in fein Hotel geflüchteten, wegen eines Statsverbredhens verfolgten Kaufmann Sprin: 
ger zu retten (1747). Das Hotel wurde von ſchwediſchen Truppen umftellt und ber 
Flüchtling mußte ausgeliefert werben. Der Gefante aber wurde abberufen, weil er 
zu weit gegangen war in ber Ausbehnung feines Schutzes. 
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201. 


Ebenſo wenig kann der Geſanie fi) auf die Freiheit feiner Equipage 
berufen, um Flüchtlingen durchzuhelfen, welche er in feinen Wagen auf: 
genommen hat. 


Wenn in einem folhen Fall die einheimifche Gerichts: ober Policeigewalt ben 
Wagen anhält und ben Flüchtigen verhaftet, jo ift bas feine Verletzung bes Völfer: 
rechts. Gin Beilpiel aus Rom führt Battel an (IV. 119), indem ein franzöfifcher 
Gefanter vergeblich verfuchte, verfolgte Neapolitaner vor ben päpftlihen Wachen zu 
retten. 


202. 


Der Geſante darf fein Hotel nicht zu feindlichen Handlungen gegen 
den Stat mißbrauchen laffen, bei welchem er beglaubigt ift. Verletzt er 
diefe Pflicht, jo ſchützt ihn auch die Exterritorialität nicht vor denjenigen 
Maßregeln, welche die Selbfterhaltung und Sicherung des bejendeten Sta= 
te3 erfordern. 


Er darf alfo insbefondere Feine Berfammlungen von Berfchwornen bafeldft 
geftatten, Feine Waffenmagazine da einrichten, zur Unterflügung eines Aufftandes u. |. f. 
AS der ſchwediſche Geſante in London an einer Verſchwörung gegen ben König von 
England Theil nahm, ließ biefer ben Gejanten verhaften und feine Papiere in Be: 
Ihlag nehmen. Diefes Verfahren wurbe von ben englifchen Statsfecretären ber 
Diplomatie gegenüber, bie anfangs Bedenken ausſprach, gerechtfertigt, Martens 
Causes Célèbres I, 75. Bol. auch Vattel IV. 101. 


203. 


Der Gefante hat das Recht der freien Religionsübung in dem 
Gefantichaftshotel, zunächſt für fich, feine Familie, fein Gefolge und feine 
Dienerſchaft. 

Dieſes Privilegium des Gefanten bat feinen Werth großentheils verloren, 
feitbem die Cultusfreiheit ald allgemeines Recht die frühere Unduldſam— 
feit in ben meiften civilifirten Staten endlich verdrängt hat. Aber es ift heute noch 


von Bebeutung in ben Staten, welche in biefer Hinficht Hinter bem Fortſchritte ber 
Zeit zurückgeblieben find. 


204, 


Den Geſanten der oberen Glaffen wird allgemein ein fogenanntes 
Capellenrecht zugeftanden, d. H. das Recht, in weiterem Sinne innerhalb 
der erterritorialen Wohnung für den Gottesdienft zu forgen. 
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Ein völferrechtlicher Grund, das Capellenrecht auf jene Claſſen zu beſchränken 
und ben Gejchäftsträgern zu verfagen, befteht nicht. Dasfelbe ift nur früher zu 
Gunften ber vornehmern Gefanten geftattet und anerfannt worben. 


205. 


In dem Gapelfenrecht ift enthalten : 

a) eine gejantjchaftliche Gapelle für Cultusziwede zu bauen und zu 
benugen, 

Zh) die Befugniß, einen befondern, der Geſantſchaft beigeordneten 
Geiftlichen (Priefter, Prediger) für den Gottesdienft zu halten, 

0) das Recht, auch andere Perfonen, mindeftens die Landsleute und 
Schußbefohlenen des Sefanten, ſowie andere fremde Glaubensgenoſſen 
zur Theilnahme an dem gefantjchaftlichen Gottesdienft zuzulaffen, 


Die neuere Rechtsbildung ift wie überhaupt ber Gultusfreiheit jo auch einer 
Ausdehnung bes Gapellenrechtes günftig. Indeſſen kommt zumeilen noch ein Verbot 
in einzelnen Staten für beffen Unterthanen vor, ben anbersgläubigen Gottesdienft 
zu beſuchen. Gegenwärtig noch ift es ben Römern unterfagt, bem proteftantifchen 
Gottesbienft in ber preußiſchen Gefantfchaftscapelle zu Rom beizuwohnen, 


206. 


Es ift nicht nothwendig in dem apellenrecht auch die Befugniß 
inbegriffen, den Gultus nad außen Hin öffentlich darzuftellen, wie ins— 
befondere durch Glodengeläute, Proceffionen, Erſcheinen des Geiftlichen 
außerhalb der erimirten Räume in der Tracht feines Firchlichen Amtes. 

Innerhalb der Capelle dagegen und in dem Gejantjehaftshotel darf 
der Geiftliche ungehindert in der Amtstracht ericheinen. Er darf dafelbft 
Taufen und Trauungen vollziehen und auf dem dazu gehörigen, Begräbniß- 
plaße den Trauergottesdienft abhalten, 


Das Gapellenreht bes Gefanten if zunächſt Hausredt besfelben und ers 
ſtreckt ſich deßhalb nicht auf den öffentlichen Cultus außerhalb bes Gefantjchaftshotels 
und feiner Zubehörbe, der Gapelle, 


207. 


Die vorübergehende Abweſenheit des Gefanten hindert die Fortdauer 
des geſantſchaftlichen Gottesdienftes nicht. Wird aber der gefantjchaftliche 
Verkehr abgebrochen, jo erliſcht auch das Capellenrecht. 
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208. 


Die Familie, die Begleiter und Diener des Geſanten haben ebenfalls 
freie Religionsübung innerhalb des Gejantjchaftshotels je nad) ihrer Religion 
und Gonfeflion. 


Es gilt das auch dann, wenn biefe Berfonen eine anbere Gonfeffion 
befennen, als ber Gefante ſelbſt. Die Capelle 3. B. eines Preußiſchen Gefanten 
kann proteftantifch fein, während ber Gefante ſelbſt katholiſch ift, 


209. 
Der Geſante und fein Gefolge find der Strafgerichtsbarfeit des be— 


durch ſolche Perjonen die Rechtsordnung des Landes in itrafwürdiger Weije 
berleßt worden ift, auf diplomatischen Wege Genugthuung und je nad 
Umständen Entſchädigung zu fordern. 


Tal. oben zu $ 141 f. 
210, 


Verübt der Gefante jelber eine ftrafbare Handlung, fo kann foldhes 
der Regierung des Abjendeftates angezeigt und Abberufung und Beltrafung 
des Geſanten gefordert werden. In ſchweren Füllen können auch dem 
Geſanten fofort die Päſſe zugeftellt und er in kurzer Friſt aus dem Lande 
weggewieſen werden. In Nothfällen und insbefondere, wenn der Gejante 
an hochverrätherifchen oder feindlichen Handlungen gegen das Land theil= 
genommen hat, bei dem er beglaubigt ift, fan er, um die Anfprüche des 
verlegten States auf Genugthuung zu fihhern, gefangen genommen werden. 
Uber jogar in diefem Yall darf das einheimische Strafgericht nicht über 
ihn richten, 


Bol. oben $ 142, Ein Beifpiel ift die Gefangennahme bes Prinzen von 
Gellamare, Spanifhen Gefanten in Paris, ber fih an einer Berfhwörung gegen 
bie bamalige franzöfifche Negierung betheiligt hatte, 1718. Manche Auriften bes 
haupteten früher, ber Gefante verwirfe das Privilegium durch ein ſchweres Verbre— 
hen gegen ben bejenbeten Stat ober befjen Souverän, aber bie Meinung von Gro- 
tius, daß felbft in folden Fällen bie Strafgewalt des beſendeten Stats nicht zur 
Anwendung fomme, tft bie berrfchende geworben, Weil bier leicht die völlerrecht— 
lichen Beziehungen an einer empfindlichen Stelle verwundet werden, barf in ſolchen 
Fällen nicht eine untergeorbnete Behörde, fondern nur bie oberfte Autorität das 
Nöthige anordnen. 
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21l. 


Wird das Vergehn bon einer Perfon aus dem Gefolge verübt, fo 
ift der Geſante verpflichtet, mitzuwirken, daß der Angeklagte vor Gericht 
geitellt und wenn jhuldig erfunden, geftraft werde, 


212, 


Die Befreiung bon der Strafgewalt des bejendeten States und die 
Unterwerfung unter die Strafgewalt des Abfendeftates erſtreckt ſich auch 
auf ſolche Diener fremder Gefanten, welche Unterthanen des erftern find. 


Es kommt bier auf die Zeit an, im welcher die gerichtliche Verfolgung bes 
ginnt. Gegen ben wirflichen Diener des Gefanten — bona fides bes Dienftes wird 
jederzeit vorausgeſetzt — wird fie aus Rüdficht auf bie völferrechtliche Gremtion 
vorerft gehemmt beziehungsweife abgelenft. 


213. 


Diefe Befreiung erftredt fich nicht auf Perfonen, welche ohne Amt 
und ohne Dienft lediglich) aus freier Neigung oder Gewinnfucht fich einer 
Geſantſchaft anjchliegen, noch auf folche, welche nur zum Scheine in ein 
Dienftverhältnig eintreten, in Wahrheit aber von dem Gefanten unabhängig 
und nicht der Geſantſchaft beigeordnet find. 


Vgl. oben $ 146. 
214. 


Wenn der Gefante in Anbetracht, daß die unabhängige Stellung 
der Geſantſchaft und die Interefien des Abſendeſtats nicht in Frage geſetzt 
werden, Perſonen feines Gefolges oder feiner Dienerſchaft, die wegen eines 
Dergehens entweder auf handhafter That ergriffen worden find oder fonit 
in unverdäcdtiger Weile verflagt werden, der ordentlichen Landesgerichts— 
barfeit zur Beurtheilung freiwillig überläßt oder überliefert, fo ift das 
Gericht nicht durch völferrechtliche Rüdfichten gehindert, feine regelmäßige 
Gerichtäbarfeit auszuüben. 


Inwiefern bier der Gejante die Vorſchriſten und Inſtructionen bes Abfende: 
ftats gehörig beachtet habe, ift eine Frage des Stats- nicht bes Völkerrechts, 
welche in ben Bereich der Verantwortlichfeit Fällt, die der Gefante feiner Regierung 
fehuldet. In der Regel darf ber Gefante mit Rüdfiht auf feine wölferrechtliche 
Stellung und Aufgabe weder für fi, noch für diejenigen Perfonen, welche mit ben 
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öffentlichen Geſchäften bes Amtes befannt find, auf bie Befreiung von ber einheimis 
ſchen Strafgerichtsbarfeit verzichten und darf weber fi, noch ſolche Perfonen zum 
Schaden feiner Stellung und feiner Amtsthätigfeit dieſer Gerichtsbarkeit freiwillig 
unterwerfen. 


215. 


Der einheimischen Statsgewalt ift es nicht verwehrt, Perfonen, welche 
zur Gefantfchaft gehören, wenn fie auf handhafter That in Verübung 
eines Vergehens ergriffen werden, vorläufig in Haft zu nehmen. Nur ift 
jofort dem Geſanten davon Kenntniß zu geben und der Gefangene zu 
defjen Verfügung zu ftellen. 


216. 


Dem Gejanten fommt wohl eine Disciplinargewalt über feine An— 
gehörigen zu, aber in der Regel feine eigentliche Strafgerichtöbarfeit. Aus— 
nahmen bedürfen einerjeit3 der Ermächtigung des Abſendeſtats, andrerjeit3 
der Zulaffung des Empfangjtats. 


Da ber Ausſpruch auf Erterritorialität für fich allein nur bie Ausſchlie— 
Bung der fremden, an ſich berechtigten Strafgerichtsbarfeit, nicht aber die Aus— 
übung ber eigenen Gtrafgewalt von Seite des Crterritorialen begründet, fo 
kann e8 auch nicht von bem Ermefjen des Abjenbeftates allein abhängen, feinen Ge: 
fanten biefe Gewalt zu übertragen, Der befendete Stat kann ſich jede Ausübung 
ber Strafgewalt in feinem Gebiete durch einen Fremden verbitten. Der Gefante ijt 
in ber Regel nur zu denjenigen vorbereitenden Gerichtshandlungen er 
mächtigt, welche zur Sicherung bes nachfolgenden Gerichisverfahrens nöthig find. 
Ausnahmsweiſe wird den fränfifhen Gefanten und fogar ben Confuln in der Türkei 
unb hinwieder mufelmännifchen Gefanten in Europa eine Etrafgerichtsbarfeit dort 
über ihre hriftlichen, hier über ihre mohammedanifchen Landsleute zugeftanden. 


217. 


Der Geſante kann den äußern Thatbeftand des Vergehens, ſoweit 
derjelbe innerhalb des exterritorialen Bezirks erkennbar ift, conftativen, feine 
Angehörigen einbernehmen und das einheimifche Gericht auffordern, daß es 
auch ſeinerſeits in feinem Bereich die Thatſachen feitftelle und Zeugen Line 
bernehme. Er kann die angefehuldigte Perfon feines Gefolges verhaften 
und für Ablieferung an das zuftändige Gericht des Abſendeſtats forgen. 


218. 
Da der Gejante auch der Givilgerichtsbarfeit des Empfangftates 
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nicht untertoorfen ift, jo darf er auch nicht vor Gericht geladen werden, 
um eine Givilfage zu beantworten, noch darf irgend ein Gerichtszwang 
gegen feine Perſon oder feine Habe ausgeübt werben. 


Bl. oben zu $ 139. 140. In England if unter ber Königin Anna am 
21. April 1709 ein bejonberes Geſetz zum Schuß ber Gefanten erlaffen mworben, 
nachdem zuvor bie Verhaftung eines Ruſſiſchen Gejanten wegen Schulden heftige 
Beſchwerden bes Czars Peter über Berlegung des Völkerrecht hervorgerufen hatte, 
Das Geſetz wurde als Genugthuung für ben beleidigten Ruſſiſchen Hof betrachtet. 
Die Uebungen ber Völker gehen in diefer Befreiung der Gefanten von ber Civil: 
gerichtsbarfeit wielleicht weiter, ald die inneren Rechtsgründe — insbefondere bie 
Rüdficht auf die Würde, Sicherheit und Unabhängigkeit des repräjentirten States 
es erforbern. Es ift daher oft ſchon arger Mißbrauch von biefem Privilegium ges 
macht worben, indem einzelne Gefante basfelbe zu Leichtfertigem Schuldenmachen 
ausgebeutet haben und dann bie Gläubiger zu Schaden gelommen find. Webrigens 
it ber Gefante fo wenig als ein fouveräner Fürft gehindert, eine Schuldfrage ober 
eine andere bürgerliche Rechtsſtreitigkeit, freiwillig an ein Schiedsgericht ober ſelbſt 
an das orbentliche Gericht bes befenbeten Landes zu bringen und deſſen Urtheil an— 
heim zu geben. Die Juriften, welche ihn daran verhindern wollen, überjpannen 
das Intereſſe des Abfendejtates, für beffen Würde und Sicherheit e8 je nad Um: 
ftänden ganz unerheblich jein Tann, berariige Givilprocefje ausjchliegli ber eigenen 
Gerichtsbarkeit vorzubehalten. Ob ber Gefante das thun dürfe ober nicht, ift eher 
eine Frage bed Stats: ald bes Bölferregis. Er ift ſtat rechtlich verpflichtet, bie 
Inſtruction zu befolgen, bie ev von feiner Regierung empfängt, 


219. 


Da die Gefolgsleute des Geſanten nicht um ihrer Perjon, fondern 
lediglich um der Gejantichaft willen von der Civilgerichtsbarfeit des Landes 
befreit find, in dem fie ſich thatfählih aufhalten, jo Tann der Geſante 
verftatten, daß diefelben von diefem Landesgericht belangt werden und e3 
kann unter diefer Borausfeßung das Gericht die Klage an Hand nehmen, 
ohne Verlegung der völkerrechtlichen Rüdfichten. 


Bol. oben zu $ 149, 
220. 


Dem Gefanten fteht in der Regel feine bürgerliche Gerichtsbarkeit in 
Streitjadhen zu über feine Angehörigen. Cine Ausnahme wird nur durch 
befondere Vollmacht des Abſendeſtats und durch Zulafjung des Empfang— 
ſtats begründet. 


Vgl. oben $ 216. 
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221. 


Dagegen find in der Regel die Gejanten befugt, Acte der_freiwilli= 
gen Gerichtsbarkeit mit Bezug auf die Gefolgsperfonen und überdem- mit 
Bezug auf ihre Landsleute und Schußbefohlenen vorzunehmen, foweit ein 
derartige Bedürfniß vorhanden it. Insbeſondere können fie Unterfchriften 
und Urkunden dieſer Perjonen amtlich beglaubigen, letzte Willenserflärungen 
aufnehmen, bürgerliche Standesverhältniffe (Geburt, Ehe, Tod) beurfunden 
und im Intereſſe der Sicheritellung von Berlaffenjchaften ſchützende Maß— 
regeln theils ergreifen, theils veranlajjen. 


Die freiwillige Gerichtsbarkeit hat weniger den Charakter ber Gerichtöhoheit 
an fich, als ber gewaltlojen Rehtshülfe Sie kann daher auch unbebenklich 
von dem Empfangftat zugeftanden werben. Aus ähnlichen Gründen kann ber Ge: 
fante auch Zeugenausfagen feiner Gefolgsleute zu Protofoll nehmen. 


222. 


Die Steuerfreiheit deg Gefanten beruht nur injofern auf Rechts— 
nothiwendigfeit, als fie. eine Folge der Befreiung derjelben von aller Stat3- 
hoheit des bejendeten States iſt. Ihre Ausdehnung über diefes Maß 
hinaus mag in den Sitten und in der Gaftfreumdlichfeit begründet fein, 
aber ihre Beſchränkung auf jenes Maß kann nicht al3 Verlegung des 
Völferrecht3 betrachtet werden. 


Bol. $ 138. Im Einzelnen weichen die Sitten und Verordnungen ber ein: 
zelnen Staten von einander ab, und es iſt nach Heffters Ausbrud (Völferr. 217) 
„eine völlig gleichförmige Regel bei dieſem völferrechtlichen Brivilegium nicht erweiss 
lich.“ Es ift z. B. feine Verletzung bes WVölkerrechts, wenn von bem Gejanten wie 
von andern Reifenden Straßen: und Brüdengelder gefordert werben, obwohl bas 
aus Höflichkeit oft unterlaffen wird. 


223. 


Der Gejante ift verpflichtet, die Zollbefreiung, deren er für die Be- 
dürfnifje feines Haushalt3 genießt, in gutem Glauben zu gebrauchen und 
er darf diejelbe weder zu eigenen Handelszwecken ausbeuten, noch) zu Gun— 
ſten dritter zollpflichtiger Perſonen mißbrauchen. Das Völkerrecht hindert 
die Zollbehörden nicht, auch die Sendungen von Waaren an den Gefanten 
einer Prüfung zu unterwerfen, wenn nur das Hotel des Gefanten und 
diejenigen Räume (Statswagen, Archiv) verſchont werden, für welche er 
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den bejondern Statsihuß in Anfpruch nimmt und die Verficherung gibt, 
daß fie feine zollpflichtigen Güter in fich ſchließen. 


Wenn ber Gefante zugleidh Kaufmann ift, fo find feine Hanbelswaaren ber 
gewöhnlichen Verzollung unterworfen. 


224. 


In allen zweifelhaften Fällen, wo Conflicte über die Ausdehnung 
oder Beſchränkung der Erterritorialität mit fremden Gejanten drohen, fol- 
fen die untern Landesbehörden es vermeiden, ben ſich aus dem Entfcheide 
der oberjten Regierungsautorität vorzugreifen und ift durch Verhandlung 
diefer mit der Geſantſchaft ein freundliches Einverftändniß anzuftreben. 


Es iſt das eine zur Verhütung ſchädlicher Streitigkeiten wichtige Marime 
Der Amtseifer ber Unterbehörben ficht leicht nur das Nächfte und beurtheilt das 
nad dem gewöhnlichen Geihäftsgang, während die Gentralvegierung einen weiteren 
Horizont von höherem Standpunkte aus überſchaut und daher die Rüdfichten von 
Stat zu Stat richtiger zu würdigen verfteht. Der Gefante ift berechtigt, bei einem 
drohenden Gonflicte mit einem Unterbeamten diefen barauf hinzuweiſen, daß er 
wohl thue, an höhere Behörde zu berichten und weitere Befehle abzuwarten. 


225. 


Der Geſante iſt verpflichtet, die Selbftändigfeit und Ehre des States, 
bei. welchem er beglaubigt ift, forgfältig zu achten. Cr darf fich nicht in 
die innern Landesangelegenheiten ungebührlich einmifchen, und hat fich aller 
autoritativen Acte zu enthalten, welche in den Bereich der Stat3hoheit des 
bejendeten States eingreifen. Er ſoll alle Aufreizungen oder Drohungen 
oder Beſtechungen unterlaffen, durch welche die Freiheit des Volfes, die 
Autorität der Regierung und die Ehrbarkeit des politifchen Lebens gefähr- 
det oder verlegt würden. 


Bloße Meinungsäußerung und Ertheilung von guten Räthen bezüglich ber 
inmern Politik, zumal im Privatverkehr, it nicht als umerlaubte Einmifhung zu 
betrachten, Aber immerhin ift auch hier Mäßigung zu empfehlen, damit nicht ber 
Eindrud einer verfuchten Einmiſchung entjtehe, welche der fremden Macht und ihrem 
Vertreter nicht zukommt. Die Grenze, welche die freie Beiprehung von ungebühr— 
liher Zubringlichkeit unterjcheidet, Fann nur durch den ausgebildeten Takt ber Per: 
foren inne gehalten werben. 


220. 


Ohne Ermädtigung des Abjendeftat3 darf der Geſante weder Ge 


ſchenke noch Orden von dem Empfangftate annehmen, 
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Die repräfentative Stellung bes Gefanten erfordert nicht allein, daß ber Ge- 
fante ſich nicht durch perfünliche Ehren oder Bortheile von bem bejendeten State ge: 
winnen laſſe, fondern baß er auch den Schein einer ſolchen Gewinnung vermeide. 
Aber wenn ber Abfenbeftat barüber beruhigt it und feine Zuftimmung gibt, fo ift 


ber Gefante auch nicht gehindert, eine Nuszeichnung von dem befendeten State ans 
zunehmen. 


9. Ende der diplomatifhen Sendung. 
227. 


Menn die diplomatiſche Sendung zu einem befondern Zwed gefchehen 
it, wie vorzüglich bei Geremonialgefanten, fo wird diefelbe durch Erfüllung 
des Auftrags beendigt. 


228. 


Iſt der Gejante in fortdauernder Eigenſchaft beglaubigt, fo wird 
feine Gefantjchaftsftellung gewöhnlich durch die Abberufung beendigt. Das 
dem bejendeten State mitgetheilte Abberufungsfchreiben (lettre de rappel) 
hebt die Geltung des Creditivs auf. 


Dem Abjendeftat ſteht es jederzeit frei, feinen Gefanten abzuberufen. Die 
Abberufung kann aber erft für dem befendeten Stat vechtsverbindlih wirken, wenn 
ihm bdiefelbe angezeigt worben ift. 


229. 


Der Tod oder die Abdankung des abjendenden Souberäns hebt die 
Wirkſamkeit des Creditivs nicht nothwendig auf. 


Der Grund ift, weil das Statshaupt fortbauert, wenn gleich bie 
Perfon des Fürften wechfelt und das Statshaupt ben Gefanten ermächtigt hat, nicht 
das fürftliche Individuum, Uebungsgemäß wird burd bie Notification ber 


Thronfolge ohne Abberufung die Fortdaner bes alten Grebitivs von Seite bes 
Abjendeftats beftätigt. 


230. 


Mird dagegen der abjendende Souverän durch eine Statsummälzung 
entjegt oder jonjt gewaltfam entthront, jo daß die Nachfolge nicht dur) 
die regelmäßige Thronfolge beftimmt wird, fo wird die Fortdauer des 
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alten Creditivs als zweifelhaft betrachtet. Webungsgemäß wird im folchen 
Fällen ein neues Creditiv erwartet und gegeben. 


Wenn aber der Abjendeftat duch eine bloße Notification das alte Creditiv 
bejtätigt und ber Empfangftat fih dabei beruhigt, jo beſteht Fein wölferrechtliches 
Hemmniß feiner Gültigfeit. Der Grund, weßhalb in biefen Fällen anders gehandelt 
wird, ald in ben vorigen Füllen, it ber, daß folde Umwälzungen zugleich eine 
Wandlung ber Politit bedeuten und e8 daher zweifelhaft erfcheint, ob ber von ber 
getürzten Regierung ernannte Gefante auch das Vertrauen ber neuen Regierung 
habe. 


231. 


Wenn der Souberän des Empfangjtates ftirbt, bei welchem der 
Gejante perjönlich beglaubigt war, jo wird übungsgemäß ein neues Cre— 
ditiv an den Thronfolger ausgeftellt. Aber es gibt fein völferrechtliches 
Hinderniß, dad alte Creditiv ftatlich fortwirken zu laffen. 


Da ber Stat und das Statshaupt biefelben bleiben, wenn gleich die Perfon 
des Fürſten geändert wird, fo ift auch bier Fein nöthigender Rechtsgrund 
vorhanden, um dem anerfannten Erebitiv jeine Wirkſamkeit zu entziehen, Nur bie 
biplomatifche Sitte hat hier bie Ausftellung eines neuen Creditivs eingeführt, 
wohl nur in ber Abficht, ben Gejanten und ihren Negierungen einen Anlaß zu vers 
Ihaffen, um ben Verkehr mit dem neuen Fürften in feierliher Weiſe einzuleiten, 
Gegenüber dem Regierungswechlel in Republifen befteht dieſe Uebung nicht, obwohl 
das Rechtsverhältniß basjelbe ift. 


232. 


Wird der Souverän des Empfangftates gewaltſam entjeßt, jo ijt es 
zweifelhaft geworden, ob der Gejante ferner bei feiner Perſon oder bei der 
neuen Regierung beglaubigt fe. Wenn der Abjendeftat die leßtere aner— 
tennt, jo wird eine Beftätigung des alten Creditivs oder ſelbſt die Fort— 
ſetzung des Gejchäftsverfehrt mit der neuen Regierung als genügend er- 
achtet, um derjelben gegenüber die Fortwirkung des Creditivs zu fichern. 


Bol. zu $ 230. In ſolchen Fällen tritt oft anfangs ein Schwanfen und eine 
Unficherheit barüber ein, ob ber Geſante noch bei dem geftürzten Souverän oder nun 
bei ber neuen Regierung beglaubigt fei. Da beide ein Intereffe haben, ben Verkehr 
fortzufegen, der erftere in der Hoffnung auf Wiederherftelung feiner Autorität, bie 
legtere in ber Abſicht auf Eicherung ihrer neuen Stellung, fo find beide bereit, bie 
Fortdauer bes Grebitivg zu gewähren und geneigt, in dieſem Sinne das Verhalten 
ber Gejanten auszulegen. Daher fordert keine von beiden Regierungen neue Credi⸗ 

10% 
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tive, ſondern hält fi gerne an bie ihrer Auffafjung günftigen Aeußerungen ober 
Handlungen. Bol. oben $ 39 und unten $ 237. 


233. 


Eine Uenderung in der Perſon des Minifters des Auswärtigen übt 
auch dann feinen Einfluß auf die Yortdauer des Creditiv aus, wenn 
dasſelbe lediglich an das Minifterium gerichtet war. 


Das ift ber Fall bei den Grebitiven der Gefhäftsträger. 


234. 


Bei ſchweren Verlegungen der Nechte oder der Ehre feines States 
kann der Gefante, aud) ohne jeine Wbberufung abzuwarten, feine Päffe 
fordern und den diplomatifchen Verkehr abbrechen. 


Seinem State gegenüber wird er freilich für eine folde Handlung verant- 
wortlich; und dieſe Nüdficht wird ihn daher gewöhnlich abhalten, ohne befondern 
Auftrag einen derartigen Riß zu conftatiren. Für die äußerſten Fälle aber, ins: 
befondere wenn ein rafcher Verkehr mit der Abfenderegierung unterbrochen oder allzu 
ſchwierig ift, muß dieſes Recht bes Gefanten boch anerfannt werben. Dasfelbe abs 
ſolut verneinen, hieße im folden Fällen den repräfentirten Stat den größten Ge 
fahren und Beleidigungen vorerft preisgeben. 


235. 


Bei ſchwerer Verſchuldung des Gejanten gegen den bejendeten Stat 
und ebenjo in Folge eines ernften Streites mit dem Abjendeftat, Tann die 
bejendete Regierung dem Gefanten ebenfalls einfeitig feine Bälle zurüd- 
ftellen und ihrerjeit$ den diplomatischen Verkehr abbrechen. 


Der Abbruch bes Verkehrs und bie Wegweiſung des Gefanten ift nicht als 
ein Act der Willkür in das beliebige Ermefjen ber bejendeten Regierung geſtellt, 
fondern e8 bedarf, um biefe ſchweren Maßregeln völferrechtlich zu rechtfertigen, eines 
ernjten Grundes. 


236. 


Die Beförderung eines Geſanten zu höherer Rangclafje veranlaßt 
übungsgemäß die Uebergabe eines neuen Greditivg, Aber inzwijchen dauert 
das Recht der Vertretung auf Grundlage des alten Creditivs fort. 


Ein Rechtsgrundſatz Tiegt biefer Uebung nicht zu Grunde, Würbe ber Abs 
fendeftat die Rangerhöhung einfach notificiren, jo wäre der Empfangftat nicht gebins 
bert, das für genügend zu erachten. 
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237. 


Eine bloße Unterbrehung der diplomatischen Sendung, welche die 
Fortwirkung des Creditivs zweifelhaft macht, findet Statt: 
’8) in Folge von Streitigkeiten, welche noch nicht zum Abbruch aber 
zu einftweiliger Einftellung der diplomatischen Functionen führen, 
2%) bei Statsummälzungen in einem der beiden Länder, deren Aus— 
gang noch ungewiß ilt, 
Fe) wenn der Gefante in Folge perfönlicher Hinderniffe vorübergehend 
außer Stande it, jeine Thätigfeit fortzufegen. 


In zweifelhaften Fällen ber erften und zweiten Glaffe hängt es immerhin 
von bem Ermefjen ber Staten oder ihrer Gejanten ab, biefen Zweifeln eine größere 
ober geringere Wirfung zu verjtatten. In Fällen ber dritten Art wird bie Verhand— 
lung mit Nothwendigkeit unterbrochen. Dabin gehört 3. B. die Abjperrung ber 
Berbindung in Kriegszeiten, oder eine Krankheit des Gefanten, bie ihn zur Vertre— 
tung unfähig macht — ohne Zwilchenvertretung — u. dgl. In diefer Zwiſchenzeit 
wird bie Wirffamteit des Greditivs als fuspendirt betrachtet. Wenn jedoch das 
Hemmniß bejeitigt, oder die Ungewißheit zu Gunften ber Fortfekung bes biplomati« 
jhen Verkehrs gehoben wird, jo tritt das alte Creditiv wieder in volle Kraft und 
wird angenonmen, es habe auch in der Zwijchenzeit gegolten. Wird umgefehrt dieſe 
Zwifchenzeit durch den Abbruch des Verkehrs beendigt, jo wird angenommen, das 
fuspendirte Grebitiv fei unwirkſam geblieben. 


238. 


Wird die diplomatifche Sendung in friedlicher Weile durch Abberu— 
fung des Gefanten beendigt und ift derjelbe bei dem Souverän perſönlich 
beglaubigt, fo fann eine dem feierlichen Empfang entjprechende feierliche 
Verabſchiedung des Gefanten ftattfinden. Der Gefante erhält dann gegen 
das Abberufungsfchreiben von dem Souverän de3 bejendeten Stats cin 
Recreditivfchreiben (lettres de rderdance) an den Souverän des Abſende— 
ftat3, welches die Beendigung des bisherigen Repräjentationsverhältnifies 
beurkundet. 

Jene Feierlichkeit und dieſes Recreditiv ſind aber nicht nothwendig, 
um das frühere Creditiv außer Wirkſamkeit zu ſetzen. 


239. 


Unter allen Umſtänden, ſelbſt nach einer Kriegserklärung, hat der 
Empfangſtat die Pflicht, dafür zu ſorgen, daß der ſcheidende Geſante un— 
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verfehrt das Statsgebiet verlaffen könne. Wenn nöthig, hat er ihm be= 
waffnete Bedeckung zum Schutze beizugeben. 


Die Unverlepbarkeit bed Gefanten ijt wie bei ber Herreife fo auch bei ber 
Rückreiſe zu wahren; und es ift Pflicht des States, die Gefahren, welde ihm, 
namentlich von aufgeregten Parteien drohen, durch feine Schußmittel zu entfernen, 
Dabei wird indeffen vorausgefekt, baß ber Gefante ohne Verzug, fobald es bie Natur 
ber Verhältniſſe geftatten, zurückreiſe. Will er dauernd in bem Lande bleiben, in 
bem er früher als Gefanter fungirt hat, jo tritt er durchaus im bie Stellung eines 
Privatmanns zurüd und hat feinen weitern Anſpruch auf einen beſondern qualifis 
cirten Schuß. 


240. 


Stirbt der fremde Gefante innerhalb des einheimijchen Statsgebiets, 
fo pflegt übungsgemäß die eigene Kanzlei, oder wenn feine geeignete Perſon 
in derfelben vorhanden ift, eine befreundete Gefantichaft die Verlaffenfchaft 
unter Siegel zu nehmen und einftweilen ſicher zu ftellen. Nur im Noth- 
fall, wenn überall feine derartige Hülfe zur Stelle ift, wird die Siegelung 
von der einheimischen Behörde vorzunehmen fein. Unter allen Umftänden 
aber Hat ſich die fremde einfchreitende Behörde jeder Durchſuchung der 
Gejantichaftspapiere zu enthalten und fih auf Sicherftellung derſelben 
zu bejehränfen. Die Leiche darf in die Heimat des Gejanten abgeführt 
werde, 


IH. Von den Ugenten und Gommiflären. 


. 241. 


Bloße Beauftragte für nicht völferrechtliche und nicht internationale 
Angelegenheiten eines ausmärtigen States haben feinen völferrechtlichen 
Charakter. 


Dahin gehören z. B. Agenten zum Abſchluß eines Darlehens mit Privat: 
gläubigern, zum Ankauf von Lebensmitteln, zur Beitelung von Waffen in fremden 
Fabriken u, dgl. 

242. 


Die geheimen Agenten, welche zwar in der Abficht entjendet werden, 
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die Öffentlichen Yntereffen eines States in fremdem Lande zu wahren, aber 
ohne als Statsbeauftragte dajelbft amtlich bezeichnet zu werden, haben auch 
wenn fie fich als geheime Agenten zu erkennen geben, feinen Anspruch auf 
einen bejondern völkerrechtlichen Schub. 


Eie werben nur als Privatperfonen, nit als Nepräfentanten bes Stats be: 
trachtet, und geniehen daher nur den allgemeinen Rechtsſchutz für die Fremden über: 
haupt. Dahin gebören auch diejenigen PBerfonen, welche als Technifer oder Erperten 
bie Einrichtungen in einem fremden Lande ftudiren und barüber Bericht erflatten 
ſollen. 


243. 


Dagegen ſtehen öffentlich ermächtigte Perſonen (Agenten und Com— 
miſſäre), welche ohne den Charakter von Geſanten zu haben, von einem 
State oder von dejjen Behörden an einen andern Stat oder deſſen Behör- 
den abgejchidt werden, um gewiſſe öffentliche Geſchäfte dajelbft abzumachen, 
unter dem bejondern Schuße des Völkerrechts. Aber auf Eremtion von 
der Gerichtsbarkeit und auf Exterritorialität haben ſolche Perſonen feinen 
Anſpruch, wenn nicht und fo weit nicht durch bejondere BVergünftigung 
des bejendeten States ihnen ſolches verftattet worden iſt. 


Sole Sendungen kommen auch in ıumtergeorbneien Zweigen ber Policei— 
ober Gerihtsverwaltung, in Angelegenheiten des Straßenwejens, ber 
Poſt- und Eifenbahnverbindung, ber Grenzregulirung, des Ufer: 
fhutes und Wafferbaues, bei internationalen Inbuftrieausftellungen 
u. f. f. vor. Weil fie entweder eine völkerrechtliche Miffion haben, infofern bie Be: 
ziehungen von Stat zu Stat zu ordnen find, ober doch eine internationale und zu: 
gleich amtliche Aufgabe in einem fremden State zu löſen berufen find, jo verdienen 
fie eine befondere Berückſichtigung des Völkerrechts. 


IV, Don den Gonfuln. 


244, 


Die Eonfuln find nicht wie die Gefanten beglaubigte Vertreter frem- 
der Staten im völkerrechtlichen Verkehr, aber fie find anerkannte Vertreter 
und Schützer des internationalen Privatverfehrs der Fremden im Inland, 
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beziehungsweiſe der Einheimifchen im Ausland, innerhalb ihres Conſular— 
bereichs. 


Das Inſtitut der Conſuln, im Mittelalter aus den ſtäbdtiſchen Handels— 
körperſchaften hervorgegangen, Hat eher eine geſellſchaftliche als politifche, 
eher eine internationale als zwilchenftatliche VBebeutung. Die Conſuln bienen 
vorzüglich dem Privatverfehr der verfchiedenen Nationen and in der Fremde, nicht 
dem Berfehr ber Staten, 


245. 


Die Eonfuln erhalten, wenn fie nicht zugleich Geſchäftsträger und 
daher Gefante find, fein Ereditiv, aber ein Patent von der Regierung, 
welche fie beauftragt. Diefes Patent (lettre de provision) wird dem 
Minifterium des Auswärtigen in dem Lande mitgetheilt, wo das Confulat 
feinen Sib hat. 


Der Eonful bebarf Feines Ereditivs, weil er nicht ermächtigt ift, für ben Stat 
als befjen Vertreter zu handeln, Aber er bedarf eines Patents, weil er gemöthigt 
ift, in dem fremden Lande ben Auftrag feines States zu bocumentiren. 


246. 


Damit der fremde Gonful im Inland anerfannt und zu feiner 
Wirkſamkeit Iegitimirt werde, it das fogenannte Exequatur von Seite der 
einheimifchen Statsgewalt nothwendig, d. h. die Anweiſung an die untern 
Orts- und Bezivksbehörden, mit dem Conſul fo weit nöthig in. amtlichen 
Verkehr zu treten. 


Das Erequatur ift ein jchriftlicher Auftrag ber Statsregierung an die unters 
geordneten Behörben, den fremden Gonful in folder Eigenſchaft anzuerkennen und 
bengemäß zu behandeln, Bevor das Grequatur eriheilt ift, darf ber Eonful Feine 
amtlichen Functionen ausüben, 


247. 


Es hängt von der einheimifchen Regierung ab, ob fie in einzelnen 
Städten die Errichtung von Gonfulaten geftatten wolle. 


Auch dieſer Entſcheid beruht nicht auf bloßer Laune und Willfür. Wo ein 
großer und bebeutfamer Haudelsverkehr feinen feiten Si hat, wie insbejonbere in 
ben Seeftäbten, die zugleich Hanbelsftäübte find, da wird die Errichtung von Gons 
Iulaten im Intereſſe dieſes Verkehrs fchieflicher Weile nicht verfagt werben können 
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und würbe bie unmolivirte Ausſchließung ber Confuln eines States, während andern 
Staten die Errichtung von Conſulaten verftattet würbe, von jenem State mit Recht 
als eine Beleidigung angefehn. 


248, 


Ebenjo iſt die Landesregierung berechtigt, einer beftimmten ihr 
mißfälligen oder ungeeignet erjcheinenden Perfon das Erequatur zu ver— 
weigern. 


In dem Exequatur liegt auch bie Anerkennung, daß ber Conſul feine 
ingrata persona ſei. Die Weigerung, das Exequatur einer beſtimmten Perſon zu 
ertheilen, bedarf Feiner Angabe ber befondern Gründe, aus welchen biefe Perjon 
mißfalle. 


249. 


Ob ein Conſul aus feiner Heimat gejendet oder_unter den Bewoh— 
nern des Gonfulatsfiges, und fogar unter den Unterthanen des States, 
wo das Gonfulat gelegen ift, ernannt werde, ift für den Rang, wie für 
die Rechte und Pflichten der Confuln nicht erheblich. 

Indeſſen werden den Gonfuln, welche ausſchließlich oder Doch vor— 
zugsweiſe dem Gonfularberufe leben und nicht ein Privatgewerbe al3 Haupt- 
beruf betreiben, den Berufs- und Amtsconfuln cher die Privilegien der 
diplomatischen Perſonen verftattet, al3 den Conſuln, melde das Gonjulat 
nur al3 Nebengejchäft verwalten. 


Die Ausdehnung der Gonfulatsgefchäfte wird mandenorts fo groß, baß bie 
Thätigfeit eines ganzen Manns erfordert wird und die Nation hat ein fo großes 
Intereſſe, die Nechte ihrer Angehörigen im Auslande forgfäftig und unparteiifch ger 
wahrt und umfichtig geichüßt zu willen, daß bafür die bloße Nebenverwenbung 
eines Kaufmanns und feiner Commis nicht mehr genügt, fondern bie befjer geichulte 
Thätigfeit von ordentlichen Beamten erfordert wird, So ausgedehnte Amtspflichten 
werben von befoldbeten Berufsconfuln erfüllt. Die PVerbefferung bes Gone 
ſularweſens beruht zu gutem Theil darauf, daß an ben wichtigſten Verkehrsknoten 
Berufs: und Amtsconfulate errichtet werben, an welche fi dann eine Anzahl von 
Nebenconfulaten ber Kaufleute anfchliegen. Die Engländer, bie Nordameri: 
faner und bie Franzoſen haben bie Nothwendigkeit befolbeter Gonfulate viel 
früher begriffen, als die Deutfhen (Preußen) und bie Schweizer, Bol. 
bie Zufammenftellung bei Qu ehl d. preufifche und dentſche Conſularweſen. Berlin 
1863. ©. 221. 
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250. 


Die Conſuln find injofern auch politische und diplomatische Agenten, 
als fie 

/ V) beauftragt find, über die Erfüllung der Handels- und anderer 
Derfehrsverträge zu wachen und wenn widerrechtlih verfahren 
würde, die Ortsbehörden um Abhülfe anzugehen, beziehungs- 
weile ein höheres Einfchreiten ihrer Geſanten oder Regierung 
anzuregen, 

2b) als ihnen von ihrer Regierung aufgetragen wird, über die öffent- 
lichen Zuftände auch des fremden Landes Bericht zu erjtatten, 

7%) als fie befondere pofitifche Vollmachten erhalten. 

Ihre amtlichen Acten und ihre Correſpondenz mit ihrer Regierung 
oder ihrer Geſantſchaft oder andern Gonfuln ftehen unter dem Schuß des 
Bölferrecht3 und dürfen von der einheimifchen Statsgewalt nicht durchſucht 
werden. 


Es beſteht kein Hinderniß für den Stat, der Conſuln beſtellt, ſich derſelben 
auch zu politiſcher Berichterſtattung zu bedienen. Da bie Conſuln gewöhnlich 
nicht in der Reſidenz, ſondern in einer Provincialftadt wohnen und nicht mit ber 
dortigen Regierung, ſondern durchweg mit ben Bürgern verfehren, jo werben ihre 
Wahrnehmungen einen andern Gefichtsfreis und einen anderen Gharafter haben als 
bie ber Geſanten, aber fie können trotzdem von hohem Werthe fein für die Kenntniß 
ber Zuftlände und die Beziehungen fowohl ber betreffenden Staten als ber Nationen. 
Wichtiger aber als die politifchen Berichte, die body nur ausnahmsweife ben Eonfuln 
obliegen, find bie commerciellen Berichte, welche vorzugsweile in ben Geſchäfts— 
freis der Gonfuln gehören. Die Conſuln können für bie Handels: Verkehrs— 
und Eulturintereffen ihrer Landsleute durch einfache Mittheilung jtatiftifchen 
Materials und ihrer eigenen Wahrnehmungen nad Umftänden jehr nüglich wirken. 
Auch diefe Seite ber internationalen Wirthſchafts- und Eulturpflege 
ift noch einer fruchtbaren Entwidlung fähig. 


251, 


Die Conſuln dürfen ihren Statögenofjen Päſſe in die Fremde aus— 
ftellen und ebenjo ihren dort erſcheinenden Statsfremden Päſſe in das 
Statsgebiet, deſſen Auftrag ſie erhalten haben. 


Der Paß iſt nur eine Legitimationsurkunde, ausgeſtellt zu Gunſten eines 
Reiſenden, um denſelben dem Schuß ber fernen Behörden zu empfehlen, und alls 
fällige Hinberniffe ber freien Bewegung mwegzuräumen, Da die Eonjuln vornehmlich 
die Intereſſen des Fremdenverkehrs zu wahren haben, fo eignen fie ſich zur Aus: 


Völferrehtliche Organe. 155 


ftellung folder Päſſe, bie freilich im Folge des allgemeinen und leichter geworbenen 
Verkehrs glücklicher Weile großentheils entbehrlid geworden find, Indeſſen hängt 
es von dem beauftragenden State ab, dieſe Vollmacht ber Conſuln zur Pafausftel: 
lung oder jelbit zum Paßviſa zu verweigern ober zu beſchränken. Die englifchen 
Eonfuln 3. B. find darin befchränft. Verordnung von 1846 $ 29. 


252. 


Die Confuln haben keine Gerichtöbarfeit zu üben, wenn nicht aus— 
nahmsweiſe ihnen eine ſolche übertragen und in dem Lande ihrer Wirk- 
ſamkeit anerkannt worden ift. 


Vom Mittelalter her haben bie europäischen (fränkiſchen) Gonfuln in ber 
Levante und in den Mohammebaniichen Staten, vorzüglid an den Küften des Mit: 
telländijchen Meeres eine derartige Ausnahmsſtellung. Auch in den Oftafintifchen Sta: 
ten bat biefelbe eine neue Anwendung erhalten, Vgl. unten $ 269. 


253. 


In Streitigkeiten ihrer. Landsleute können fie zu Schiedärichtern ers 
wählt werben. 


In dieſem Falle haben fie dafür zu forgen, daß auf bie Berufung gegen 
ihren Spruch an bie Ortsgerichte verzichtet werde. Ohne biefe Clauſel iſt Gefahr 
vorhanden, daß ber Spruch des Gonfuls, der vieleicht dem Landesrecht der Parteien 
entipricht, von ben Ortegerichten, bie ein anderes Recht befolgen, verworfen und ba= 
buch auch die Stellung des Gonfuls und das von ihm beachtete Recht feines States 
compromittirt werben. 


254. 


Sie find berechtigt und verpflichtet, die Rechte abmwejender und nicht 
gehörig vertretener Statsgenofjen in dem fremden Gebiete zu ſchützen, in- 
dem fie zu diefem Behuf die erforderlihen Maßregeln ergreifen und ein 
leiten. 

Sie haben weber imperium noch jurisdictio, aber eine Art von Patronat 
und Procuratur in Notbfällen im Intereſſe ihrer Landsleute. Es ift durchaus grund⸗ 
108 und unpaffend, bieje internationale Nechtshülfe auf bie Kaufleute und bie Schiffs: 


mannjhaft zu beichränfen. Die andern Neifenden haben ganz denſelben Anſpruch 
auf Schub im Auslande, wie bie Handelsleute. 


255. 
Sie können daher Verlaffenichaften ihrer Landsleute unter Siegel 
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ftellen und Gelder desſelben, ſowie Waaren, Schuldtitel und andere Ver- 
mögensftüde in amtliche Verwahrung nehmen. 


Unter „Landslenten” verfiehen wir in biefem Zufammenhang bie Bürger 
und Unterthanen bes States, bem bie Gonfuln dienen, im weiteren Sinne werben 
aber die Perfonen mitbegriffen, welchen ber Stat im Ausland als feinen Schuk- 
befohfenen und Schutverwanten dieſelbe Hülfe gewährt, 


256. 


Mo es das Recht und die Intereſſen ihrer Landsleute erfordern und 
diefe verhindert find, für fich felber zu jorgen, können die Gonfuln für 
diefelben bei den Orts- und Landesbehörden die zur Sicherftellung derſel— 
ben nöthigen Anträge stellen, Beſchwerden erheben, Proteſte einreichen. 


Tas Net der Conſuln zur Vertretung für ihre ſchutzbedürftigen Landsleute 
ift freilich nur ein Nothrecht und befchränft fich daher auch auf bie Nothhülfe. 
Die Eonfuln find demnad) nicht berechtigt, für diefelben Speculationsgejchäfte zu machen, 
jondern nur berechtigt, diejenigen Vorfichtsmaßregeln zu ergreifen, welche zur Er: 
haltung ihres Vermögens und insbefondere zur Abwendung von drohendem Schaben 
bienen, Dagegen bedürfen fie zu einer bloß fchügenden Vertretung ſelbſt im Proceß 
vor Gericht Feiner befondern Vollmacht. (Bol. Kent Comment. I. ©. 42.) 


257. 


Sie find als ermächtigt zu betrachten, in Nothfällen diejenige Hülfe 
zugewähren, welche erforderlich ift, um ihren Landsleuten die Rüdfehr in 
ihre Heimat möglich zu machen oder hülfsbedürftigen Landsleuten in Noth— 
fälfen die unentbehrliche Unterftügung auf öffentliche Koften zu gewähren. 


Die Gonfuln vertreten die Statshülfe, die fonft innerhalb des Statsgebiets 
in Nothfällen gewährt wird, in ber Fremde. Durch fie erſtreckt der Stat feine ret— 
tenden Hände über ben Erbboben hin. Aber feinenfalls reicht diefe amtliche Sorge 
über die Bedingungen und ben Umfang ber regelmäßig geübten Statshüffe hinaus ; 
denn es ift fein Grund, die Bürger außerhalb ihrer Heimat beſſer zu ſchützen, als 
in berfelben. Es darf daher die Ermächtigung zu folder Hülfe nur unter fehr 
engen Bedingungen und in engem Umfang verftanden und Feineswegs auf eine all 
gemeine Unterftüßung aller Perfonen ausgebehnt werben, melde in dem fremben 
Sande fich nur fchwer ernähren können und es vorziehen, auf öffentliche Koften wies 
ber heimzufehren. 


258. 
Die Confuln der Seeftädte und der an Flüffen oder Binnenfeen 
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gelegenen Städte, welche mit dem Seeverkehr in Verbindung find, üben 
innerhalb gewiſſer Schranken eine Schiffspolicei aus bezüglich der Handels— 
und Berfehrsichiffe ihrer Landsleute. 

Sie prüfen und vifiren die Schiffspapiere und extheilen die erforder-. 
lichen Bejcheinigungen zum Ein und Auslauf. 

Dieſe Shiffspolicei findet ihre Schranfen a) in der Voliceihoheit des States, 
in befjen Gebiet fi die Schiffe finden, b) in ber Rückſicht auf die nationalen In— 
tereffen, welche von dem Gonful im Ausland zu wahren find, ce) darin, daß dieſelbe 
ſich nur „innerhalb des Schifjsraums” geltend machen Fann. 


259. 


Bei Streitigkeiten zwijchen dem Sciffscapitän und den Schiffsleuten 
(Matrojen oder Pafjagieren) üben fie das Vermittleramt aus und find 
berechtigt, erhebliche Thatſachen feitzuftellen und zu beurfunden, und uner- 
läßliche Vorfihtsmaßregeln zu treffen zum Behuf des Rechtsſchutzes. 


Dieje vermittelnde Stellung wird von dem Gonful auf Anfuchen einer der 
beiden Parteien eingenommen, bie jchieberichterliche ($ 253) nur im Einverftändniß 
beider Parteien. Das beutjhe Handelsgeſetzbuch ertheilt ben Conſuln fogar eine 
proviforifche Gerichtsbarkeit über die Schifſsmannſchaft (Art. 537). 


260. 


Die Gebiets- und Gerichtshoheit über die fremden Schiffe in ein- 
heimijchen Häfen fommt in der Regel dem einheimiichen State zu. Aber 
jomweit die Streitigkeiten auf das Schiff und die darauf fahrenden Per- 
jonen bejchränft find, die Ordnung des Landes oder Hafens nicht gefährdet 
erfcheint und die einheimifche Behörde nicht um ihr Einfchreiten angerufen 
wird, kann der Conful auch eine Disciplinargewalt üben und das Nöthige 
im Intereſſe der guten Ordnung und des Friedens anordnen. 


68 kann ein ſolches Ginfchreiten des Gonfuls wichtig werden 3. B. in Fällen 
von Inſubordination ber Matrojen oder Unfügfamkeit der Bafjagiere auf den Schiffen 
oder gegenüber von Willfürlichfeit, Graufamfeit oder Sorglofigkeit eines Schiffs— 
capitäns, Der Conſul erfcheint dabei immerhin als eine ftatlih anerkannte und er: 
mächtigte Autorität, weldye in Ermanglung der Landesautorität bie flatlihe Ordnung 
und Eorge darftelt und handhabt. Die Grenze folcher Disciplinargewalt iſt nicht 
überall diefelbe, fie verjchiebt fich nach den befondern Lanbesfitten und Umftänden. 
An einem civilifirten Lande wird fie enger zu bemeffen fein, als an einer barbarifchen 
Küfte oder unter Wilden, wo es überhaupt an einer wirkſamen Statsgewalt fehlt, 
Bol. unten IV. 323. 
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261. 
Menn Matrofen dejertiven, fo kann der Conſul die Landesbehörden 
angehen, daß diefelben twieder eingefangen und auf da3 Schiff zurüde 
gebracht werden. 


Die Gefahren für die Schiffahrt und bie daran gefnüpften Intereſſen find in 
biefem Falle fo groß, baf fie einen perjönlichen Zwang gegen bejertirende Matrofen 
rechtfertigen. Der Gonful ift aber wieder berufen, in biefem Notbfalle dem Schiffs— 
führer Hilfreich beizuftchn. 


262. 


Die Conſuln find auf Begehr der Betheiligten verpflichtet, den See— 
ichaden ſowohl der großen (gemeinjchaftlichen) als der bejonderen Haverei, 
joweit derjelbe aus dem thatfächlichen Zuftande erfichtlich ift, zu conftatiren, 
nöthigenfall3 mit Zuzug von Sacdverftändigen und darüber Urkunde aus— 
zuftellen. 


Als große Haverei verfieht man „alle Schäden, welche bem Schiff oder 
ber Ladung oder beiden zum Zwed ber Errettung beider aus einer gemeinfamen 
Gefahr von dem Schiffer ober anf beffen Geheiß vorjäglih zugefügt werben, ſowie 
auch die durch ſolche Maßregeln ferner verurfahten Schäden und die Koften, weldye 
zu biefem Zwed aufgewendet werden”. Begriffsbeftimmung bes beutfchen Handels— 
geſetzbuchs Art. 702. Die große Haverei wird von Schiff, Fracht und Labung ge= 
meinfchaftlih getragen. Anderer durch einen Unfall verurfachter Seeſchaden wird als 
bejondere Haverei betrachtet (Deutiches Handelsg. Art. 703) und von ben 
Gigenthümern des Schiffs und der Labung von jebem einzeln für fich getragen. 


263. 
Sie ertheilen nad) Bedürfniß Ermächtigung zu den nöthigen Schiffs— 
reparaturen nnd wenn das Schiff feeuntüchtig ift, jelbjt zum Verkaufe 
desjelben. | 


Natürlich wieder unter der Vorausſetzung, daß nicht der Schiffseigenthümer 

jelber zur Stelle ift oder fein Bevollmächtigter für ihn handeln kann. 
264. 

Im Falle eines Schiffbruchs in dem Bereich oder in der Nähe 
ihres Conſulats find fie ermächtigt, Alles zu verfügen, was nöthig if, um 
die ſchiffbrüchigen Perfonen zu retten und von Schiff und Ladung möglichft 
biel Vermögen zu bewahren. Zu diefem Behuf können fie auch den Ber- 
fauf der geborgenen Güter vornehmen und haben im Nothfall die Liquis 
dation zu bejorgen oder zu überwachen. Sie haben darüber durch Ver— 
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mittlung ihrer Regierung den Betheiligten Rechnung abzulegen, und find 
denjelben für getreue Geſchäftsführung verantwortlich). 


Bei Schiffbrüchen wird das Bebürfnig einer Nothhülfe in höchſtem Maße 
fühlbar. Um befwillen wird auch die Thätigkeit der Gonfuln bier befonders ange 
ftrengt, und ihre Vertretungsvollmacht im weiteftem Umfange ausgelegt. 


20265. 


Je nach ihrem Landesrecht find die Conſuln berechtigt, den Civil- 
fand ihrer Landsleute zu beurfunden und die Standesregifter zu führen. 
Sie nehmen demgemäß Act von Geburten und Todesfällen ihrer Lands— 
leute und wirken nach Umftänden bei Ehejchliegungen mit, an der Stelle 
de3 bürgerlichen Beamten. 


Ob und in welchen Formen die Conſuln auch die Zunctionen bes Ci vil ſtands— 
beamten im Auslande zu beforgen haben, hängt freilich zunächſt von ihren befon: 
beren Anftructionen und ber Beichaffenheit bes Landesrechts ab, welches für bie 
Statsgenoſſen dieſe Dinge regelt. Mo bie Givilftandsbüher nah ber Weile bes 
Mittelalters noch vorzugsweije oder ausſchließlich durch die Keiftlichen beforgt wer: 
ben, da wird jene Thätigfeit weniger in Anfpruch genommen werben, als wo bas 
Syjtem der bürgerlichen Standesbücher durchgeführt ift. 


266. 


Nur ausnahmsweiſe, in Folge bejonderer Ermächtigung ihrer Stat3- 
gemwalt, ertheilen fie auch Volljährigkeitserklärungen. 

Das ift ein Act der Statsgewalt im Sinn ber jurisdietio; und bieje bat 
ber Conſul in der Regel nicht zu üben. Indeſſen wird angenommen, wenn ber 
ernennende Stat bie Ermächtigung dazu gebe, babe ber Stat bes Gonfulatsfiges 
fein Intereſſe, einer ſolchen — wefentlich privatrehtlichen — Verfügung entgegen 
zu treten. Daher bedarf es Feiner beſondern Erlaubniß desjelben. 


267. 
Den Conſuln wird das Recht der Exterritorialität nicht zugeftanden. 
Auch find fie in der Regel von der Ortsgerichtsbarkeit nicht befreit. Sie 
haben feinen befondern Anſpruch auf Steuerbefreiung. 
Weil fie nicht deu Stat repräfentiven, fondern, wenn auch im Namen und 


Auftrag eines fremden Stats hauptfählih Privatintereffen vertreten, fo kom: 
men ihnen bie Privilegien der Geſanten nicht zu. 


268. 
Indeſſen erfordert die internationale und die völferrechtliche Bedeutung 
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de3 Conſulats eine fehonende Nüdficht auf die Würde de3 Amts und die 
Sicherung feiner Wirkſamkeit. Insbeſondere ift eine Berhaftung des Conſuls 
nur im Nothfall zuläffig und find feine Amtspapiere vor unberufener 
Durchſicht zu bewahren. 


Oefter iſt für die Gonfuln die Befreiung von jeder Haft gefordert worden. 
Indeſſen ohne zureihenden Grund. Wenn ber Gonful eines VBergehens angeklagt 
wird, jo wird auf den Stat, ber ihm das Amt übertragen hat, inſoweit Rückſicht 
zu nehmen fein, als bie Sntereffen des Amts und die Ehre des Stats es erforbern; 
weiter nicht. Am Uebrigen geht der Broceh in gewohntem Gange fort. Es wird 
unter Umftänden rathſam fein, den Gonful nur in feiner Wohnung bewachen zu 
laſſen, ftatt in ein öffentliches Gefingniß abzuführen, bis auch der Auftrag gebenbe 
Stat unterrichtet fein und Vorſorge für eine andere Vertretung getroffen haben wird, 


269. 


Die Conſuln chriſtlicher Staten in nicht hriftlichen Ländern erhalten 
gewöhnlich tweiter gehende Bollmachten auch der Gerichtsbarkeit und haben 
dann Theil an einer ausgedehnteren Jmmunität, ähnlich) den Geſchäfts— 
trägern. 


Der Grund Liegt in der größeren Berfchiedenheit der ganzen Stats: und 
Rechtsordnung. Sie läßt es als ein Bedürfniß erſcheinen, daß über die Unterthanen 
ber erjtern Staten nicht eine völlig frembdartige Gerichtsbarkeit gebt, ſondern ihre 
Rechtsverhältniffe mehr nach ihrem heimiſchen Rechte beurtheilt werben. Zu ben 
Gonfulaten in ber Levante und in den Mohammebanifhen Staten bes Mittel: 
meers fommen im neuerer Zeit auch die Confulate in China und Japan und 
auf den Inſeln des hinefischen und ſtillen Weltmeers hinzu. Dieje Conſuln re: 
präfentiren dann als Träger ber Gerichtsbarkeit aud den Stat in höherm Grade 
als die gewöhnlichen Confuln, wenn gleich noch in minderem Grabe als die eigents 
lichen Geſanten. Daher rechtfertigt fih eine mäßige Ausdehnung ber Privilegien ber 
Gefanten auf fie. 


270. 


Es ift Sache des Stats, welcher den Conſul bejtellt, jei es demjel- 
ben eine Bejoldung auszufeßen, fei es die Gebühren zu beftimmen, telche 
derjelbe für feine Verrichtungen erheben darf. 


Die einen Gonfuln find befoldet, die andern nicht. Daß der Ernennungss 
ftat das zu beftimmen hat, ift ſelbſtverſtändlich. Aber auch das Recht, bie Gebühr 
ren für die Amtsverrihtungen feitzufegen, ſteht dieſem State zu und es wirb 
darin nicht ein Eingriff in die ausjchließlihe Finanzhoheit der Ortsregierung ges 
fehen, weil dieſe Verrichtungen fi immer nur auf fremde Perjonen beziehen, welche 
bie Thätigkeit des Confuls in Anſpruch nehmen, 
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271. 2 


Ebenjo ordnet der Ernennungsitat die Rangelaffen feiner Conſuln. 
Die Errichtung eines Generalconjulats, welchem andere Gonfulate unter= 
geordnet werden, bedarf der Zulaffung des States, in dem dasſelbe ges 
gründet wird. 

Die Unterfcheidungen ber Generalconfuln, ferner ber Gonfuln erftier 
und zweiter Glaffe und ber Viceconſuln haben großen Theils ihre Bedeutung 
in ber verfchiedenen Nangftufe, weniger in der Verfchiebenheit der Functionen und 
Aufgaben. Indeſſen kann ein Verhältniß der Ueber: und Unterordnung ftattfinden. 
Insbeſondere Üben die Generalconfuln gewöhnlich eine Aufjiht über die andern Con— 
julate eines bejtimmten Bereiches aus; und nehmen die bloßen Gonjularagenten 
überhaupt Teine felbftändige Stellung ein, fondern find Hülfsarbeiter eines 
Eonfuls. 


272. 


Die Eonfuln find berechtigt, ihre Wohnung mit dem Wappen und 
der Flagge ihres States zu bezeichnen und damit ihren völferrechtlichen 
Charakter auch dem Publicum gegenüber darzuftellen. 

273. 


Die Statögewalt, welche den Gonjul beitellt, kann jederzeit ihren 
Auftrag zurüdziehen. Solches ift aber der Regierung de3 Aufnahmeftates 
anzuzeigen. 


Damit erlöfcht auch bie Wirkſamkeit des Grequatur von Rechtswegen. 


274. 


Ebenfo fann die Statsgewalt des Conſulatſitzes ihr Erequatur wider- 
rufen, wenn dafür ernfte Gründe vorhanden find. Sobald dem Conſul 
das zur Kenntniß gefommen ift, Hat er feine amtlichen Verrichtungen ein— 
zuſtellen. 

275. 


Gehört der Conſul nicht dem Lande des Conſulatſitzes an, ſo iſt 
der Aufnahmeftat verpflichtet, auch für fichern Wegzug des abberufenen 
oder entlafjenen Conſuls zu forgen. 


Bol. zu 125. 
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Viertes Bud). 
Die Statshoheit im Verhältniß zum Land. Gebietshoheit. 
1. Bedenfung, Krwerb und Verluſt der Gebietshoheit. 


276. 


Die Statshoheit (Souveränetät) Heißt in ihrer Anwendung auf 
ein beftimmtes, dem State zugehöriges Gebiet (Meich, Land) Gebietshoheit. 
Die Gebietshoheit, als einzelne Anwendung ber nach innen gerichteten 
Souveränetät, it zunächt ein Begriff bes Statsrehts; aber imwiefern das Völ— 


Terrecht diefe Anwendung in ben Berbältniffen und Beziehungen ber verſchiedenen 
Staten anerkennt und ſchützt, erhält diefelbe eine völferrehtliche Bedeutung. 


277. 


In der Gebietshoheit Tiegt nicht das Eigenthum an dem Boden. 
Inwiefern aber der Boden des Privateigenthums nicht fähig ift, wie bei 
öffentlichen Gewäffern, Wüſten, Gletfchern und ähnlicher Wildnik, oder 
wenn der Boden zwar des Eigenthums fühig aber noch nicht in Beſitz 
genommen und zu Eigenthum erworben worden iſt oder wenn berjelbe 
bon den Beligern und Eigenthümern wieder verlaffen worden und ins 
Freie zurüdgefallen ift, infoweit fteht dem State, welcher die Gebietähoheit 
hat, auch das Recht zu, über folhen Boden wirthſchaftlich zu verfügen, be= 
ziehungsweife Eigentdum daran zu verleihen oder die Beſitznahme zu 
gewähren, 

14° 
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4. Die Gebietöhoheit gehört bem öffentlichen, wie das Eigenthum dem Pr is 
vatrecht an und beide Arten der Herrichaft treffen nicht zufammen, Die Perſon, welcher 
Gebietshoheit zukommt, ift und kann nur fein der Stat, weil nur der Stat bie 
öffentlichen Hoheitsrechte und daher öffentliche Herrschaft bat. Dagegen das Eigen: 
thum, welches nur Privatherrichaft if, fommt umgekehrt nur den Privatper: 
fonen zu, welche basjelbe ald Privatgut verwerthen können, Wenn ber Stat zu: 
fällig auch Privateigenthum bat, jo hat er es nicht als Stat, fondern ebenſo wie 
jede andere Privatperfon und verfügt darüber in ben Gefchäftsformen bes Privat: 
rechts. 

2. Nur injofen macht fi bie öffentlichzrechtlihe Statsherrichaft auch in 
wirtbichaftlicher Richtung anjtatt des Eigenthums an ſolchem Boden geltend, an wel: 
chem entweder Privateigenthum nicht möglich oder nicht (noch nicht oder nicht 
mehr) vorhanden ift. In der letztern Hinficht freilich find zwei Meinungen mög: 
lich und beide in ber Rechtsbildung vertreten. Nach der einen ijt der eigenthums— 
fäbige aber nicht im Gigenthum befindliche Boden als berrenlofe Sade zu 
betrachten, welche durch freie Beſitznahme (occupatio) ins Eigentum gelangt. Nach 
der andern macht ſich die Gebietshoheit an dem eigenthümerloſen Boden nach allen 
Seiten als urfprüglich ſtatliche Bodenherrſchaft geltend und kann daher 
nicht Jedermann benfelben willfürlich fi aneignen, jondern bedarf man dazu ber 
Grmädtigung des Stats War die erfte Meinung wenigftens zum Theil in 
beim alten römischen Recht anerkannt, jo beherrſcht die letztere Meinung, welche 
ben germanifchen Redtsanfichten eutjpricht, die moderne Welt. Am großartige 
fen wird biefelbe in ben Golonien Englands und ber Vereinigten Staten 
von Nordamerifa durchgeführt. Die Anterejjen einer geordneten und friedlichen 
Beſitznahme und Gultivirung des Bodens werben offenbar burd bie Teßtere Rechts— 
bildung befjer geihüßt und gefördert als durch bie erftere. 

Der umwirthliche, bes Eigenthums unfähige Boden kann auch nicht im 
Eigenthum des Stats fein, obwohl man bie Hoheit des Stats barüber, insbejondere 
über bie öffentlichen Gewäjjer oft Eigenthum nennt. Die Grenzen bes wirthlicdhen 
Bodens werden aber durch die fortjchreitende Gultur auf Koften des unwirthlichen 
Gebietes beitändig erweitert, und umgekehrt durch ſchlechte Eultur und Vernachläſſi— 
gung wieder verengert. Ansbejondere übt eine geordnete Bewällerung und Entwäj- 
ferung einen mächtigen Einfluß aus auf die Gulturjähigfeit des Bodens, 


278. 


Un ftatenlofem Land wird die Gebietshoheit erworben durch die 
Beſitznahme einer bejtimmten Statsgewalt. Der bloße Wille, Beſitz zu 
ergreifen, genügt nicht dazu, auch nicht die ſymboliſche oder ausdrüdliche 
Erklärung diefes Willens, noch jelbft eine bloß vorübergehende Beſetzung. 

Zur Zeit ber großen europäifhen Entdeckungen überjeeifcher Länder meinte 


man, ſchon bie bloße Entbedung unbefannter Länder fei ein genügender Rechts 
titel für bie behauptete Gebietöhoheit, Während Jahrhunderten begründete bie eng: 
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liſche Krone ihre Herrichaft über den norbamerifanifchen Gontinent damit, baf in 
ihrem Auftrag ein fühner Seefahrer, ber Venetinner Caboto zuerft, im Jahre 
1496, bie amerifanijche Küſte vom 5öften bis zum 3Sjten Grab nördlicher Breite 
entdeckt habe, wenn gleich er nur ber Küfte entlang gefahren war und in feiner 
Weife das ungeheure Land beſetzt hatte. Nicht anders leiteten die Spanier unb 
Fortugiejen ihr Recht im Süben und in Gentralamerifa zunächft von ihrer Ents 
deckung ber und die Bertheifung der neuen Welt unter die beiden Völker, welche ber 
Papſt Alerander VI. im Jahr 1493 vornahm, war eine Schlichtung und Aus: 
gleihung ihrer jtreitigen Anjprüce, und eine Beftätigung ihrer auf bie Entdedung 
eher als auf die Beſitznahme gegründeten Anſprüche duch die vornehmfte Autorität 
ber Chriſtenheit. Tie Entdedung ift aber nur ein Act ber Wiſſenſchaft, nit 
ber Bolitif und baber aud micht geeignet, Statsgewalt zu begründen. Biel: 
mehr beſteht die öffentlicherechtlihe Befitnahme in der thatfählihen Aus: 
übung ber ordnenden und ſchützenden Statsgewalt, verbunden mit 
bem Willen, bas ftatenlofe Land auf bie Dauer jtatlih zu beherrſchen. Die 
Symbole der Herrſchaft, wie Aufpflanzen einer Fahne u. dgl. Können dieſe Abjicht 
Har machen, aber nicht den Mangel einer realen Statsherrichaft erſetzen. 


279. 


Diefe Beſitznahme kann auch im Auftrag oder mit Vollmacht einer 
Statögewalt durch Privatperfonen, insbejondere durch Goloniften vollzogen 
werden, aber nur, indem fie in dem bisher ftatenlojen Lande eine öffent- 
liche Gewalt aufrichten oder ſogar ohne vorherigen Auftrag, aber unter 
der Vorausſetzung nachheriger Genehmigung durch die Statsgewalt. 


Die Erweiterung der europäiſchen Statsherrihaft in ben außereuropäiſchen 
Ländern ift großeniheils durch ſolche Vermittlung der Goloniflen bewirkt 
worden, welche ji in unbewohnten und verlaffenen Gegenden anfiebelten und ihre 
heimiſche Statsordnung dahin verpflanzten. Der vorherige Auftrag des durch ſolche 
Vermittler Bejig ergreifenden Stats Faun unbedenflid duch die nachherige Geneh— 
migung erfegt werden, Es hindert nichts, in biefer Beziehung bie Analogie der 
privatrechtlichen Occupation anzuwenden. Auch fann im Princip nicht beftritten 
werben, daß fogar ohne Etatsvollmadt und Statögencehmigung eine ganz neue 
Statenbildung dadurch entftehen kann, daß Auswanderer auf einer unbewohnten 
Inſel einen neuen Stat gründen, wie e8 3. B. die ausgewanderten Norweger 
auf Jsland während des Mittelalters getan haben. Eine Reihe neuer Staten in 
Nordamerika find in diefer Weije dur Privaten gegründet worden und erjt jpäter 
ift die Anerfennung, früher des enropäiſchen Mutterſtats, jpäter der Amerikaniſchen 
Union binzugefommen, Wenn aber neue Staten fo entjtehen Tönen, jo Fönnen 
noch eher vorhandene Staten in biefer Weiſe erweitert werben, 


280. 
Sit die ftatenlofe Gegend im Beſitz und Genuß bon barbariſchen 
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Stämmen, fo dürfen dieſelben nicht millfürlih und gemwaltfam von den 
civilifirten Goloniften verdrängt werden, jondern find zum Behuf geregelter 
Anfiedlung von denſelben friedlich abzufinden. Zum Schube der Anſied— 
lung und zur Ausbreitung der Gultur darf der colonifirende Stat feine 
Statshoheit auch über das von Wilden beſeſſene Gebiet erftreden. 


Es ift die Beſtimmung der Erboberfläche, ber menſchlichen Cultur zu 
bienen und bie Beftimmung ber fortichreitenden Menfchheit, bie Civiliſation 
über die Erbe zu verbreiten. Dieje Beſtimmung ift aber nicht anders zu 
erfüllen, als indem bie civilifirten Nationen bie Erziehung und Leitung ber wilden 
Stämme übernehmen, Dazu ift die Ausbreitung ber civilifirten Statsautorität noth— 
wendig. Die wilden, ohne Stat lebenden Stämme fennen gewöhnlich das Grund— 
eigenthum fo wenig als den Stat, aber fie benuten das Land zu ihren Viehweiden 
und Jagdgründen. Gin Necht ber höher gefitteten Nationen, fie zu vertreiben, läßt 
fih durch Nichts begründen, jo wenig als ein Necht, fie zu töbten und auszurotten. 
Das natürlihe Menſchenrecht erfennt voraus bie Eriitenz aller menſchlichen 
Weſen an und jhütt das Leben und bie erlaubten Genüffe des Wilden fo gut, 
wie das Eigenthum der Givilijirten. Im Mittelalter noch waren bie Chrijten fehr 
geneigt, alle Nichtchriften als vechtlofe Wefen zu betrachten und bie Päpfte haben 
freigebig ben Königen das Recht zugeftanden, alle nichtchriſtlichen Nationen, jelbit 
wenn bieje in Staten lebten, ihrer Herrſchaft zu unterwerfen. Selbſt die heutige 
Praris verführt gelegentlich, freifich nicht mehr ans religiöfer Weberhebung, noch ſehr 
rückſichtslos gegen uncivilifirte Raſſen. Das richtige Verhalten ift aber [chen ziemlich 
früh erfannt und auch angewendet worben, beionders von ben Buritanern in 
NeusEngland und William Benn in Pennſylvanien, welde ben In— 
dianern ben Boden abfauften, ben fie urbar machen und zu Grunbeigenthum ges 
winnen wollten. Wenn erft bie rehtlihe Möglichkeit ber Aufieblung 
gewonnen ift und im Kolge beffen ftatliche Menſchen da Teben Fünnen, dann ift 
auch die Nothwendigkeit Mar, daß diefe Anfiedlung fowohl des Statsfhutes als 
ber Sicherung des Grundeigenthums bedarf und die Mege zur Erziehung aud) 
ber wilden Nachbarn find eröffnet. Wenn Hefiter (8 70) zwar anerfennt, daß „ber 
Stat überhaupt feine Herrichaft über die Erde ausbehne”, aber nicht zunibt, daß ein 
bejtimmter Stat fi ſtatenloſen Stämmen aufbringen bürfe, fo heißt das ein theo— 
retiſches Princip anerkennen, aber feine practiſche Auwendung verwerfen, denn „ber 
Stat überhaupt” Tebt nur in ber Gejtalt beilimmter Staten. Wenn die beutiche 
Nation ihren Gulturberuf erfüllen und nicht immer wie bisher ihre auswandernden 
Nachkommen zur Auflöfung in fremde Nationen verurtbeifen will, jo wirb aud) jie 
bem Borbild der civilifirten Weftvölfer folgen und nicht bloß „in abstracto* deufen, 
fondern ihren Stat „in conereto* colonifirend und civilifirend ausbreiten. Bol. 
Battel L 1.5 81. Phillimorel. 244 f. 


281. 
Kein Stat ift berechtigt, ein größeres unbewohntes oder unftatliches 
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Gebiet ſich ftatlich anzueignen, al3 er ftatlich zu ordnen und zu civilifiren 
die Macht hat, und diefe Macht thatjächlich ausübt. 


Der Rechtsgrund der Occupation Tiegt nur in ber ftatlichen Natur und Be: 
fimmung des Menfchengeichlehts. Indem ein Stat, wie bag von England in 
Norbomerifa und in Nuftralien, von Spanien und Portugal in Südamerika 
und von ben Niederlanden auf ben Inſeln des jtillen Oceans geſchehen ift 
jeine angebliche Statsherrfchaft über unermeßlidhe, unbewohnte, oder nur 
von Wilden beivohnte Länder erftredt, bie er in Wahrheit weder zu cultiviren 
noch ftatlih zu beherrichen die Macht bat, jo wird jene flatliche und Gulturbeftim: 
mung nicht erfüllt, jondern im Gegentheil ihrem Fortjchritt -ein Hemmniß ent: 
gegengeftellt, indem andere Nationen verbindbert werben, fi) da anzufiebeln und 
andere Staten verhindert, fich daſelbſt civilifirend einzurichten. Nur die wahr— 
hafte und bauernde Beſetzung iſt als wirflihe Occupation zu betrads 
ten, die bloße jcheinbare Occupation kann höchſtens ben Schein bes Nechts, nicht 
wirkliches Recht gewähren. Gin Stat verlegt daher das Völkerrecht nicht, wenn er ſich 
einer Gegend bemächtigt, welche nur angeblich und fcheinbar won einem andern Stat 
früher in Befig genommen worden if. Wenn auch darüber leicht Streit entflehen 
kann zwiſchen den beiden Staten, jo ift das nur cine politifche Rüdjicht, die zu 
erwägen, nicht cine rechtliche Schranfe, die zu beachten iſt. 


282. 


Gefchieht die Beſitznahme von der Seeküfte aus, fo wird angenom- 
men, daß das hinter der Küſte liegende Binnenland inſoweit mitbejegt jei, 
als es durch die Natur, inäbefondere durch die ind Meer einmündenden 
Flüffe mit derjelden zu einem natürlichen Ganzen verbunden ift. 


Diefer Grundfag wurde von ben Vereinigten Staten in einer Verhand— 
fung mit Spanien über das Gebiet von Louifiana am beiten ausgeiprochen. (Bol. 
Phillimore I. 237.) Die europälfchen Colonien gingen gewöhnlid von einem 
Seehafen ber Küfte aus, welcher bann als das eigentlihe Gentrum ber ganzen 
Golonie und der Herrichaft über das Land angefehen wurbe. Eine engere Beſchrän— 
fung ift ebenfo unpractifch, wie eine weitere Ausdehnung, jene weil bie Givilifation 
und Statenbildbung genöthigt ift, von da aus ihre Macht zu erfireden und bas Hinz 
terland und Flußgebiet genöthigt ift, auf biefem Wege in ben Verkehr mit andern 
Nationen einzutreten, und biefe, weil je größer die Entfernungen find und je weiter 
die Länder fi im Innern erftreden, auch ber Zufammenbang mit ber Küſte ſchwä— 
her wird und ganz neue jelbftändige Verhäftniffe möglich find. Der obige Grund: 
fat hat daher auch Feine abfolute, fondern nur eine relative Geltung. Wo große 
Ströme, wie ber Miffifippi, einen ganzen Gontinent durchfließen, kann aus dem 
Befig ber Mündung natürlich nicht bie Herrichaft über das ganze Flußgebiet 
abgeleitet werben, In ber alten Welt jehen wir oft, daß umgefehrt von ben Quel⸗ 
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len ber Flüffe her allmählich das Statsgebiet fi über deren Gebiet und bis an bie 
Mündung ausgebehnt hat. Bon ben Quellen bes Indus und Ganges ber iſt 
bie alte indiſch-ariſche Eroberung allmählich vorgedrungen bis ans Meer. Am 
Oberrhein jebten fi die alten Germanen früher jeft, als an den Ausläufen bes 
Rheins ind Meer und beröfterreihiihrungarifhe Donauflat ift nicht im Beſitz 
ber Sulinamündungen. Die Behauptung engliicher Publiciften und Statemänner, 
daß England im Befiß ber amerifaniihen Seefüfte aud eine Herrihaft babe über 
ben ganzen nördlichen Gontinent Amerikas, von Meer zu Meer, war 
offenbar phantaftifch übertrieben und wurde von ben andern colonifirenden Mächten 
auch nicht anerfannt. 


283. 


» Wenn zwei Staten von zwei benachbarten Punkten aus fi) coloni= 
firend feitjegen und ftatlihen Beſitz ergreifen und nicht durch die Rüchſicht 
auf den natürlichen innern Zufammenhang zweier verjchiedener Flußgebiete 
und eine Bergicheide ihre Gebiete fich naturgemäß unterjcheiden, jo wird 
eine mittlere Linie zwijchen den beiden Gebieten al3 Grenze angenommen. 


Dal. Bhillimore a. a. D. GSelbftverfländlih Tann vertragsmäßig aud 
eine andere Grenzlinie verabrebet werben. 


284. 


Das StatSgebiet iſt in der Regel unveräußerlich und untheilbar. 


Die Beräiußerlihfeit und bie Theilbarkeit bes Stategebiets wider: 
ftreitet der organischen Natur ber Dauerhaftigkeit und ber Ginheit des State. Weil 
das Statsbewußtfein im Mittelalter wenig ausgebildet war und das Gtatsgebiet 
wie ein im Gigenthum bes Landesheren befindliches Grundſtück betrachtet wurbe, fo 
meinte man damals Territorien, wie Landgüter verfaufen und unter mehrere Erben 
vertheilen zu dürfen. Freilich Schon damals fuchten die Stände oft ſolchen Uebeln 
durch Verträge zu begegnen, welche fie mit ben Fürften abfchloffen. Aber nur all: 
mahlich ift bie richtige Megel erkannt und in das allgemeine Statsrecht ber nenern 
Zeit aufgenommen worden. 


285. 


Ausnahmsweife kann ein Stat einen Theil feines Gebiet? aus poli= 
tijchen Gründen und im öffentlich-vechtlicher Form an einen andern Stat 
abtreten. 


Es ift das nicht eine fachliche, dem Privatverfehr entlehnte Veräußerung, 
jondern eine flatliche, in Inhalt und Form üffentlichevechtlihe Abtretung. Am 
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öfterften kommt biefelbe in Friedbensfhlüffen, nachdem ein Krieg bie politis 
ſche Nothwendigkeit derfelben Far gemacht hat. Sie kann aber auch ohne Krieg aus 
Einſicht in die politifche Zweckmäßigkeit und freiwillig vollzogen werben. Gines ber 
merfwürbigftien und rühmlichſten Beiſpiele diefer Art ift im Jahr 1863 bie Abtre— 
tung ber Jon iſchen Injeln an das Königreih Griehenland von Seite ber 
euglifchen Krone. Andere neuere Beifpiele einer friedlichen Abtretung find bie 
Abtretungen Savoyens an Frankreich 1860 von Seite Ztaliens, bie bed 
öfterreichifchen Antheils an dem Fürſtenthum Lauenburg an Preußen 
1865 und bie der ruſſiſchen Befißungen in Nordamerika an die Vereinigten 
Staten 1867. 


286, 


Die Rechtsgültigfeit einer derartigen Abtretung jet voraus: 

/«) die zujammenftimmende politijche Willenserflärung ſowohl des 
abtretenden als des empfangenden States, 

2b) die thatfächlihe Befitergreifung von Seite des erwerbenden 
States, 

3%) mindeftens die Anerkennung von Seite der politifch berechtigten 
Völkerſchaft, welche das abgetretene Gebiet bewohnt und nun in 
einen neuen Stat Übertritt. 


Dur ben Bertrag allein wirb bie Abtretung nicht vollzogen, fonbern nur 
vorbereitet. Ohne Statsregierung gibt e8 Feine Statshoheit. Die Ich: 
tere muß alfo durch die erftere bewährt werben und das geichieht durch die dauerube 
Befigergreifung. Die Anerkennung ber politiich berechtigten Völkerſchaft ift deß— 
halb umerläßlich, weil dieſelbe nicht ein willene und rechtlojer Gegenjtand der Vers 
Außerung ift, ſondern ein fchendiger Beſtandtheil bes Stats, und der Widerſtand der 
Bevölkerung eine friedliche Befigergreifung unmöglid madt. Es genügt aber bie 
Anerkennung ber Nothwenbdigfeit, und es ijt nicht möthig, wenn auch wis 
ſcheuswerth, die freie und freudige Zujtimmung ber Bevölkerung. Auch die Noth— 
wenbigfeit, der man fich wiberwillig und ungern, aber aus Ginficht in das Unver— 
meibliche unterorduet, begründet in öffentlichen Verhältniſſen neues Recht. Diefe 
Anerkennung liegt daher ſchon indem Gehorſam, welchen man ber neuen Landes— 
tegierung erweist und in dem Unterlaſſen bes Widerſtandes gegen biefelbe. 
Die freic Zuſtimmung dagegen ift zugleich eine active Billigung der Abtretung. 
Beſſer ift e8 unzweifelhaft, wenn die leßtere gewonnen werben kann und ber erwers 
bende Stat nicht genöthigt ift, fich worerjt mit ber erftern zu begnügen. Bol. unten 
$ 288. 289. 


287. 
Wird das ganze Statsgebiet abgetreten, jo ift das zugleich Unter- 
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gang des bisherigen Stat3 und Einverleibung desfelben in den eriverben- 
den Stat. 


Es it das daher ſtrenge genommen nicht mehr Abtretung, fondern nur Eine 
verleibung. Den Schein ber Abtretung bat biefelbe, infolern fie in Form ber 
Abtretung ber Hoheitsrechte von Seite des bisherigen Fürften an ein anderes Stats: 
haupt geichieht, wie 3. B. in der rühmlichen Abtretung der Hohenzollerifchen Fürften: 
thümer an die Krone Preußen. Aber dem Weſen nad ijt das Ginverleibung, weil 
im enticheidenden Augenblid des Uebergangs nur Ein Stat übrig bleibt. 


288, 


Ohne Uebertragung des abtretenden Stats kann cin Statögebiet, 
oder ein Theil desjelben von einem andern State in Bei genommen und 
rchtmäßig einderleibt werden: 

/*) in Folge der Verzichtleiftung der bisherigen Statsgewalt auf die 
Statsherrſchaft, 

2») in Folge der wohlbegründeten Beſeitigung der bisherigen Stats— 
gewalt durch die Bevölkerung und des freien Anjchluffes derjelben 
an ben eriverbenden Stat, 

3%) in Folge des nothiwendigen Forlſchritts in der Entwidlung eines 
nationalen Stats. 

In allen diefen Fällen ift die Anerkennung der neuen Statögewalt 
durch Die politisch berechtigte Bevölkerung des erworbenen Gebiets eine 
Bedingung des rechtmäßigen Erwerbs. 


4, Diefe Anerkennung (vgl. zu $ 189) ift nicht nöthig zu thatfächlicher Un— 
terwerfung und Beherrſchung, aber fie ift nothwendig, um dem neuen Erwerb den 
Stempel bes Rechts aufzubrüden. In ber Anerkennung wird die dauernde Noth— 
wenbdigfeit d. b. das Recht ber veränderten Zuftände ofjenbar. 

2. Dem ausgeſprochenen Berzicht ficht das thatſächliche Verlaſſen bes beſeſſe— 
nen Gebietstheiles gleich. 

ALS die Römer ihre Beamten und ihre militärifchen Stationen aus ben 
Germaniſchen Ländern hinter die Grenzwälle und ben Rhein zurückzogen, war das 
ein thatfächlicher Verzicht auf ihre Herrſchaſt außerhalb diefer Grenzen. Wenn ein 
moderner colonijivender Stat eine bisher befeßte Iuſel oder Küftengegend, ohne für 
ben Statsihuß zu forgen, verläßt, fo kann ein anderer Stat rechtmäßiger Weiſe fi 
biejes * bemächtigen. 

Wohlbegründet ift die Befeitigung ber bisherigen Siatsherrſchaſt, wenn 
— in einen ernſten und dauernden Widerſpruch gerathen iſt mit dem Recht oder 
mit ber Wohlfahrt der Bevölkerung, fo daß die geſicherte Exiſtenz oder die Entwick— 
lung berfelben eine Nenberung fordert, oder wenn biefelbe nothwendig erjcheint, um 
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ben Kortichritt einer größeren (nationalen) Lebensgemeinſchaft möglich zu machen, 
zu welcher die Bevölferung fi verwandt und zugehörig fühlt. Beiſpiele find in 
neuerer Zeit die Befeitigung des fouveränen Fürſtenthums Neuhatel und 
ber Eintritt biefes Gantons in ben [hweizetifhen Bunbesftat, unb nod 
deutlicher die Einverleibung ber italienifhen FürftentHümer Totcana, Mo: 
bena und Parma in bas Königreih Italien. 


4. Wenn fih ein neuer Stat bildet, vielleicht aus einer größern Zahl von 
verbundenen alten Staten, oder aus Stüden berjelben, jo entfteht immer zugleich eine 
neue Gchietöhoheit jenes Stats und eine theilweile oder gänzliche Verdrängung ber 
bisherigen Gebietshobeit der alten Staten. Die Grundfäge über neue Statenbildung 
und Anerkennung neuer Staten ($ 28 fj.) finden fomit hier wieder Anwendung. 
Ganz wie die urjprüngliche Statenbildung, fo ift auch die Statsentwidfung, fobald 
fie als nothwendig fich erweist, geeignet, eine bisherige Gebietshoheit zu unten 
einer neuen Statöhoheit zu befeitigen. Diefe Umgeftaltung kann möglicher Weife 
von ber Bevöiferung ber einverleibten Theile nicht gewünfcht werden und dennoch 
notbwendig und deßhalb gerechtfertigt fein. Die Säcularifation 
ber geiftlihen Fürjtnthümer in Deutſchland und bie Einverleitung ihrer 
Gebiete in die benachbarten Staten zu Anfang diefes Jahrhunderts, die gleichzeitige 
Mediatifirung zahlreicher bisher reihsunmittelbarer Herrichaften, und wenig: 
ſtens theifweile auch die im Jahr 1866 vollzogene Einverleibung von Hannover, 
Kurheſſen, Naſſau, Schleswig: Holftein und Frankfurt in Preußen 
find aus biefer notwendigen Entwidlung des modernen beutjden 
Statslebens zu erklären. Indem fi die Nation als Eins fühlt, und zum 
Bolfe wird, fchafft fie fi) mit Recht die Bedingungen ihres ftatlichen Geſammt— 
lebens, und es fteht den Theilen das Recht nidht zu, das Leben des 
Ganzen zuverbinbern. 


289. 


Obwohl die Eroberung eines ftatlichen Gebietstheils im Krieg zunächſt 
in der Form friegeriicher Gewalt vollzogen wird, jo begründet jie dennoch 
die Statshoheit über das eroberte Gebiet und wird als rechtmähige Er— 
werbart betrachtet, injofern durch den Friedensihluß oder auch ohne ſolchen 
durch Aufhören des MWiderftandes und Anerkennung von Seite der politiich 
berechtigten Bevölferung die Fortdauer des neuen Statsverbandes als noth— 
wendig ſich daritellt. 


Bon Alters her wird die Eroberung als Begründung einer neuen Stats: 
hoheit des Siegers über das eroberte Gebiet betrachtet, und man beruft fi) babei 
auf ben Consensus gentium, Trotzdem firäubt fi das feiner empfindende 
Rechtsgefühl der heutigen Menfchheit gegen biefe Annahme; denn bie Eroberung 
ericheint zunächſt in der Geftalt eines Gewaltacts und nicht ald Rechtsact. 
Die Gewalt ift aber Feine natürliche Rechtsquelle, ſondern umgekehrt das Recht hat 
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bie Aufgabe, ber Gewalt Schranken zu fepen. In ber That Hat die Eroberung, ins 
ſoſern jie nur als phyfildhe Unterwerfung mit Gewalt unter die Herrfchaft bes Sie: 
gers erjcheint, für fich die Kraft nicht, neues Recht zu Schaffen, außer höchſtens das 
vorübergehende Nothrecht brs Kriegs. Damit bie Eroberung Recht bils 
bend wirfe, muß noch eim anderes rvechtliches Moment zu bem ber thatjädhlichen 
Veberlegenheit des Siegers binzufommen, es muß insbefondere die Nothwendig— 
Feit der Umgeftaltung offenbar geworden fein, Dann ergibt fi daraus, daß 
jene Gewalt ſelbſt nicht roße und bloße Gewalt war, ſondern daß fi in ihr die 
Macht ber natürliden Verhältniſſe und ihrer Entwidelung gezeigt 
habe, und in dieſer Macht ift allerdings der ſtärkſte Trieb zu ſtatlicher Rechtsbildung 
zu erkennen. Das wird im Friedensſchluß voraus Mar gemacht; denn indem 
bie friegführenden Parteien Frieden fchließen, erkennen fie die dDanernde Nothwenbig: 
feit ber im Frieden befräftigten Ordnung an, Dem Frieden fteht aber die Aner: 
kennung ber Bevölkerung beziehungsweife das gänzlihe Erlöſchen jedes Wider: 
ftands glei. Die offenbar gewordene Unfähigkeit und Unmöglichkeit, den Kampf 
fortzufegen oder zu erneuern, macht jene Recht bildende Macht ebenfalls offenbar, 
Die Ausdehnung jhen der alten Jüdiſchen Statshoheit über Paläftina ift in 
granfamfter und roheſter Form ber Eroberung vollzogen worden und dennoch in 
ihrem Erfolg anerfannt worben. Die Gründung ber meijten germanifden 
Staten auf römischen Boden ift ebenfo durch Eroberung gefchehen und öfter durch 
Anerkennung der Bevölkerung als durch Friedensichlüffe beftätigt worden. 


290. 


Auch wenn es an einem befondern Rechtstitel für den Erwerb fehlt 
oder ſogar erweislich die anfängliche Beſitznahme gewaltjam und mit Vers 
legung des Rechts vollzogen worden ift, aber der Beſitzſtand jo lange Zeit 
ruhig fortdauert, daß derjelbe nunmehr von dem Bewußtjein des Volks 
als fortdauernd nothmwendig anerkannt wird, jo ijt anzunehmen, der ur— 
jprüngliche Gewaltzuftand fei von der reinigenden Macht der Yeit in den 
entſprechenden Rechtszuſtand umgewandelt worden. 


zahl Jahre wie in der privatrechtlichen Erſitzung firirt werden kanu, und ohne daß 
die privatrechtlichen Bedingungen dafür gelten, ift völferrechtlich geradezu unentbehr— 
lich, wenn nicht die Entwicklung ber geſchichtlichen Statenbildung und Statenerweis 
terung einer nie endenden Beftreitung Preis gegeben werben fol. Dieſelbe ift denn 
auch in ber Hauptfache jchon von Hugo Grotius II. 4,1 als nothwendig erklärt 
worben. Nur indem bie veinigende und Recht bildende Macht der Zeit anerfannt 
wird, kann das Gefühl der Rechtsficherheit unter den Völkern befeftigt und ber all 
gemeine Friebe gefichert werben. Vgl. oben $ 37. 38, Phillimore I. 255 fi. 


Die Statshoheit im Verhältnig zum Land. Gebietshoheit. 173 


291. 


Heberhaupt ijt jede neue Statenbildung zugleich Begründung einer 
neuen Gebietähoheit. 


Vgl. darüber oben $ 23 f. Die Gebictshoheit ift nur eine einzelne Gigen: 
ſchaft und Richtung dev Statshoheit, und diefe bie folgerichtige Eigenſchaft der 
Erijtenz bes State. 


292, 


Die Formen des privatrechtlichen Verkehrs und der privatrechtlichen 
Willenserffärung in Kauf- und Taufchverträgen, Zufertigung im Grund» 
buch, Verpfändung, Erbeinjegung und Vermächtniß, Erbvertrag, obwohl 
im Mittelalter vielfältig auch auf die Landesherrfchaft angewendet, find 
nicht mehr anwendbar auf den Erwerb moderner Statshoheit. 


Ein Tauſch ift heute noch möglich, aber nur in wölferrechtlicher und ſtats— 
rechtlicher Form, 3. B. in einem Friedens: oder einen andern Statövertrag, nicht 
mehr in privatrechtlicher Jorm. Der Verkauf dagegen, durch welchen auf der einen 
Seite die Etatshoheit veräußert und auf der andern Seite dafür eine Summe 
Geldes bezahlt wird, ift unfers Zeitalters umwürdig. Wohl aber laſſen ſich ſchick— 
licher Weife auch mit ftatsrechtlih und völkerrechtlich motivirten Abtvetungen Gelb: 
feiftungen verbinden. Weil die Gebietshoheit fein Privatrecht, Fein Eigenthum 
it im privatrechtlichen Sinn, fondern Statsrecht, jo paſſen auch die von ber Privat: 
willfür benugten Formen des Privatrechts nicht auf die Regulirung biefer öffents 
lichen Verhältniſſe. 


293. 


Das Erbrecht dynaftiicher Häufer kann injofern noch den rechtmäßigen 
Erwerb einer Statshoheit begründen, als dasjelbe zugleih als Ihronfolge- 
recht eine berfaffungsmäßige Geltung hat oder die Anerkennung der polis 
tijch berechtigten Bevölkerung hinzutritt. 


Am längften haben fich die mittelalterlihen Anfichten eines Familienerbrechts 
in den dynaſtiſchen Käufern und vorzüglich noch in den Anſchauungen beuts 
cher Volksſtämme erhalten. "In unfern Tagen glaubte man noch, freilich zum 
Erftaunen frember Völker, in Deutjchland die Frage des Erbrehts in ben Nord» 
albingifhen Herzogthümern Schleswig und Holflein wefentlih aus dem verwidelten 
Studium des mittelalterlihen Privatfürftenrechts allein entſcheiden zu können. Das 
Thronfolgerecht in dem modernen State aber ijt nichts als ein Stüd Statésver— 
fajfung und ganz benjelben Umgeftaltungen und Veränderungen ausgeſetzt wie 
biefe. Da Niemand einen privatrectlihen Anſpruch auf bie Regierung eines Volkes 
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bat, noch in dem entwidelten State haben kann, fondern alle Thronfolge ftatsrecht- 
lihe Succeffion ift, fo legt bie moberne Rechtsbildung ben bynaftifchen Erbanſprüchen 
nur dann Wirkfamkeit bei, wenn fie auch in ber GStatsverfafjung begründet find 
ober allgemeine Anerkennung im Lande finden und Feine öffentlihen Rechtögründe 
entgegenftehen. 


294. 


Das beftehende Statögebiet kann erweitert werden durch Zuwachs, 
insbefondere durch Erhebung der Seefüfte durch Aufſchwemmungen, oder 
durch künſtliche neue Anlagen und Bauten auf bisher unftatlihem Boden. 
Es kann ebenfo vermindert werden durch Verſenkung der Hüfte, durch 
Wegſchwemmung der Ufer und durch erneuerte VBerödung und Rüdzug der 
ftatlihen Cultur. 


Die einen Erweiterungen und Verminderungen des Statsgebiets find eine 
notbwenbdbige Wirkung ber Natur, bie andern bas freie Werk ber 
Menihen. Da das Meer nicht Statsgebiet, fondern frei von jeber Statögewalt 
ift, jo verändert naturgemäß der Rückgang oder das Vorbringen bes Meers auch 
ben Umfang bes Statsgebiets. Bedeutende Aenderungen ber Art find nod im ges 
fhichtlicher Zeit, größere freilich in vorgefhichtlicher Zeit vorgekommen und im Kleis 
nen find fortwährend Aenderungen wahrzunehmen. Die Veränderungen, welche ber 
Menſch durch Uferbauten oder durch Eultivirung am Wüftenrande verwirkt, find 
burchweg auf einen engen Raum bejchräuft. 


295. 


Wenn fih neue Inſeln im Strome oder Flufje bilden, jo gehören 
fie, abgejehen von befondern Verträgen, dem zunächſt gelegenen Uferjtate 
zu. Entſtehen fie in der Mitte des Fluffes, fo unterliegen fie der Thei— 
lung der beiden Uferjtaten nad) der Mitte, 


Achnlihe Grundjäge Hat das römiſche und deutsche Privatrecht bezüg— 
lich des Grundeigenthums auf ber neuen Inſel ausgeſprochen (L. 7. $ 3. D. de 
adq. rer. dom, Sachſenſpiegel II. 56. $ 2). Das Grundeigenthum ift freilich 
nicht die Grundlage der Statshoheit, und die Analogie feiner Grundfäge nur mit 
Borjicht auf das Statsrecht anzuwenden. So muß für biefes ber Sa anerfannt 
werben, baß bie neue Lanbbildung innerhalb ber Grenzen eines States, auch wen 
fie nachweisbar durch Wegfhwemmung fremden Bodens bewirkt und deßhalb bem 
frühern Grumbdbefiger zu Eigenthum verbleiben würde, aus ftatsrechtlihen Gründen 
bennocd zu dem Gebiete gehört, in dem jie entiteht; denn unmöglich kann ein Stat 
fih durch bloße Erdanfpülung von bem Ufer wegdrängen und einen fremben Stat 
fih da feftjegen Taffen, bloß weil bas Eigenthum an den Erbftücden von einem zum 
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andern Ufer verfeßt wird. Wer Gigenthümer fei, ift für bie Statshoheit ganz gleich: 
gültig, und weber bie Ausdehnung feiner Macht noch bie Sicherheit feiner Grenze 
von ber Frage, wem das Grundeigenthum gehöre, abhängig zu machen. Bgl. bar 
über auh Oppenheim III 7. 

Durch Neubildung von Inſeln kann überbem bie Landesgrenze infofern er: 
weitert werben, als num von bem Ufer ber Inſel aus nad dem Meere hin der Stat 
feine Macht weiter als bisher von dem Flußufer her erfireden fan. Ein Beifpiel 
einer folhen Erweiterung duch Snfelbildbung im der Mündung des Miffifippi 
führt Bhillimore an I, 240. Der Uferftat kann, ſchon um feiner Sicherheit 
willen, nicht zugeben, baß die im Meere, d. h. auf ftatenlofem Boden entjtandene 
Inſel der freien Occupation, vielleicht einer vivalifirenden Macht offen ftehe, ſondern 
vielmehr begründet die Statshoheit über das Flufgebiet und über bie Mündung 
bes Flufjes ein natürliches Anreht auf bie Beſetzung der Inſeln, die dur Ans 
ſchwemmungen des Fluſſes in bisher freiem Meer gebildet werben. 


2. Grenzen des Hfafsgebiefs. 
296, 


Wo zwei Statsgebiete zufammenftoßen, find die Nachbarftaten ver— 
pflichtet, die Grenzlinie gemeinfam zu ordnen und möglichſt Kar zu bes 
zeichnen, 


Die Pflicht ber Grenzbeftimmung folgt aus bem friedlichen Nebeneinanberfein 
ber Staten. Jeder von beiden ift berechtigt, Bis an feine Grenze zu berrfchen und 
jeder verpflichtet, nicht darüber hinaus in das Nachbargebiet überzugreifen. Daher 
haben beide Recht und Pflicht, bie Grenze, bie fie von einander fcheidet und ihnen 
gemeinfam ift, auch gemeinfam ins Klare zu fegen. Die Analogie bes privat: 
rechtlichen judieium finium regundorum findet bier Anwendung, immerhin 
natürlich mit Berücjichtigung der Unterfchiede zwiſchen dem Grumbeigenthum ber 
Privatperfonen und ber öffentlich-rechtlichen Natur ber Gebietshoheit. Als Grenz: 
zeichen werden Markfteine ober Grenzpfähle geſetzt, Graben gezogen, eine Lichtung 
durch den Wald bergeftellt, Wälle und Mauern gebaut, jchwimmende Tonnen bes 
feftigt u. dgl. 


297. 


Wenn ein Gebirgszug die Grenze bildet zwiſchen zwei Qändern, fo 
wird im Zweifel angenommen, daß der oberfte Berggrat und die Waſſer— 
jcheide die Grenze beftimmen. 


176 . Biertes Bud. 


Die Bergzüge find fehr oft Völferfcheiden. Iſt bie Höhe bes oberſten Bergs 
grats erreicht, fo ift zugleich bie Wafferfcheide gefunden. Wie die Waffer zu Thal 
fließen, und fih ba zu Bach und Fluß einigen, jo fammelt ſich auch der Verkehr der 
Menfhen von allen umliegenden Höhen ber in dem einigenden Thal. Frühe ſchon 
haben aufgewedte Nationen das bemerkt und daher an jener Linie bie natürliche 
Grenze erfannt, 


298. 


Bildet ein Fluß die Grenze und ift derfelbe nicht in den ausfchlich- 
fihen Beſitz des einen Uferftates gelangt, jo wird im Ziveifel angenommen, 
die Mitte des Fluſſes fei die Grenze. 

Bei ſchiffbaren Flüſſen wird im Zweifel der Thalweg als Mitte 
angenommen. 


Weit öfter bilden bie Flüffe nicht die Grenze zwiſchen zwei Ländern, fonbern 
dienen zur Verbindung und zum Verkehr ber beiberfeitigen Uferbewohner, Gewöhn: 
Yich finden wir diefelbe Nation und denfelben Stamm auf beiden Ufern 
angefiedelt. Daher fließen jehr viele große Ströme und Flüffe innerhalb bes: 
felben Statsgebietsd und gehören dann zu dieſem Statägebiet. Der Nyl in 
Hegypten, ber Indus und Ganges in Indien, ber Tigris und ber Euphrat 
in Afjyrien, Medien und Perjien, der Bo in Norditalien, die Wefer und bie Elbe 
in Norbbeutichland, aber auch dev Miffifippi in ben Vereinigten Staten von 
Nordamerika u. |. f. gehörten faft in allen Zeiten meiftens auf beiden Seiten ber: 
felben Nation und bemjelben State an. Auch ber Rhein ift auf beiden Ufern 
von beutfhen Stämmen bewohnt, und bie Donau fließt durch Bayeriſches, Defter: 
reihifches, Ungarifches und Türfifches Gebiet. Aber zuweilen werben die Flüffe aller: 
dings zur Grenze benutzt zwilchen zwei Ländern, fei es weil verfchiebene Nationen 
nur bis an den Fluß famen, aber fich nicht darüber hin wagten, fei es weil haupt— 
jächlich militärifhe Gründe auf diefe Art ber Befchränfung einwirften, So zog ſich 
das jpätere römische Kaiferreich auf bie Sübfeite ber Donau unb auf bie 
MWeftjeite vom Rhein zurüd, um fich befjer gegen die Einfälle ber Germanen zu 
vertheidigen. 

Die Flußgrenze ift für die Bertheidbigung bes Gebiets infofern nütz— 
lich, als dem feindlichen Uebergang natürlihe Hinderniffe im Wege ftehen, welche 
durch bie Kriegsfunft noch verftärft werben Fönnen. Sie ift überbem infofern auch 
eine flare Grenze, als bie Ufer, als je bem einen ober andern State angehörig, 
ſcharf bezeichnet find. Aber im Uebrigen ift die Flußgrenze nit zwedmäßig, 
weil die eigentliche Grenzlinie inmitten des Fluſſes befländig verwifcht und auch 
verändert wird und wenn bie Flüffe ſchiffbar find, die Schiffahrt fich gerade auf 
ber Grenzlinie bewegt, baher die Unterfcheidung der Statshoheit während ber 
Fahrt entweder zweifelhaft wird, oder nad) andern Erwägungen als der Grenzlinie 
beflimmt werden muß. Man unterfucht baher gewöhnlich nicht, ob das Schiff cher 
dießſeits oder jenfeits der Mittellinie fi bewegt babe, wenn etwa bie gerichtliche 
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Gompetenz über ‚ein verübtes Vergehen zu ermitteln ift, fondern nimmt im Zweifel 
an, baß je nahbem das Schiff dem einen ober andern Uferftat angehöre oder aud) 
nur ba jtationirt fei, die Gerichtsbarkeit bes betreifenden Stats im Zweifel begrün— 
bet ſei. Der Thalweg ſelbſt gilt dann als eine gemeinfame Grenze Mit 
Unrecht wird er als neutral bezeichnet. Er gehört nicht feinem ber beiden, jonbern 
eher jedem ber beiden Gebiete an, joweit das überhaupt möglich it. Er wird 
baher von beiden Nationen frei zur Schiffahrt benükt, und Feiner der beiden Staten 
darf dieſen Gebrauch hemmen. Vgl. unten $ 303. 

2, Die Mitte des Fluffes kann auch von bem feften Uferrand aus be 
meffen werden. In neuerer Zeit aber zicht man bei fchiffbaren Flüffen den Thalweg 
vor, weil eben da ber Hauptfluß fich bewegt, welcher als Grenze bient. Der Auss 
druck iſt fogar in ben franzöfiich geichriebenen Friedensvertrag von Luneville vom 
9, Febr. 1801 Art. III. übergegangen: „le Thalweg de l’Adige servant de ligne 
de dömarcation* und ijt auch für die Nheingrenze zwijchen Frankreich und Deutich: 
land anerkannt. Reichsdeputationsbefhluß von 1898 $ 30, 


299. 


Die Wlußgrenze ijt infofern veränderlid, al3 der Fluß jein Bett 
und feinen Thalweg gelegentlich verändert. 

Wenn aber der Fluß fein Bett ganz verläßt und eine neue Richtung 
einjchlägt, dann bleibt das alte Flußbett die Grenze. 


Die Veränderung bes Thalwegs kann auch Fünftlih durch Waſſerbauten be 
wirft werben. Schon deßhalb, weil dadurch die gemeinfame Grenze afficirt wird, 
darf fein Uferſtat willfürlich folche Uferbanten vornehmen, welche jene Aenderung 
nach fich ziehen. Wird dagegen die Flußcorrection in wechjeljeitigem Einverftändniß 
vollzogen, jo wird unbedenklich auch ber Fünftlich veränderte Thalweg als Grenze 
anerkannt. 

Wenn der Fluß eine ganz andere Richtung nimmt und ein neues Bett gräbt, 
fo ift das nicht mehr die unvermeibliche Wandelbarkeit ber Flußgrenze, fonbern ein 
neuer Einfhnitt in das eine oder andere unzweifelhafte Statsgebiet hinein in 
Abweihung von ber bisherigen Landesgrenze. Das barf natürlich Feinen Gebiets: 
verluft des einen und Feine Gebietserweiterung des andern Stats begründen, Bol. 
Hugo Grotius IL 3. $ 16. 


300. 


Infoweit nicht die Nationalität eines Schiffes entjcheidend einwirkt, 
fteht beiden Uferjtaten eine concurrirende Gebietöhoheit (Boliceigewalt und 
Gerichtsbarkeit) über die auf der Grenzlinie Hinfahrenden Schiffe zu. 

Bol. zu $ 298. 316. 

301. 


Ebenſo wird die Mitte eines Landjees ala Grenze — or ent= 
Bluntfhli, Das Völlerrecht. 
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gegengefeßten Uferſtaten vermuthet, wenn nicht durch Verträge oder Uebung 
eine andere Grenze beftimmt ift. Daneben wird die freie Schiffahrt auf 
dem See fiir beiderlei Uferbeivohner al3 Regel anerkannt. 


Hier muß die Mitte von beiden Ufern ausgemefjen werben, ba es einen Thal: 
weg nicht gibt, ober wenigfiens derfelbe nicht ebenſo deutlich ift, wie bei Flüſſen. 


302. 


Bildet das freie Meer die Grenze des Statägebiet3, je wird ange— 
nommen, der naſſe Küftenfaum fei noch jo weit der Statshoheit unter- 
worfen, al3 die Statsmacht vom Ufer ber fich darüber erftredt, aljo auf 
Kanonenſchußweite. 

Eine genauere oder engere Grenze, wie insbeſondere die von drei 
Seemeilen von der Küſte — zur Zeit der Ebbe — kann vertragsmäßig 
oder ſtatsrechtlich beſtimmt werden. 


1. Dieſe Ausdehnung der Gebietshoheit über das feſte Land hinaus in den 
Bereich des feiner Natur nach ſtatenloſen Meeres iſt freilich nur eine beichränfte, 
feine vollftändige. Vgl. darüber unten $ 310. 322 F. Das Maß ber Ausdehnung 
ift überdem feit Erfindung ber weittragenden gezogenen Geſchütze erheblich größer ge= 
worben ; inbeffen ift biefe Erweiterung nur bie natürliche Wirkung ber gefteigerten Stats- 
madt. Anfangs mochte ber Hammermwurf, dann ber Bfeilfhuß bie engere 
Grenze bezeichnen, dann fam die Erfindung und ber große Fortfchritt der Feuer» 
waffen in einer Reihe von Abftufungen von ben unfihern und nur in furzer 
Flugbahn wirkenden erften Geſchützen bis zu der fcharf und weittreffenben gez 0: 
genen Kanone ber Gegenwart. Immer ift ber leitende Gebanfe ber: „Terrae 
dominium finitur, ubi finitur armorum vis“. 

2. Die Seegrenze von 3 Seemeilen ift z. B. in ben Perträgen zwiſchen 
England und ben Bereinigten Staten von Amerifa vom 28, Oct. 1318 
(Art. 1) und von Frankreich und England in dem Bertrag vom 2, Aug. 
1839 (Art. 9 und 10) anerkannt. Bol. Oppenheim Bölferreht II. $ 6. 
Phillimore I. 240, 


303. 

Wenn zwei Staten, welde an das freie Meer grenzen, einander fo 
nahe find, daß der Küftenfaum je des einen Stat3 in den Küſtenſaum 
de3 andern hinüberreicht, jo find fie verpflichtet, einander in dem gemein- 
famen Gebiet wechjeljeitig den Küſtenſchutz zuzugeſtehen, oder über eine 
Scheidelinie fich zu vereinbaren. 


Das Verhältniß ber beiben Uferftaten wirb bier Ähnlich wie in ben Fällen 
ber Fluß⸗ oder Seegrenze. Es tritt eine concurrirenbe Gebietshoheit ein. 


* 
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3. Oeffentliche Gewäfler. Die Weeresfreiheit. 


304. 


Das Meer ift von Natur zur Sonderherrichaft ungeeignet und dem 
gemeinen Gebrauch aller Nationen geöffnet. Das Meer ift frei. 
- An dem offenen, freien Meer ift feine Gebietshoheit eines einzelnen 
States oder mehrer verbundener Staten möglich und zuläffig. 


Noch im fiebzehnten Jahrhundert verfuchten es einzelne Staten, fi eine 
ausſchließliche Seeherrſchaft über beftimmte Meere anzumaßen und 
andern Nationen bie Schiffahrt ober Fiſcherei dafeldft zu verbieten. So z. B. Por: 
tugal und Spanien in ben Oft: und Weftindifchen Meeren unter Berufung auf bie 
Verleihung bes Papftes. Auch England behauptete ein befonderes Recht auf bie 
Meere zu haben, welche die britiſchen Inſeln umfließen. Gegen biefe Anmaßung 
erhob fih Hugo Groot im jeiner berühmten Schrift „mare liberum“ (Utrecht 
1609) mit wifjenfhaftlihen Gründen. Dem heutigen Nechtsbewußtjein ber Menſch— 
heit ift bie Freiheit bes Meeres von jeder Statsherrfhaft nicht mehr zweifelhaft; 
und bie ſeefahrenden Völker üben biefe Freiheit in allen Richtungen unangefochten 
aus. In Folge deſſen ift ber größere Theil der Erboberflähe allen Völkern 
gemeinfam und bient jo bem menſchlichen Verkehr. 


305. 


Das heutige Völkerrecht geftattet nicht mehr die Abſchließung eines 
Meeres von dem Weltverfehr, welches von Natur oder durch menjchliche 
Cultur der Schiffahrt zugänglich und mit der offenen freien See verbun- 
den ijt, au) dann nicht, wenn jene! Meer von einem Statögebiet um 


ſchloſſen ift. 


In alter Zeit war biefe Negel noch nicht anerfannt. Die Phönizier und 
Karthager betrachteten bag mittelländifche Meer großen Theils als ihre See, 
ebenfo fpäter bie Römer. Dänemark machte eine Zeit lang ähnliche Anſprüche ber 
Herrichaft über das Baltifhe Meer; die Republit Venedig wollte im Abriati— 
hen Meer allein herrſchen, bie Republit Genua im ligurifhen Meer, bie Türfei 
behauptete, daß das Aegäijhe wie das Marmarameer ihr Eigenthum- fei, 
Rußland. weigerte fremden Nationen bie Seefahrt auf dem fhwarzen Meer, 
Alle diefe Prätenfionen mußten ſchließlich der fteigenden Anerfennung ber Meeres: 
freiheit weichen. Durch bie Pariſer Eongreßacte von 1856 Art, IH. ift ber Satz 
ausgeiprochen worben: „La mer Noire est neutralisde, ouverte & la marine mar- 
chande de toutes les nations*, 

2» 
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306. 


Gejchlojfene Meere werden nur injofern anerkannt, als fie für die 
Schiffahrt vom offenen Meer her unzugänglih und von dieſem völlig ab- 
getrennt find. Diejelben find dann ähnlich, wie die Binnenjeen mit jühem 
Waſſer, der Statshoheit unterworfen. 


Ein von jeher anerkanntes Beijpiel ift das Todte Meer in Syrien. An 
dem Kaspiſchen Meer begegnen fich verfchiedene Nationen und Staten, aber eine 
Berbindung mit dem Weltmeer ift nicht da. Die Möglichkeit, daraus ein Rufjiiches 
Meer zu machen, liegt daher nicht fehr ferne. 


307. 


Auf offenem Meere ift ſowohl die Schiffahrt al3 die Fiſcherei für 
alle Nationen und für Jedermann völlig frei. 


Die Schiffahrt ift zunächft als Handels: und Verkehrsſchiffahrt frei. 
Eben für den Weltverfehr ift das Meer offen. Neben ber Schiffahrt zum Verkehr 
fommt als zweite Hauptnußung bes Meeres bie Fiſcherei in Betracht. Auch in 
biefer Hinficht hat Fein Stat ein Recht, für feine Fifcher ein Privilegium anzufpres 
jhen und bie fremden Fiſcher davon auszufchliegen. Die reihen Schätze bes Meeres 
find ber ganzen Menfchheit offen. Noch im achtzehnten Jahrhundert maßte fich bie 
Krone Dänemark das ausfchliegliche Necht der Fijcherei an in ben Gewäſſern ber 
Norbdfee in der Nähe von Island und Grönland und gerieth barüber mit ben 
Bereinigten Staten ber Niederlande in Streit. Auch bie Beſchränkung dieſes Rechts 
auf 15 Seemeilen von ber Küſte weg, welde bie däniſche Regierung ſchließlich zu— 
geftand, it durchaus ungenügend und wurde von ben andern Staten nicht anerkannt. 
Sn unjern Jahrhundert entjtand wiederholt Streit zwifchen England und ben Ber: 
einigten Staten von Nordamerika über bie ergiebige Filcherei in ben Gewäſſern von 
Neufundland. Ein Vertrag vom 2. Auguft 1839 geftand ben Amerifanijchen 
Fildern die Fiſcherei zu bis auf drei Meilen von der Küfte. Bol. darüber Phil— 
limore L 189 fi. 


308. 


Das Recht der freien Schiffahrt auf offenem Meere wird nicht vers 
legt, jondern nach Umftänden geſchützt durch völferrechtliche Beſchrünkungen 
der Kriegsmarine in bejtimmten Meeren. 


Ein Beifpiel ift die Beſchränkung der Zahl der Ruſſ iſchen Kriege 
Ihiffe im ſchwarzen Meer, welche ber Rariferfriede von 1856 angeorbnet hat, 
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309. 


Einer bejchränften Gebietshoheit unterworfen find; 
0) der das Land beſpülende Küſtenſaum (8 — 
AR) die Sechäfen, 
30) die Meereseinbrüche, 
7) Heinere zwifchen zwei Vorfprüngen des Landes gelegene Buchten. 


Die nahe Beziehung folcher Theile des Meeres zum Lande und zum Stat 
rechtfertigt eine relative Ausdehnung der Gebietshoheit. Diefelben werden als Zus 
gehörigfeit des Landes betrachtet, deſſen Macht und Schuß ſich darüber erftredt. Die 
Sicherheit des States und feiner Rechtsordnung ift dabei jo offenbar intereffirt, daß 
der gewohnte Mapitab ber Kanonenjchußweite bei Buchten nicht immer als genügend 
erachtet wird. Indeſſen ijt diefe Ausdehnung doch nur da zuzugeſtehn, wo ihre 
Gründe wirffam find und nicht wo der Umfang der Bucht ſich weiter erfiredt, und 
lediglich als Theil des ofjenen Mecres erfcheint, wie 3. B. in ber Hudſons-Bai, 
und in bem Meerbufen von Merico. Unbeitritten ijt die Seeherrſchaft Enge 
lands zwiichen der Inſel Wight und ber Englifchen Kiüfte, aber Feineswegs gutzu— 
beißen in bem ganzen Kanal oder in dem Meer zwifchen England und Irland, 
wenn gleich der englilche Abmiralitätehof die Lehre von den „Engen Meeren“ 
(Narrow Seas) oft mit Erfolg über Gebühr ansdehnte und große Stüde des 
offenen Meeres als jogenannte „Königsfammern“ (King’s chambers) in Be: 
ſchlag zu nehmen verfuchte, Ebenſo kann die Herrichaft dev Türfei über die Meer: 
engen ber Darbanellen und bes Bosphorus nicht bezweifelt werben, wenn 
gleich das neuere Völkerrecht für bie freie Schiffahrt auch durch er Meerengen 
ins jchwarze Meer forgt. 


310. 


In Folge dieſer beichränften Gebietshoheit iſt der Stat berechtigt, 
alle zum Schutze feines Gebietes und feiner Rechtsordnung nöthigen Maß— 
regeln auch über diefe Theile des Meeres auszudehnen, policeilihe Anord- 
nungen zu treffen bezüglich der Schiffahrt und der Fiſcherei, aber er ift 
nicht berechtigt, im Frieden die Durchfahrt oder die Benugung diefer Ges 
wäſſer für die Schiffahrt willkürlich zu unterfagen oder mit Steuern zu 
beſchweren. 


So kann der Uferſt at im Intereſſe ſeines Zollſyſtems die fremden Schiffe 
anweiſen, nur an beſtimmten Stellen zu landen und ſich des Verkehrs mit den 
Küſtenbewohnern zu enthalten, im Intereſſe der Sicher heit die Annäherung von 
bewaffneten Schiffen verhindern u. ſ. f. Selbſt Verbote ber fremden Fiſcherei 
kommen hier noch vor und werden anerkannt. Die Regulirung der Fiſcherei in 
dieſen Gewäſſern iſt ganz unbedenklich. 
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2, Eine jehr ftarfe und im Grunde ungerechte Benugung ber Seeherrichaft 
geſchah durch Dänemark, indem es während Jahrhunderten im Beſitz ber beiden 
Erdzungen, welhe den Sundpaß einengen, auf ber einzigen Fahrftraße aus bem 
baltifhen Meere in die Nordſee ben fogenannten Sundzoll erhob. Den mittel: 
alterlichen Rechtsanſichten war dieſe Zollerhebung nicht ebenfo anftößig, wie bem 
mobernen Rechtsbewußtſein. Die europäiſchen Staten lieben ſich daher biefe Belä— 
fligung gefallen und fuchten nur durch ‚Verträge eine weitere Erſchwerung zu ver: 
hüten. Erſt der ofjene und entſchiedene Widerſpruch ber Vereinigten Staten von 
Amerika nöthigte Dänemark über Ablöfung bes Sundzolls zu verhandeln. Seit bem 
Jahr 1857 ift nun dieſe Beſchwerde der Schiffahrt von ben übrigen Staten vertrags: 
mäßig Tosgefauft und bie freie Schiffahrt am 1. April 1857 hergefiellt worben. » 


311. 


Die Ströme und Flüffe gehören, wenn fie innerhalb eines Landes 
fließen, zu dem Statsgebiet des Landes, wenn fie zwiſchen zwei Staten 
die Grenze bilden, im Zweifel je zur Hälfte bis in die Mitte den beider- 
feitigen Uferftaten zu. 


Bol. oben zu Art. 298. 
312, 


Shiffbare Ströme und Flüſſe, melde das Gebiet mehrerer Staten 
durchfließen, begründen ein gemeinfames Recht und Intereſſe aller dieſer 
Etaten an der georbneten und freien Benußung derjelben zur Schiffahrt. 

Jeder der betheiligten Staten iſt verpflichtet, auf feinem Gebiet ſo— 
wohl für die Offenhaltung des Fahrweg: für die Schiffe al3 für den 
Unterhalt der Leinpfade zu forgen. 


68 ift bad einer ber wenigen Fortjchritte, welche bie Entwidlung bes Völker: 
rechts hauptſächlich auf Betrieb des Preußiſchen Gefanten Wilh. v. Humboldt 
ben Verhandlungen bes Miener Congreffes verdankt. Die Wiener Congreßacte 
von 1315 Art. 108 Tautet: „Les Puissances, dont les &tats sont séparés ou 
traversös par une même riviere navigable, s’engagent Aregler d’un commun 
accord tout ce qui a rapport à la navigation de cette riviere, Art. 113, 
Chaque état riverain se chargera de l’entretien des chemins de halage qui 
passent par son territoire et des travaux ne&cessaires pour la m&me &tendue 
dans le lit de la riviere, pour ne faire &prouver aucun obstacle à la navi- 
gation“. Der Fluß bildet ein natürliches Band, welches die Länder verbindet, die er 
durchfließt. Sein Gewäſſer ergibt fich nicht völlig der Sonberherrjchaft eines Sta— 
tes, es fließt weiter, unbefümmert um bie flatliche Grenze. Es bient baher auch ber 
gemeinfamen Schiffahrt, foweit ber Fluß ſchiffbar if. Es ift nur eine Ans 
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erfennung biefer natürlichen Verhältnifje, wern bie Rechtsorbnung biefen Zufammens 
bang und biefe Gemeinſchaft ſchützt, und nicht geflattet, daß einer der Uferſtaten eins 
jeitige Hemmniſſe bereite, ſondern vielmehr alle Uferftaten verpflichtet, zur Erhaltung 
ber Schiffahrt bie nöthigen Maßregeln (3. B. Reinigung bes Flußbetts, Herftellung 
ber Reckwege und Leinpfabe) anzuordnen. 


313, 


Die Fluß- und Schiffahrtspolicei ſoll, ſoweit ſie gemeinſame Inter— 
eſſen betrifft, auch gemeinſam nach denſelben Rechtsgrundſätzen geordnet 
werden. Ausnahmen erfordern eine beſondere Begründung. 


„Reglement pour la libre navigation des rivieres. Art. II. La navi- 
gation dans tout le cours des rivieres indiqu6es —; du point oü chacune 
d’elle devient navigable jusqu’a son embouchure, sera entiörement libre et 
ne pourra, sous le rapport du commerce, ätre interdite A personne, en se 
eonforment toutefois aux röglements qui seront arr&öt&s pour sa police d’une 
maniere uniforme pour tous, et aussi favorable que possible au commerce de 
toutes les nations, Art, III. Le syst&me qui sera &tabli, tant pour la per- 
ception des droits que pour le manitien de la police, sera, autant que faire 
se pourra, le möme pour tout le cours de la riviere, et s’ötendra aussi, à 
moins que des circonstances particuliöres ne s’y opposent, sur ceux de ces 
embranchemens et confluens qui dans leur cours navigable s&parent ou tra- 
versent differens &tats.* 


314. 


Wenn die jhiffbaren Ströme oder Flüſſe mit dem offenen Meer in 
Berbindung ftehen, jo find diejelben den Schiffen aller Nationen im Frie— 
den offen zu halten. Die freie Schiffahrt darf nicht zum Nachtheil ein= 
zelner Nationen gehemmt, noch ungebührlich beläftigt werden. 


Die Wiener Congreßacte ſprach dieſen Grundfaß zunächſt nur für bie 
europäiſchen Flüffe und nur unter ber Vorausjegung aus, daß ein Fluß durch 
zwei ober mehrere Statsgebiete fließt. Art. 109. „La navigation dans 
tout le cours des rivieres indiquses dans l’article pröcddent sera entiörement 
libre.* Aber ganz biefelben Gründe, welche bie freie Flußſchiffahrt in Europa als 
völferrechtliche Forderung rechtfertigen, finden auch aufbie amerikaniſchen Ströme 
und in allen Welttheilen Anwendung. Das neue völferrechtliche Princip muß alfo 
allmählich überall zur Geltung gebracht werben. Sodann iſt die Beichränfung bes 
Grunbjakes auf bie fogenannten Gemeinflüjfe befhalb unbaltbar, weil bie 
Schiffahrt auf diefen nicht bloß für die Schiffe ber Uferftaten, jondern für ben 
Weltverkehr frei ift und nicht einzufehen iſt, weßhalb bie zwei ober mehreren 
Uferftaten verpflichtet jein ſollen, fremde Schiffe zugulafjen, während ein einzelner 
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Flußſtat diefelben an ber Einfahrt verhindern Könnte, Der Cine Stat, befjen Ges 
biet ber Fluß allein durchfließt, kann nicht mehr Nechte und Feine größere Herrſchaft 
haben, als bie niehreren Uferftaten an einem Gemeinfluffe zufammen. Es gibt kei— 
nen innern Grund, weßhalb für fremde Nationen die Schiffahrt auf bem Rhein 
freier fein follte, als auf ber Themfe, jonjt müßte man zu ber unfinnigen Schluß: 
folgerung kommen, ba die Einigung eines ganzen Flußgebietes, das früher un— 
ter mehrere Statem getheilt war, in Einem Statsgebiete bie Auf: 
hebung der freien Echiffahrt für fremde Nationen nad) fich zöge, bie zur Zeit ber 
Dielftaterei als Völkerrecht gegolten hatte. So war z. B. ber Mifjifippi früher ein 
Semeinftrom und ift jet ganz in dem Gebiet ber Vereinigten Staten. Gbenfo ift 
nun der Po ein italienischer Fluß, ber früher ein Gemeinfluß gewejen war. Die 
Freiheit der Weltichiffahrt auf diefen Flüffen gründet fich nicht auf die Betheiligung 
mehrerer bejtimmter Staten an bem Flußufer und ber Flußhoheit, jondern auf ben 
Aufammenhang des Flujjes mit dem freien Meer und auf die Verbindung ber Ge: 
wöäjjer, welche den Berfehr der Menſchen vermitteln. Die ind Meer mündenden 
Ströme ſammt ihren Nebenftüffen, welche fie während ihres Laufes aufnehmen, ges 
hören, foweit der Weltverfchr fich darauf bewegt, zum Meer und es wirkt 
bejjen Freiheit auf ihre Freiheit zurüd, 


315. 


Es dürfen nur ſolche Gebühren der Benußung der dem Weltverfehr 
offenen Gewäſſer auferlegt werden, welche als Gegenleiftung für die Ans 
ftalten, Werfe und Arbeiten zu rechtfertigen find, für welche der Stat im 
Intereſſe der Schiffahrt und eines geordneten Zuftandes forgt. Ebenjo 
dürfen die Vorjchriften über Stapel- und Landungspläße nicht dazu miß— 
braucht werden, durch Nöthigung zum Anlanden und Umladen die Schiff: 
fahrt zu erſchweren. 


Nur allmählich gelingt e8, dieſe Folge des Princips ber freien Schiffahrt zur 
Geltung zu bringen und bie zahlreichen Laften, womit bie mittelalterliche Landes: 
hoheit ben Berfehr bejhwert hat, abzuſchütteln. Einzelne Beſtimmungen bezüglich) 
ber Gemeinflüffe hat wieder die Wiener Congrefacte. Art. III: „Les droits 
sur la navigation seront fix&s d’une maniöre uniforme, invariable et assez 
ind&pendante de la qualit& diff&rente des marchandises pour ne pas rendre 
nöcessaire un examen detaill& de la cargaison autrement que pour cause de 
fraude et de contravention. — Le tarif une fois r&gle, il ne pourra plus ötre 
augmentö que par un arrangement commun des &tats riverains ni la navi- 
gation grevee d’autres droits quelconques, outre ceux fixds, dans le rögle- 
ment,* Art, 114: „On n’etablira nulle part des droits d’&tappe, d’&chelle ou 
de reläche forc&e.* Gelbjtverftändlih ift die Erhebung von Waarenzöllen 
eine ganz andere Angelegenheit und hat grunbjäglich mit der financiellen Belaftung 
ber Schiffahrt nichts zu ſchaffen. 
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316. 


Die Binnenfeen gehören ebenjo dem Statsgebiete zu, von dem fie 
umjchloffen werden. Liegen diefelben zwilchen mehreren Staten, jo werden 
fie analog den Strömen behandelt. Abgeſehen von bejondern Verträgen 
und Verhältnifjen breitet jeder Uferitat feine Statshoheit vom fer aus 
bis in die Mitte des Sees. Die Venugung des Sees iſt jedoch gemein= 
jam für die Schiffahrt aller Uferbewohner und wenn der See mit dem 
Meere in ſchiffbarer Verbindung steht, auch für die Schiffahrt aller 
Nationen. 


Die Binnenfeen find gewöhnlih nur ausgebreitete und in Folge der Aus: 
breitung ruhig geworbene Zlußbeden. Daher ift das Flußrecht auf diefe Seen analog 
auszudehnen, und der Zufammenhang mit Fluß und Meer wohl zu beachten, ine 
Abgrenzung der Mittellinie ift freilich hier noch jchwieriger als auf Flüſſen und man 
ijt aus practiichen Gründen genöthigt, eine concurrirende Gewalt leichter zu: 
jugeftchen oder bie Nationalität ber Schiffe zu berüdjichtigen,. Vgl. oben zu $ 300. 


4. Schiffsrecht. 
317. 


Die Schiffe werden als ſchwimmende Gebietstheile des Landes bes 


trachtet, dem ſie nach ihrer Nationalität angehören und deſſen Flagge fie 
zu führen berechtigt find. 


Die völferrechtlihe Annahme, daß die Schiffe, welche von dem Lande ber, 
welchem fie angehören, auf bie offene See binausfahren, gleihfam wandernbe 
ober ſchwimmende Theile des Territoriums feien, ift fchon ziemlich alt, 
und bat einen natürlichen Grund in bem fortwirfenden nationalen Zuſammen— 
hang des Schiffs mit dem Land, dev in der Flagge ſymboliſch bdargeftellt wird, in 
dem Schußbebürinig des Schiffs gegen feindliche Angriffe und im der Ausdehnung 
der nationalen Macht und bes nationalen Verkehrs durch die Kriegs: und Handels: 
marine. Daher ift es auch jehr wichtig, die Nationalität der Schiffe Far zu flellen. 
Die englifhen Juriſten fträubten fi einige Zeit gegen die Anerkennung jenes Satzes 
bezüglih der Handelsfchiffe. Für Kriegseſchifſe war diefelbe unvermeidlich, weil 
in dem Kriegsſchiff die beſtimmte Statsmacht bandgreiflich fühlbar war. 
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Aber bie Angehörigkeit ber Handelsichiffe an ben Stat, beffen Flagge fie führen, 
ift ebenfo unzweifelhaft. 


318, 


Wenn die Schiffe auf offener See fahren, jo erftredt ſich die Gebiet3- 
hoheit ihres States ungehemmt auf den Bereich der Schiffe und den Theil 
de3 Meeres, in welchem das Schiff ich gerade befindet. 


Eine bloße Folge diefes Sapes ift die Begründung ber ſtatlichen Gerichte: 
barkeit in allen Vergehensfällen, welche fi während der Seefahrt ereignen, und 
bie Ausſchließung einer fremden Gerichtsbarkeit. Das gilt aber nicht bloß von Ber: 
geben, bie innerhalb bes Schiffes, fondern auch von foldhen, welche etwa von ſchwim— 
menden Schiffsgenoſſen um basfelbe her verübt worden find. 


319. 


Wenn aber die Schiffe in ein fremdes StatSgebiet einfahren, indem 
fie in einem fremden Seehafen Anker werfen oder einen Strom oder Fluß 
befahren u. dgl., jo werden fie.der fremden Statshoheit jo lange unter: 


geordnet, als fie fi in deren Bereich aufhalten. 


Die fremden Schiffe können fich fo wenig als fremde Reifende der Statshoheit 
entziehen, in deren Herrichaftsbereih fie gefommen find. Es gibt feinen Grund, 
biefe Statshohelt innerhalb ihres Gebiets zu hemmen, und fremben Schiffen Im— 
munitätsrechte zuzugeftehen. Die Policei des Hafenftats erfiredt ſich daher über 
alle fremde Schiffe im Hafen und die Gerichte besfelben find competent zur Ber: 
waltung ber Rechtspflege, auch wenn bie Schiffslente Streit unter einander haben 
oder ein Vergehen verüben, weil diefelben fih innerhalb dieſes Statsgebiets 
befinden. 


320. 


Indeſſen wirkt die Unterordnung der Schiffe und ihrer Mannjchaft 
unter ihre nationale Statsgewalt infoweit fort, al3 entweder das Bölfer- 
recht diejelbe verlangt oder die Statögewalt des Aufenthaltsorts dieſelbe 
gewähren läßt. Die Gonfuln vermitteln jene Unterordnung unter Die 
nationale Statshoheit. == 


Bl. oben $ 260. Die franzöfiihe Jurisprudenz erfennt die fremde 
Gerihtsbarkeit in den Fällen an, wo ledigli unter ben fremden Schiffs: 
leuten Streit if, ohne daß berfelbe die gemeine Orbnung und ben Frieden ge: 
fährbet, und ebenfo in Disciplinarfällen ber Shiffsmannfhaft. So: 
gar als ein Matroſe des amerikanischen Schiffs The Sally im Hafen von Marſeille 
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von einem Schiffsofficier verwundet wurde, weil er ben Befchlen deſsſelben nicht fols 
gen wollte, überließ ber Statsrath (1806) die Beurtheilung bem amerikaniſchen 
Conſul. Phillimore IL 349. Das Gutachten bes Statsraths vom 20. Novbr. 
1806 ſpricht darüber folgende Grundfäße aus: Considerant qu’un vaisseau neutre 
ne peut ötre indöfiniment considör6 comme lieu neutre et que la protection 
qui lui est accordée dans les ports frangais ne saurait dessaisir & la juri- 
diction territoriale, pour tout ce qui touche aux interäts de l’&tat. — Qu’ainsi, 
le vaisseau neutre admis dans un port de l’&tat est de plein droit soumis 
aux lois de police qui r&gissent le lieu oü il est regu. — Que les gens de 
son &quipage sont 6galement justiciables des tribunaux, du pays pour les 
delits qu’ils y commettraient, môme à bord, envers des personnes &trangöres 
à l’Eequipage, ainsi que pour les Conventions civiles qu’ils pourraient faire 
avec elles; — Mais, que si jusque-lä, la juridietion territoriale est hors de 
doute, il n’eu est pas ainsi à l’&gard des delits qui se commettent à bord 
du vaissau neutre de la part d’un homme de l’ö&quipage; — Qu’en ce cas, 
les droits de la puissance neutre doivent &tre respectes, comme s’agissaut 
de la discipline interieure du vaissau, dans la quelle l’autorit& locale ne 
doit pas s’ingerer, toutes les fois que son secours n’est pas réclamé ou que 
la tranquillit& du port n’est pas compromise. 


321. 


Ausnahmsweije gelten al3 exterritorial und von der einheimijchen 
Statsgewalt befreit = 
8) fremde Schiffe, welche ſouveräne Perfonen oder fremde Geſante 
an Bord Haben und zu deren ausſchließlicher Verfügung find, 
($ 150. 152), 
2b) fremde Kriegsschiffe, infofern fie mit Erlaubnig des States in 
deſſen Eigengewäſſer eingelaufen find. 


1, Die erfte Ausnahme ift nur eine Anwendung der regelmäßigen Erterritos 
rialität ber Souveräne und Gefanten und reicht eben deßhalb nicht über bie fonftis 
gen Grenzen berjfelben hinaus. Wenn 3. B. ein Souverain oder Gefante nur ein 
Poſtſchiff bemupt neben andern Paffagieren, fo befchränft fich feine Immunität 
und Erterritorialität mur auf die Räume, bie er mit feinen Gefolge und feinen 
Efjeften in Beſchlag genommen hat. 


2. Die Erterritorialität ber Kriegsfchiffe beruht noch weniger auf einer 
naturrechtlichen Nöthigung als die Erterritorialität der Souveräne, fondern ift ein 
Zugejtändnig, welches die Seeftaten einander wechfelfeitig und der Völferfitte gemäß 
gewähren, und hat feinen Grund nicht bloß in ber gegenfeitigen Freundlichkeit, fons 
bern vielmehr in ber Schwierigkeit und Gefahr, die Örtliche Rolicei: und Statsgerwalt 
gegenüber der wohl bewaffneten fremden Schiffsmannfchaft thatjächlich gelten zu ma— 
hen. Die Grundbedingung dieſes Zugeftändniffes ift aber immer die, daß bem frems 
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ben Kriegsfchiff ber Einlauf in bas Eigengewälfer erlaubt worben ift, 
ebenfo wie die Privilegien fremder Souveräne im Inland bie freiwillige Aufs 
nahme berjelben vorausſetzen. Diele Befreiung von ber Ortsgerichtsbarkeit und 
Ortspolizei bezieht ficdh aber nur auf die Ordnung im Schiff und findet wieber ihre 
natürliche Grenze, wenn etwa von dem Schiffe aus rechts: oder orbnungswidrige 
Handlungen gegen die übrigen Schiffe ober die einheimische Bevölkerung verübt 
würden. In biefem Falle ift die Ortsbehörbe vollfommen berechtigt, bie zum Schuße 
bes Hafens nöthigen Mafregeln zu ergreifen, nöthigenfalls auch das fremde Kriegs: 
fchiif ans dem Hafen wegzuweifen. Ebenſo wenn die Mannfchaft bes Kriegsſchiffs 
auf dem Lande Vergehen verübt, kann diefelbe ber einhe imiſchen Geridtsgewalt 
unterworfen werden, Indeſſen ift in folchen Fällen dem Gommandanten bes fremden 
Kriegsichiiis ohne Verzug Anzeige zu machen und ein Einverftändnig über bie weis 
tere Berfolgung und Beftrafung der Schuldigen, fei e8 durch die Ortsgerichte, ſei es 
durch die Juſtiz des fremden Kriegsichifis zu verfuchen. Die firenge Gonfeguenz des 
Rechts jpricht für die Anwendung der Landbesgerihtsbarfeit, aber bie Rück— 
ficht auf die Völferfitte und die freundlichen Beziehungen zu ben auswärtigen Staten 
empfiehlt öfter eine Ausdehnung ber fremden Marinegerihtsbarkeit. 


322, 


Schiffe, welde bloß durch den Küſtenſaum eines fremden States 
hindurch fahren, werden der Statshoheit des Küftenftates nur in fo weit 
vorübergehend unterworfen, als fie die militärifchen und policeilihen Ord— 
nungen beachten müfjen, welche derjelbe zum Schuß feines Gebietes und 
der Küſtenbewohner fir nöthig erflärt hat. 


Vol. oben $ 302. 310. Die Gerihtsbarfeit des Küſtenſtats er: 
ſtreckt ſich in der Regel nicht anders auf diefen Küftenfaum, als ſoweit die Hand: 
habung der Militäre und Policeihoheit bas nöthig macht. In allen übri: 
gen Beziehungen wird das Schiff betrachtet, ala wäre c8 auf offener See, d. h. ala 
ein ſchwimmender Theil feines nationalen Stats. 


323. 


Die fremden Schiffe haben fi) der Hafenordnung und insbejondere 
den jeepoliceilichen VBorfchriften über Lootſen, Remorqueurs, und den gejund- 
heitspoliceilichen Anordnungen der Hafenobrigkeit zu fügen. 

Bei diefen Verordnungen find jedoch die verjchiedenen jeefahrenden 
Nationen nach denjelben Rechtsgrundſätzen zu behandeln. 

Der erfte Sag ijt eine Folge des in $ 319 ausgefprocdhenen Principe. 


Dahin gehören die Vorfchriften über die Signale der Annäherung, über 
bad Anlegen ber Schiffe, Feſtmachen berfelben, Feuer an Bord, bie La: 
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ternen, bie Benutzung ber Hafenanftalten, aber auch bie Verordnungen 
ber Sanitätspolicei zur Abwehr von anſteckenden Krankheiten, je nad Umftäns 
ben bie Nöthigung zu ben Gontumazanflalten, 

Der zweite Satz ſchützt das allgemeine Recht des Weltverfehrs gegen ben 
Mipbraud ber Policeigewalt zum Ausihluß einzelner Nationen, 


324. 


zufeßen, unter denen er die Angehörigkeit (Nationalität) jeiner Schiffe 
erfennt, diejelben ermächtigt, jeine Flagge zu führen und fie unter feine 
Schub nimmt. 


Zunächſt iſt es das Recht eines jeden States, die Bedingungen = 


Mie e8 offenbar die Sache des Statsredts ijt, die Bedingungen fefizus 
jeßen, unter benen ein Stat einzelne Perfonen und Familien in feine Statsgenoffen- 
ſchaft aufnimmt, jo füllt ebenfo in ben Bereich des Statsrechts auch bie Feitfekung 
ber Bedingungen, unter benen ein Stat bie Schiffe als ſtatsgenöſſig anerkennt. 
Die Flagge iſt das Symbol und Kennzeihen dieſer Angehörigfeit zu 
einem beflimmten State. Indeſſen jo einleuchtend jener Rechtsſatz ift, fo wird er 
doch noch nicht vollſtändig anerkannt. 

Auch die Wahl der Flagge ift zunächſt Sade bes betreffenden Stats 
und nur infofern völferrechilich beſchränkt, als nicht eine bereits vorhandene Flagge 
gewählt werden barf, Die Flagge ſoll die verſchiebenen Nationen barftellen und 
unterſcheiden. Vgl. oben $ 82. 


325. 


Auch den Binnenftaten, nicht bloß den Küſtenſtaten fteht das Recht 
zu, nationale Schiffe zu Haben und eine nationale Flagge zu führen. 
Dagegen wird da3 Recht der freien Schiffahrt und der nationalen Ylagge 
nur denjenigen Völkern zugeftanden, welche ihrerſeits die völferrechtlichen 
Pflichten anerkennen. 


Wie alle Nationen an dem Welthandel Theil haben, fo Gaben auch alle 
an ber freien Weltfchiffahrt Theil. Es beſteht kein Rechtsgrund, um irgend eine 
Nation zu nöthigen, fich für ihren Handel fremder Schiffe zu bedienen, flatt eigene 
dazu zu verwenden. Wenn in neuefter Zeit in ber Schweiz ber Vorſchlag einer natios 
nalen Flagge gemacht wurde, fo können Feinenfalls Nechtsgründe ber Annahme dies 
jes Vorfhlags im Wege ftehen. Nur die Zwedmäßigfeit einer derartigen Neuerung 
kann in Frage kommen, und je nad) politifchen Erwägungen kann fie verjchieden 
beurtheilt werben. 

Dagegen wird ben Schiffen bar bariſcher Stämme, welde bie Sicherheit 
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bes Welthandels und ber civilifirten Schiffahrt gefährden, Fein Recht ber freien 
Schiffahrt zugeftanden und werben biefelben auch auf offener See nicht geduldet. 

Zuweilen wird bie Flagge nur von einzelnen Stäbten geübt, fogar zum 
Unterfchiebe von der Lanbesflagge, wie 3. B. die Flagge von Roftod ſich von ber 
Medlenburgifchen unterſcheidet. Indeſſen ift das eher ein Ueberreſt mittelalterlicher 
Auftände, als eine Erſcheinung bes modernen Lebens und jedenfalls bedarf ber be: 
fondere Gebraudh einer ſtädtiſchen Flagge ber Erlaubniß und Anerfennung bes 
States, weldem bie Stadt zugebört. Völkerrechtlich ſtehen doch nur bie Staten 
miteinander in unmittelbarer Verbindung. 


326. 


Zum Beweije der Nationalität dienen die öffentlich beurfundeten 
Schiffspapiere, welche von dem Schiffscapitän nöthigenfalls vorzuweiſen find. 


Als folhe Shiffspapiere find in Hebung: 


a) ber Beilbrief, ein Zeugniß über den Bau und das Signalement bes 
Schiffs. Er gibt Auſſchluß über die Herkunft (Bauart), das Baus 
material, bie Größe und den Namen bes Schiffs, und dient auch dazu, 
bie Identität bes Schiffs erfenubar zu machen. 

b) ber Seebrief oder Seepaß, eine Legitimation zur Seefahrt unter 
nationaler Flagge. Derſelbe ift meiftens auf ben Namen bes Schiffs: 
führers (Capitäns) ausgeftellt ; 

e) ein Eigenthumscertificat bes Rheders; 

d) die Mufterrolle (rolle d’&quipage), Verzeichniß über die Schiffe: 
mannjhaft und beren Nationalität. 

Es können aud in Einer Urkunde bie meiften oder alle vorgenannte Zwecke 
zuſammen berüdfichtigt werden. Das Einzelne gehört nicht ber wölferrechtlichen, 
fondern ber ſtatsrechtlichen Beitimmung zu. Nur die Nothwendigfeit einer 
authentiſchen Beurkundung der Nationalität ift völferrechtlich notwendig. 


327. 


| Nach bisheriger Uebung jegen auch die Seemächte ihrerjeit3 die Be: __ 
dingungen feſt, unter melden fie die Nationalität fremder Schiffe innerhalh 
ihres Gebietes (in Seehäfen und Flüfjen) anerfennen. Es darf das aber 
nicht in jo befchränfender Weile gejchehen, daß dadurch der freie Schiffahrt3- 
verfeht einer fremden Nation unmöglih gemacht oder ungebührlich er- 
ſchwert ſind. 


Die gegenwärtigen Hafenordnungen gerade ber großen Seemächte 
find noch nicht ganz von dem engherzigen Geifle ber frühern Ausſchließung ber 
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fremben Schiffe und ber Begünftigung ber eigenen Schiffe befreit. Man wollte jenen 
bo noch ben Verkehr erfchweren, wenn gleih man benjelben nicht mehr verhindern 
wollte, Die englifche zur Zeit ber Nepublit unter Cromwell erlafine Navi: 
gationsacte, damals für die Entwidlung der englifchen Marine nüglich, war aus: 
ſchließlich in dem Sonberintereffe ber euglifchen Rhederei und Schiffahrt erlaſſen. 
Andere Staten ahmten biejelbe nad) und fo hinderte jeber hinwieder ben andern in 
ber freien Thätigkeit. Die neuere englilde Navigationsacte vom 
29. Juni 1849 befeitigt einen Theil ber alten Schranken, aber forbert immer noch 
Nationalität des Schiffscapitäns und von % der Mannichaft, wofür es feine zureis 
chenden Rechtsgründe gibt, Es ift nicht einzufehen, weßhalb ein nationaler Rheder 
nicht auch einen Fremden als Capitän oder fremde Matrofen anftellen dürfte, indem 
bie Nationalität einer Fabrik oder einer Handelsfirma auch feinen Abbruch erleidet, 
wenn fremde Techniker, Commis und Arbeiter von berfelben befchäftigt werben. Dies 
jelbe weitgehende Forderung hat die franzöfiihe Geſetzgebung. Die Bereinigten 
Staten von Nordamerika fordern bie Nationalität von % der Mannfchaft, Ruf: 
Tand dagegen nur X, und Preußen jieht ganz ab von diefem Erforbernig. Schon 
biefe Vergleichung zeigt, wie willfürlih biefe Beichränfung if. Am liberalften ift 
das Preußiſche Seeredht, weldes nur Angebörigfeit bes Eapitäns und 
nationales Eigenthbum bes Schiffs fordert. 


328, 


Es befteht fein völferrechtliches Hindernig für die einzelnen Staten, 
auch urfprünglich Fremden Schiffen in Friedenszeiten Aufnahme in die 
eigene Nationalität zu gewähren oder diefelben vorübergehend unter den 
Schub der eigenen Flagge zu ftellen. Nur darf das nicht in betrüigerijcher 
Abſicht gejchehen, noch zur Schädigung beftehender Recht3verhältniffe damit 
Mißbrauch getrieben werden. 


Mie ber Uebergang ber Berfon aus einem Statsverband in einen ans 
bern möglich ift, fo auch ber Nebergang eines Schiffes in eine andere Nationa: 
lität. Dem State fommt das Recht zu, bie Bedingungen feflzufeken, unter benen 
er bie Aufnahme eines bisher fremden Schiffes in feinen Verband geftattet. Aber 
auch bier, wie überhaupt im Staten= und Völferverfehr ift die bona Aides zu bes 
achten. Würde ein Stat fremden Schiffen nur in ber Abficht vorübergehend feine 
Flagge geftatten und biefelben als feine Schiffe bezeichnen, um bie Zollgeſetze bes 
befahrenen States zu umgehen und biefen Schiffen Zollbefreiungen zuzumwenben, an 
benen fie ihrer wahren Nationalität nach feinen Antheil haben, jo würbe fich ber 
Iegtere Stat das nicht gefallen laſſen müſſen. 

In früherer Zeit wurden im Mitteländifchen Meer oft die Schiffe ber norbs 
beutfchen Seeftäbte unter den Schuß ber Däniſchen Flagge geftellt, um dieſelben 
gegen bie Piratenfchiffe ber muhammedaniſchen Küftenftaten zu fichern, mit welden 
Dänemark, aber nicht bie Hanfeftädte Verträge hatten. Diefe Leibe bes Schupes 
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bat nun für Deutjchland ihr Ende gefunden. Aber für Staten mit Handelsmarine 
ohne Kriegsmarine können auch heute ähnliche Bebürfniffe fich zeigen. 


329, 


Der Gebrauch einer fremden Flagge ohne Erlaubniß des betreffenden 
Stats iſt unterfagt und wird injofern als Vergehen beftraft, als darin 
jei es eine betrüigerifche, ſei 8 eine die Ehre des States gefährdende 
Handlung zu erkennen ilt. 


Sowohl der Stat, deſſen Flagge mipbraudt wird, als der Stat, welchem 
gegenüber ber Mißbrauch geübt wird, haben ein Recht und Antereffe fei es Beſtra— 
fung zu fordern ſei es, foweit die Umſtände es verftatten, felber bie Strafgerichlsbarkeit 
anzuwenden, Zuweilen werben aber fremde Flaggen ohne jtrafbare Abſicht 
aufgezogen, und dann ift auch Fein Grub, eine Strafe zu verhängen. 


330. 


Auf offener See follen fich die begegnenden Schiffe in der Regel 
recht3 ausweichen. Jedoch find die Dampfichiffe vorzugsweile verpflichtet, 
den Segeljhiffen und vor dem Winde jegelnde Schiffe den bei dem Winde 
liegenden auszumeichen. 


Alle diefe Regeln haben nur einen relativen Werth und wird natürlich vor: 
ausgefebt, daß das Ausweichen möglich fei. Danı aber tft es Billig, daß das Schiff, 
beffen Bewegung leichter zu leiten und größer ift, audh vorzugsweife aus: 
weiche. Die engliihe Sciffahrsacte von 1854 (17. u. 18. Vict. e. 104) enthält 
barüber in $ 296 bie Regel: „the helms of both ships shall be put to port 
so as to pass on the portside of each other“, 


331. 


Sn engem Fahrwaſſer jollen die Dampfjchiffe, ſoweit e3 ficher und 
thunlich ift, die Seite des Fahrwafjers oder diejenige Mitte des Fahrwegs 
halten, welche auf der Steuerbordfeite Liegt. 


Engl. Schiffahrsacte von 1854 $ 296. 
332. 


Bei Nachtzeit, d. h. in der Zeit zwiſchen Sonnenuntergang und 
Sonnenaufgang, follen die Segelihiffe auf der Fahrt und wenn fie an 
Stellen anfern, two eine Begegnung mit andern Schiffen ftattfinden kann, 
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ein helles weißes Licht auffteden, Dampfichiffe aber außer dem hellen wei⸗ 
Ben Licht auf dem Fockmaſt ein grünes Licht auf der Steuerbordfeite und 
ein rothes Licht auf der Badbordjeite haben. 

Das weiße Licht an der Maſtſpitze foll in dunkler Naht und bei 
klarer Luft wenigftens auf 5 Seemeilen hin fihtbar fein. 


Auch bier Hat eine Verordnung ber Brittifchen Admiralität Grundfäge ausge 
ſprochen, welche im Berfolg von ben andern Seeftaten gutgebeißen und von ber 
Mebung angenommen worben find. Es bient die Beachtung derſelben wieder zur 
Vermeidung eines gefährlichen Zuſammenſtoßes der Schiife. Nach engliſchem Recht 
kann der Eigenthümer eines duch den Zufammenftoß verlegten oder in ben Grund 
gebohrten Schiffs dann auf Schabloshaltung mit Erfolg gegen den Vertreter bes 
andern Schiffs Hagen, wenn das zweite Schiff jene Vorſchriften mißachtet und ben 
Zufammenftoß verfhuldet hat und zugleich die Mannjhaft des erften Schiffs ben 
nöthigen Fleiß vergeblich aufgewendet bat, um ber Gefahr zu entgehn. Bol. Abbott 
(Lord Tenterben.) Treatise of the law relative to Merchant Ships and 
Seamen, Ed. 10 bei W. Shee. London 1856. Ueber das beutfhe Recht vgl. 
das deutſche Handelsgeſetzbuch Art, 736 fi. 


333. 


Niemals darf einem in Seegefahr befindlichen Schiffe und deſſen 
Mannſchaft der Weg zur Rettung nad dem Lande verjchloffen noch die 
Benugung der zur Rettung vorhandenen öffentlichen Anftalten verjagt 
werden. 


Heffter, Völkerrecht $ 79.1. Es ift das ein Gebot ber Menſchlichkeit, 
welches bie civilifirten Staten als verpflichtend in neuerer Zeit wechjeljeitig anerken— 
nen und beffen Mißachtung zu gegründeten Neclamationen berechtigt, Auch den 
barbarifhen Stämmen gegenüber, welche dieſe Menjchenpflicht verlegen, find bie civis 
lifirten Staten berechtigt, biefe Forderung mit Zwang durchzuſetzen. Ausführliche 
Beflimmungen über biefe Pflicht enthält das engliſche Schiffahrtsgefeg von 
1854 $ 439 f. 


334. 


Niemand darf fih an den Perfonen oder an den Gütern der Schiff- 
brüchigen vergreifen. Das jogenannte Strandrecht wird al ein barbarijcher 
und völferrechtäwidriger Mißbrauch nicht mehr geduldet. 


Im Mittelalter noch waren die Schiffbrüdigen und ihre Güter ber Gefahr 
ausgejegt, von ben Küftenbewohnern als Beute behandelt zu werben, Die Perſonen 
wurben oft zu Sclaven gemacht oder ihnen ein Löſegeld aufgezwungen, bie Güter 

Bluntfhli, Das Vollerrecht. 13 
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wurben weggenommen, Mean fuchte biefes Raubrecht bamit zu vertheibigen, daß 
bie hülflofen Fremden Feinde und als ſolche rechtlos und ihre Güter herrenlos ges 
worden feier. Die humanere Rechtsbildung ber neuen Zeit verwirft biefe Barbarei 
und achtet auch in dem Fremden ſowohl das Necht ber Perfon als das Eigenthum. 


335. 


Die Schiffstrümmer (Wrad) und die geftrandeten Waaren find fein 
Gegenftand der freien Occupation, außer wenn die Eigenthümer in uns 
zweideutiger Weife auf ihr Eigenthum verzichtet Haben. Sie fünnen von 
den Eigenthümern jederzeit fo lange angefprocdhen werden, als nicht die 
Eigenthumsflage verjährt ift. 


Dasfelbe Recht fteht auch ben Perfonen zu, welche auf diefe Güter verfichert 
find. Das engliſche Schiffahrtsgejek von 1854 $ 477 verpflichtet bie 
ganze Uferge meinde für den Schaben einzufteht, welcher von den Uferbewoh: 
nern an dem Wradgute verübt worden ift, und bedroht überdem alle, welche fih an 
biefer unerlaubten Wegnahme betheiligt haben, auch wenn fein anderes Vergeben 
barin liegt, mit einer Gelbbuße. 


336. 


Dagegen ift ein mäßiger Anfprud auf Nettungs- und Bergelohn 
bon Seite der reitenden und bergenden Uferbewohner wohl begründet. 


Der eigentlihe Bergelohn (Salvage) ſetzt einen Schiffbruch oder body das 
Berlafien des Schiffs in Seenoth durch bie Schiffsmannſchaft voraus. In andern, 
beziehungsweife mindern Fällen, in denen ber Schiffsmannſchaft nur dritte Perfonen 
zu Hülfe fommen, ift nur von Hülfslohn bie Rede. Vgl. über biefen Unterfchieb 
das deutſche Handelsgeſetzbuch Art. 742. Der Ausdrud Rettungslohn bes 
zieht fich vorzüglich auf die Nettung von Menſchenleben. In allen biefen Fällen 
find die Perfonen, welche gewöhnlich mit eigener Gefahr und ſchwerer Arbeit hülf— 
reiche Dienfte Teiften, berechtigt, einen Lohn zu fordern. Aber es barf diefe Forbes 
rung nicht jo weit gefpannt werben, daß diefelbe in ber Praris wieder zu einem 
verbedten Raubrecht wird. Es darf nicht auf das Unglüd und die Noth ber Sees 
fahrer fpeculirt, fondern nur Erfag für nüßliche Dienfte verlangt werben. Das 
deutſche Handelsgeſetzbuch feßt für Bergelohn als äüußerſtes Maß den britten 
Theil bes Werthes der geborgenen Güter feft, weldes nur in einzelnen Ausnahmen 
bis auf die Hälfte des Werthes erhöht werben barf, Art, 748. 749, Im Einzelnen 
entjcheibet, wenn über bas richtige Maß Streit entfteht, das richterliche Ermeffen mit 
billiger Erwägung aller Umftände, Ebenda 744. Von einem Rettungslohn 
für Menſchen ift in dem Geſetz nicht die Rede. Indeſſen, wenn auch bas Leben 
ein unſchätzbares Gut ift, jo ift boch die Arbeit für Erhaltung bes Lebens wohl zu 
Ihäßen und es ift zwedmäßiger, im Sntereffe ber Lebensrettung, von Rechts wegen 
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für biefen Lohn zu forgen, ber aus dem geretteten Gut zu bezahlen ift, als Alles 
von bem guten Willen der Betheiligten abhängig zu maden. Die Beflimmungen 
ber engliſchen Schiffahrtsacte von 1854 finden fih Art. 458 f. Bol. 
v. Kaltenborn, Seeredt IL. $ 147, 148. 


337. 


Die Uferftaten find völkerrechtlich verpflichtet, richt bloß die zur Ret⸗ 
tung in Seenoth befindlicher Schiffe vorhandenen öffentlichen Anſtalten auch 
im Dienſte der gefährdeten fremden Schiffe, ohne Unterſchied der Natio— 
nalität oder Religion zu verwenden und die ſchiffbrüchigen Perſonen und 
Güter möglichft zu jehügen und zu bewahren. 


Su England werden die Beamten, welche ben Auftrag haben, bie zur Met: 
tung und zum Schutze ber gefährdeten Schiffe und ihrer Bemannung nöthigen Ma: 
regeln anzuordnen, receivers genannt. Sie find berechtigt, die allgemeine Bei 
bülfe ber Küftenbewohner und der in ber Nähe befindlichen Boote aufzurufen, 
Schiffahrtsacte von 1854 $ 439 f. 


338, 


Jeder Stat ijt berechtigt, für die Ausgaben, welche er zur Rettung 
und zum Unterhalt des Lebens fremder Schiffbrüchiger gemacht hat, nöthi- 
genfall3 don deren Heimatsftate Erſatz zu fordern, wenn diefelben nicht in 
der Lage find, dieſe Koften felber ohne Verzug zu erjeßen. Vorbehalten 
bleibt dem Heimatsftate der Regreß auf die betheiligten Privatperfonen. 
Die allgemeinen Anftalten dagegen für Rettung Schiffbrüchiger, welche der 
Stat getroffen hat, fallen auf feine Koften, und es ift dafür der andere 
Stat nicht zum Erjage verbunden, 


Diefe Erfaßforberung bes States an ben Stat hat ihren Grund in der ſub— 
fibiären Pflicht bes States, das Leben. feiner Angehörigen im Nothfall zu 
ſchützen, einer Pflicht, welche freilich nocd, immer nicht in dem Umfang anerkannt ift, 
wie fie es verdiente. Indem der cine Stat für die Fremden in ihrer Noth forgt, 
leiftet er daher auch bem Heimatsitate derſelben einen Dienft und leitet das, was 
diefer nach natürlichen Recht in dev Noth feiner Angehörigen für diefelben zu leiſten 
hätte. Wird dieſes Necht anerkannt, fo wird eher und bejjer für Hülfe geforgt, und 
zugleih das richtige Verhältniß der Küftenländer gegenüber den Binnenländern ges 
wahrt. Natürlich ift ber Küftenftat nicht genöthigt, jene Forderung geltend zu machen 
und es fprechen auch manche Gründe ber Zwedmäßigfeit, freilih nur unter ber 
Borausfegung einer hohen Givilifationsftufe dafür, daß ein Küftenftat alle biefe im 
Intereſſe der Humanität auch für Fremde gemachten Verwendungen auf feine 

13* 
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eigenen Koften übernimmt, Wird biefe Sorge wechfelfeitig von ben Uferflaten 
geübt, jo Liegt darin im Großen auch wieder bie Ausgleihung ber Koften. 
Jeedenfalls aber gehören die Rettungsanftalten zu ben policeilihen Einrichtuns 
gen eines States, welche zunächjt dem eigenen Statszwed bienen und find baber 
nicht im Anrechnung zu bringen. 


339, 


Keinem State fommt im Zuftande des Friedens eine öffentliche 
Gewalt über fremde Schiffe auf offener See zu. Die Flagge dedt das 
Es ift das die Gonfequenz der beiden Süße a) daß das offene Meer von 
jeder befondern Statsgewalt frei ift und b) baß bie Schiffe ſchwim- 
menbe Theile ihres nationalen Statsgebiets find. Auf jedem Schiff 


dauert alfo das einheimifhe Recht und bie einheimifche Statsgewalt fort, wenn es 
auf offener See ift und von jedem Schiff ift alſo fremde Statsgewalt ausge: 


ſchloſſen. 
340. 


Dagegen iſt jeder Stat verpflichtet, für Beſchädigungen oder Belei— 
digungen, welche durch die Mannfchaft feiner Schiffe gegen fremde Schiffe 
oder deren Mannſchaft auf offener See verübt werden, den Klägern gutes 
Recht zu Halten. Auch auf offener See ift die friedliche Rechtsordnung 
mwechjelfeitig zu achten und die gewaltjame Selbſthülfe nur in Nothfällen 
geſtattet. 


Die Statenloſigkeit bes Meeres bedeulet nicht Rechtloſigkeit, ſondern 
im Gegentheil friedliche Rechtsgemeinſchaft aller Nationen. Als Noth— 
fälle, welche die Selbſthülfe im Gegenſatze zu ber regelmäßigen Gerichtshülfe recht: 
fertigen, gelten a) alle Fälle dev Nothwehr (vgl. unten $ 348) gegen böswilligen 
Angriff, b) die Fälle, in denen zur eigenen Rettung gegen bie Gefährbung 
von Seite eines andern Schiffes, auch wenn biejelbe nicht beabfichtigt und nicht ala 
Vergehen zu betrachten ift, burchgreifende Maßregeln nothwendig erjcheinen, e) bie 
Fälle der vorherigen Rechtsverweigerung von Seite bes fremden Stats. 


341, 


In Friedenzzeiten ift kein Stat berechtigt, fremde Schiffe in ihrer 
Fahrt auf offener See aufzuhalten, noch fie durch feine Dfficiere zu be— 
ſuchen und Vorzeigung ihrer Papiere zu fordern oder gar ihre Schiffs- 
räume durchſuchen zu lafjen. 


Die Statshoheit im Verhältniß zum,Land, Gebietshoheit. 197 


Da fein Stat eine Policeigewalt über frembe Schiffe auf 
offener See bat, fo darf er auch Feine Handlungen vornehmen, welche fih nur 
aus einem Rechte ber Policeiaufficht erklären und begründen ließen. Die fremden 
Schiffe find durchaus nicht ſchuldig, anzuhalten, ſondern berechtigt, ohne Rüdjicht auf 
bie Zumuthungen eines andern Schiffs ihre Reife fortzufegen. Zuweilen haben wohl 
feemächtige Staten weiter gehende Ansprüche gemacht und gelegentlich eine Art von 
Seepolicei and über fremde Schiffe üben wollen. Aber e8 wird das heute nicht 
mehr zugeftanden und biefe Anmaßung ift wenigitens thatjächlich felbft von England 
aufgegeben. 


342. 


Wenn jedoch die Mannjchaft eines fremden Schiffes in den Eigen= 
gewäflfern eines States oder auf dem Lande ein Vergehen verübt. hat und 
deßhalb von der einheimischen Strafgericht&barfeit verfolgt wird, jo darf die 
Verfolgung gegen das fliehende Schiff über die Eigengemwäffer hinaus in 
die offene See fortgejeßt werden. 

Sit aber einmal das Schiff diefer Verfolgung entgangen, jo darf es 
ſpäter nicht mehr auf offener See von den Schiffen des berichten States 
angegriffen werben. 


Die Verfolgung auf bie offene See hinein gilt dann nur als Fortſetzung 
ber in ben Eigengewäffern begonnenen Verfolgung und bie Rechtfertigung dies 
jer wird auf jene ausgedehnt. Dieſe Ausdehnung ift aber nöthig, um die Wirk: 
ſamkeit des Strafrechts zu fihern. Diefelbe findet ihre nothwendige Grenze, wenn 
die Verfolgung abgebrochen werden muß. 


343. 


Die Piratenfchiffe werden wegen ihrer Gemeingefährlichkeit nicht ge— 
duldet. Sie haben feinen Anfpruh auf den Schub der Flagge und 
fönnen jeder Zeit auch auf offener See angegriffen und meggenommen 
werben. 

Als Piraten, Räuber, Seeräuberſchiffe werden die Schiffe betrach— 
tet, welche ohne Ermächtigung eines friegführenden States auf Beute fah- 
ren, jei es auf Menfchenraub, ſei e3 auf Raub von Gütern (Schiffen 
oder Waaren) oder auch auf böswillige Zerftörung von fremden Gütern 
ausgehen. 

Schon Eicero erffärt ben „pirata“ einen „communis hostis omnium * 


(de offic, I. 3, 29). Die Seeräuber gelten ald Feinde bed Menjden: 
geſchlechts und ihre Unterdrüdung wird als eim Recht und eine Pflicht aller 
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civilifirten Staten betrachtet. Deßhalb wird auch gegen Seeräuber das Recht ber 
freien Schiffahrt und ber befonbern Nationalität nicht gewahrt. Das Intereſſe ber all 
gemeinen Verfehrsfiherheit rechtfertigt die Beſchränkung ber allgemeinen Schiffahrts— 
freiheit. Die Seeräuber, welche jene fortwährend als Feinde bedrohen, bürfen fich 
nicht auf dieſe berufen. 

In ben meiften Erklärungen bes Begriffs wird bie gewinnfüdtige Ab: 
ficht ber Seeräuber, ber animus furandi, als Hauptmerfmal hervorgehoben. Die 
meiften Fälle des Seeraubes haben auch unzweifelhaft biefen Charakter, Aber wenn 
ein Schiff in der Abficht ausführt, fremde Schiffe, vielleicht einer verhaßten Nation 
zu zerftören und ihre Güter zu verfenfen oder an bem Ufer Verheerungen anzus 
richten, die Häufer in Brand zu fleden, und das Alles nicht aus Gewinnfucht, fons 
bein aus Haß ober Race, fo wird auch ein foldes Schiff als Piratenfchiff zu 
betrachten fein, weil bie Gemeingefährlichfeit biefelbe und das Verbrecheriſche folder 
Unternehmungen ebenſo offenbar ift. Der Richter Jenkins erflärte folgende 
3 Merkmale für nöthig zum Begriff des Seeraubs: a) gewaltfamer Angriff, b) Weg: 
nahme fremden Guts, ce) Erregung von Furt bes Beraubten. Rbillimore I, 
$ 335. Dem zweiten Merkmal fügen Andere mit Necht zu ober Mord oder Men: 
ſchenraub. Daß das britte nothwendig fei, darf billig verneint werben, benn bie 
Seelenftimmung bes Berlegten ift für das Verbrechen ohne Bedeutung. Auch 
wenn bie Angegriffenen fich nicht fürchten und ben Kampf mit ben Seeräubern fieg: 
reich durchfechten, find diefe dennoch als Seeräuber zu beftrafen. 


344. 


Wenn ein ernfter Verdacht befteht, daß ein Schiff ein Räuberſchiff 
ſei, jo ift jedes Kriegsſchiff eines jeden Stat3 al3 ermächtigt zu betrachten, 
dasjelbe anzuhalten und zu unterfuchen, ob jener Verdacht begründet jei. 


Wenn einige Schriftjteller auch im diefem Falle ben Kriegsichiffen das Recht 
abiprechen, Seepolicei zu üben und cin verdächtiges Piratenfchiff anzuhalten, jo ver: 
kennen fie das dringende Bedürfniß aller Nationen, von ber Seeräuberei befreit zu 
werben. Würde bie fonjtige Negel, daß fein Stat auf ofiener See über frembe 
Schiffe eine Macht üben bürfe, abſo lut fetgehalten, fo wäre bamit bie Verfolgung 
ber Seeräuber in den meiften Fällen unmöglich gemacht. Jene Regel aber wird 
anerkannt im Intereſſe der Sicherheit und Freiheit ber frieblihen Seefahrer, In 
bemjelben Interefje wird berfelben bie ergänzende Ausnahme Hinzugefügt, daß 
alle Staten gleichmäßig berechtigt find, die Raubſchiffe als Feinde zu verfolgen. 
Zu biefem Behuf müfjen fie dieſelben auch ihrerfeits angreifen können, wenn fie fidh 
zeigen. 


345. 
Ergibt ſich bei der Prüfung, daß der Verdacht unbegründet ſei, ſo 
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ift das angehaltene Schiff berechtigt, Genugthuung und je nad Umſtänden 
Schadenserſatz zu fordern. 


Es iſt das die Garantie gegen Mißbrauch jenes Berfolgungsrehts zum Nach— 
theil der rechtmäßigen Schiffahrt. 


346. 


Erſcheint der Verdacht begründet, jo wird das Räuberſchiff als Prife 
genommen. Dasjelbe fann in jeden Hafen eines civilifirten States, nicht 
nothwendig des Nehmeftates, gebradht und daſelbſt die Mannſchaft vor 
Gericht geftellt und beftraft werden. Das betreffende Prifengericht entſchei— 
det auch über Schiff und Gut. 


Den Recht der Verfolgung, woran alle ciwilifirten Staten gleihmäßig Theil 
haben, entipricht das Recht ber Beltrafung, worin wieder alle Staten concur= 
riren. Aber das gilt nur von ber völferrehtlidh anerfannten GSceräuberei 
und ift feineswegs auf die Fälle auszubehnen, welhe nur nad befonberem 
Landesgeſetz als Piraterie behandelt werben. Für folde Fälle gelten bie ge: 
wöhnlihen Grundſätze ber Gerichtsbarkeit. Bol. Wheaton, Intern. Law. édit. 
8. by H Dana. Bojton 1866. 8 124. 


347. 


Inſoweit feine andern Eigenthumsrechte als der Räuber felbft in 
Betracht fommen, wird das genommene Räuberſchiff ſammt der Bewaff— 
nung und Ladung als gute Seebeute dem State zugeſprochen, deſſen 
Schiff das Räuberfchiff genommen hat. E3 hängt von diefem State ab, 
die Mannſchaft des Kriegsſchiffes dafür zu belohnen. 


Es ift das eine analoge Anwendung des Kriegsrehts auf Seebeute, welche 
wieber damit erflärt wird, daß die Seeräuber Feinde aller Staten find. 


348, 


Wird ein Privatfchiff von einem Seeräuberſchiff angegriffen, aber dieſes 
bon jenem überwunden und ift der Sieger außer Stande, die gefangenen 
Räuber ficher zu verwahren und nach einem geeigneten Seehafen, der in feiner 
Richtung Tiegt, abzuliefern, ſo iſt derfelbe berechtigt, ſtandrechtlich über die 
Räuber zu richten und ein Todesurtheil fofort zu vollziehen. Es ift jedoch 
in folchen Fällen ein forgfältiges Protokoll über die Zufammenfegung und 
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die Verhandlung des Gerichts, die Ausfagen der Zeugen und die Verthei— 
digung der Angeklagten aufzunehmen. 


Die Vertheidigung der Handelsfhiffe gegen bie Seeräuber if, wenn irgend 
eine Ausſicht auf Erfolg vorhanden ift, nicht bloß ein Mecht, fondern eine Pflicht ber 
Mannſchaft. (Bol. Kaltenborn, Seeredt I. ©. 181.) Es ift bad ein Fall be: 
rechtigter Selbfthülfe (oben $ 243), in welchem bie Gewalt des Capitäns ſich 
bis zur Gerichtsgewalt fteigert. „ES gebt den Näubern an die Raa“, ift bie alte 
Seemannsbrohung. Aber wenn bier der Selbfthülfe eine fo eingreifende Wirkfamteit 
verftattet wird, jo ift es auch eine Nechtspflicht derer, welche fie üben, ben Aus— 
nabmefall genau und forgfältig zu conftatiren, und zugleich eine Garantie gegen ben 
möglichen Mifbraud jenes Nothrechts zu ungerechter Gewaltthat. 


349. 


Da fein Stat im Frieden bereditigt ift, Seebeute zu machen, fo 
darf auch fein Stat im Frieden Schiffe ermädtigen, auf Beute auszu— 
fahren. Gefchieht es dennoch, jo macht fi) der Stat der Piraterie ſchul— 
dig. Alle civilifirten Staten find in diefem Falle berechtigt, den Piraten- 
ftat al3 einen gemeinfamen Feind zu bekämpfen, und denfelben zu zwin— 
gen, daß er für den verübten Schaden Erfah leifte, Genugthuung und 
Garantien für künftige Beachtung des Völferrechts gebe. 


1. Während Tanger Zeit erniebrigten ſich die enropäifchen Staten dazu, an bie 
Piratenftaten ber nordafrifanifhen Seeküſte Tribut zu bezahlen, um ba= 
buch für ihre Handelsſchiſſe Sicherheit gegen ben Seeraub zu erkaufen. Erft in 
unferer Zeit ift endlich das Mittelländische Meer von biefer Gefahr befreit und hat 
bie unwürdige Dulbung von Piratenftaten nun aufgehört. 

2. Auch im diefen Fällen find die Kriegsfchiffe aller Staten veranlaßt und er= 
mächtige, ſolche Piratenfchijfe auf offener See anzugreifen und wegzunehmen. Die 
Mannſchaſt derſelben Fann aber in diefem Falle, weil fie die Erlaubniß ihres States 
. für fi bat, nicht wegen Piraterie gerichtet werben, ſondern ift in ber Regel als 
friegsgefangen zu behandeln, So wurde von dem englifchen Admiralitäts— 
gerichtshof (Nichter Sir Jenkins) im Jahr 1663 entſchieden, als Algieriiche Pi: 
raten an ber Iriſchen Küſte gefangen wurden. Phillimorel.355. Wilbman 
16.202. 

3. In bem großen amerifanifhen Bürgerfriege erklärte ber Präfident 
Lincoln (19. April 1861) alle fübftatlihe Kaperſchiffe als Piratenſchiffe 
und bedrohte biefelben mit der Strafe ber Seeräuber. Indeſſen erklärte fi das 
engliſche Oberhaus gegen biefe Ausdehnung des Begriffs als nicht im Völkerrecht 
begründet; und thatſächlich wurden auch in ben Nordſtaten gefangene Seeleute folder 
Kaperſchifſe als Kriegsgefangene behandelt, Wheaton Intern, Law. $ 125. Anm, 
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300. 


auf offener See Raub oder Mord oder andere Verbrechen verübt werden, 
jo ift die völferrechtliche Gerichtsbarkeit über Seeräuber nicht begründet, 
jondern nur die ftatsrechtliche des States, welchem das Schiff zugehört. 


Anders if es, wenn bie aufrühreriihe Schiffsinannichaft eines unter natio— 
naler Flagge fahrenden Schiffs nun fi von ber Statsorbnung losgefagt, und eigen: 
willig Räuberei betreibt, Dadurch wirb das Schiff zum Piratenfchiff. Ueber einen 
Fall der Art aus den Ehilefifhen Gewäſſern berichtet Bhillimore I. 357. 
Wenn glei bie von einem engliſchen Kriegsichifi gefangene Mannihaft an die Ges 
richte von Chili zur Beitrafung überliefert wurde, jo erachtete ſich doch der engliſche 
Admiralitätshof ebenfalls für zuftändig. Dagegen gilt für alle andern Verbrechen, 
bie nicht völferrechtlich als Seeräuberci betrachtet werben, bie ordentliche Gerichtsbarkeit. 


351. 


Das freie Meer darf nicht zur Zufuhr von Sclaven über See miß— 
braucht werden. 

Die Schiffe, welche gegen da3 völferrechtlihe Verbot Sclaven füh— 
ren, unterliegen aber zunächſt der Gerichtsbarkeit des States, welchem fie 
angehören. 


Das heutige Nölferrecht verwirft die Anflitutionen ber Eclaverei als einen 
Widerfprud des natürlichen Menſchenrechts. Vgl. darüber Bud V. Abſchnitt 1, 
Früher galt der Handel insbefondere mit farbigen Sclaven als erlaubt, und nod 
in bem Frieden von Utrecht von 1713 ließ fi England von Spanien aus: 
drücklich das Recht zufichern, eine beftimmte Anzahl Negericlaven altjährlih in bie 
Spanifchen Golonien einzuführen. Seither bat das moderne Nechtsgefühl dieſen 
Handel als cin Verbrechen gegen die Menſchlichkeit gebranbmarft. Auf 
bem Wiener Congreß erflärten am 8. Febr, 1815 im Anfchluß an den Zufag 
bes Bariferfrieben 8 zwifchen England und Franfreih vom 30. Mai 1814 bie 
verfammelten Mächte ihr Verlangen „de mettre un terme au fléau qui avait si 
longtemps dés olé Y’Afrique, degrad& l’Europe et afflige l’humanite* und vers 
ſprachen einander beizuftchen im der möglichit baldigen „abolition universelle de 
la traite des nögres“ (Wheaton histoire I. 183). Auf den Gongreifen von 
Aachen 1818 und Berona 1822 wurde die Abfhaffung des Negerhan— 
bels neuerdings im Princip ausgeſprochen. Bor allen anbern Staten wır Eng: 
land bemüht, diefen ſchändlichen Seehandel zu unterdrüden und Schloß mit einer 
großen Anzahl von Staten barüber befonbere Verträge ab. Das Verzeichniß diefer 
Berträge gibt Phillimore I $ 307. Bon größter Bedeutung waren insbejon- 


202 Viertes Buch. 


dere die Verträge mit Frankreich (Verträge von 1831. 1833. 1845), mit Spas 
pien (1817. 1822, 1835), mit Portugal (1826), mit ben europäifchen Nord— 
und Oſtmächten Defterreih, Preußen und Ru land (1845), mit ben Ber: 
einigten Staten von Norbamerifa (1842). 

In vielen Verträgen und Gejegen wird diefer verbotene Handel ber See— 
räuberei gleihgeftellt und werben bie Sclavenjchiffe wie Piraten = 
ſchiffe bedroht. Indeſſen ift dieſe Gleichftellung durchaus nicht felbftverftändlich 
und es läßt ſich ber völkerrechtliche Begriff ber Biraterie nicht ohne weiters auf ganz 
andere Handlungen übertragen. Die Piraterie gefährbet bie Sicherheit bes gefamm= 
ten Seeverfehrs, ber Sclavenhandel bedroht ben Seeverfehr gar nicht, fonbern bedroht 
nur das Menſchenrecht in feiner eigenen Ladung. Die Piratenjhiffe erfennen feine 
geordnete Statsgewalt über fich an, die Sclavenſchiffe fahren unter nationaler Flagge. 
Die Unterdbrüdung des Eclavenhandels hat daher auch nicht benfelben nationalen 
Charafter wie die Verfolgung der Seeräuber, Deßhalb befteht auch Feine allge» 
meine Goncurrenz aller Staten in ber Gerichtöbarfeit über das weggenom: 
mene Sclavenichiff, fondern ift zunähft die nationale Gerichtsbarkeit 
begründet, 


352, 


Someit durch Statenverträge ein Beſuchs- oder Durchſuchungsrecht 
gegen die eigenen Schiffe fremden Kriegsſchiffen zu dem Behuf geitattet 
worden ift, um verdächtige Sclavenſchiffe guzuhalten und je nach Umſtän— 
den zur Verantivortung zu ziehen, iſt Reſelbe auszuüben, 

Uber es verfteht fich ein ſolches Recht nicht don ſelbſt, auch nicht 
gegen Schiffe eines Stats, welcher die Zufuhr von Negerſclaven mit den 
Strafen gegen Seeraub bedroht. 


Die Schwierigkeit, das Verbot des Sclavenhandels auf offener See burchzus 
führen, ohne zugleich die völferrehtlide Selbftändigfeit ber Flagge 
und die freie Schiffahrt zu gefährden, ift bei ben biplomatijchen Verhand— 
lungen fehr enticheidend hervorgetreten. Als eine engliihe Parlamentsacte vom Jahr 
1839 die englifchen Kreuzer ermächtigte, auf verbächtige Portugieſiſche Sclavenſchiffe 
zu fahnden, wurde biefelbe vielfeitig als eine völferrehtswidrige Anmaßung Englands 
getadelt. Durch den Bertrag Englands mit Bortugal von 1842 wurbe ein 
wechfeljeitigee Unterſuchungsrecht (right of search) zugeftanben. In dem Vers 
trag ber fünf europäifhen Großmädte von 1841 war erflärt, daß bie 
Sclavenſchifſe „ven Schuß ber Flagge” einbüßen und daß bie Mächte ihren bevoll: 
mächtigten Kreuzern das Mecht wechjelfeitig zugeftehn, jedes Schiff, das einer ber be— 
treffenden Nationen angehört, aus verſtändigen Verdachtsgründen zu unterfuchen. 
Indeſſen fol biefes Recht, „droit de visite“ genannt, nicht im Mittelländiſchen 
Meer und nur bis zum 32° nördlicher und zum 45. Grab füdlicher Breite in bem 
atlantifhen Meere geübt werben. Indeſſen wurbe biefer Vertrag von bem franzd« 
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ſiſchen Könige nicht ratificirt, eben weil gegen biefes Unterſuchungsrecht ſich ernfte 
Bedenken erhoben. Die Diplomatie fing nun an, genauer zwifchen einem Beſuchs— 
tet, droit de visite, im engern Sinn und einem Durchſuchsrecht, 
droit de perquisition, zu unterfcheiben. Endlich fam im Jahr 1845 ein 
Vertrag zwiſchen England und Frankreich zu Stande, in welchem zwar bas 
alte Droit de visite (im weitern Sinn) aufgegeben, aber body in Art. 7 bejtimmt 
wurbe, baß die beiberfeitigen Kreuzer am ber afrifaniichen Küfte ermächtigt feien, bie 
wirflihe Nationalität ber Schiffe zu prüfen, welche unter englifcher 
ober franzöfiiher Flagge fahren, und vielleicht nur unter diefer Flagge ihren Eclavens 
banbel oder andere Verbrechen zu verbergen fuchen. Zu biefem Behuf muß aber 
natürlich das fremde Schiff doch befucht und feine Papiere müljen eingejehen wer: 
ben. Grgibt fich dabei, daß das Schiff wirklich einer Nation zugehört, beren Regie: 
tung das Unterfuchungsrecht nicht anerkennt, fo muß dasjelbe ohne Verzug verlaffen 
und jedenfalls über das ganze Verfahren genaues Protokoll geführt werden. Die 
Snftructionen ber beiden Staten am ihre Kreuzer find genau und werben wechjelfeitig 
mitgetheilt. Die lebhafteſte Einfpradde machten die Vereinigten Staten von 
Nordamerifa gegen das Durchſuchungsrecht, indem fie die Gefahr Fir bie freie 
Schiffahrt Tebhaft betonten, welche eine derartige Seepolicei vorzüglich Englands zur 
Folge haben würde. Der Präfident Webſter behauptete, daß bas Droit de visite 
und bas rhigt of search bisher immer als baslelbe Recht betrachtet und nur 
als Kriegsrecht, nicht im Frieden anerfannt worben fei. Die Vereinigten Staten 
erflärten daher, ein derartiges Necht Feiner Seemacht zuzugeitehen. Dagegen vers 
ftanden fi) die Vereinigten Staten dazu, an ber afrikanischen Küfte gemeinfam mit 
England Kreuzer zu halten, um ben Sclavenhandel möglihft zu verhindern. Man 
fieht, der Widerfpruch dev Vereinigten Staten war von Einfluß aud auf bas Ver: 
halten von Frankreich. Auch mit Brafilien gerieth England über diefe Seepolicei 
im Sahr 1845 in Streit. Seither hat fich die Gefahr einer ungebührlichen See: 
herrſchaft Englands erheblich vermindert, indem auch andere Staten eine anfehnliche 
Kriegemarine inzwilchen geichaffen Haben und England bie Freiheit bes Meers im 
Princip und in deſſen Gonfequenzen umfafjender als früher anerkennt. Mir jcheint, 
baß ein wechfelfeitiges Beſuchsrecht gegenüber von Schiffen, welche verdäch— 
tig find, eine falfche Flagge zu führen und zugleich als Sclavenſchiffe benutzt zu 
werben, wenn diefes Recht in wohlgeorbneten Formen und mit den nöthigen Gar 
rantien gegen Mißbrauch ausgeiibt wird, gefahrlos fiir den redlichen Schifiahrtsvers 
fehr und dennoch ein nothwendiges Mittel jei, das Verbot ber Negerzufuhr wirkſam 
zu machen. Das andere Mittel, eigene Kreuzer zu halten, welche fortwährend eine 
Küfte beauffichtigen, ift zu Foftbar und in der Praris ohne Anhalten ber verbächtigen 
Schiffe doch nicht durchzuführen. Der Beſuch des vermeintlichen Sclavenidiffs hat 
ſich jedody fürs erfte auf die Prüfung ber Nationalität bes Schiffs zu 
befchränfen und darf nur, wenn weitere Verdachtsgründe ſich ergeben, 
zu einer Durchſuchung führen. 
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54 Don den Hfafsdienfidarkeifen. 
353, 


Wenn die Gebietshoheit eines States zu Gunften eines andern 
States — oder ausnahmsweiſe auch zu Gunſten einer unter völferrecht- 
lichem Schutze ftehenden Körperjchaft oder Familie — vertragsmähig und. 
dauernd bejchräntt wird, jo wird dieſe Beſchränkung Statsdienftbarkeit 
genannt. 


Wir nennen diejenigen Beihränfungen der Gebietshoheit, welche aus dem 
völferrechtlihen Zufammenbang ber Staten und aus ber allgemeinen Natur der 
Verhältniſſe mit Rechtsnothwendigkeit fich ergeben, wie die Pliht zum Gefanten: 
verfehr und Frembenjhuß, die Gewährung ber freien Schiffahrt auf ben großen 
Strömen und am Küftenfaum u. dgl. nicht Dienfibarkeiten, weil fie zu ber regel: 
mäßigen Rechtsordnung gehören, weil bier bie Statshoheit ſelbſt als ein da— 
buch nothwendig befhränftes Recht erfcheint. Die eigentlichen Statsdienft: 
barfeiten verjtehn ſich nicht von felber, fondern bedürfen einer beſondern Begründung 
im einzelnen Fall. Sie find ein jus singulare, für welches feine Vermuthung 
ſpricht. 

Die Analogie der privatrechtlichen Grundſätze über die ſogenannten Prädial— 
ferpituten darf nur mit Vorficht angewendet werben, weil es ſich bier nicht um 
Berhältniffe handelt, welde ber Wilfür von PBrivatperfonen anbeimfallen, 
fondern um Zuſtände, bei weldhen das Wohl der Bölfer betheiligt ift. Die 
Sicherheit und Unabhängigfeit der Staten ift bo ein ganz anderes Ding als bas 
Grunbeigenthun und baher eine Beſchränkung derſelben von ganz anderer Wirfung 
als eine Privatjervitut. 


354, 


Der Begründung einer Statsdienftbarkeit durch Vertrag ſteht Die 
Berufung auf unvordenklichen Beſitz glei), injofern aus der fortdauernden 
Ausübung folder Beihräntung ohne Widerſpruch des beſchränkten States 
auf die Anerkennung der Dienftbarfeit durch diefen geichloffen werden kann. 


Es ift unmöglich, tie herkömmlichen Statsdienfibarkeiten zu ignoriren, 
aber man darf doch nicht Teichthin derartige Beſchränkungen als urjprünglid 
gewillfürte annehmen. Vielmehr bedarf es eines firengen Beweifes dafür, daß 
nicht etwa der befchränfte Stat bloß gutwillig und aus Freundlichkeit für ben Nach: 
barn, aber ohne Nechtöverbindlichkeit fich die thatfächliche Beſchränkung babe gefallen 
lafjen, ſondern biefelbe als nothwendig und bindend anerkannt habe. 
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Die Statsdienftbarkeiten beftehen entweder darin, daß der dienende 
Stat um derjelben willen verhindert wird, feine Statshoheit in einer be= 
ftimmten Richtung vollftändig auszuüben oder darin, daß derjelbe genöthigt 
wird, eine ftatliche Action des fremden berechtigten States innerhalb feines 
Gebietes zu dulden, die er ohne die Dienſtbarkeit verwehren dürfte. 


Die erftern Dienftbarkeiten beftehen im Nichtthun (in non faciendo) und 
find von negativer Wirkung, die Tehtern dagegen find pofitiv und beftehn im 
Dulden eines Thuns (in patiendo) von Geite des berechtigten Stats. 


356. 
€. 7 Negative Dienftbarkeiten find: 

! a) die Beſchränkung eines States in der Größe feines Heeres 
oder in der Anlage und Zahl feiner Kriegsjchiffe oder in der von 
Feſtungen u. ſ. f., 

2h) die DVerpflihtung eines Stats, fi) jeder an fi begründeten 
Gerichtsbarkeit über die Angehörigen des berechtigten States zu 
enthalten, 

3e) die Schranken, welche der Ausübung der Kirchenhoheit aus Rück— 
ficht auf den berechtigten Stat gejeßt werden, 

4 3) die theilweile Befreiung gewiſſer Körperjchaften, Stiftungen oder 
Stände von der Steuerpflicht in dem dienenden State, wenn 
diefelbe mit Rüdficht auf einen berechtigten Nachbarftat zugeftan- 

_ ben worden ift, 

30) die Verhinderung von Zollftationen zu Gunften des freien Grenz— 
verfehrs der Nachbarn. 


Es find das nur einzelne Beifpiele, welche öfter vorfommen und meiſtens in 
Jriebensverträgen näher bejtimmt ober bei Gebietsabtretungen vorbehalten worben 
find, 


397. 


Beifpiele von pofitiven Dienftbarfeiten find: 
I») da3 Recht eines fremden Stat3, die inländiſchen Straßen zu 
feinen Truppenmärfchen zu benußen (Etappenftraßen), 
25) das Recht eines fremden Stats, einen inländifchen Gebietstheil 
unter Umfländen mit jeinen Truppen zu bejegen, 
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38) das Recht eines fremden Stats, feine Gerichtsbarkeit oder Po— 
liceigewalt oder Steuerhoheit auf einen imländijchen Gebietstheil 
auszudehnen, 

Aa) das Recht, Zollftationen daſelbſt anzulegen und zu unterhalten, 
Durchſuchungen dort vorzunehmen, 

Fe) das Recht, Poftanftalten dafelbft zu errichten und das Poftregal 
auszuüben. 


358, 


Im Zweifel ijt allezeit zu Gunjten der dienftfreien Statshoheit und 
die anerkannte Dienftbarkeit al3 ein Ausnahmerecht in bejchränfendem Sinne 
zu interpretiren. 


Je größer ber Werth ijt, welchen bie moderne GStatsentwidlung ber Ein: 
heit und Freiheit des Stats zufchreibt, um jo weniger günftig werben dieſe 
Dienftbarkeiten betrachtet, welche immer jener Einheit Abbruch thun, inbem fie bie 
wenn auch bejchränfte Herrſchaft eines fremden States begründen, und immer biefe 
Freiheit hemmen, indem fie ben einheimiſchen Stat verhindern, feine Souveränetät 
vollftändig auszuüben. Sie find daher weit hinfälliger als die privatrechtlichen Ser: 
vituten, indem fie unter Umjtänden von einer neuen Statsentwidlung verbrängt und 
befeitigt werben. Vgl. $ 359, 


359. 


Eine Statödienftbarfeit geht unter 

8) durch einen Befreiungsvertrag des pflichtigen mit dem berechtigten 
Stat, 

2b) durch Verzicht des berechtigten Stats. Als Verzicht ift auch ein 
über ein Menjchenalter fortgefegter Nichtgebrauch anzufehen, wenn 
die Veranlafjung zum Gebrauch wiederholt gegeben war, 

2%) wenn bdiejelbe aufgehört hat, mit der Entwidlung des Völferrechts 
verträglich zu fein, 

+4) wenn diejelbe mit der naturgemäßen Yortbildung der Statsver- 
fafjung oder mit den öffentlichen Zuftänden und Bebürfniffen des 
pflichtigen Landes unverträgli und deßhalb unleidlih und uns 
ausführbar geworden iſt. 


Da das Statsrecht und ebenfo das Völferreht nur um ber gemeinjfamen 
öffentlihden Bebürfniffe willen als nothwendbige Ordnung ber 
dffentlihen Zuſtände befieht, fo Fan es auch im Einzelnen nicht aufrecht 


Die Statshoheit im Verhältniß zum Land. Giebiet&hoheit. 207 


erhalten werben, infofern e8 mit ber allgemeinen Entwidlung nicht zugleich forte 
bauern kann. Dieſe Entwidfung fann und darf nicht durch Verträge, welche einer 
andern vergangenen Zeit angehören und damals einen Sinn hatten, ber inzwilchen 
verloren gegangen ift, verhindert werben. Denn das hieße bie Staten unb bie 
Menfhheit an der Erfüllung ihrer Beſtimmung verhindern und das Weſen bes 
Rechts felber verderben. In biefer Weiſe find unzählige Statsdienftbarfeiten, welche 
im Mittelalter entflanden waren und damals zu ber herrſchenden Lehensverfaffung 
paßten, feit ber Ausbildung bed modernen States mit bem Lehensrechte untergegans 
gen. Wenn ein Stat in feinem Innern Einheit und Gleichheit ber Rechtspflege 
einführte und in Folge deſſen die patrimoniale Gerichtsbarkeit der Grundherrn ab: 
ſchaffte, jo ließ er ſich auch nicht abhalten, aus denſelben Gründen und einfach burch 
feine Berfaffungs: und Gefegesreform bie patrimoniale Gerichtsbarkeit eines fremden 
Landesherrn in feinem Lande abzufchafjen, welche mit jener grundherrlichen Gerichts: 
barfeit des einheimifchen Adels weſentlich ibdentijch und ganz eben jo wenig mit ben 
modernen Grundſätzen der Rechtspflege verträglich it. In ähnlicher Meife ift befonders 
feit ber franzöfifhen Revolution die vom Mittelalter überlieferte Verflechtung 
verfhiebener Landeshoheiten auf bemfelben Gebiete gelöst und ein 
einfacheres und gleihmäßigeres Rechtsverhältniß hergeſtellt worden, 


Fünftes Bud. 
Die Statshoheit im Verhältniß zu den Perfonen. 
1. Schuß der perfönlicen Zireiheit. 


360. 


Es gibt fein Eigenthum des Menfchen am Menſchen. Sieber 
Menſch ift Perſon, d. h. ein rechtsfähiges und mit Recht begabtes Weſen. 


Diefer natürliche Rechtsſatz, der jhon von ben römifchen Juriften erkannt 
wurbe, ift während Jahrtauſenden von ben meijten Völkern gegen ihr befferes Ges 
wiffen mißachtet und verbunfelt worden. Im Altertum bat man fi, um bie uns 
natürliche Sclaverei zu rechtfertigen, auf die gemeine Rechtsübung ber Völker, bas 
jus gentium berufen. Nur ganz allmählih und langfam Hat bie europäifche Civi— 
Iifation jenen ſchändlichen Mißbraud ber Gewalt bes herrſchenden über ben dienen— 
ben Menſchen, ben man Eigenthum nannte und mit bem Eigentum an Hausthieren 
auf Eine Linie ftellte, gemildert und endlich abgefchafft und das natürliche Menfchen: 
recht ber Perfon anerfannt. ALS bereits in Stalien, in England und in Frankreich 
bie Eigenſchaft aufgehoben war, bejtand dieſelbe noch in einigen deutſchen Ländern 
fort, und fpäter als in Deutjchland, erſt in unfern Tagen wurde fie in Rußland 
befeitigt. So bildete fi nach und nach bas eur opäiſche Recht aus, welches bie 
Sclaverei nicht mehr als wirkliches Recht in Europa gelten ließ, fondern bie per: 
ſönliche Freiheit als Menfchenreht ehrte. Nachdem die Vereinigten Staten von 
Nordamerika fih ebenfalls gegen die Sclaverei der Schwarzen erflärt und innerhalb 
ihres Machtbereichs bie wiberfirebenden Staten genöthigt haben, bie perſönliche Freis 
beit und bie bürgerlichen Rechte auch ber dunkeln Raſſen anzuerkennen, ift jenes 
Menfhenreht auch in Amerika durchgedrungen und nunmehr zu allgemeiner 
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Anerkennung in bem Rechtsbewußtſein der hriftlichen Welt gelangt. Die dhines 
fijhe Eultur in Oftafien hatte ſchon lange vorher benfelben natürlichen Rechtsſatz 
anerfannt. Man barf daher in Zukunft nicht mehr wie bisher die Berufung auf 
bie Souveränetät einzelner Staten gelten laſſen, welcher e8 nicht verwehrt werben 
bürfe, bei fich bie Sclaverei feitzubalten oder einzuführen. Höchſtens dürfen Ueber: 
gangsbeftimmungen, welche aus ber herkömmlichen Eclaverei ſchritiweiſe zur perſön— 
lihen Freiheit hinüberleiten, geachtet werden. Die Souveränetät ber Staten barf 
nicht mehr fo ausgeübt werben, daß dadurch das höhere und allgemeinere 
Recht ber Menſchheit vernichtet wird, denn die Staten find menfchliche Orga: 
nismen und pflichtig, das allgemein erkannte Menjchenrecht zu rejpectiren, 


361. 


Das Völkerrecht erkennt fein Recht der Sclaverei an, weder wenn 
Einzelne noch wenn Staten fie behaupten. 


Es ift das nur ber negative Ausbrud bes obigen Princips der perjünlichen 
Freiheit, welche das Völferrecht anerkennt, 


362. 


Menn fremde Sclaven den Boden eines freien States betreten, fo 
werden fie jofort von Rechts wegen als Freie betrachtet und ohne daß es 
einer ‚Treilafjung des Herrn bedarf, auch gegen diejen im ihrer Freiheit 
geſchützt. 


Die Luft des freien Stats macht noch ſchneller und entſchiedener frei, 
als im Mittelalter die Luft der freien Stadt. Damals bedurften die eigenen 
Leute, welche in die Stadt geflüchtet waren, einer Erſitzung der Freiheit von Jahr 
und Tag und waren meiſtens vor Ablauf derſelben der Vindication der nachjagenden 
Herrn ausgeſetzt. Wenn heute ein fremder Herr mit ſeinen Sclaven als Dienern 
in ein freies Land kommt, wohin auch bie Fahrt in freiem Schiffe auf offener See 
gehört, jo find bie legtern berechtigt, gegen jede Gewalt bes Herrn ben Schuß ber 
Gerichte und je nah Umftänden ber Policei anzurufen. Diefer Schutz wird unbe: 
benflidh gewährt, ohne daß ber betreffende Sclavenjtat ſich deßhalb als über bie 
Mißachtung feines nationalen Rechts beſchweren Fan, benn bas Völkerrecht Hält bie 
Sclaverei nirgends mehr für Recht. 


363. 


Es wird weder überfeeiicher Handel mit Sclaven, nod werben 
Sclavenmärkte geduldet. 
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Vielmehr ift es das Recht und die Pflicht der civilifirten Staten, 
wo ſolche Mißbräuche noch geübt werden, deren Abftellung zu fördern. 


England gebührt ber Ruhm, bie Barbaresfenftaten zuerft theils durch diplo— 
matijhen Einfluß, theils duch Friegeriihen Zwang (Beſchießung von Algier im 
Auguft 1816) dahin gebracht zu Haben, daß fie auf die Chriſtenſclaven Verzicht [eis 
fteten, für Gegenwart und Aufunft. Auch Frankreich wirkte in derſelben Richtung. 
Die europäiihe Diplomatie erreichte auch in Gonftantinopel ähnliche Zugeftänbniffe, 
Aber noch ift die Sclaverei, und find felbft die Sclavenmärfte abgejehen von Süd⸗ 
amerifa, wo fie nun im Erlöjchen begriffen find, bei den rohen Nationen von 
Miticlafien und im Innern von Afrika, welde von ber Bewegung ber chriftlidh 
ariſchen Givilifation bisher wenig berührt find und der Ausbreitung ber Humanität 
noch viele Hinderniſſe entgegenfeßen, noch in voller Hebung. Aulekt werben aber 
auch ‚diefe barbariihen Rafjen oder halbbarbariſchen Nationen ber wachſenden Macht 
bes humaner geworbenen modernen Bölferrechts fich nicht entziehen können. 


2. Don der Hfatsgenoffenfdaft. 


364. 


Jedem Stat fteht das Recht zu, ſelbſtändig feſtzuſetzen, unter mel- 
hen Bedingungen feine Statsgenoſſenſchaft (Statsangehörigkeit) ertworben 
und berloren werde. 


Es iſt das zunächſt eine innere Angelegenheit bed States und daher 
eine ftatsrechtliche, nicht eine wölferrechtliche Frage. Aber infofern als bie Ans 
gehörigfeit eines Individuums zu einem bejtimmten State auch von fremden Staten 
zu beachten ift, fchließen fich internationale Wirkungen an ben ſtatsrechtlichen Ent: 
Iheid an und Hat fih das Völkerrecht bamit zu befaffen. 

Die Grundfähe, welde in ben verichiebenen Ländern beachtet werben, find 
noch fehr verjchieden. In den einen Staten wird vorzugsweile auf ben perſön— 
lihen Familienzufammenbang (Abflammung und Ehe) geſehen, in bem 
andern mehr auf bie örtliche Beziehung zum Lande (Geburtsort, Wohnort) 
ber Nachdruck gelegt. Bol. Bluntſchli, Allgem, Statsrecht. Buch II. Cap. 20 (19). 


365. 


Am Zweifel wird angenommen, daß die Ehefrau durch die Heirat 
in die Statsgenoſſenſchaft ihres Ehemannes eintrete, und daß die ehelichen 
14* 
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Kinder mit der Geburt und ſo lange ſie in dem väterlichen Hauſe leben, 
der Statsgenoſſenſchaft ihres Vaters folgen. 


Der Ehemann und ber Vater als Haupt des Hauſes verbindet auch bie Glie— 
ber bes Haufes, bie Frau und die Kinder mit bem State, zu bem er gehört. Das 
bei wird jedoch vorausgefeßt, daß bie Ehe in biefem State als rechtsgültig anerfannt 
werbe, und daß nicht etwa bejonbere Vorbehalte gemacht und zugejtanben worden 
find oder andere geſetzliche Borfchriften in einem Lande befteben. So gibt es Län⸗ 
ber, welche wohl ben ehelichen Kinbern bei ihrer Geburt bie Statsgenofjenihaft zus 
erkennen, aber nicht ohne weiteres geftatten, daß diefelben ihrem Vater folgen, wenn 
berjelbe jpäter ein anderes Statsbürgerredht erwirbt. 


366. 


Die unehelihen Kinder erhalten, wenn fie nicht von dem State des 
geftändigen oder ermittelten Vaters aufgenommen werden, das Heimatsrecht 
in dem State der Mutter, aber folgen diefer nicht in einen andern Stats— 
verband nad, wenn fie fpäter durch Heirath eine neue Statsgenofjenjchaft 
erwirbt. 


Der erſte Saß folgt aus ber ſichern Abftammung bed Kindes von ber 
Mutter, Nur in ber Ehe gilt die Abftammung vom Bater als ebenjo fiher und 
entjcheibet überdem bie Rüdficht auf die Feitende Stellung des Baters im Haufe und 
bie bedeutſam hervortretende Beziehung besjelben zum State. Außer ber Ehe und 
außerhalb des Haufes kann zunächſt nur die Abftammung von ber Mutter über bie 
Angebörigkeit zunächſt entjcheiden. Indeſſen nehmen mande Rechte ber Einzelftaten 
auch die unehelichen Kinder in das Heimatsredht auf, das ber Vater befigt, wen er 
biefelben als feine Kinder anerkennt ober fogar, wenn er als Vater gerichtlich erwies 
fen und erflärt worben iſt. 

Der zweite Sa hat feinen Grund barin, daß bie Mutter nicht ald Haupt 
fondern als Glieb ber Familie in die Ehe fommt und damit in einen neuen 
Statsverband eintritt, daher auch ihre Kinder nicht felbftändig nachziehen kann. 


367. 


Es iſt möglich, daß Jemand einen feften Wohnort in einem Lande 
befigt und dafelbft niedergelaffen ift, ohne in den Statsverband diefes 
Landes einzutreten und ebenfo, daß Jemand Grundeigentum in einem 
Lande erwirbt und bemwirtbichaftet, ohne Statögenoffe dafelbft zu werden. 


Wenn Heffter $ 59 alle „in einem Lande Domicilirten” b. 5. jeben, ber 
darin eine fete Häusliche Einrichtung für fich getroffen hat (Kandſaſſen im weis 
teften Sinne bes Wortes) als Statsangehörige nach völkerrechtlichen Grundfägen bes 
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zeichnet, jo gebt er meines Erachtens zu weit. Es gibt in vielen civilifirten Staten 
eine große Anzahl anfäfliger fremder Kaufleute, Fabrikanten u. ſ. f., welche nicht in 
ben Statsverband ihres Wohnorts aufgenommen find, fondern in dem nationalen 
Statsverband verbleiben, dem jie vor ihrer Nieberlaffung in fremdem Lanbe ange: 
hört haben. Die Nicderlaffung und ber Gewerböbetrieb geſchieht zunächſt aus prie 
vatrehtlihen Motiven, und es ift Feineswegs nothwendig, daß bamit bie 
ſtatsrechtliche Abficht, aus einem Statsverband in einen andern überzugeben, 
verbunden wird. Der Code eivil ($ 17) erflärt ausdrüdlich, daß die Faufmännifche 
Gtablirung in einem fremden Lande im Zweifel nicht als Auswanderung anzujehen 
fei. Sie gefdieht nicht „sans esprit de retour“, 


368. 


Jeder Stat ift verpflichtet, feine Angehörigen wieder in feinem Lande 
aufzunehmen, wenn fie von andern Staten aus öffentlicherechtlichen Grün— 
den heimgewieſen oder zugefchoben werden. 


Die Heimweifung und der Zufhub findet hauptjählih aus zwei Gründen 
Statt, a) wenn bie Individuen außer Stande find, fich jelber zu ernähren unb ber 
Hülfe bedürfen, b) wenn biefelben die Nechtsficherheit in bem fremden Lande bedrohen. 
Der Heimatsitat kann ſich im beiden und in ähnlichen Fällen überhaupt nicht weis 
gern, feine Landsleute aufzunehmen, da fie zu feinem Lande gehören. Eben darum 
ift auch die Strafe ber Verbannung nur unter ber Borausjehung durchzuführen, 
daß bie verbaunten Perſonen fich in ber Fremde zu erhalten im Stande find und 
nicht überall zurücdgewiefen werben. In neuerer Zeit beklagen fi) die Vereinigten 
Staten von Norbamerifa und wohl noch andere außereuropäifche Colonialftaten bar: 
über, daß die europäiſchen Staten ihre Gefängniffe dadurch entleeren, daß fie Bers 
brecher und lieberliches Gefindel dorthin auswandern laſſen und ihre Ueberfiedlung 
unterftüßen. Dieſe Beſchwerde ift nicht ohne Grund und es entitehen aus einer 
folhen Praris für bie Colonien ernftlihe Gefahren. Die überſeeiſchen Staten können 
ſich gegen ſolchen Mißbrauch ihres Gebiets dadurch wahren, daß fie ihren Entſchluß 
ankündigen, fie werden ſolche Verbrechercoloniften wieder in ben abſendenden 
Heimatsftat zurüdbringen laffen. Dazu find fie ohne Zweifel berechtigt, 
und ber Heimatsftat, ber feine Angehörigen aufnehmen muß, wird in Zukunft nicht 
mehr das fremde Land als einen bequemen Ort für Verbrecher-Coloniſten bes 
traten, 


369. 


Zur Vermeidung der Heimatlofigkeit ift die Annahme begründet, daß 
aus dem Wohnort in einem beftimmten State oder jelbft aus lange fort« 
gejegtem Aufenthalt in einem Lande, in Ermanglung anderer Gründe für 
einen andern Statsverband, auf Statsangehörigkeit gejchloffen werde. 
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Heimatlofe werben die Perfonen genannt, beren Statsangehörigfeit un— 
ſicher if. In ber civilifirten Statenwelt befteht ein allgemeines Intereſſe, daß es 
feine Heimatlofen gebe. Sie find eine Ausnahme von der wichtigen Regel, baß bie 
Individuen im Statöverbande leben und meiftens auch eine Gefahr für bie Sicher— 
beit ber Geſellſchaft. Daher die Verfuche, die Fälle ber Heimatlofigkeit möglichft zu 
befhränfen. Die Convention ber deutſchen Staten vom 15. Juni 1851 
bejtimmt, daß jeder Stat Perfonen, welche feinem ber Staten erweislich zugebören, 
bann ald Angehörige bei fi aufnehmen müffe, wenn biefelben fünf Jahre Tang als 
Bolljährige fih in feinem Gebiete aufgehalten ober als Eheleute daſelbſt aud nur 
ſechs Wochen lang gewohnt oder bafelbit ihre Ehe geichloffen haben, eventuell, wenn 
fie in diefem Lande geboren find. Der wechlelfeitige Zuſchub von heimatlofen Per: 
fonen von einem State zum andern ift nicht bloß inhuman, fonbern auch mit Ge: 
fahren für die Sittlichfeit und bie Sicherheit verbunden unb eine Quelle von uns 
nützen Streitigfeiten zwifchen den Nachbarſtaten. 


370. 


Wie der freie Menſch nicht an die Scholle gebunden ift, jo iſt auch 
der freie Statäbürger nit an das Land feiner Heimat gebunden. 


Die Verhältniffe in beiden Fällen find allerdings nicht gleich, benn im erften 
Fall wird nur das Verhältniß einer Berfon zu einer Sade, bem Grund: 
ftüd gelöst und es ift felbftverftändlich, daß ber Sache fein Recht zukommt, bie 
Perſon an fich zu feileln. Im zweiten Fall dagegen wird ber Verband zwifchen 
bem einzelnen Statsgenoffen und bem ganzen Stat gelöst, alfo ber Verband 
zwifchen zwei Berjonen, von denen überdem bie lektere ber erjtern übergeorbnet 
if. Indem bie frühere Rechtsbildung diefe Abhängigfeit betonte, ſprach fie den ent: 
gegengefegten Grundſatz aus, baf fein Statsgenofje willfürlich auf feine Statsanges 
börigfeit verzichten, bezichungsweife aus feinem Unterthanenverband austreten bürfe, 
Heute noch hält das engliſche Statsrecht diefen Grundfaß im Princip feft, wenn 
gleich es in ber Praris ber Auswanderung feine ernflen Hinderniffe bereitet, Viele 
Statsrechte legen wenigftens noch auf bie Form ber „Entlaffung* aus bem 
Statsverband einen Werth, Aber allmählich hat doch die Anſicht Geltung erlangt, 
daß e8 bes States unwürdig fei, feine Angehörigen wider Willen feſt zu Halten, als 
wären fie Statshörige, und daß es fir die heutige Givilifation und den reicheren 
Wechjelverfehr der Nationen weit erfprieklicher jei, die volle Auswanberungs: 
freiheit anzuerkennen. 


371. 


Dur die vollzogene Auswanderung wird das Band gelöst, durch 
welches der Auswanderer bisher mit feinem frühern Heimatlande verbuns 
den war. 
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Die Auswanderung wird dadurch vollzogen, daß der bisherige 
Statögenoffe jein Heimatland in der Abſicht verläßt, die Statägenofjen- 
[haft mit demfelben aufzugeben umd von einem andern State in deſſen 
Statsverband aufgenommen wird. 


Es kann Jemand fein Vaterland in ber Abficht verlaffen, anderwärts ein 
Gtablifjement zu gründen oder irgend einen Beruf zu treiben, ohne daß er die Ab: 
fiht hat, fein Statsbürgerreht aufzugeben. Das ift nicht Auswanderung. Aber 
auch bie Abficht allein genügt nicht zur Löfung bes Bandes. Abgeſehen von ber in 
manden Staten geforberten Entlafjung aus dem Statsverband, ift als entſcheidend 
bie Aufnahme in eine neue Statsgenoffenfhaft anzuſehn. Denn es 
befleht cin allgemeines völkerrechtliches Anterefje, Feine neue Heimatlofigfeit auffom- 
men zu lafjen. Daher dauert bie alte Statsgenofjenjchaft in völkerrechtlichem Sinne 
bennod fort, bis bie neue an ihre Stelle getreten ift; aber auch nicht barüber 
hinaus, gegen den Willen des Betheiligten, weil fonft Leicht Gonflicte zwijchen den 
beiden Staten entſtehen, die im Intereſſe bes friedlichen Verkehrs zu vermeiden find. 
Der neue Statsverband verdient deßhalb ben Vorzug vor bem ältern, weil biejer 
nicht mehr, wohl aber jener mit dem Willen bed Ausiwandererd und mit ben thats 
ſächlichen Verhältniffen desfelben zufammen flimmt. Die franzöfiiche Geſetzgebung 
(Cod. eiv. $ 17) fpricht das richtige Princip aus: „La qualit6 de Frangais se 
perdra par la naturalisation en pays étranger.“ 


372. 


Wenn der Auswanderer die Pflichten verleßt, welche er nach dem 
Geſetze ſeines Landes zu erfüllen hat, bevor er auswandern darf, ſo kann 
er von dem verlaſſenen State auch dann noch innerhalb deſſen Gerichts— 
barkeit zur Rechenschaft und Strafe gezogen werden, wenn er eine neue 
Statsgenoffenihaft erworben hat, aber er hat trogdem Anſpruch auf den 
Schuß feines neuen Heimatſtats dafür, daß nicht durch jene Beltrafung 
fein gegenmwärtiger Rechtsverband mikachtet werde. 


Nah Preußiſchem Nechte wurden fo Preufifche Auswanderer, welche fich ber 
geſetzlichen Militärpflicht entzogen Hatten, wenn fie fpäter wieber nah Preußen 
zurüdfamen, vor Gericht gejtellt und geftraft, Darüber fam es mit ben Vereinigten 
Staten von Amerifa wieberholt zu Grörterungen, indem fich biefe ihrer Einwanderer 
und neuen Bürger annahmen. Der Conflict ber beiden Staten läßt fi, abgeſehen 
von bejonberen Berträgen, nur dadurch löſen, daß jedem State fein Redt 
wird, dem vormaligen Heimatftate fein Recht, bie Fahnenflüchtigen wegen 
ber unbeftreitbaren Pflichtverlegung zu ftrafen, aber auch bem neuen Heimat: 
ftate fein Recht, nunmehr jeinerfeits den Neubürger als ſolchen zu fehügen und 
deſſen militärische Dienfte vorzugsmweife in Anſpruch zu nehmen. 
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373. 


In der Regel ift jedes Individuum nur mit Einem State verbunden 
und ift die Statögenofjenfchaft wie das Stat3bürgerreht auf Ein Land 
beſchränkt. 


Die Natur der Statsgenoſſenſchaft, welche hinwieder eine Vorbedingung iſt 
bes Statsbürgerrechts, iſt fo eutſcheidend für das ganze perſönliche Rechtsverhältnig 
und der Verband des Einzelnen mit dem State iſt ein ſo enger, daß eine Spaltung 
der Einen Perſon nach zwei Staten hin oder eine zwiefache Verbindung derſelben 
erhebliche Schwierigkeiten und ernſte Bedenken gegen ſich hat. Man kann ohne Be— 
denken zugleich Mitglied verſchiedener Actiengeſellſchaften, aber nicht ebenſo leicht 
Bürger in zwei Staten ſein. Daher iſt in manchen Ländern die geſetzliche Beſtim— 
mung vorgeſchrieben, daß Niemand neu als Statsgenoſſe aufgenommen (naturaliſirt) 
werde, wenn er nicht aus feinem bisherigen Statéverbande entlaſſen worden ſei. 
Man will dadurch den möglichen Eonflicten einer zwiefadhen Statsgenoffen- 
Ichaft entgehen. Aber es läßt fih in biefer Form nicht immer helfen, weil mög: 
licher Weiſe der eine Stat bie Entlafjung verweigert, während ber andere bie Natu— 
ralifation für gerechtfertigt und zweckmäßig bält. 

In zufammengefegten Staten (Bunbesftaten und Statenreihen) 
fommt regelmäßig eine boppelte Beziehung der Statsangehörigkeit und bes State: 
bürgerredhts vor, einmal gegenüber dem Gefammtftate und fobann gegenüber dem 
Einzelftate. Diefe beiden Verbände widerflreiten ſich nicht, weil ber zufammengefegte 
Stat in ſich felber benfelben Gegenfag zwifchen Einem Gefammtftat und mehreren 
Einzelftaten friedlich zu einigen weiß, 


374. 


Ausnahmsweiſe können ein Einzelner und deſſen Yamilie mit zwei 
ober mehreren einander fremden Staten als Statögenoffen verbunden jein. 

Wenn aus diefer Doppelbeziehung ſich ein Conflict der Statärechte 
und der Vürgerpflichten ergeben follte, jo wird angenommen, daß der 
Statöverband vorzugsweile wirkſam jei, in defjen Lande der Doppelbürger 
gegenwärtig wohnt und daß die Wirkjamkeit des Statsverbands juspendirt 
fei, in defjen Lande der Doppelbürger zur Zeit nicht wohnt. 


Bol. die ähnliche Entſcheidung in $ 371. Derartige Ausnahmen fommen umleug: 
bar vor. Die ftandesherrlihen Familien in Dentfchland gehören öfter gleichzeitig 
bem Statöverbande zweier ober mehrerer beutfcher Staten an und ihre Häupter 
haben dann Etimmredht in ben Erften Kammern verfchiedener Staten. Ebenfo fin: 
ben fich manche andere Beifpiele, baf Angehörige eines State, ohne ben Verband 
mit ihrem alten Vaterland abzulöfen, in einen fremden Statsbienft eingetreten und 
in Folge deffen auch Statsgenoffen eines andern Stats geworden find, Ich 
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hatte früher angenommen, daß in bem Gonflictfall bas ältere Recht vorgehe. Aber 
ih habe mid; feither überzeugt, daß ber Grundfaß ber Auswanderungsfreiheit und 
zugleich der thatjächlich nähere Verband mit dem State bes Wohnorts als 
entſcheidend anerkannt werden muß. Vgl. v. Bar, Internat. Privat: und Straf: 
recht ©. 88. 


3. Soheifsreht und Schußpfliht des Hfafes gegenüber feinen Htafs- 
genoffen im Ausland. 


375. 


Der Stat ift berechtigt, aus öffentlich-rechtlichen Gründen, insbefon- 
dere zur Erfüllung der Kriegspflicht, feine Angehörigen aus einem fremden 
Lande weg und heimzurufen. 

Der fremde Stat ift aber nicht verpflichtet, demjelben bei dem Boll 
zug dieſes Befehls beizuftehen und folche Fremde aus feinem Gebiete weg— 
zuweiſen. 


r 
Man nennt biefeß Recht jus avocandi.. Es ift eine Folge der Herrichaft 
bes Stats über feine Angehörigen, aber dieſe Herrichaft ift nicht eine abjolute, ſon— 
bern eine verfaffungsmägig befhränfte Es barf daher der Rückruf nicht 
aus bloßer Laune gefchehen. Aber auch ben wohl begründeten Rückruf braucht ber 
Aufenthaltsftat nicht zu unterftügen, ba das ganze Verhältniß mur ber Beziehung 
bes Statsgenoffen zu feinem Heimatjtat angehört, ber Aufenthaltsftat aber Fein In— 
terefje daran und daher feinen Grund hat, die perfönliche Freiheit der fremden Reis 
jenden ober berer, bie fich in feinem Gebiete aufhalten wollen, zu beſchränken. 


376. 


Die Steuerpflicht gegen den Stat wird in der heutigen Nechtsbil- 
dung regelmäßig von dem Wohnort, und nicht don dem Statäverband 
Ausnahmsweiſe aber kann der Heimatftat von feinen im Ausland 
lebenden Bürgern oder Angehörigen gewiffe Steuern (3. B. Armenfteuern) 
fordern. Wenn aber da3 geichieht, fo ift der Stat des MWohnort3 oder 
Aufenthaltsort3 in feiner Weile verbunden, bei der Steuererhebung mit— 
zuwirken. 
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Der Wohnort ift ber Gentralort bes perfönlihen Lebens, Wir 
tens, Genießens ber Steuerpflitigen und ihres Haushalts. Um befwillen 
hält fi der Stat, wenn er Steuern forbert, vorzugsweile an biefen Ort. Die Beis 
treibung von Steuern im Auslande ift überdem thatfächlich ſchwer durchzuführen, 
weil ber Stat bort feine Steuererheber hat und Feine Zwangsmittel anwenden kann, 
und ber fremde Stat feine Anftalten und feine Zwangsmittel ihm für ſolche Zwecke 
nicht zur Verfügung ftellt. 


377. 


Grundftüde und Gewerbe werden in der Regel nur da berfteuert, 
wo jene liegen und diefe betrieben werben. 


Der Stat, in bem biefelben fich befinden, hat gerabe ein Intereſſe, ſich einer 
Befteuerung durch ben fremden Stat zu wiberfeßen, auch dann, wenn ber Eigen: 
thünter des Grundftüds oder des induftriellen ober Hanbelsetabliffements ein Stats: 
genofje dieſes Tekteren States if. Denn boppelte Befteuerung von bemfelben 
Etenerobject ift Ueberbürbung besfelben mit Steuern, und wirft in nationalwirth: 


ſchaftlicher Hinficht ſchädlich. 
378. 


Der Stat kann über die. Statsgenoſſen in fremdem Lande ſeine 
Gerichtsbarkeit nicht üben, wenn nicht ausnahmsweiſe der fremde Stat das 


zugeſteht. 
Beiſpiele ſolcher Ausnahmen ſiehe oben $ 216. 220. 


379. 


Es hängt von der Landesgeſetzgebung ab, zu beftimmen, inwiefern 
die Privatgefege für die Statsgenofjen aud im Auslande rechtsverbindlich 
feien. 


In der Negel wirkt auch bie Givilgefeßgebung nur innerhalb des Landes ; 
d. h. bas fogenannte Territorialprimeip iſt entjcheidend. Das entgegengeſetzte 
PRerfonalprincip wirkt am cheflen in bem perjönlihen und Familienverhält— 
niffen, wie 3. B. ben Bedingungen ber Ehe, dem Vormundſchaftsrecht, bem gejeglichen 
Erbverband u. dgl. 


380. 
Der Heimatsſtat ift berechtigt und im Verhältniß zu feiner Macht 
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auch verpflichtet, feinen Angehörigen im Ausland den den Umftänden an= 
gemeflenen Schutz durch völkerrechtliche Mittel zu gewähren, 


/ &) wenn der fremde Stat ſelber in völlerrechtswidriger Weiſe wider 
fie verfahren hat, 
£ b) wenn die Mißhandlung oder Verlegung jener Perjonen zwar 
nicht unmittelbar dem fremden State zur Laft fällt, aber dieſer 
feinen Rechtsihuß dagegen gewährt. 
Der Heimatsftat ift in folchen Fällen berechtigt, von dem fremden 
State Befeitigung des Unrechts, Genugthuung und Entihädigung, nad 
Umftänden aud Garantien gegen ähnliche Verlegungen zu fordern. 


Fälle der Art jind 3. B.: Der fremde Stat nimmt bie Reifenden ohne Grund 
gefangen, macht fie zu Sclaven, nötbigt fie zu einem andern Religionsbefenntuiß, 
beraubt fie ihres Vermögens, behandelt fie fonft in graufamer Weile, verlegt an 
ihnen bie zum Schutz bes Handels: und Fremdenverkehrs abgeſchloſſenen Perträge 
ober bie gute Sitte bes internationalen Verkehrs. Nur die Staten, nicht die Privat: 
perjonen find völferrechtliche Perfonen im eigentlihen Sinne, aber auch diefe haben 
buch Vermittlung jener einen Anipruch auf völferrehtlihen Schuß. 


Wird der Inländer im Auslande zunächſt nicht durch den fremden Stat 
b. 5. durch deffen Organe (Beamte, Diener) oder ber von ber Stategewalt begün— 
figten Bevölferung in feiner Perfon oder feinem Vermögen verlegt, ſondern durch 
Trivatperjonen, benen allein bie Mechtsverlekung als Schuld angerechnet wer: 
ben Fann, 3. B. durch Räuber, Diebe, Raufer u. ſ. f., jo tritt Feineswegs im erſter 
Linie der heimatlihe Statsihuß ein, fondern es bat zunächſt der Stat, in deſſen 
Gebiet die Rechtsverletzung geicheben ift, durch feine Rechtspflege für Beleitigung bes 
Unrechts und je nach Umftänden Beftrafung ber Verbrecher zu forgen. Mit gutem 
Grunde würde biefer Stat, bem allein die Gerichtsbarkeit in feinem Lande zufommt, 
eine unzeitige Einmengung eines fremden Stats in die Verwaltung feiner Rechts: 
pflege fich verbitten. Der beleidigte oder verlegte Angehörige eines andern States 
muß fi demnach zunähft an bie Behörden des States um Reechtshülfe 
wenden, in dem er wohnt Nur wenn ihm ber Rechtsweg abgefchnitten und ber 
Rechtsſchutz verweigert wird, vorher nicht, ift Grund zu einer Intervention feines 
Heimatsftates vorhanden. Man bat fi bier vor zwei Ertremen zu büten, bem 
einen, welches die Statsangehörigen im Ausland ſchutzlos ber Bedrängniß und 
Mißhandlung Preis gibt, — es war das bis auf bie neuere Zeit bie wohl begrünz 
bete Klage ber Angehörigen beutfcher Kleine und Mittelftaten — und dem andern, 
einer ungebührlichen Einmiſchung in bie fremde Rechtspflege und Berwals 
tung zu Gunften von Statsangehörigen, welche bie diplomatiſche Unterftügung ba 
anrufen, wo fie glei andern Privatperfonen nur berechtigt find, ordentliche Rechts: 
mittel anzumenden — eine Ueberfpannung des Statsfhußes, bie man nicht ohne 
Grund zumeilen England vorgeworfen hat. Im erftern Fall wird die Sicherheit 
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ber Brivatperfonen im Ausland gefährbet, im zweiten bie Rechtögleichheit 
ber Staten und bie Selbjtänbigfeit ber Nehtspflege bebroht. 

In allen diefen Verhältniſſen wird übrigens bona fides vorausgefegt. Wenn 
unter dem Schein ber georbneten Nechtspflege die fremden Landesgerichte unfern 
Statsangehörigen offenbar als rechtlos behandeln ober feiner Nationalität wegen be— 
brüden, wenn fie ihm nur ſcheinbar Nehtsihug gewähren, in Wahrheit aber ihn 
ber Berfolgung Preis geben, fo ift auch im foldhen Fällen ber Heimatsftat berechtigt, 
fi feines Statsgenoffen diplomatifdh anzunehmen. Nicht weil er einen Proceß ver: 
liert, den er gewinnen zu müffen meinte, auch nicht, weil vielleicht nach der Meinung 
ber einheimifchen Juriſten das fremde Urtheil unrichtig ift, hat er Anſpruch auf 
Schuß des Heimatsftats, fondern mur, weil ber fremde Etat in ihm bas Völ— 
kerrecht mißachtet. 


4. SHoheitsreht und Rechktsſchutz gegenüber den Rusländern im 
Inland. 


381. 


Kein Stat iſt berechtigt, den Fremden überhaupt die Betretung ſei— 
nes Gebiets zu unterſagen und ſein Land von dem allgemeinen Verkehr 
abqufperren. 


Ter Schuß bes friebliden Verkehrs innerhalb der Menichheit ift 
eine Pflicht des civilifirten Völkerrechts. Die ältere Lehre, von ber Souveränetät 
bes States ausgehend, folgerte daraus bie Berechtigung ber Statsgewalt, alle Frem— 
ben auszujchlichen. Aber bie Staten find Glieder der Menfchheit und befhalb ver: 
pflichtet, bie Verbindung ber Menſchen zu achten, und ihre Souveränetät iſt Fein 
abjolutes Recht, ſondern ein durch das Völkerrecht beichränftes Recht. Die allgemeine 
Abſchließung von jedem Fremdenverkehr ift in ben verfchiebenen Zeitaltern von eine 
zelnen Staten verfucht worben, und nicht bloß von barbarijchen Stämmen, welche 
alle Fremde als Feinde Haffen, jondern von Gulturvdifern, wie im Altertfum von 
Hegypten, und in neuerer Zeit von Paraguay und Japan. Das heutige Völkerrecht 
buldet aber diefe Abſchließung nicht mehr. Vgl. oben $ 163. 


382, 


Jeder Stat ift berechtigt, einzelnen Fremden aus Gründen ſowohl 
des Rechts als der Politik den Eintritt in fein Land zu unterjagen. 
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Die Ausſchließung bedarf ber Motivirung mit Gründen ber flatlichen Orb» 
nung und Sicherheit ober bes öffentlihen Wohle, Sonft wäre fie im Widerſpruch 
mit bem völferrechtlihen Grundfaß bes freien Verkehrs. Die Beurtheilung ber 
Gründe fteht aber bei bem State, ber innerhalb feines Gebiets bie Statshoheit aus» 
zuüben berufen iſt. 


383. 


Ebenſo ift der inländiiche Stat berechtigt, aus Öffentlichen Gründen 
einzelne fremde, welche fich nur vorübergehend in jeinem Lande aufhalten, 
aus feinem Gebiete wegzuweiſen. Haben fie aber einen feſten Wohnfik 
dajelbit erworben, fo genießen fie auch den damit verbundenen erhöhten 


Rechtsſchutz. 


Das ſogenannte Droit durenvoi barf wieder nicht als ein abſolutes 
Recht bes States betrachtet werben, ſonſt wäre das Recht bes allgemeinen Weltver: 
fehrs neuerdings bebroht. Der Stat ift Fein abfoluter Herr weder über das Land 
noch über die Menfchen im Lande. Auch in biefer Hinficht ift bie Ältere Lehre zu 
ſehr von ber mittelalterlichen Vorftelung bes Eigentbums am Land und von 
ber abfolutiftiichen Jbee einer unbefhränften Souveränetät mißleitet wor: 
ben. Meiftens wird noch der Statsgewalt die Macht zugeftanden, nad) eigenem Er— 
meffen durch bloße Verwaltungs: und Regierungsacte über die Wegweiſung von 
Fremden zu entſcheiden, ohne daß die davon Betroffenen einen gemügenben Rechts— 
Ihuß bei ben Gerichten finden. 


384. 


Mird ein gehörig legitimirter Yremder ohne Grund verhindert, das 
Land zu betreten oder grundlos oder in ungebührlicher Form weggewieſen, 
jo ift fein Heimatsftat veranlaßt, ‘wegen Verlegung des völferrechtlichen 
Verkehrs Beichwerde zu führen und je nad) Umftänden Genugthuung zu 
fordern. 


In feinen Angehörigen kann auch ber Stat verfeßt werben, ber berufen ift, 
fie zu ſchützen. Die bloß willfürliche und gehäffige Wegweifung fann daher zu bis 
plomatifchen Erörterungen führen, unb der Fremde, ber davon betroffen wird, ift 
jedenfalls veranlaßt, bie Beihülfe feines Confuls oder die Dazwifchenfunft feines 
Gefanten anzurufen, 


385. 
Es ift Sache der Landesgefeggebung, zu_beftimmen, ob und unter 
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welchen Bedingungen Landesfremde Grundeigenthum erwerben und Handel 
oder Gewerbe in dem Lande jelbjtändig betreiben dürfen, 


Das Völkerrecht enticheibet darüber nicht, jondern bas Statsredht, aufer 
wenn durch Statenverträge nähere auch dem andern Stat gegenüber bindende Be— 
ftimmungen getroffen find, 


386. 


Die Fremden haben einen rechtmäßigen Anſpruch auf den gejeglichen 
und landesüblichen Rechtsſchutz ihrer Perjünlicheit, ihrer Familien- und 
Vermögensredhte. 


Im Alterthum und im Mittelalter verftand ſich dieſes Necht der Fremden 
feineswegs. Vielmehr wurden fie als rechtloſe Leute betrachtet, wenn fie nicht 
unter ben bejondern Schuß eines Gaftfreundes oder Patrones oder eines Grundherrn 
ober angejehenen Bürgers geftellt waren. Die Fremden von heute dagegen ſtehen 
unter bem Schuße des humaner gewordenen Rechtes ber civilifirten Völker. Auch 
‚ber früher beliebte Vorzug der Einheimijchen vor ben Ausländern in der Geltenbmas 
Kung von Forderungen und insbefondere im Goncurje wird immer mehr als unge: 
recht und ber heutigen auf Gleichheit gegründeten Nechtsbildung zuwiderlaufend all: 
mäblich überall befeitigt. Zunächſt freilich emtjcheidet die Landesgefeßgebung über 
die Bedingungen und bie Ausdehnung des ben Fremden zukommenden Rechtsſchutzes. 
Aber ofjenbare Unbill, welche der Stat gegen bie Fremben üben wollte, würbe Re: 
clamationen der Staten rechtfertigen, welchen dieſelben angehören. 


387. 


Kein Stat iſt verpflichtet, fremden Perjonen Privilegien oder ſolche 
perfönliche und Standesrechte zuzugeftehn, welche mit der Verfajjung und 
den Grundrechten desjelben nicht vereinbar find. Vorbehalten bleiben die 
Rechte jouderäner Perjonen und ihrer, Vertreter. 


Ein Stat, deſſen Verfaſſung feinen Adel duldet, wie 3. B. bie Vereinigten 
Staten von Norbamerifa, kann daher auch fremden Ablichen Feine bejonbern Adels: 
rechte zugeftehen. : Strenge genommen braucht aber au ein Stat, in dem es noch 
Adelsprivilegien gibt, biefelben fremden Adlichen deßhalb nicht einzuräumen, weil bie 
Inſtitution des Adels von wefentlich öffentlicherechtlihen Urſprung und ein Theil ber 
befonbern Statsverfaffung ift, welche als ſolche nicht auf ein anderes Land 
übertragbar ift. Indeſſen werben bie Ehrenvorzüge, welche bem eigenen Adel zus 
fommen, ber Sitte gemäß gewöhnlich auch ben Fremden von ähnlicher Rangſtellung 
eingeräumt, und auch infofern eine möglichſt gleihmäßige Behandlung ber Einhei— 
mifchen und ber Fremden angefircht. 
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388. 


Die Fremden find verpflichtet, die Verfaffung und Rechtsordnung 
bes Landes zu beachten und dürfen diefelben nicht verlegen. Sie find der 
einheimifchen Statögewalt zwar nicht in Folge des Statäverbands aber 
infofern unterworfen, als Ddiejelbe allein in dem Lande Autorität und 
Macht hat. 


Die Erterritorialität, von ber oben $ 135 die Rebe war, ift eine Ausnahme 
von ber Regel, daß ſich die Gerichtsbarkeit und Polizeigewalt über Einheimifche und 
Fremde erfiredt. Andere Ausnahmen gründen fi zuweilen auf befondere Verträge 
ober auf Herfommen. Immerhin aber wirft die Rückſicht darauf, daß bie Fremden 
nicht perjönlid bem State verb unden find, wo fie gerabe ſich aufhalten, 
fondern einem andern State angehören, ſehr bedeutend ein und vermindert und er: 
mäßigt bie Ausübung ber einheimifchen Statsgewalt gegen Fremde. Selbft bei Ver: 
waltung ber Strafrechtspflege und ber Policeigerichtsbarfeit verdient das vielleicht 
mangelhafte Verſtändniß ber einheimifchen Vorjhriften und Sitten von Seite ber 
Fremden eine billige und jchonende Rüdjicht. 


389. 


Die Fremden, weldhe nur vorübergehend ihren Aufenthalt im Lande 
nehmen, dürfen nicht zu den Landesiteuern beigezogen werden. Wohl aber 
find fie ſchuldig, die Gebühren für öffentliche Leiftungen wie die Einhei— 
mifchen zu bezahlen und es kann ihmen auch eine mäßige Gebühr für den 
Aufenthalt auferlegt werden. 


Die regelmäßige Steuerpflicht fett entweber Statsangehbörigfeit ber 
Steuerpflidtigen oder Landesangehörigkeit ber befteuerten Gitter (in= 
ländiſche Grumdftüde und Etabliffements) voraus. In diefen beiden Beziehungen 
find die burchreifenden Fremden nicht fleuerpflichtig. Inwiefern dagegen von ber 
Verzehrung von Gütern mittelbar eine Steuer erhoben wird (Confumtionsfteuer) 
ober von ber Bewegung ber Handelsgüter Zölle bezogen werben, fo treffen natürlich 
biefe Abgaben die Fremden, welche jene Güter conjumiren und zollbare Waaren ein⸗ 
ober ausführen, ganz ebenjo wie bie Einheimiſchen. 


390. 


Fremde, welche im Lande anfällig find, oder Orundbefig im Lande 
haben, find im Zweifel gleich Einheimifchen den Landesſteuern und der 
Grundfteuer unterworfen. 


Vgl. oben $ 280. 
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391. 


Landesfremde find im Inland nicht militärpflichtig. Vorbehalten 
bleiben Nothfälle zur Bertheidigung eines Ortes wider Räuber oder 
Wilde, 


Die Militärpflicht ift weientlih politifhe Pfliht und baber von ber 
Statsgenoſſenſchaft nicht zu trennen. Wie ben Fremden in ber Regel nicht politijche 
Rechte eingeräumt werben, fo dürfen ihnen auch nicht fo ſchwere politifche Pflichten 
auferlegt werden. Würden bie Fremden genöthigt, Militärbienfte in frembem Lande 
zu thun, jo würden fie unter Umſtänden genöthigt, für ihnen frembe Statsinterefjen 
und gegen bie politifchen Intereſſen ihres Vaterlandes ihr Leben einzufeßen, was 
offenbar unnatürlih wäre. Selbſt wenn bie Fremden anfällig im Lande find, jo 
bürfen fie höchſtens zu ſolchen Militärdienften herbeigezogen werben, welche ben Zwed 
haben, Perſonen und Eigenthum durch locale Kraftentwidlung zu fhüken, 
alfo zur Vertheidigung bes Orts, aber nicht zu politifher Kriegsführung. 


392. 
Den Fremden muß ber ‚freie Wegzug jederzeit offen ftehn. 


Im Mittelalter war biefes Recht auch in den europäiſchen Staten Feinesivegs 
anerkannt. Heute wird es nur in barbarifchen Ländern noch beftritten. Es folgt 
aus dem natürlichen Recht des menſchlich-freien Verkehrs, 


393. 


Auch der Wegzug des Vermögens oder der Verlaſſenſchaft bon 
Fremden darf in der Regel nicht verwehrt, noch mit bejondern Steuern 
oder Abzügen beläftigt werden. 


Bis in unfer Jahrhundert hinein galten in ben meijten europäijchen Rändern 
noch andere Grundſätze. Der Wegzug insbefondere von Capitalvermögen 
wurbe noch vielfältig mit Abzugsfteuern beſchwert und noch mehr ber Wegzug 
von Berlaffenfhaften. Die mittelalterlichen Lanbesherrn behaupteten öfter ein 
ausſchließliches Recht auf die Verlaffenfchaft der Fremden zu Haben, welde fih in 
ihrem Zerritorium vorfand, felbft mit Ausſchluß ber ausländifchen Erben, Man 
nannte das jus albinagii, droit daubaine, War es nicht mehr möglich, 
ben Fremden felbft als ein rechtlofes Weſen zu behandeln, jo behandelte man doch 
feine Berlaffenfhaft als ein herrenloſes Gut. Unfere heutige NRehtsbildung erkennt 
barin eine wiberrechtliche Barbarei und gibt auch bie ermäßigte Form ber Abzugs— 
ftenern nicht mehr zu. In einer fehr großen Anzahl von Statenverträgen find biefe 
Abzugsgelder vertragsmäßig während unfers Jahrhunderts abgefchafft worden. All: 
mählich ift aber aus biefent Vertrags: und Gefeßesrecht allgemeines internas 
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tionales Recht geworben, fo daß heute bie Einführung folder Abgaben als Ver: 
leßung bes internationalen Verkehrs empfunden und zu völferrechtlichen Beſchwerden 
ber Staten Anlaß geben würde. 


5. Unsführungspfliht und Xfgfredit. 
394. 


Jeder Stat iſt kraft feiner Selbjtändigkeit bereatigt, Fremden den 
Aufenthalt in feinem Lande zu gejtatten. 

Diejes Recht des States, Fremde aufzunehmen und zu fehüßen, 
fann ausgeübt werden, ungeachtet der Heimatsſtat derjelben feine Stats— 
angehörigen zurüdruft oder deren Auslieferung begehrt. 


Bol. oben $ 375. Freilich Läuft dev Stat, welcher längere Zeit Fremden gegen 
ben Willen ihres Heimatjtats in jeinem Lande Aufenthalt gewährt, bie Gefahr, daß 
ber Heimatsjtat diefelben ihrer Statsgenöffigfeit für verluftig erklärt und er genö— 
Ihigt wird, dieſelben num zu behalten, beziehungsweife in feine Angehörigkeit aufzu— 
nehmen. 


395. 


Eine Pflicht, flüchtige fremde Verbrecher oder eines Verbrechens an- 
geflagte Flüchtlinge dem verfolgenden Gerichte augzuliefern, wird nur ins 
jofern anerkannt, als Ddiefelbe entweder dur bejondere Statenverträge 
(Auslieferungsverträge) begründet oder zur Sicherung eines allgemeinen 
Rechtszuftandes als nothwendig erjcheint. 

Im letztern Fall ift die Ausfieferungspflicht jedenfall3 auf ſchwere 
und gemeine Verbrechen bejchräntt, und feßt voraus, daß die Rechtspflege 
des verfolgenden Stats hinreichende Garantien gebe für eine civilifirte 
Verwaltung der Gerechtigkeit. 


Die Meinungen über die Auslieferungspflicht und das Aſylrecht 
find noch fehr getheilt jowohl in der Statenpraris als in ber Wiffenfchaft. Nod 
machen ſich erireme Meinungen geltend. Zuweilen wird ein unbejhränftes 
Aſylrecht der Staten behauptet, welches nur durch Auslieferungsverträge beſchränkt 
werbe. Die Vertheidiger dieſer Anfiht — Puffendorf, Martens, Story 
und andere — führen dafür an, daß dieſe Flüchtlinge nicht die Rechtsordnung bes 
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Aſylſtats verlett haben, und daher auch nicht von biefem zu verfolgen feien, daß bie 
Strafgewalt ihren Wefen nad territorial und niht international fei, daß 
jedenfalls geringe Sicherheit fir eine im Sinne bes Aſylſtales geübte Juſtiz vor— 
handen fei und daß daher ber Aiylftat Feine Veranlafjung babe, einer fremden Ge— 
richtsbarkeit zu dienen und feine Verpflichtung, feine Schutzhoheit zu beſchränken. 

Aber auch für die entgegengefeßte Meinung haben fich icberzeit gewichtige 
Stimmen erhoben, wie die von Grotius, Battel, Kent u.f.f., welche auf bas 
allgemeine Intereſſe an ber Handhabung ber Gerechtigkeit und bie Nothwendigkeit 
ber Beftrafung der Verbrecher hinweifen, auf die Gefahren aufmerffam machen, welche 
daraus für bie Geſellſchaft entſtehen, wenn Verbrecher Teicht einen Zufluchtsort fin— 
ben, in dem fie ſich ficher fühlen und von wo aus fie ihre Angriffe auf bie Rechts— 
ordnung erneuern, und baraus die Pflicht ber Staten ableiten, einander in 
ber wirfjamen Handhabung ber Strafrehtspflege zu unter: 
fügen. 

Meines Erachtens würde ein unbefhränftes Aſyl die allgemeine menſch— 
lihe Rechtsordnung und Mechtsjicherheit bedrohen, zumal bei ber Beweglichkeit ber 
heutigen Berfehrsmittel. Es iſt ein allgemeines Jutereſſe, nicht ein bloßes Landes: 
interefje, daß Mörder, Näuber, grobe Betrüger und große Diebe beitraft werben. 
Bortrefflich Hat der franzöfifche Minifter Rouher (Rede vom 4. März 1866) bie 
Gründe für die Auslieferungspfliht mit wenigen Worten ausgefproden: 
„Der Grundfag der Auslieferung ift der Grundfaß der Solidarität, ber wechjelfeiti- 
gen Verfierung unter Regierungen und Bölfern gegen ein überall drohendes Uebel 
(contre l’ubiquit& du mal)“, 

Aber auch eine abfolnte Ausfieferungspfliht würbe in manchen 
Fällen die Interefjen ber Humanität und ber Freiheit ernftlich gefährden, und man 
barf nicht vergeffen, daß manche Verbrechen ausjchließlich den davon betroffenen Stat 
und nicht die menſchliche Geſellſchaft verlegen und daß auch bie Vertheidiger bes 
Alyls gute Gründe anführen, auf welche innerhalb ber nöthigen Schranken billige 
Rückſicht zu nehmen ift. 

Wo bie Statenverträge bie Auslieferung im Einzelnen näher orbnen, und 
bas ift im neuerer Zeit fehr oft gefchehen, ba kommen natürlih bie vertrages 
mäßigen Befiimmungen zur Anwendung. Wenn feine Verträge binden, fo 
muß man fih an die allgemeinen Rehtsgrundfäge halten. Da aber biefe 
heute noch nicht gleichmäßig und nicht allgemein anerfannt find, fo hängt es thats 
ſächlich noch von dem Ermeffen des Nijylftates ab, zu bejtimmen, in wie 
weit er ſich durch die allgemeine Rechtsordnung fir gebunden erachte. Es ift aber 
möglich und fogar wahrſcheinlich, daß allmählich einige Hauptgrundfäße in der civie 
liſirten Welt fih allgemeine Billigung erringen und fo weit das gefchieht, wird 
dann die Willfür der einzelnen Staten bejchränft. 


396. 


Den politifchen Flüchtlingen darf jeder Stat freies Aſyl gewähren. 
Der Aſyl gebende Stat ift nicht verpflichtet, auf Begehren des verfolgenden 
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Stats diefelben auszuliefern oder wegzumeifen. Aber der Afylftat ift ver- 
pflichtet, nicht zu geitatten, daß das Aſyl dazu mißbraucht werde, um die 
die Rechtsordnung und den Frieden der andern Staten zu gefährden, und 
vöfferrechtlich verbunden, diejenigen Maßregeln zu treffen, melde nöthig 
find, um ſolchen Migbräuchen zu wehren. 


Der von vielen Griminaliften beftrittene Gegenfab ber politifhen und 
ber gemeinen Verbrechen wird in ben neuern Statenverträgen und noch mehr in 
ber gegenwärtigen Statenpraris anerkannt, und ſogar von jolden Staten, welche 
eine allgemeine Austieferungspflicht felbft von politifchen Verbrechern im Princip für 
nothwendig erflären, thatfühlic dann gemacht, wenn ihre politischen Sympatbien 
den fremden Flüchtling beden. Die politiihen Verbrechen beziehen fich nothwendig 
auf die Berfaffung und bie politifhen Zuſtände eines beflimmten 
Stats und find deßhalb für andere Staten fein Gegenftand ber Sorge. Eine 
Solidarität ber politifhen Intereſſen befteht nicht nothwendig und es iſt ebenfo 
möglid), daß bie politifhen Grunbfäße und Richtungen bes verfolgenden und bes 
Aſylſtats einander wiberftreiten. Der verfolgte politifche Verbrecher in einem Land 
wird in einem andern Lande vielleicht als ein Märtyrer ber Freiheit verehrt; und 
bie im Namen bed Rechts verfolgenden Gewalthaber bes einzelnen Gtats werden 
vielleicht in bem andern State als Unterbrüder bes Rechts gehaßt. Selbſt wo bie 
Gegenfäge ber Beurtheilung nicht jo jchroff auftreten, erinnert man fih doch, daß 
bie Verwaltung ber Rechtsflege in politiichen Strafprocefjen nah dem Zeugniß ber 
Geſchichte Leichter von den Leidenſchaften bald ber Machthaber bald einflußreicher 
Parteien mißleitet wird als bie Strafgerichtsbarfeit über gemeine Vergehen und man 
nimmt Rüdficht darauf, daß zuweilen chrbare und edle Menfchen aus Baterlands: 
liebe bie politifche Rechtsordnung ihres Heimatſtats verlegt haben. Die Antereffen 
ber Bolitif, der Gerechtigkeit und der Humanität vereinigen fich baber, 
um über die politifchen Flüchtlinge ben Schuß des Aſyls auszubreiten. 

Aber indem der Stat den fremden politifchen Flüchtlingen ein Aſyl gewährt, 
ift er nicht von der Pflicht entbunden, ben Mißbr auch bes Aſyls zu verhüten, 
Das Aſyl ſchützt den Flüchtigen vor Verfolgung, aber es darf nicht zu einer fichern 
Stätte für die Fortſetzung bes politiſchen Verbrechens werden. Der 
Flüchtling findet hier Ruhe und einen Ort ber Zuflucht im feiner Gefahr, aber er 
barf nicht bie Angriffe auf die Verfaffung und das Recht feines States von da aus 
ungeftraft erneuern. Der Aſylſtat hat auch gegenüber dem Heimatsſtat besjelben 
Rückſichten des Friedens und der Freundfchaft zu nehmen. Ein Stat, welder ben 
fremden Räubern Schlupfwinfel eröffnet, aus denen fie ihr verbrecherifches Handwerk 
mit bejferem Erfolg und mit geringerer eigener Gefahr betreiben, macht fich ſicherlich 
einer ſchweren Berlegung der Nachbarpflichten ſchuldig; und nicht weniger wird ein 
Stat, welcher auf feinem Gebiete feindliche Unternehmungen von fremden Flüchtlin— 
gen negen einen benachbarten Stat begünftigt, dafür verantwortlich gemacht von bem 
bedrohten State, 
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Es fteht jedem State zu, die Bedingungen fejtzufegen, unter welchen 
er fremden Flüchtlingen ein Aſyl gewährt. Die Flüchtlinge ſelber haben 
feinen Rechtsanspruch auf Gewährung des Aſhyls gegen den fremden Stat. 


Der Flüchtling Tann ſich nicht wie ein anderer Reifendber auf das Recht bes 
freien Verkehrs berufen, bemm eine Grundbedingung biejes Rechts ift Unbefhols 
tenheit ber Reifendben. Kein Stat ift verpflichtet, Verbrecher oder eines Ver— 
brechens Angeklagte bei fich aufzunehmen und zu dulden, weil ſolche Fremde auch bie 
Sicherheit feiner Bewohner oder unter Umjtänden bed Stats ſelbſt gefährden. Es 
gift das auch von politifchen Verbrechern. Aber wohl hat der Stat die moraliſche 
Pflicht, dabei nicht inhuman zu verfahren. Die Zurückweiſung insbejondere von 
politiichen Flüchtlingen oder gar ifre Auslieferung kann, ſelbſt wenn fie feine Rechts— 
verlegung ift, doch eine tabelnswerthe Grauſamkeit ſein. 


398. 


Der Schutzſtat, welcher das Aſyl gewährt hat, ift adch wenn das⸗ 
ſelbe mißbraucht wird, berechtigt, und bei fortdauernder Gefahr für den 
befreundeten Heimatsſtat des Flüchtlings auch verpflichtet, das Aſyl zu 
entziehen oder infoweit zu beſchränken, daß jene Gefahr befeitigt wird. 


Sn mindern Fällen wird eine ſchärfere Aufficht über ben Flüchtling 
ober bie Internirung besjelben von ber Grenze weg, ins Innere bed Landes 
genügen, in ſchweren Fällen bie Wegweifung in vorgefchriebener Richtung 
nöthig ſein. 


399. 


Zur Auslieferung bon Einheimiſchen an einen fremden Stat, in 
deſſen Gebiet dieſelben ein Verbrechen verübt haben, iſt der Heimatsſtat 
niemals verpflichtet. 


Dieſe gegenwärtig auch von ſolchen Staten anerkannie Regel, welche eine 
Auslieferungspflicht bei gemeinen Verbrechen annehmen, macht freilich dann eine be— 
denkliche Lücke in das Strafrecht, wenn dieſelben im Inlande nicht für 
ein auswärts begangenes Verbrechen zur Verantwortung gezogen werden können. 
Sie bfeiben in biefem Falle ftraflos, obwohl bie allgemeinen Rechtsgrundſätze eine 
Beſtrafung ihres Verbrechens erfordern. Aber man zieht e8 vor, dem Individuum 
biejen Glücksfall zuzugeftehen, als bie Statsgenofjen einer fremden Strafgerichtss 
barkeit zu überliefern, 


Die Statshoheit im Verhältniß zu ben Perfonen. 2239 


400. 


Die Ausfieferung gejchieht in der Regel auf Koften des States, 
welcher diefelbe begehrt. Die Geftattung des Aſyls dagegen fällt dem 
Schutzſtate allein zur Laft. 


GSelbftverftändlih ift nur von ben nöthigen Koften hier die Nebe, welchen 
fi die Staten nicht entziehen fünnen. Soweit bie Flüchtlinge für ſich felber zu 
forgen im Stande find, ift von Feiner Statspflicht die Rede. 


401. 


Die Auslieferung eines flüchtigen Verbrechers kann auch in bedingter 
Meile gewährt werden. 


3. B. ber ausliefernde Stat verlangt, daß ber Ausgelieferte nur wegen 
eines gemeinen, nicht auch wegen eines politischen Verbrechens geftraft werbe, 
ober er Tiefert nur aus, wenn ihm bie Zuficherung erteilt wird, baß Feine Tobes: 
ftrafe verhängt werde. Der Stat, welcher auf ſolche Bedingungen bin den Aus: 
gelieferten empfängt, iſt dann bem Nuslieferungsftat gegenüber verpflichtet, beingemäß 
zu verfahren, 

In ber Negel wird bie Auslieferung von dem verfolgenden State begehrt, 
von dem Zufluchtsftat gewährt. Es ift aber auch möglich, daß biefelbe von biefem ange: 
boten wird, ja fogar, baß ber Stat, bem bie Anerbieten gemacht wirb, bie Ueber: 
nahme bes Flüchtlings als eine Verlegenheit zu vermeiden wünſcht. In folden 
Fällen kann ſich der Heimatjtat zwar nicht der Aufnahme feines Statsgenoffen in 
feinem Lande entziehen (oben $ 368), aber wenn er biefelben nicht weiter verfolgt, fo 
geht das ben ausliefernden Stat nichts an. 
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Völkerrechtliche Verträge. 


1. Irforderniſſe und Wirkfamkeik der völkerrehfliden Verkräge. 


402, 


| Die Staten können als jelbitändige Perfonen ihre befondern Rechts- 
verhältnifie auch durch Verträge unter einander ordnen, jo daß daraus 
eigentliches Vertragsrecht entiteht. 


Verſchieden von biefen Verträgen, welche befonderes Bertragsreht unter 
ben Bertragsparteien begründen, ift eine völferrechtliche Uebereinkunft mehrer 
Staten, welde eine allgemeine Rechtsregel ausipriht. Im letztern Fall ift 
bas pactum instar legis, und es entjteht ein Geſetz, wenn auc in ber 
vielföpfigen Form ber Vereinbarung. Sehr viele Beftimmungen ber völferrechtlichen 
Congreſſe haben biejen Teßtern und nicht ben erfteren Charakter und begründen bas 
ber nicht conventionelles, fondern nothwendiges Recht. Vgl. oben $ 12. 
13. In dieſem Buch, ift nur die Rede von dem eigentlichen Bertragsredt. 


403. 


Jeder Stat kann als Perfon auch Vertragspartei werden, und jede 
unabhängige Macht gilt im Bölferverfehr im Zweifel als vertragsfähig. 
Wenn aber ein Stat in der Ausübung des Vertragsrechts verfaffungs- 
mäßig beſchränkt erjcheint, jo ift ſolche Beſchränkung aud im Verkehr der 
Staten zu beachten. 
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Wenn ein Stat ber Schußhobeit eines andern Stats unterworfen ift, fo 
kann ihm das Recht, jelbftändig mit andern Staten Verträge abzufchließen, gänzlich 
ober theilweife entzogen fein. Ebenfo find in ben zufammengefegten Staten 
regelmäßig die Einzelftaten jehr erheblich in ber Vertragsbefugniß befchränft, fei es 
indem ihnen unterfagt ift, gewilje Verträge abzufchließen, bie ausschließlich dem Ge: 
fammtjtate vorbehalten find, 3. B. Allianzen, Handels: und Zollverträge, fei 
es indem fie genöthigt find, fi) der diplomatischen Organe des Gefammtftates zu bes 
bienen und ber Zuftimmung bes Gefammtftates bedürfen. Verträge, welche 
im MWiberfpruch mit dieſen Schranken abgefchloffen werben, find nicht verbindlich. 


404, 


Damit der Vertrag den Stat verbinde, müffen die Perfonen, welche 
denjelben im Namen des States abjchliehen, zur Vertretung des States 
ermächtigt jein. 


Es gilt das fowohl von der Nepräfentationsbefugmiß des jeweiligen 
Inhaberé der Statsgewalt (oben $ 116), als von ber Vollmadt ber 
Gefanten, welche ben Bertrag unterhandeln und unterzeichnen (oben $ 159 f.). 


409. 


Wird für einen Stat ein Vertrag von einer Perfon unterhandelt 
und abgejchloffen, welche nicht dazu ermächtigt ift, jo wird der Stat fo 
lange nicht verpflichtet, al3 er nicht durch nachträgliche Gutheißung jenen 
Mangel der Vollmacht hebt. Bis dahin fteht auch der andern Bertrags- 
partei der Rücktritt frei, wen fie nicht darauf verzichtet hat. 


Man heit Verträge, welhe von nihtbevollmädtigten Vertretern, 
gewöhnlid in der Hofinung auf fpätere Natihabition abgefchloffen werben, Spons 
fiones; in Erinnerung an bie perjönlihe sponsio ber alten Römer. Der Aus: 
brud, welcher in Rom eine ftrenge und formelle Vertragspflicht bebeutete, ift freilich 
nicht geeignet, derartige in ihrer Wirkfamfeit höchſt zweifelhafte Verträge zu bezeichs 
nen, während wir im Gegenfage zu den Römern bie rechtsverbindlichen Ver: 
träge ber Staten pacta heißen. 


406. 


Wird der bon einem nicht ermächtigten Vertreter abgefchloffene Ver- 
trag don dem State nicht genehmigt, fo ijt überall fein Vertrag zu Stande 
gekommen. 


Der Stat wirb nicht verpflichtet, weil er nicht wirflid vertreten war, 
und ber Gejchäftsführer (sponsor) nicht, weil er Fein Stat ift und als Privat: 
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perfon nicht über öffentliche Mechte und Berbindlichkeiten verfügen fan. Wenn 
er ben andern Stat betrogen hatte, indem er fich für ermächtigt angab, ohne er 
mächtigt zu fein, fo mag ev biejes Betrugs wegen verantwortlich gemacht und bes 
ftiraft werben. Das hat mit ber Gültigkeit des Vertrags nichts zu thun. — Das 
altsrömijche Fecialrecht befolgte andere Grumbfäte. Der Sponfor haftete mit 
feiner Berjon für bie Erfüllung bes von ihm eingegangenen Vertrags und wurde 
baber von bem nicht genehmigenden State zur Sühne an ben andern Stat andge 
liefert. Die moderne Rechtsbildung ift infofern confequenter, als fie bie öffent— 
liherehtlihe Natur der Statenverträge vollftändiger beachtet. Würde 
ein britter Stat ohne Ermädtigung für einen andern Gtat einen Vertrag 
abjchließen, jo würbe er fich allerdings als Stat verpflichten Fünnen, fir bie Ges 
nehmigung zu jorgen. 


407. 


Hat der Stat Vortheil von dem Vertragsgeſchäft gezogen, das für 
ihn, aber ohne jeine Vollmacht abgejchloffen worden ijt, jo ift er im Fall 
der Nichtgenehmigung des Vertrags verpflichtet, den ohne Grund empfan- 
genen Bortheil, jo weit das nach der Lage der Dinge möglich ift, wieder 
aufzugeben, beziehungsweiſe eine empfangene Bereicherung zurüd zu er— 
ftatten. 


3. B. Der Unterhändfer hat ben Losfauf vom Gefangenen vermittelt und 
vorläufig eine Summe bezahlt. Wird der Vertrag nicht genehmigt, und werben bie 
Gefangenen zurüdbehalten, fo muß auch diefe Summe wieder herausgegeben werben, 
Oder ein Gouverneur einer Golonie geftattet gegen zugeficherte Handelsvortheile 
einem andern State bie Gründung eines Marincetabliffements innerhalb ber Colonie. 
Wird ber Vertrag nicht genehmigt, jo ift auch diefes Gtabliffement wieder zu räu— 
men. Hat aber ein Stat im Vertrauen auf bie nachfolgende Genehmigung durch 
ben andern Stat einen momentanen Bortheil feiner Machtfiellung aus der Hand 
gegeben, und wird ber Bertrag nicht vatificirt, jo ift er felten im der Lage, jenen 
Voriheil wieder zu gewinnen und muß bie Folgen feiner unvorfichtigen Handlungs» 
weile tragen, Das Beifpiel ber Samniter, welche das römische Heer in ben Gans 
binifhen Päflen gefangen hatten und nachdem Rom ben Frieden nicht vatificirte, 
ihr Vebergewicht nicht mehr herſtellen Fonnten, bleibt eine Warnung ber Geſchichte. 


408, 


E3 wird angenommen, die Willensfreiheit des States fei nicht aufs 
gehoben, wenn glei) der Stat in feiner Noth und Schwäche genöthigt ift, 
den Vertrag einzugehen, wie ihn ein übermädhtiger anderer Stat ihm 
borfchreibt. 
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Im Privatrecht hindert eine ernfle Drohung und bie gewaltfame Nöthis 
gung bie Gültigkeit bes Vertrags. Im Völkerrecht aber wird angenommen, ber 
Stat ſelbſt fei alle Zeit frei und willensfähig, wenn nur feine Bertreter 
perfönlich frei find. Das Statsrecht erkennt auch fonft bie Nothwendigkeit 
ber VBerhältniffe als entſcheidend an; es ift feinem Weſen nad bie als nothe 
wenbig erfannte Ordnung ber öffentlihen Verhältniffe. Daher Hinbern zwingende 
Einwirkungen, in denen fi jene Nothwenbdigfeit offenbart, bie Gültigkeit bes States 
willend nicht, wen er benfelben Rechnung trägt. Es gilt das insbefondere auch 
von Friedbensfhlüffen. Vgl. unten Buch VIII. Gap. 10. Würbe man bie Verträge 
ber Staten aus bem Grunde ald ungültig anfechten können, daß ber eine Stat aus 
Furcht vor dem andern und durch befjen Drolungen gejchredt ohne freien Vertrags: 
willen ben Bertrag abgeichlofjen habe, jo gäbe es fein Ende bes Völkerſtreits und 
wäre niemals ein geficherter Friedensſtand zu erwarten. 


409. 


Wenn jedoch die individuelle Willensfreiheit derjenigen Perfonen, 
welche den Stat bei dem Bertragsichluß vertreten, durch Geiftesftörung 
aufgehoben oder durch Belinnungslofigkeit verwirrt oder durch Gewalt oder 
ernste und nahe Bedrohung gebumden ift, dann find diefelben nicht fähig, 
für den Stat verbindliche Erklärungen abzugeben. 


Menn 3. B. ber Gefante, ber zum PVertragsabjchluß ermächtigt if, wahnfin- 
nig wird, ober wenn er jo beraufcht ift, daß er nicht mehr weiß, was er thut, fo 
ift feine Unterfchrift nicht bindend. Ebenſo würde auch die Unterfchrift eines Sou— 
veräns nicht ben Stat verpflichten, wenn bemfelben gewaltfan die Hand zum Unter: 
zeichnen geführt ober er mit Lebensbrohung zur Unterfchrift genöthigt würde. Oder 
wenn, wie bas dem Polnischen Reichstag mwiberfahren ift, bie nothiwendige Zuftim- 
mung zu einem Bertrag damit erzwungen wird, baß bie Nathsverfammlung mit 
Truppen umitellt und bie Stinnmenden mit bem Tode ober dem Geſängniß bedroht 
werden, jo iſt auch ein folcher Vertrag ungültig, nicht weil ber Stat feinen freien 
Willen hat, jondern weil e8 ben Vertretern des Stats an der nöthigen Willen: 
freiheit fehlt. 


410. 


Die Nechtsverbindlichkeit der Statenverträge beruht auf dem Rechts- 
betwußtjein der Menfchheit, und ift ein nothwendiger Beſtandtheil der völ— 
ferrechtlichen Weltordnung. 

Verträge, deren Inhalt das allgemein anerkannte Menſchenrecht 
oder die bindenden Geſetze des Völlerrechts verlegen, find deßhalb ungültig. 


Der alte Streit über den Rechtsgrund ber VBerbindlidfeit ber 
Verträge bauert noch fort. Das Völkerrecht kann ber Frage nit damit entgehen, 
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daß es auf bie Autorität eines Gefeßes hinweist, wie bas wohl im Privatrecht oft 
genügt. Meines Erachtens läßt fie fih nicht auf dem freien Willen ber Staten 
gründen. Der Sab, daß bie Willensfreibeit aud im ber Freiheit ſich 
zu binben, zeigen und bewahren müſſe, ift offenbar nicht richtig; denn bie Willens: 
freiheit für ſich allein bindet nur, weil fie will und baber nur auf fo 
lange fie will. Sie erklärt die Wirffamfeit des Willensacts, während ber wir— 
fende Wille fortdauert, aber nicht mehr, wenn ber Wille wechjelt. Der freie Menſch 
kann und barf feine Willensfreiheit nicht aufgeben, fie begleitet ihm fort durch fein 
ganzes Leben, fie ift ein Theil feiner Eriftenz, feiner Perfon. Er kann und barf 
ſich nicht durd) freien Willen um ben freien Willen bringen, ſich wicht ſelber zum 
Sclaven machen. Der individuelle Wille ift überdem für fih allein nicht Rechts— 
bilbend, nicht die erfte Urfache des Rechts. Wäre er es, jo müßte alles Ge— 
wollte Recht fein. Es müßte z. B. im Privatrecht möglich fein, eine Ehe auf ein 
Jahr zu fliegen, Grundeigenthum ohne die Grundbücher zu übertragen, Wechſel— 
verbindlichleiten ohne die MWechfelform einzugehen. Das ift aber jo wenig im Privat: 
recht wie im Völferrecht der Fall. Die Nechtsverbindlichkeit der Verträge iſt alfo 
nicht die nothiwendige Wirkung der Willensfreiheit, fondern ſetzt die Grijtenz einer 
nothbwenbdigen, nicht von der Millfür geichaffenen Nechtsordnung der Gemein— 
ichaft voraus. Der Willensact der einzelnen Rerfonen, felbft der Staten im Völ— 
ferrecht, ift bemnach nicht bie primäre, ſondern erfi eine fecumbäre Urſache ber 
Rechtsbildung. Der Einzehville bewirft Recht, nur gemäß und nur innerhalb 
ber gemeinfamen Redtsorbnung. Die PVerbindlichkeit der Verträge ift 
felder ein nothwenbiger Rechtsſatz. Sie ift nothwendig, weil ohne fie fein ges 
fiherter Rechtsverkehr und Fein frieblicher Rechtszuſtand der Völker möglich wäre. 
In ihr Außert fih die nahbaltige fortdauernde Wirkung ber Redtsordnung. 
Man nehme ben guten Glauben weg in bie Wahrhaftigkeit ber völkerrechtlichen Er— 
Härung und bie Wirkfamfeit ber ertheilten Zufage und alle Rechtsficherheit ftürzt in 
dem Wibderjtreit ber wechjelnden Meinungen und Intereſſen vettungslos zuſammen. 
Die Willenserklärung noch ift eine Aeußerung ber Freiheit, das Halten bes 
Worts aber ift eine Forderung ber Treue, welde bewahrt, was bie 


rehtmäßige Freiheit [hafft. 
411, 


Dem anerfannten Menjchenrecht zumider und daher ungültig find 
inöbejondere Verträge, welche 
A) die Sclaverei einführen oder verbreiten und ſchützen (8 360 F.), 
2-b) die Fremden als rechtlos erklären ($ 381 f.), 
se) die freie Schiffahrt auf offener See verhindern ($ 307 f.), 
4) Berfolgungen des Glaubens wegen anordnen. 


Bon ben Fällen a—c war oben jhon bie Rebe. Der vierte gehört erſt ber 
modernen Rechtsbildung an. Die gereifte Menjchheit Legt mit Recht auf bie veligiöfe 
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Freiheit einen fo hohen Werth, baß fie allgemeine Glaubensverfolgungen nicht mehr 
als rechtsverbindlich betrachtet, felbft wenn fie durch Statsverträge verabrebet wären. 
Die Zeit der Kreuzzüge ift vorbei. Anders freilich iſt's, wenn eine Gefte, wie z. B. 
die Mormonen, bie bürgerliche Rechtsordnung, wenn auch aus jcheinbaren ober wirt: 
lichen religiöjen Motiven ernſtlich verleßt. 


412, 


Völkerrechtswidrig und deßhalb ungültig find 3. B. Verträge 
?\a) welche die Univerſalherrſchaft eines Einzeljtat3 über die Welt 
oder | 
2%) die gewaltfame Unterdrüdung eines friedlichen und lebensfähigen 
States bezweden. 


Bar. oben $ 98 f. 
413, 


Statenverträge, deren Inhalt das beftehende Verfaſſungs- und Ge— 
jehesrecht eines States außer Wirkfamfeit jet oder abändert, find, wenn 
fie von der vepräjentativen Statsautorität abgeſchloſſen worden find, nicht 
von Anfang an als völkerrechtlich ungültig zu betrachten, aber fie find 
nach Umſtänden nicht vollziehbar und injofern wird ihre Wirkung gehemmt. 


Die Schwierigfeit ift in diefen Fällen nicht eine völferrechtliche, denn das 
Völkerrecht behaftet den Stat, deſſen Vertreter ben Vertrag abfchließt und nimmt 
an, es jei Aufgabe ber Statsgewalt, durch die nöthigen Aenderungen bes Statsrechts 
bie völferrechtlichen Zuſagen zu verwirklichen. Aber es ift dbenfbar, daß innerhalb 
des Landes eine ſolche Beflimmung Widerfland findet und da gilt Feineswegs 
ein abſohutes Borzugsreht bes Völkerrechts vor dem Statsredt 
in jedem Conflictfall. Sonft könnte in der Form völferrechtlicher Verträge alles 
Berfaffungsrecht bes Landes entfräftet, und Fönnten alle geigglichen Freiheiten ber Bür: 
ger bejeitigt werben. Der flatsrechilich begründete Widerfprucdh gegen die Ausführung 
ſolcher verfaffungswidriger Vertragsbeftimmungen muß alfo als ein rechtliches Hinderniß 
ihrer Ausführung anerfannt und kann nicht durch bloße Gewalt durchbrochen, fons 
bern muß in Rehtsform gelöst werden. Eine Ausnahme machen bie Friedens: 
verträge, mit Nüdficht auf bie zwingende Nothwendigkeit, weldhe in ihnen zur Ans 
erfennung gelangt. Vgl. unten Buch VIII, a 


414, 


Verträge, deren Inhalt älteren Verträgen mit andern Staten wiber- 


A 
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ftreitet, find infofern unwirkſam, als der früher berechtigte Stat ihrer 


Ausführung entgegen tritt, 


Solche Verträge find nicht an fih ungültig, Wenn ber Stat, befjen ältere 
Vertragsrechte durch Ausführung des neuen Vertrags verlegt werben, ſich dieſe Aen— 
berung gefallen läßt, fo find biefelben vollwirſſam. Aber im Wibderftreit geht bas 
beitehende (Ältere) Vertragsrecht bem jüngern vor. 


415. 


Auch ungünftige Bertragsbeitimmungen und läftige Verfprechen jollen 
gehalten werden. Vorbehalten bleibt das Recht eines States, fi von 
Verträgen loszufagen, welche mit jeiner Exiſtenz oder feiner nothiwendigen 
Entwidlung unverträglic find. 


Die bloße Gefährlichkeit oder Schädlichkeit eines Vertrags hindert 
feine Verbindlichkeit nicht. Würde man jedem Gontrahenten geftatten, ſich einer Vers 
tragspflicht zu entledigen, fobald ihm dieſelbe läſtig erfchiene, fo würde bie Sicherheit 
bes Vertragsrechts gänzlich zerfallen, und damit bie Fortdauer ber Weltorbnung aufs 
böchfte gefährdet. Aber die Berbindlichfeit des Vertrags hat doch ihre natürliche 
Grenze in ben Grundrechten bes States auf feine Eriftenz und feine 
nothwendige EntwidInng. Im Conflict mit diejen urfprünglichften und uns 
veräußerlihen Rechten muß das fecundäre Vertragsrecht zurüditehn. 


416. 


Die Gültigkeit der Statenverträge ift von der Regierungsform der 
contrahirenden Staten fowie von der Religion der Staten oder ihrer Ver- 
treter unabhängig. 


Im Mittelalter nahm man an, Verträge mit Nichtchriſten (Ungläubigen) 
binden nicht. Sogar im fiebzehnten Jahrhundert noch wurde von ber römischen 
Eurie und von Fatholifchen Bijchöfen behauptet, daß die Fatholifchen Fürften nicht 
verpflichtet jeien, bie den ketzeriſchen (proteſtantiſchen) Fürften gegebenen Zufagen zu 
halten. Dem heutigen Völkerrecht iſt e8 nicht mehr zweifelhaft, daß bie Vertrages 
pfliht eine allgemeinsmenfhlihe Nehtspflicht ſei, welde Chriſten und 
Muhammedaner, Juden und Buddhiſten gleihmäßig verbinde. Ebenfo ift ber Unters 
ſchied der Stats- und Verfafjungsformen zwar erheblich für bie Frage der Stellvers 
tretung, aber nicht erheblich für die Gültigfeit ber Verträge. Monardien und Repus 
blifen, abjolute und conftitutionele Monardyien, Ariftofratien und Demofratien kön—⸗ 
nen ihre Verhältniſſe vertragsmäßig orbnen. 


— — —— 
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2. Form der Verkräge. 


417. 


Die bloße einfeitige Willenserklärung eines States, aud) wenn fie 
einem andern State gegenüber gejchieht, wirkt nur infofern als Vertrags— 
erklärung, wenn 

7%) die Abficht des erflärenden States, fih durch die Erklärung zu 
binden, offenbar geworden und 

2.) jener Erklärung die Annahme des Veriprechens von Seite des 
andern States gefolgt ift. 


Wenn ein Stat in feinen biplomatifchen Aeußerungen Tebiglicd die freien 
Enlſchlüſſe mittheilt, die er auszuführen die Abficht Hat, fo entjteht Fein Vertrags— 
recht, fo wenig als buch bie Mitiheilung einer Privarperfon über ihre freien Vor: 
füge. Es muß bie Abjicht, fich zu binden, ausgefprochen fein. 


418. 


Die jogenannten Tractate, d. h. die Aufzeichnung defjen, worüber 
fich die unterhandelnden Staten vorläufig verftändigt haben, werden nur 
al3 Entwurf zu einem Vertrage betrachtet und find daher noch nicht ver— 


pflichtend. 


Sole Punctationen und Tractate find nur ausnahmsweile verbindlich, 
wenn die unterhandelnden Vertreter dieſe Verbindlichkeit ausdrüdlich gewollt und zu: 
geftanden haben. 


419. 


DieoUnterzeichnung des bereinigten Vertragsprotocoll3 oder ber fer 
tigen Vertragsurkunde durch die bevollmächtigten Geſanten oder Agenten 
der contrahirenden Staten wirkt für die bertretenen Staten verbindlich, 
wenn biejelbe ohne Vorbehalt und ohne Bedingung gejchehen ijt. Der 
Vorbehalt der nachfolgenden Ratification der Statsgewalt wird aber unter 
Umftänden als ſelbſtverſtändlich vorausgeſetzt. 


Wenn die Vertreter ber unterhandelnden Staten ermädytigt find, bie befinitive 
verbindliche Willenserffärung berfelben abzugeben, jo muß auch ihre Erklärung bins 
ben, und die Unterzeihnung bes Vertragsprotofolls oder ber Vertragsurfunde wird 
als eine ſolche Veriragserflärung angefehen. Das fehlieht freilich die Möglichkeit 
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mündlicher Verträge nidt aus; aber man wird, ber Sitte gemäß, nicht geneigt 

fein dürfen, mündliche Verabredbungen als bindende Verträge anzuerkennen und aus: 
zulegen. Die [hriftlihe Bertragsform iftgegemvärtig fo allgemeine Uebung, 
ba eine Abweichung davon und die Ausnahme cines mündlich abgefchloffenen Bers 
trags nur ſchwer Glauben findet und baher bie volljtändige Beweisführung ſchwie— 
tig wirb. 

Der Vorbehalt der nahfolgenden Ratification wird oft ausbrüdlich 
gemacht und dann ijt es klar, daß die Unterzeihnung noch nicht definitiv bindet. 
Aber berjelbe kann aud aus den Umftänden als wirkliche Meinung ber unterzeiche 
nenden Bertreter gefchloffen werden und wirft dann ebenſo. Die vorbehaltene A u 8- 
wehslung der Vertragsurfunden bedeutet gewöhnlich wicder ben Vorbehalt 
ber Ratification, welche durch die Auswechslung der Urfunden erwiefen und. voll 
zogen wird, 


420. 


Die grundlofe Verweigerung der Ratification kann zwar je nad) 
Umfländen al3 eine Verlegung der ſchicklichen Rückſichten betrachtet werden, 
da3 Vertrauen zu dem berweigernden State ernftlich erjehüttern und die 
freundlichen Beziehungen gefährden, aber fie darf jelbft dann nicht als ein 
Rechtsbruch erklärt werden, wenn der unterhandelnde Gefante innerhalb 
jeiner Vollmacht gehandelt und gemäß feinen Inftructionen unterzeichnet 


hat, 


Einige Ältere Publicifien behaupteten, die Ratification bürfe nicht verfagt 
werben, wenn ber Gefante feine Vollmacht gezeigt und feine Inſtructionen nicht 
überfchritten habe. Sie beriefen ſich dabei auf die Analogie des Privatrechts. Aber 
bei der großen Wichtigkeit diefer Statenverhältniffe und bei der thatſächlichen Nöthis 
gung, ben Gefanten allgemeine Vollmachten mitzugeben, damit fie zwedmäßig unters 
handeln Fünnen, hat ber Ratificationsvorbehalt doch den Sinn einer nohmaligen 
Prüfung. 


421. 


Wird die vorbehaltene Ratification ertheilt, jo wird, abgejehen von 
andern VBerabredungen, die Gültigkeit des Vertrags auf den Zeitpunkt der 
vorherigen Unterzeichnung des Schlußprotokolls durch die Geſanten oder 
Ugenten der contrahirenden Staten zurüdgefühtt. 


Diefe Regel entfpricht der Völferfitte. Sie hat aber auch einen natürlichen 
Grund darin, daß durch die erfte Unterzeihnung alle Verhältniſſe gleichzeitig geord— 
net werden, und bie fpätere, an verfchiebenen Tagen nachfolgende Matification nur 


240 Sechstes Bud). 


ben Mangel ber vollftändigen Autorifation hebt, welcher der fofortigen Wirkung noch 
in Wege war. Die Ratification wird daher in ber Regel nad) dem Willen ber 
Ratificanten auf ben Zeitpunft bes früheren Abjchluffes zurückbezogen. 

Auch ohne fürmliche Natificationserflärung und ohne Auswachslung ber Ber: 
tragsurfunden it ausbem Vollzug bes Vertrags oder aus andern conclubenten 
Handlungen auf Ratification zu fchließen. 


422. 


Dölkerrechtliche Berträge können in jeder Yorm gültig abgejchloffen 
werden, welche den Vertragswillen der contrahivenden Staten offenbar 
madht. 

Die [Hriftliche Form entjpricht der heutigen Hebung am beſten. Es kön— 


nen aber unter Umftänden auh mündliche Verträge, ja fogar, wie insbefondere 
im Krieg durch Zeichen Verträge gefchlofjen werden. Vgl. oben zu 419. 


423. 


Die fchriftlihe Form kann durch gemeinfame Unterzeichnung eines 
Protofoll3 oder durch Eine PVertragsurfunde, welche in mehreren Ori— 
ginaleremplaren von den Bevollmächtigten oder den Häuptern der Staten 
gemeinjam unterzeichnet wird, oder durch einfeitig unterzeichnete Erklärun— 
gen der fich verpflichtenden Staten an den berechtigten Stat vollzogen 
werden. 


Im letztern Falle muß bie Abjicht fich zu binden, Har gemacht fein, fonft 
ift zu vermutben, daß nur ein Act der freien Autorität zur Mittbeilung ges 
langt jei. 


424. 


Die Veröffentlihung der Verträge ift Feine Bedingung ihrer Gültige 
feit und Wirkſamkeit, wenn gleich die Beachtung öffentlicher Verträge beſ— 
fer gefichert iſt. 


Geheime Berträge find noch immer unter gewiffen Umſtänden unver— 
meiblich, ebenfo geheime Beftimmungen in Berträgen, bie im übrigen veröf: 
fentlicht find. Für die Bevölferung freilich ift der geheime Vertrag nicht verbindlich, 
ba fie ihn nicht kennt, jo wenig als ein geheimes Geſetz. Aber ber Stat, welder 
ben geheimen Vertrag kennt und ſich verflichtet hat, deſſen Inhalt zu vollziehen, ift 
ben andern State gegenüber ebenjo gebunden, wie durch einen offenen Bertrag. 
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3. Derflärkung der Derfräge. Garantkieverfräge. 
425. 


Der Eid fügt dem beſchworenen Vertrage nur eine religiöfe nicht 
auch eine rechtliche Berftärfung bei. Ebenfo hat die Bekräftigung mit dem 
Ehrenwort nur eine moralifche Feine rechtliche Bedeutung. 


Der Eid war noch im fiebzehnten Jahrhundert im Gebraud, kommt aber 
hente ſaſt nur noch gegen barbarijche Völker vor, deren Rechtsverſprechen man nicht 
vertraut, wenn es nicht durch bie Furcht vor ben angerufenen Göttern verftärft 
wird, Da bie Päpfte öfter bie contrahivenden Statshäupter ihrer eiblichen Verpfliche 
tung entbanden, fo wurbe zuweilen in bem europäifchen beſchwornen Verträgen bie 
Clauſel beigefügt, baß Feine Eidbesentbindbung begehrt, ober daß bicejelbe, 
wenn gewährt, ungültig fein ſolle. Ein Beilpiel der Spaniſche Ceſſions— 
vertrag vom Sahre 1703. Gin merfwiürbiges Beifpiel eines mit Königlihem 
Ehrenwort befräftigten Vertrags zwifchen Franfreih und Spanien von 1659, 
ber nicht gehalten wurbe, findet ſich bei Laurent „Etudes sur P’histoire de Phu- 
‚manite. XI. 424, 434, 


420. 


Werden zur Verftärfung eines Vertrags Geifeln gegeben, fo kann 
der berechtigte Stat die Geifeln zurüdhalten, bis der Vertrag vollzogen 
oder der Vollzug hinreichend gefichert if. Wenn aber dieß gejchehen  ift, 
jo dürfen die Geifeln nicht um anderer Forderungen willen an der Heim— 
fehr verhindert werden. Auch wenn der Vertrag nicht erfüllt wird, jo 
darf den Geifeln fein anderes Uebel zugefügt werden, al3 daß ihnen Die 
Freiheit der Heimkehr entzogen bleibt. 


Wenn früher die Geifeln fogar am Leben bedroht wurden, infofern ber 
Vertrag nicht erfüllt ward, fo wird das fchon lange nicht mehr als Rechtsübung, 
ſondern als widerrechtliche Barbarei anſehen. 


427. 


Werden Geifeln genommen, nicht gegeben, fo ift der Nehmer ber 
pflichtet, auf feine Koſten für angemeſſenen Lebensunterhalt der Geiſeln 
zu ſorgen. 
Bluntſchli, Das Bölferredt. 16 
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428. 


Mird zur BVerftärfung einer Vertragsverbindlichkeit ein öffentlich-recht- 
liches Unterpfand gegeben, indem dem berechtigten Stat die Beſitznahme 
eines Platzes oder andern Gebietätheiles zur Sicherung eingeräumt wird, 
jo dauert das Recht dieſes Beſitzes fo lange fort, bis der Bertrag voll» 
zogen oder in anderer befriedigender Weiſe für den Vollzug geſorgt iſt. 
Geht die Ausficht auf Vertragserfüllung gänzlich unter, jo wird Ange 
nommen, die urfprünglich bloß pfandweife übertragene Gebiet3hoheit werde 
zu dauerndem und num eigenem echte der Statögewalt, welche das 
Gebiet thatfächlich beſitzt. 


Nur von der öffentlich-rechtlichen Verpfändung ber Gebiets: 
hoheit ift bier die Rebe. Auch fie Fam früher öfter vor, als heute; im Mittelalter 
freilich nah Analogie ber privatrehtlichen Verpfändung des Grundeigenthums, 
in Form ber Sakung und nicht felten zur Sicherung für Geldſchulden bes verpfän: 
benden Stats, Manche Gebietserweiterungen, befonbers ber Stäbdteftaten bes Mittel: 
alters find fo begründet und erreicht worden, baß benfelben benachbarte Herrſchaften 
verpfändet und nicht wieber gelöst wurben. Das heutige Recht unterjcheibet jchärfer 
zwiſchen der ftatlihen Berpfändung eines Gebiets und der privatrechtlichen Hypothek. 
Die Entftehungsform — dort Statenvertrag, bier Fertigung im Grund— 
buch —, ber Inhalt — dort Befik der Gebietshoheit, bier Sachen beſitz 
— und bie Wirfungen — bort im Nothfall Aneignung, bier gerichtliche 
Berfteigerung oder Zufprehung — find verfchieben. 


429, 


Die gewaltfame Pfandnahme fremden Statsgebietes, zur Sicherung 
für völferrechtliche Forderungen an den Stat, dem diejes Gebiet zugehört, 
ift nur unter denjelben Vorausfeßungen geftattet, unter denen der Krieg 
gerechtfertigt ift, e$ wäre denn, daß dem Pfand nehmenden State die 
Oberhoheit zuftände über den bepfändeten Stat. 


Menn fi) der bepfänbete Stat wiberfegt, fo ift ber Krieg offenbar; wenn 
nicht, fo kann bie Pfſandnahme immer noch als Selbfthülfe im Frieden betraditet 
werben, Aber fie ericheint jo fehr in Form ber Gewalt über fremdes Gebiet, baß das 
Völkerrecht dielelbe nicht als regelmäßiges Erecutionsmittel billigen kann, ſondern nur 
bann, wenn es aud bie gewaltfame Selbfthülfe im Krieg zulaffen müßte. 


430. 
Die Erfüllung eines Vertrags kann aud im Ganzen oder in ein» 
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zelnen Artileln unter die Garantie (Gewährſchaft) einer dritten Macht ges 
ftellt und dadurch gefichert werben. 


Dieſer Garantievertrag iſt ein accefforifher Nebenvertrag, durch 
welchen der Hauptvertrag verftärft wird, Der Garant (Gewähre) erfcheint als ein 
acceſſoriſcher Paciſcent. Zur Entftehung dieſes Garantievertrags genügt daher nicht nur 
bie Willenserflärung bes Garanten, fonbern es ift auch die Zuflimmung der Staten 
erjorberlich, deren Vertrag gemäbrleiftet werben fol. Diefe Art der Garantie Tann 
nicht aufgenöthigt werben, weil dadurch bie Selbftänbigfeit des States gefährbet 
würbe, über ben die Garantie ſich ſchützend erjtredt. 


431. 


Denn die Garantie eines dritten States nur zur Verſtärkung des 
Hauptvertrags dient, jo darf und foll der Garant nur dann einjchreiten 
und feinerjeit3 auf Bertragserfüllung dringen, wenn 

Isa) der vorgeſehene Fall des Bedürfniſſes einer Hülfe eingetreten ift 
und 

3b) der Garant von der berechtigten Vertragspartei um Hülfe ange— 
rufen worden ift. 


Es find das bie Folgen bes Grundcharakters biefes Garantievertrags als 
bloßen Nebenvertrags, verbunden mit bem allgemeinen völferrechtlichen Sinters 
ejle, gegen bie Einmifhung dritter Mächte und für bie Selbſthülfe 
ber betbeiligten Hauptparteien. Der Garant barf daher nicht willfürlich 
interveniren, wenn fein Bebürfnißfall vorliegt, alfo Feine wiberrechtlihe Zögerung 
ober Weigerung ber Erfüllung vorhanden ift, aber er darf es auch noch nicht, wenn 
zwar ein äußerer Grund zum Ginfchreiten ſich zeigt, aber bie zunädft berechtigte 
Hauptpartei ber Hülfe bes Garanten nicht bedarf ober fie nicht will, ſondern es 
vorziebt, ſich felber zu helfen. 


432. 


Nur wenn der Oarantievertrag als jelbftändiger Vertrag zum Schuß 
einer allgemeinen völkerrechtlichen oder ftatsredhtlichen Anordnung abgefchloffen 
worden ift, find die Garanten berechtigt, je nah Umftänden auch von fich 
aus einzufchreiten, wenn ihr eigenes Intereſſe an jener Anordnung verlegt 
oder bedroht erjcheint. 


Es find offenbar zwei verfchiebene Mechtsverhäftniffe, welche unter bem einen 
Namen ber Garantie zufammengefaßt werben: a) ber Nebenvertrag, durch wels 
16* 
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chen der dritte Garant einer Vertragspartei Hülfe verfpridt Gürgſchafts— 
garantie), und b) ber Hauptvertrag, durch welchen eine Anzahl Mächte einen 
völferrechtlichen Nechtszuftand unter ihren felbftändigen Schutz nehmen 
(Garantiebeſchluß). Im erften Fall erfheint die Pfliht und das Recht ab: 
hängig von dem Recht des States, zu deſſen Gunften bie Garantie übernommen 
worden ift. Im zweiten Fall ift fie davon unabhängig, weil fie überhaupt nicht 
bloß oder nicht hauptſächlich für eine andere Hauptpartei, fondern wejentlih aus 
Gründen und Intereſſen ber Garanten felber und von diefen im felbitändiger Weile 
verabredet wird. Wenn z. B. ein Gefamnttjlat ben Beſtand und bie Berfafjung ber 
Ginzelftaten gewährleiftet (garantirt), jo ift unter Umftänden eine Antervention bed: 
jelben gerechtfertigt, wenn gleich diefelbe nicht angerufen worden ift. Ober wenn 
bie enropäifchen Mächte die Neutralität Belgiens aus Gründen be3 allge: 
meinen europäifchen Intereffes (Vertrag von 1839) oder die relative Selbitändigfeit 
ber DonaufürftentHümer (1856) garantirt haben, jo wären bie Garantiemächte 
unzweifelhaft zum Einfchreiten gegen eine einzelne fremde Macht berechtigt, welche 
jene Neutralität oder dieſe Selbfländigfeit ernftlih mißachtete, auch wenn fie von 
biefen bedrohten Ländern nicht um Hülfe angerufen würben. 


433, 


Erjtredt fi die Garantie auf den Rechtsſchutz der Unterthanen eines 
Stats, wie 5. B. zur Erhaltung von befondern Stiftungen und Anftalten, 
oder im Intereſſe der ungehemmten Religionsübung oder bejtimmter herge— 
brachter Freiheiten, jo können auch dieſe betheiligten Privatperjonen die 
Hülfe der Garanten anrufen, aber nur, wenn zubor ihre gerechten Be— 
ſchwerden oder Begehren bei der eigenen Statsgewalt in dem ordentlichen 
Rechtsverfahren angebracht, aber fein Rechtsſchutz gewährt worden ift. 


Sp weit bie regelmäßigen ſtatsrechtlichen Mittel ausreichen, um 
bie Rechtsanſprüche der Statsangehörigen zu fichern, darf nicht die völferredt: 
lihe Intervention ber fremden Garantiemacht angerufen werben, theils weil 
Handhabung des Rechtsſchutzes zunächſt Sache des eigenen und nicht eines fremden 
States ift, theils weil jede Einmifchung eines fremden Stats für die Selbftändigfeit 
und Freiheit des eigenen States gefährlich ift, theils weil die Garantie bes fremden 
States ihrem Wefen nah nur eine jubfidbiäre Rehtshülfe if. Aber im 
Nothfall darf auch dieſe Hülfe von benen angerufen werben, zu deren Gunften bies 
jes völferrechtliche Hülfsmittel verabredet worden ift. 

Der Garant iſt nicht verpflichtet, Hülfe zu leiten, fo Tange ber Hülfe Bes 
gehrende ber Hülfe nicht bebarf, und er bedarf ihrer nicht, jo lange er im Stande 
ift, fich felber zu Helfen, 


Völkerrechtliche Verträge, 245 


434. 


Dei der Leiſtung der Hülfe darf der Garant nur völlerrechtlich er— 
laubte und nur verhältnigmäßige Mittel anwenden. 


Die Wafſengewalt ift nur als Außerftes Mittel und nur dann zu vechtfertigen, 
wenn bie frieblihen Meittel nicht ausreichen, 


435. 


Keinenfalls darf der Garant mehr fordern, als die Hauptpartei ver- 
langt, deren Anſpruch er nur unterftüßt. Aber er darf und foll die For- 
derungen der Hauptpartei nur in dem befehränkten Maße unterftügen, in 
welchen er diefelben als beredtigt anerfennen muß. | 


Niemand ift verpflichtet, mehr zu leiften, als er verfprochen hat. Wenn ba- 
ber ber Hülfe begehrende Stat übertrichbene Anſprüche erhebt und unzeitgemäße 
Forderungen ftellt, jo Fann dem Garanten nicht zugemuthet werden, bafür feine 
Kräfte anzuftvengen. Die Auslegung freilich darf auch nicht in die Willkür des 
Garanten gegeben werben, fondern fol bona fide gejchehen, 


436. 


Wird der Garant von beiden Hauptparteien angerufen, fo hat er 
feine Hülfe jeder Partei in fo weit zu leiten, als er fi) von ihrem Rechte 
überzeugt. 


437. 


Wenn die garantirte Beltimmung twiderrechtlich iſt oder unausführ- 
bar erfcheint, fo ift der Garant auch nicht verbunden, feine Beihülfe zu 
ihrer Durchführung zu gewähren. 


Da die Vertragsverbindlichfeiten überhaupt nur innerhalb ber völlerrecht— 
lid anerfannten und zu ſchützenden Rechtsordnung gelten, jo ermäßigt ſich auch bie 
Hülfepflict der Garanten. Fälle der Art find: 

a) bie garantirte Beſtimmung fieht mit den Rechten eines britten States, 
vieleicht aus einem älteren Vertrage, im Wiberfprud, und biefer Stat 
widerjpricht die Ausführung jener; 

b) fie verlegt anerfannte Menſchenrechte, z. B. ber perſönlichen Freiheit ober 
bes freien Verkehrs; 

e) fie Fäßt fich nicht mehr mit ben Fortfchritten bes Völkerrechts vereinigen, 


246 Sechstes Bud). 


wie 3. B. fie will ben Sciffahrtöverfeht auf Strömen verhindern, welche 
bem Weltverfehr neu eröffnet worben find; 

d) bie nothivendige Entwidlung und Wandlung ber öffentlihen Rechts: und 
Statszuftände läßt das Feſthalten an ber Älteren Vertragsbeſtimmung als 
unnatürlicy und nicht mehr zeitgemäß erſcheinen. 


438, 


Den Hauptparteien, in deren Intereſſe der Garantievertrag als blo— 
ber Nebenvertrag abgefchloffen worden ift, fteht es allezeit frei, die Garan— 
ten ihrer Währjchaftspflicht zu entbinden und damit den Garantievertrag 


Das gilt natürlich nicht von ſolchen Garantieverträgen, weldye nicht als bloße 
untergeorbnete Nebenverträge zur Berflärfung bes Hauptvertrages eingegangen wor: 
ben find, fonbern eine jelbjtändige Bedeutung auch im Intereſſe bes Garanten haben, 
Bol. zu $ 432, 


439, 


Haben zwei oder mehrere Garanten einen Vertrag gewährleiftet, jo 
kann zunächſt jeder derjelben von den Betheiligten um Hülfe angerufen 
werden. Aber ber angerufene Garant ift ſeinerſeits berechtigt, bevor er 
einjeitige Hülfe leiftet, ein Einverftändnig mit den übrigen Garanten zu 
berjuchen. 


Sobald mehrere Garanten besjelben Vertrags vorhanden find, fo befteht min- 
beftens eine objective Verbindung berfelben, infofern fie denſelben ftatliden 
Zwed durch ihre Beihülfe erreichen follen, aljo im Ziel zufammentreffen und dem: 
nah aud in ben Mitteln, mit denen das Ziel zu erreichen ift, einander ergäns 
zen und unterftügen. Deßhalb ift alle Zeit ein vorheriges Einverftändniß zu ver: 
juchen, jo weit bie Umftände einen Aufſchub erlauben. Die Berbindung kann aber 
auch von Anfang ald perſönliche Gemeinfhaft der Garanten gewollt fein und 
dann darf nicht einfeitige Hülfe geforbert werben, fo lange bie Möglichkeit der Gemeins 
hülfe offen bleibt. Vgl. darüber $ 440, 


440. 


Iſt die Garantie zweier oder mehrerer Staten ausdrüdlich als eine 
gemeinfame nicht als eine mehrfache Einzelgarantie verabredet worden 
(Collectivgarantie), jo find die garantirenden Staten zugleih um Beiſtand 
anzugehen oder zur Vertheidigung des garantirten Zuftandes aufzurufen. 
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Der Garantiefall ift gemeinfam bon denfelben zu prüfen und fo weit e8 
nöthig und thunlich erfcheint, gemeinfame Hülfe oder Abhülfe zu gewähren, 
Können ſich die Garanten nicht unter einander verjtändigen, fo ift jeder 
Einzelne beredhtigt und bona fide verpflichtet, nad) feinem Exrmeffen dem 
Vertrag Folge zu geben. 


Die Eollectivgarantie findet fi öfter, wenn ein völkerrechtlicher Zus 
ftand durch biefelbe geihügt werben fol, z. B. zum Schuß ber Neutralifirung eines 
Gebiets (Garantiebeſchluß) als zur Verftärfung einer andern Hauptverpflichtung 
(Bürgfhaftsgarantie), es wiberfireitet aber ber bona fides, berjelben nur eine 
moraliſche Bebentung befhalb beizulegen, weil es ſchwierig fei, bie Einftimmigfeit 
zu erzielen, und jeder einzelne Garant, zufolge feiner Souveränetät, die Macht habe, 
durch feinen Widerfpruch eine gemeinfame Action zu verhindern. So unſicher bie 
völkerrechtlichen Verpflichtungen find, jo darf ihre rechtliche Verbindlichkeit doch 
nidt verfannt werben. Die Garanten, welche ben garantirten Zuftand, 3. B. bie 
angefochtene Neutralität von Belgien nicht wiber ben Angreifer vertheibigen, obwohl 
fie das follen und können, erfüllen ihr Verſprechen nicht und handeln infos 
fern rechtswidrig. Inſoweit ein gemeinfames Intereſſe ber Collective 
garantie zu Grunde liegt, haben auch alle Betheiligten ein Recht, die andern 
Theilnebmer zur Ausübung ihres Rechts und zur Erfüllung ihrer Pflicht zu mahnen. 
Dgl. bie Erörterungen über ben Garantiebefchlug der Londoner Gonferenz von 1867 
über die Neutralität bes Großherzogtfums Luremburg. 


441. 


Wenn ein Stat für die Verbindlichkeiten eines andern States als 
Bürge eintritt, ſo verpflichtet er ſich, ſelber für den andern Stat die Lei— 
ſtung zu erfüllen, wenn dieſer in der Erfüllung feiner Vertragspflicht ſich 
jäumig erweist. 


Der Garant ift von dem eigentlichen Bürgen zu unterfcheiben, Jener verbindet 
fi, die verpflichtete Hauptpartei zur Erfüllung anzubhalten, beziehungsweile ben Be: 
rechtigten in ber Durchführung feiner Forderung zu unterftügen. Diejer dagegen ift 
verpflichtet, felber jubfidbiär ober unter Umftänden fogar gleichzeitig neben 
bem Hauptverpflichteten anftatt besfelben bie Leiftung zu erfüllen. Die Bürgfchaft 
fann eine privatrechtliche fein, wenn fie fih auf Bezahlung einer Geldſchuld bezieht, 
fie fann aber auch, öffentlichsrechtlich fein, im dem fie fich auf einen öffentlich-rechts 
lihen Inhalt bezieht, 
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4. Arlen der völkerrehflihen Verkräge. 
442, 


Als völferrechtliche Verträge im eigentlihen Sinne gelten 
/N) voraus die jogenannten Statenverträge, d. h. die Verträge zwi— 
jchen zwei oder mehreren Staten von öffentlich-rechtlichem Inhalt; 
2%) fodann die zwiſchen untergeordneten Aemtern oder Gliedern ber= 
jchiedener Staten innerhalb ihrer Amts- oder Nechtsiphäre ab— 
geſchloſſenen Verträge über öffentliche Verhältniſſe. 


1. In ber erften Glaffe erfcheinen die Staten felber als handelnde Ver: 
tragsperfonen, in ber zweiten Claſſe unterge@rbnete Gemwalten oder Körperſchaften 
im State, aber mit jtatlicher Ermächtigung. Beiberlei Verträge haben einen öffent: 
lihsrehtlihen Inhalt. Es ift das felbit dann ber Fall, wenn etwa ein 
Statenvertrag für bie privatrechtlichen Verhältniffe ber eigenen Landesangehörigen 
in frembem Lande forgt, benn er orbnet und ſchützt bier bas Privatrecht mit ftats 
licher Autorität, Ahnlich wie in ber Landesgeſetzgebung oder burd bie orbentliche 
Rechtspflege. Dagegen find Verträge von bloß privatredtlihem Anhalt, 
wenn gleih von zwei Staten abgefchloffen, micht völkerrechtlich, weil infofern bie 
Staten nicht als Staten, fondern gleich Privatperfonen contrahiren. Von der Art 
find 3. B. Darlehns-, Kauf und Miethverträge, wobei es ganz gleichgültig ericheint, 
ob Staten ober ob Privaten biefelben contrahiren., — Aus ſolchen privatrechtlichen 
Berträgen entfieht nur eine privatrechtliche Forderung oder Schuld, welde bem 
Fiscus, als dem perfonificirten Privatvermögen bes States zugehört. 
Nur wenn ausnahmsweife folche Verträge unter ben Schuß des Völkerrechts geflellt 
worden find, jo baß fie einen Beftandiheil wirklicher Statenverträge bilden, oder 
eine ftatliche Garantie erhalten haben, dann fallen fie infofern in das Gebiet des 
Vöolkerrechts. 

2. Bloß partielle völkerrechtliche Verträge der zweiten Claſſe ſind z. B. 
Verträge über Grenzregulirung, welche den Provinzialregierungen überlaſſen ſind, 
gerichtliche Requiſitionen, denen Folge gegeben wird, ohne bie Intervention ber höch— 
ſten Statsautoritäten, provincielle Flußregulirung, Verträge mit einzelnen Truppen: 
commanbo’s Über die Einquartierung, ben Durchmarſch, die Ernährung ber Trup— 
pen, Verträge zwilhen Nachbargemeinden verfchiebener Staten über Gemeinbever: 
bältnifje u. dgl. 


443. 


Als uneigentliche dvölferrechtliche Derträge, weil nicht beiderfeit3 durch 
Staten gejhüßt, gelten: 
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4%) Verträge zwiſchen fouveränen Perfonen oder Dynaftten unter ſich 
oder mit fremden Staten über perfönliche oder dynaſtiſche An— 
jprüche auf Landesregierung oder Thronfolge; 

3,5) Verträge des States mit fremden Privatperfonen über öffentliche 
Rechtsverhältniffe, wenn diefelben ausnahmsweiſe unter den Schuß 
des Völkerrechts geitellt find; 

x) Verträge des States mit der Kirche über ſtats- und kirchenrecht- 
liche Berhältniffe, in&befondere die Goncordate der Staten mit 
dem päpftlichen Stuhl. 


1. Zu a. Hieher gehören z. B. Verträge eines States mit einem ent— 
tbronten fremden Fürften über Wiebereinfegung bdesfelben in die Herrichaft, 
Verträge zum Schuß einer bejtimmten Dynajtie in dem Befig bes Throns, ober 
mit einem auf Herrfhaft verzihtenden Kürjten, ober Erbverträge 
zwijchen zwei Linien einer Dynaftie oder zwei Dynaftien, wenn biefelben verſchie— 
benen Staten angehören. Gin bynaftifches Hausgefeß oder eine dynaſtiſche Erbver— 
brübderung innerhalb besjelben States hat mur eine ſtatsrechtliche, feine völler— 
rechtliche Bedeutung. 

2, Zu b. 3. B. Die Verträge der beutichen Staten mit ber Familie Thurn 
und Taris über das Poſtregal, fo lange dieſelben unter ben Schuß des beutichen 
Bundes gejtellt waren. Nbgejehen von folhem Schuß, ber über bie Hoheit und 
Macht eines Etates hinaus wirkt, haben ſolche Verträge nur einen privatrecht— 
lihen, höchſtens einen ftatsrehtlidhen Charakter. 

3. ©. Die kirchl ichen Concordate zwiſchen einzelnen Staten und bem 
römifhen Papſtthum als Haupt und Repräfentanten ber römifch:Fatholijchen 
Kirche find Feine völkerrechtlichen Verträge im eigentlichen Sinn, weil ber Papft nicht 
als Landesfürft, fondern ald Kirchenhaupt biejelben eingeht, alſo nur auf ber 
einen Seite ein Stat Vertragsperfon ift, auf ber andern die Kirche. Aber die Ana— 
logie ber völferrechtlichen Verträge kommt infofern zur Anwendung, als zwei wejents 
lich felbftändige Mächte als öffentlihe Berfonen mit einander über 
öffentlich-rechtliche Dinge fich vereinbaren. Der völferrechtlihe Schuß ijt bei biefen 
Berträgen ein unvollfiändiger, weil wohl ber contrahirende Stat die Macht Hat, 
zum Schuß feines Nechts die völferrechtlichen Mittel, nöthigenfalls die Gewalt, zu 
gebrauchen, die Kirche dagegen dieſe Mittel nicht befigt und jtatt derfelben andere 
ber religiöfen Autorität benugen Tann, welche nicht durch das Völkerrecht geordnet 
werben. Eie bilden bemnad eine eigenthümliche Gattung für fi, auf welde 
bie Grundſätze der völferrehtlichen Berträge nur mit Vorficht überzutragen find. 

Zunächſt find auch biefe Concordate als rechtsverbindlich zu betrachten, 
ſowohl für den Stat als für bie Kirche. Aber dieſe Verbindlichkeit bleibt beſchränkt, 
mehr noch jogar als bie Verbindlichkeit ber eigentlichen Statenverträge, weil bier 
neben ben politifchen auch die religiöſen Rüdfichten in Betracht fommen, Bon ben 
Bertheidigern bes kirchlichen Standpunftes wird hier ber Kirche das Recht vindicirt, 
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jeber Zeit aus religiöfen Gründen Fraft ihrer Gewiſſenspflicht von früheren 
Berträgen fi loszuſagen. Wenn das als ein felbftverftändliches Recht ber religiös 
fen Lebensgemeinſchaft behauptet wird, weil bie religiöſe Gewiſſenspflicht ſich nicht 
durch äußere Rechtsformen dauernd binden läßt, fo entipricht dem in berielben 
Weiſe ein einfeitiges Rücktritts- nnd Kündigungsrecht des Stats aus politifchen 
Gründen und Eraft feiner Pflicht, für das Volkswohl zu forgen. Muß ber Stat 
ber Kirche jene Freiheit gewähren, jo kann die Kirche dem State nicht biefelbe Frei— 
beit verjagen; und es ift nur auf beiden Seiten bona fides zu verlangen. And: 
befondere fünnen Dinge wohl bauernd und feft rechtlich geordnet werben, weldye ber 
religidjen Betrachtung als indifferent, oder doch als nicht durch die religiöfen Pflich— 
ten mit Nothwendigkeit beftimmt erjcheinen, oder für die Eriftenz und Fortentwick— 
fung bed Stats nicht verberblich find. Aber immer erfcheint um folder Rüdfichten 
willen bie Nectsverbindlichkeit folder Concordate nur als eine einftweilige ge: 
meinfame Regulirung, welche zu wirfen und zu binden aufhört, wem eine 
ber beiden Beriragsperfonen Fünbigt. 


444, 


Meder die ungleiche Macht und Stellung der pacifeirenden Staten, 
noch die ungleiche Belaftung eines States zum Vortheil de3 andern ift ein 
Hindernig für die Oültigfeit der völkerrechtlichen Verträge. 


1. Es fünnen für's erfte gültige Statenverträge auch zwifchen einer Schuß: 
macht und einem ſchutzbedürftigen State, zwilchen einem oberherrliden 
und cinem Bafallenftate, zwijchen einem Geſammt- und einem Ginzels: 
ftate geichlofjen werden. Es wirb zu völferrechtlihem Vertragsrecht nicht Gleichheit 
noch auch nur gleiche Unabhängigfeit der Staten vorausgefegt. 

2. Fürs zweite ift das Gleichgewicht ber wechjelfeitigen Leiftungen Fein 
nothwendiges Grforberniß der Statenverträge. Es ift möglich, daß der mächtigere 
Stat ſchwerere Pflichten übernehme, als ber fchwächere, z. B. die militäriſche Schuß 
pflicht. Bedenklicher freilich ift es, wenn einem fleinen State von dem großen 
ſchwere Leiftungen zugemuthet werben, denen feine vertragsmäßige Gegenleiftung 
entipricht. Indeſſen auch das foedus iniquum ift ein rehtsgültiger 
Vertrag Es fann darin bie Nothwendigfeit ber Lage fih richtig 
baritellen, 


445. 


Dem Gegenftande nad) find die völferrechtlichen Verträge fo mannig— 
faltig, al3 die Nechtöverhältnifie find, in denen Staten mit Staten ſich 
befinden fönnen. 


Nur einzelne Anwendungen find 3. B. a) Grenzverträge, b) Verträge 
über Abtretung von Statsgebiet, e) Succefjionsverträge über bie Regie— 


Fi 
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rungsfolge, d) Verträge über Statsbienftbarfeiten, e)Hanbdbelsverträge, 
f) Zollverträge, g) Verträge über Poſt-, Eiſenbahn- und Telegrapben- 
wejen, h) Berträge über ge meinfame Statsinftitutionen, i) Verträge 
über bie Zreizügigfeit und bas Paßweſen, über bie Niederlaffung, 
k) Auslieferungsverträge, 1) Bündbnig und Bunbesverträge, 
m) Verträge während bes Kriegs über Truppenaufnabme, Capitulatios 
nen, NAuswedslung von Gefangenen, Wafſenruhe und Wafjenftill: 
ftand u. dgl, n) Friebensveriräge. 


5. Don den Allianzen inshefondere. 
446. 


As Allianz wird ein Statenvertrag bezeichnet, durch melden ein 
Stat einem andern Stat für gemeinfame politifche Zwede feine Mitwirkung 
und feinen Beiſtand verſpricht. 


Dit find die Allianzen auf ben Kriegszıftand berechnet und dann ent« 
weder Defenjivallianzen, infofern ausfchließlich die Vertheidigung bes gegen: 
wärtigen Rechts- oder Beſitzſtandes beabfichtigt wird, ober Offenfivallianzen, 
wenn auch ein Angriffsfrieg vorgefehen wird, ober beides zugleich, Defenfiv: und 
Sffenfivallianzgen, Bündniffe zu Shut und Trug. Eine Allianz kann ſich aber 
auch auf politiſche Zwede beziehn, bie im Frieden zu erreichen find, ohne 
Rüdjicht auf einen Krieg. Bon der Art find politiide Allianzen zu gemeinfamer 
Haltung und Einwirkung auf einem bevorfiehenden Gongreß oder auch ohne folchen 
in ber diplomatischen Verhandlung und Richtung überhaupt. Immer aber hat bie 
Friebensallianz eine gemeinfame Politif und nicht etwa bloß einzelne gemeinfame 
Einrichtungen oder Unternehmungen zum Zwed. In ben Ießtern Fällen ſpricht 
man wohl von Berbindungen zweier Staten, aber nicht von Allianzen im eigent: 
lihen Sinne. Die fogenannte heilige Allianz von 1815 (oben $ 101) if ein 
Beilpiel einer umfaffenden Friebensallianz. 


447. 
Die nothwendige Vorausſetzung der Friegerifchen Allianzen ift ein 


gerechter Krieg. Verträge zu gemeinfamem Kriegsangriff, ohne rechtmäßige 
Kriegsurfache, find völferrechtswidrig und daher nicht verbindlich. Es bes 
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fteht feine Pflicht für den Alliirten in einem offenbar ungerechten Kriege 
Hülfe zu leiſten. 


1. Die Defenſivallianz wird abgefchloffen zur Bertheidigung entweber bes 
beftehenden Nechts ober boch bes Befitftandes wider feindliche Gewalt. Es ift nicht 
erforderlich, daß babei wenigftens einer der Alliirten als Fünftige Kriegspartei gebacht 
wird. Es kann aud eine bewaffnete Allianz ber neutralen Staten ver: 
einbart werben, zur Behauptung ber Neutralität während eines Krieges zwiſchen 
britten Mächten und zum Schuß der Rechte der Neutralen, Bon der Art war bie 
bewaffnete Neutralität der nordiſchen Seemädte von 1780. 

2. Ater auch die Offenfivallianz darf wie ber Krieg felbft nur völkerrecht— 
lich erlaubte Ziele anftreben. Sie hat bie Verfolgung gerechter Aufprüche entweder 
im Sinne ber beſtehenden Rehtsorbnung oder im Sinne ber nothwen— 
bigen Entwidlung zum Zwed. Würde fie abgefchloffen, Tediglih um auf Er: 
oberumg auszugehen ober um mit vereinter Gewalt andere Staten zu unterbrüden, 
jo wäre fie völkerrechtswidrig. (Vgl. oben oben $ 98, 412.) 

3. Inſofern ift die ſtillſchweigende Vorausſetzung (elause tacite) einer jeben 
Allianz auf den Kriegsfall, daß die kriegeriſche Hülfe völferrehtlidh erlaubt 
fei, d. h. daß die Partei, welche die Hilfe des Alliirten begehrt, berechtigt erſcheine, 
entweder fich zu vertheidigen oder anzugreifen. Niemals ift der Alliirte fchuldig, 
auch dann Hülfe zu leiften, wenn es ihm offenbar ift, daß ber Hülfe fordernde Stat 
Unrecht verübt, fei es indem biefer rechtmäßige Forderungen zu erfüllen ohne 
Grund verweigert, fei es indem berfelbe ohne Grund einen andern Stat mit Gewalt 
mit Krieg überzieht. In einem offenbar ungerechten Kriege die Hülfe verweigern, 
bas heißt nicht die Allianz breden, jondern die völkerrechtliche 
Pflicht üben. 


448, 


Die Pflicht der Alliirten, Hülfe zu gewähren, wird ermäßigt und 
beichränft durch die nähere Pflicht der nothwendigen Selbitvertheidigung. 
Der Allürte muß nur Hülfe leiten, joweit er im Stande it, über Hülfg- 
fräfte zu verfügen. 


Es iſt das eine ftillffchweigende Vorausſetzung der Allianzen. Einem Gtat, 
welcher alle feine Kräfte zufummenhalten muß, um fein eigenes Gebiet gegen feind- 
lichen Angriff zu verteidigen, fan man nicht zumuthen, daß er ſich jelber Preis 
gebe, um einem andern Stat Hilfe zu leiften. Die Eriftenz bes eigenen 
States zu bewahren ift die erfte und höchſte Pflicht jeder Statsgewalt. 
Nur wenn e8 damit verträglich iſt, birfen die Statskräfte für einen befreundeten 
Stat eingejeßt werben, Wenn das eigene Haus brennt, jo gebietet bie Pflicht ber 
Selbfterhaltung vorerfi da und nicht bei dem Nachbar zu Löfchen. Es Fan freilich 
diefer Sag mißbraucht und die Nothwendigleit ber Selbfthülfe ald Vorwand benupt 


. 
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werben, um fich ber Pflicht zur Bundeshülfe zu entziehn. Das ift oft ſchon gefches 
ben und wird wieder geſchehn. Aber fo tadelnswerth der Mißbrauch ift, jo unent: 
behrlich und unbeftreitbar ift jener Rechtsfag felber, wenn er bona fide verftanden 
und angewendet wird, Wenn militärische Gründe einer wirkſamen Kriegsführung 
verlangen, daß die Truppen aller Bundesgenoffen zufammengezogen und einfhveilen 
bas Gebiet eines States Preis gegeben werden, jo widerjireitet biefe Forderung nicht 
ber obigen regel, denn dieje Mapregel gibt nicht dev Bundeshülfe den Vorzug vor 
ber Selbfthülfe, fondern ſchließt die Selbſthülfe in ſich. Wenn bie Bundes: 
genoffen in Folge der Goncentrirung aller ihrer Kräfte fiegen, jo wird auch jedem 
verbündeten State am ficherften geholfen und das vorübergehende Leiden feindlicher 
Befipnahme am ficherjten geheilt. Im Uebrigen gilt da8 Ultra posse nemo 
tenetur ganz vorzüglich, wenn VBerbinblichfeiten der Staten in Frage find, 


449, 


Bei der Auslegung und Anwendung der Allianzverträge iſt beider- 
ſeits mit ehrlicher Treue, in gutem Glauben und aufrichtiger Freundſchaft 
zu verfahren. 


1. Diefe moralifhen Rüdfichten dürfen überhaupt bei ber Snterpretation ber 
Statenverträge nicht überfchen werben. Bei den Allianzen, die ein Freundjchafts: 
verhältniß unter ben Alliirten begründen, it es im höchſten Grade nöthig, daß die— 
jelben forgfältig beachtet werden. Wird der Glaube und das Vertrauen ber Alliirten 
auf aufrichtige Unterftügung zerjtört, fo it die Allianz eine todte Form, aus ber 
das Leben gewichen if, und muß zerfallen. Die Frage, 06 wirklich ber vorgefehene 
Fall eingetreten fei, in welchem die Hülfe bes Alliirten begehrt werben darf und ges 
feiftet werden muß (bev fogenannte casus foederis), kann felten anders als 
nad Erwägung aller Umſtände burch freies Ermefjen entichieden werben und bafür 
ift bie bona fides unentbehrlih. Ebenſo find bie Art, die Größe und die Daner 
ber Hülfe in den Verträgen nicht leicht zum voraus genau zu firiren und muß 
man wieder mit bona fides das Bedürfniß und bie verfügbaren Mittel beſtimmen. 

2. Auch die Frage, inwiefern es gegen ben guten Glauben und bie Treue vers 
ſtoße, wenn ein Alliirter durch Unterhandlungen mit einem dritten State die Inter— 
effen des andern Alliirten gefährdet oder verlegt, läßt fich nicht durch eine formelle 
Rechlsregel ohne moraliihe Erwägungen richtig entfcheiden, Die Treue der Als 
liirten ift jedenfalls nur als wechjelfeitiges Recht und gegenfeitige 
Pflicht aufrecht zu erhalten. 


. 
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6. Aufhören der Verfragsverbindlickeif. 
450, 


Die Vertragsverbindlichteit hört don Rechts wegen auf 
48) wenn die verabredete Leitung abjchließend erfüllt ift, 
2%) infofern der Vertrag unter einer auflöfenden Bedingung geſchloſ— 
jen worden ift, durch Eintritt der Bedingung, 
3%) infofern der Vertrag auf eine bejtimmte Zeitfrift eingegangen 
worden ift, mit Ablauf diefer Zeitfrift. 


Tiefe Sätze enſprechen dem gewohnten Bertragsrecht, wie es auch in Privat: 
verhältniffen angewendet wird, 


451. 


Iſt ein Bertragsverhältnig zunächſt nur auf eine beftimmte Zeit 
dauer abgejchloffen, jo wird auch ohne ausdrüdliche Erklärung die einft- 

weilige Fortjegung dieſes Verhältniſſes über jene Zeitgrenze hinaus ver— 
muthet, wenn thatſächlich demjelben weitere Wirkung gegeben wird. 

Es iſt das eine ſtillſchweigende Vertragserneuerung, welhe als 
Fortſetzung bes alten Rechlsverhältniſſes gilt. Sie wirkt aber nur unter ber Borauss 
feßung bes beiderfeitigen Einverfländniffes und ift immerhin ber freien Kündigung 
ausgefeßt. 


452. 


Ueberdem wird das Vertragsverhältnig durch eine auflöfende Willens- 
übereinkunft beendigt. 


Das Ende entfpridht dem Anfang. Wie durch Willensübereinfunft ein Ber: 
tragsverhältnig gefnüpft wird, fo kann es durch eine ſolche auch wieder gelöst wer: 
ben. Der mutuus dissensus ift bie Negation bes früheren mutuus con- 
sensus, Unter Umſtänden kann auch aus dem beiderfeitigen thatfächlichen Ber: 
halten auf den Willen ber Vertragsperfonen gejchloffen werden, auseinander zu geben 
und ben Vertrag aufzulöfen. 


453. 


Ebenſo hört eine Bertragsverbindlichkeit auf, wenn der Berechtigte 
darauf Verzicht Teiftet. 
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454. 


Durch einfeitige Kündigung einer Vertragspartei wird der Vertrag 
nur dann beendigt, wenn entweder das Recht freier Kündigung vorbehal- 
ten worden ift, oder wenn fi) aus den Umftänden ein Recht zur Kündi— 
gung ergibt. 


Die Natur bes öffentlichen Rechts nöthigt dazu, im manden Fällen ein 
Recht zur Kündigung anzunchmen, wo ein foldes nicht vorbehalten worben iſt. 
Bei ben Statenverträgen ift die Wohlfahrt der Tanglebigen Völker betheifigt, und es 
barf nicht ein Geſchlecht die folgenden Geſchlechter für alle Zukunft binden. Wenn 
gleich die jeweiligen Nepräjentanten eines States biefen jelbft und auf die Dauer 
durch ihre Erklärungen verpflichten Fönnen, fo muß man fid) body daran erinnern, 
daß biefes Repräfentativrecht fein abjolutes if, und daß die Repräfentanten von 
heute weber die Einficht noch die Macht Haben, bie öffentlichen Zuflände für bie 
Ewigfeit zu ordnen. Ein Beijpiel eines ſolchen felbftverftändlichen Kündigungs— 
rechts fiehe oben $ 443, andere in bem folgenden Artikeln. 


455. 


Wenn eine Vertragspartei ihre Verbindlichkeiten nicht erfüllt, oder 
die Vertragstreue bricht, jo ijt die verlegte Partei zum Rüdtritt von dem 
Vertrage berechtigt. 


In dem gewohnten Bertragsrechte ber Privatverträge findet fich dieſe Regel 
nur ausnahmsweiſe. Die Nichterfüllung begründet dort zunächit eine Klage des Ber: 
legten auf Erfüllung, aber nur in wenigen Bertragsacten ben freien Rück— 
tritt ober bie Kündigung besfelben. Aber im Völkerrecht muß jene Negel an: 
erfannt werben, fhon weil e8 da an einem Richter fehlt, welcher ben jäumigen Theil 
zur Erfüllung nöthigt, und die Selbſthülfe durch Krieg in allen Fällen bedenklich, 
in vielen unthunlih und unwirkſam iſt. 


456. 


Wenn die thatfächlichen Zuftände, welche die ausdrückliche oder ftill- 
ichweigende Vorausfeßung und Grundlage der übernommenen Vertrags— 
pflicht geweſen find, fi im Laufe der Zeit in dem Make ändern, daß 
die Erfüllung der Bertragsverbindlichkeit unnatürlich oder ſinnlos geworden 
ift, jo erliſcht ſolche Verbindlichkeit. 


Zu weit gehen einzelne Völferrechtslehrer, wenn fie behaupten, daß die Claus 
jel: „rebus sie stantibus * ftilljhweigend allen Verträgen ber Staten beigefügt 
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fei, und baf dbemgemäß „rebus mutatis“ bie Gebundenheit aufhöre. So weit 
gefaßt würde der Sat alles Vertragsreht ganz unficher machen, da alle öffentlichen 
Zuſtände fi fort und fort mit der Zeit ändern. Aber auch das entgegengefehte 
Extrem ift zu verwerfen, wornach die Bertragspfliht unverändert fortdbauert, 
wie immer inzwilchen die Zuftinde fi ändern. Nicht jede Aenderung ber Zuftände 
wirft auf bie Fortwirfung des Vertrags Ändernd ein, aber gewiſſe Aenberungen 
müſſen auch für biefe Folgen haben. Dahin ift voraus ber Fall zu rechnen, 
wenn ein beftimmter öffentliher Zuftand bie Borausfehung und 
Grundlage eines Pertrages war, und mun fo erhebliche Aenderungen erfährt, daß 
er nicht mehr als Grundlage des fpätern Nechtsverhäftniffes betrachtet werben kann, 
dann flürzt mit ber Bafis bes Vertrags auch deſſen Wirffamfeit zufammen. 
2. 9. Ein Vertrag, welcher bie Fatholiiche oder proteitantifche Gonfelfion der Bevöl— 
ferung vorausfeßt, verliert feine Kraft, wenn die Bevölferung zu einer andern Con: 
feffion übergeht. Oder ein Vertrag, welcher bie vepublifanifche oder monarchiſche 
Berfaffung eines Landes als Grundlage feiner Beltimmungen vorausfegt, wird uns 
wirffam, wenn das Land dieſe Verfaffungsforn mit einer andern entgegengefetten 
vertanfcht. 


457. 


Ebenſo verlieren die Vertragsverbindlichfeiten ihre bindende Kraft, 
wenn diefelben mit der Entwidlung des anerfannten Menſchen⸗ und Völ— 
kerrechts in MWiderftreit gerathen find. 


Bertragsbeflimmungen, welche zur Zeit des Vertragsabichluffes als erlaubt 
und rechtmäßig galten, z. B. ber Nusbreitung ber Sclaverei ober ber Behinderung 
ber freien Schiffahrt, oder über Kaperfchiife können unredhtmäßig werben, wenn im 
Berlauf der Zeit humanere und freiere Rechtsgrundſätze zu allgemeiner Anerkennung 
in ber civilifirten Welt gelangen, 


458, 


Ferner können Verträge, deren Beftimmungen mit der als noth— 
wendig erfannten Fortbildung der Verfaſſung eines States oder mit der 
noihwendigen Wandlung des Privatrechts unverträglich geworden find, von 
diefem State gekündigt werden. 


Das Vertragsrecht darf nicht zum bleibenden Hinberniß werben ber 
Entwidlung ber Statöverfaffung und Redhtsorbnung eines Volkes. Um fein Leben 
zu bewahren und feine nothwendige Entwidlung zu fichern, muß ber Stat fid) von 
Beziehungen zu andern Staten löſen können, welde ev unter ganz andern Rechts- 
grundlagen eingegangen if. Das beftreiten, würbe heißen, ba8 Mejen ber Form 
opfern und bie Vertragstreue bis zum Selbſtmord treiben, was ber Natur und ber 
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Beſtimmung ber ganzen öffentlichen Rechtsorbnung wiberfpricht. So weit bürfen fich 
die folgenden Gejchlechter von den frühern nicht binden laffen, unb fo weit können 
biefe auch nicht vernünftiger Weife jene binden wollen. Preußiſches Manifeft 
vom 9. October 1806: „Bor allen Tractaten haben bie Nationen ihre 
Rechte“, 


459. 


Iſt die Erfüllung einer Vertragsverbindlichfeit dauernd unmöglich 
oder unausführbar geworden, jo wird der Verpflichtete von derſelben frei. 


Das „ultra posse nemo tenetur* fommt bem State hier zu Gute 
und zwar nicht bloß dann, wenn bie Erfüllung abfolut unmöglid geworben ift, 
jondern auch dann, wenn ihre Erfüllung einen unverhältnißmäßigen Kraft 
verbrauch erfordern follte, ober am rechtlichen Hinberniffen fcheitern müßte. Bol. 
oben $ 411 f. 


460. 


Der verpflichtete Stat Tann angehalten werden, auch eine ihm läftige 
und nachtheilige Verbindlichkeit zu erfüllen, aber niemals darf ihm zuge 
muthet werden, daß er feine Exiſtenz oder feine nothwendige Entwidlung 
der DVertragstreue zum Opfer bringe. 


Würde bie bindende Kraft der Verträge nur für vortheilhafte, nicht auch für 
läfige und nachtheilige Beftimmungen anerfannt, jo würbe alles Vertragsrecht über: 
haupt ſchwankend und unficher. Aber die Lat muß erträglich jein und die Nach— 
theile dürfen nicht bis zum Verberben bes Etates felber gefteigert werben. Die Bers 
bindlichkeit der Verträge hat ihre Grenzen. Das gewillfürte Recht ift immer 
nur ſecundär, es fegt das nothwendige und urfprünglide Recht bes 
Lebens voraus und darf daher nicht das Leben des States jelber zerflören. Es kann 
nur gelten, foweit e8 mit dem Leben fich vereinbaren läßt. Da alles Recht nur als 
Orbnung und Bebingung bes Gefammtlebens Werth und Sinn hat, 
fo gibt es Fein Recht, bas Gefammtleben zu verderben. Deßhalb find ftatsver- 
berblige Berträge nicht verbindlidh und es Hört ihre Wirkjamfeit in 
bem Augenblick auf, in welchem biefe Berberblichkeit offenbar geworben 


ift. 
461. 


Die Gültigkeit der Verträge ift nicht an die Fortdauer des Friedens- 
ftandes gebunden und Hört nit von Rechts wegen auf, wenn e3 unter 


den Vertragsparteien zum Kriege kommt. 
Bluntfhli, Das Vollerrecht. 17 
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Die früher oft vertheibigte Meinung, daß ber Krieg alle Berträge aufbebe 
zwifchen ben Kriegsparteien, berubte auf ber willfürlichen und unrichtigen Voraus: 
ſetzung, daß die Nechtsorbnung überhaupt nur im Frieden gelte, und im Krieg ber 
angeblihe Naturzuftandb ber Rechtloſigkeit eintrete. Das Recht wirkt 
aber auch im Kriege fort und baber gibt e8 feinen Rechtsgrund, aus welchem bie 
Kraft ber Verträge von felber mit bem Krieg erlöfhe. Die Ausführbarkeit 
ber Verträge wird burd ben Krieg großentheils unterbrochen und gehemmt und 
einzelne Berträge geben im Kriege unter, wenn ihre Grundlagen durch ben 
Krieg zerftört werben ; aber nicht bie Verträge überhaupt. Davon wird fpä= 
ter in Buch VIII. die Rebe fein, 
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verlehungen des völkerrechts und Verfahren zur Herſtellung 
desfelben. 


1. Im Allgemeinen. 


462. 


Wenn ein Stat feine völferrechtliche Verbindlichkeit gegen einen an— 
dern Stat lediglich nicht erfüllt, jo Hat der berechtigte Stat die Wahl, ent= 
weder die Erfüllung, beziehungsmweile Schadenserfag wegen Nichterfüllung 
zu verlangen, oder von dem Vertragsverhältnik zurüdzutreten, deſſen Be— 
fimmungen nicht erfüllt worden find. 


Auch im Völferrechte bewährt fich die Macht ber Rechtsordnung dadurch, daß 
aus ber Verlekung berjelden neues Recht entjpriht. Das verübte Unrecht 
wird zum Recht des Verlegten, je nad Umfländen von dem Verleger Wieder: 
berfiellung, Entihädigung, Genugthuung oder Strafe zu verlangen. Wenn bas 
Unrecht nur in der Nihterfüllung einer übernommenen Berbindlichteit bejteht, 
ohne Beleidigung und ohne Friedensbruch, fo ift das dem Givilunrecht vergleichbar, 
welches die verleßte Privatperfon zur Eivilflage berechtigt, womit fie Wieberherjtellung 
bes Nechtszuftandes (3. B. Herausgabe ber Sade, Bezahlung ber Schuld oder 
Schadenerfag) begehrt. Auch das Völferrecht begnügt fich in dieſen Fällen nur mit 
ber Befeitigung bes Unrehts und ber Herftellung bes Rechts. Die 
Alternative zwifchen ber Erfüllungss» ober Erjfaßfordberung auf ber einen 
und dem Rüdtritt von dem Vertragsverhältniß auf ber andern Seite ift durch 
die Echwierigfeit erflärt, jene erfte Forderung durchzuſetzen. Vgl. oben $ 455. 

31" 
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463. 


Wird die Ehre eines andern Stats verlegt oder jeine Würde miß— 
achtet, jo ift der beleidigte oder gefränfte Stat berechtigt, entjprechende 
Genugthuung zu fordern. 


Es unterfcheidet ſich diefe Art ber Nechtsverlekung von ber vorhergehenden 
durch den ibealen Charakter des gefränften Rechts und durch die tiefere Empfin— 
bung bes beleibigten Statsbemwußtfeins Die Genugtbuung geht da— 
ber auch einen Schritt über die bloße Wieberherftellung hinaus. Eie fann 
nah Umftänden in ber Beftrafung berjenigen Perſonen beftchen, welche jene Beleis 
bigung begangen und bie Würbe bes verlegten States mißachtet haben. Die Genug: 
thuung Tann nicht bloß gewährt, fie kann unter Umftänden auch genommen 
werben. Die Art berjelben wirb oft durch bie Sitte beſtimmt. Unfittliches darf 
man nicht verlangen, 


464, 
Beſteht die Verlegung in dem thatjächlichen Eingriff in das Rechts⸗ 


States, fo i ift der verleßte Stat berechtigt, nicht bloß Aufhebung des Un- 
recht3 und Wiederhertellung des gejtörten Rechts- oder Befibftandes bezie- 
hungsweife Schadenserſatz zu begehren, fondern überdem Genugthuung und 
Sühne und je nad) Umftänden weitere Garantien gegen Erneuerung des 
Rechtsbruchs zu fordern. 


Der Rechtsbruch ift eine ſchwerere Verlegung, als bie bloße Nichterfüllung 
und baber eher dem ftrafbaren Unrecht der Privatperfonen zu vergleihen. Da es 
aber im Bölferrechte Feine eigentliche Strafgerichtsbarfeit gibt, fonbern bie Selbfthülfe 
bes Bölferrechts noch auf derjelben Stufe ſich befindet, wie die alte Rache ber in 
ihrem Frieden verlegten Barbaren, jo muß bie Beflimmung ber Sühne großen: 
theils dem Ermefjen bes verlegten States und ben Verhandlungen mit bem Ber: 
leger überlaffen werben, 


465. 


Wird der Rechtsbruch bis zu gewaltſamem Friedensbruch gefteigert, 
jo wird auch das Recht des verlegten States auf Züchtigung de3 Friede— 
brechers erweitert, 


Zwiſchen Rechtsbruch und Friebensbrud beſteht ein ähnlicher Unter: 
fhied, wie zwifchen Vergehen und Verbrechen im Strafrecht, ber ſchwer zu befiniren 
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ift und doch überall hervortritt und fich bemerfbar macht, ein Unterfchieb cher bes 
Grades, als ber Art. Der gewaltfame Friedensbruch ift um feiner Form willen 
gefährlicher als anderer Rechtsbruch und verlangt daher auch eine energifchere Gegen: 
wirfung. Der Sab bes Strafrechts, daß ideale Perfonen (Körperfchaften, universi- 
tates) nicht gefiraft werben fünnen, findet im Völkerrecht Leine Anerkennung. Ein 
Stat, ber einen Friedensbrud verübt, kann dadurch feine Eriflenz in Gefahr bringen 
und durch den Krieg, ben er hervorruft, verfchlungen werben. Das aber ift bie 
Strafe bes Völkergerichts, das in der Weltgefchichte feine Macht Fund gibt. 


466. 


Wird die Verlegung ohne Ermächtigung oder Auftrag der Stats- 
gewalt von Statsbeamten oder Privatperjonen verübt, fo kann der verleßte 
Stat nur fordern, daß der Stat, dem diefe Perfonen angehören, fie dafür 
zur Rechenſchaft ziehe, und für Abſtellung des Unrechts, beziehungsweife 
Beitrafung der Schuldigen jorge. 


. Es wäre offenbar ungerecht, bie Miffethat bes Einzelnen, welche ber 
Stat weder veranlaßt noch erlaubt, bem nihtfchulbigen State als Schuld 
anzurechnen. Aber biefer Stat ift doch verpflichtet, infofern für feine Angehörigen 
einzuflehen, als er zu forgen hat, daß bie völferrechtlichen Beziehungen zu andern 
Staten nicht durch feine Angehörigen mißachtet und verlegt werben. Er darf bas 
Unrecht auch nicht durch fein Nichtsthun fügen und begünftigen. Jede Conni— 
venz, welche er in biefer Hinficht übt, wird ihm felber zum Vorwurf und macht 
ihn verantwortlich, 

Das Altertum ging barin weiter als das Heutige Völkerrecht, baß jenes bie 
Forderung ber Auslieferung ſchuldiger Berfonen an ben verlegten Stat 
gut hieß, damit biefer biejelben beſtrafe, während dieſes feine ſolche Pflicht ber 
Auslieferung mehr anerfennt. Wohl aber kann auch heute noch ein Stat fi von 
aller weiteren Berantwortlichkeit für bie Vergehen feiner Angehörigen dadurch ent— 
laften, baß er die Schuldigen freiwillig dem verlekten State zur Beftrafung 
übergibt. 


467. 


Wenn fich die Nechtöpflege eines State3 unzureichend erweist, um 
andere Staten gegen Verletzungen des Völkerrechts wirffam zu fügen, 
jo wird der Stat felber dem verlehten State verantwortlich. 


Die Beftrafung eines Vergehens ober Verbrechens gefchieht im einzelnen Fall 
nad Voriärift der im Lande geltenden Strafgefeggebung und Straf: 
proceforbnung. Die repräfentative Statsgewalt darf ſich in der Regel in bie 
Berwaltung ber Strafrechtöpflege nicht einmifchen. Daher wird, wenn nicht für 
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völferrectliche Vergehen ein anderes Verfahren vorgefchrieben ift, ber orbentlichen 
Strafjuftiz auch im folden Fällen die Benrtheilung überlaffen werben müffen. Der 
verlegte Stat ift zunächſt nicht berechtigt, eine Abweichung von bem orbentlichen 
Gang der Rechtspflege zu fordern und er muß ſich's gefallen Tafjen, wenn ber Ans 
geffagte freigefprochen oder im eine geringere Strafe verurteilt wird, als er für 
gerecht hält, Dabei werben aber zwei Dinge immer vorausgefeßt: 


1) daß das Landesreht in Harmonie jei mit dem Völkerrecht und 
auch ben völferrechtlichen Rechts- und Friedbensbrud, wenn er von Privaten verübt 
wird, mit Strafe bedrohe. Würde die Strafgeſetzgebung bes Landes nicht dafür for: 
gen, d. 5. das Völkerrecht nicht anerkennen und nicht beachten, jo wäre das unzwei— 
felgaft bem State zum Borwurf zu machen, für welchen das Völkerrecht verbind: 
lich ift, und die andern Staten wären in ihrem vollen Recht, wenn fie die Ergän— 
jung und Berbefjerung der Landesgeſetzgebung forderten. 


2) Der Stat ijt auch dafür verantwortlid, daß die Strafrechtspficge, foweit 
fie zum Schuß des Völkerrechts dient, bona fide gehandhabt werde Die 
bloß formelle Berufung auf ein vechtsfräftiges Urtheil fichert zwar immer ben freis 
geiprochenen oder milde beftraften Angefchuldigten vor weiterer Strafe, aber nicht 
immer and) den Stat vor jeder weiteren Forderung. Sollte ſich zeigen, daß bie 
Richter oder Geſchwornen ihre Pflicht, das Völkerrecht zu ſchützen, nicht geübt, ſon— 
bern vielleicht ihren Candsmann ober bie politifche Bartei in ungehöriger Weiſe 
begünfligt haben, jo ift das jtatlide Gonnivenz; denn bie Verwaltung ber 
Rechtspflege ift eine flatliche Function, fiir welche ber Stat felber völkerrechtlich ein- 
zuftchen hat. Keine Rechtöpflege üben oder fie fchledht üben, das ift beides Miß— 
achtung ber völkerrechtlichen Pflicht, welche die Staten verbindet. Dafür wird wieder 
ber Stat verantwortlid gemacht. ben deßhalb erfordert die Rechtspflege 
bei völkerrechtlichen Beihwerben eine ganz befondere Sorgfalt und Gewiffenhaftigfeit 
und iſt es ganz zwedmäßig, entweber durch die Gerichtsorganifation jelber 
bafür zu forgen, daß mur ſolche Behörden urtheilen, für beren Kenntniß bes Völker: 
rechts und für berem veblichen Willen, basfelbe zu beachten, befonbere Garans 
tien vorhanden find, oder doch die ordentlichen Gerichte auf dieſe ſchwere Pflicht: 
übung und bie eigenthümliche Gefahr ber ftatlichen VBerantwortlichkeit befonders aufs 
merkſam zu machen, beziehungsweiſe fie anzumweifen, fih mit ber Repräfentativs 
gewalt bes States ins Einvernehmen zu feßen. 


468, 


Eine völferrechtliche Verlegung kann auc dadurch verübt werden, 
daß zwar nicht ein anderer Stat unmittelbar in feinem Rechte gefräntt, 
jondern defjen Angehörige oder Schußbefohlene völkerrechtswidrig behandelt 
werben. 


Vgl. oben $ 380. 
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469. 


Art und Maß der Entjhädigung, der Genugthuung, der Sühne 
richten fih nach der Art und dem Umfang der Verletzung. Je größer die 
Schuld, um jo ſchwerer ihre Folgen. Zwifchen beiden ift der Grundſatz 
der Berhältnigmäßigteit zu beachten. Uebertriebene Forderungen find 
twiderrechtlich. 


Im Privat: und Strafredt werben bie Folgen des Unrechts zum voraus 
gefeglich geregelt. Am Völkerrecht fehlt es daran. Vielmehr ift bas Einzelne 
bem Einverſtändniß ober dem Kampf ber Parteien überlaffen, die feinen Richter 
über fih haben. Man kann daher nur ben allgemeinen Grunbfa ber Verhält— 
nipmäßigfeit ausiprechen, welcher dem natürlichen NRechtsbewußtfein als noths 
wendig ericheint, Bei Entihäbigungsforderungen ift das ſelbſtverſtändlich und doch 
haben auch da einzelne mächtige Staten zuweilen unverhältnigmäßige Summen ges 
fordert und bie Forderung durchgeſetzt. Schwieriger ift es, bei politifhen Verlangen 
bas richtige Maß zu beftimmen, Insbeſondere fteigern ſich im Krieg die Ansprüche 
jo jebr, baß ber urjprünglidhe Streitgegenftandb nit mehr als maß: 
gebend zu betrachten ifl, Vgl. unten Buch VII. 


470. 


Wenn für Ehrenkränfungen und Berlegungen der Statswürde Ge— 
nugthuung gefordert wird, jo darf doc dem dafür verantwortlichen State 
feine mit der Fortdauer und Würde eines jelbjtändigen States unverträg- 
lihe Demüthigung zugemuthet werden. 


Se feiner das ausgebildete Ehrgefühl der civilijirten Welt ift, um fo ſorg— 
fältiger ift diefe Negel zu beachten. Im Verhältniß ber ftarfen Staten wird diejelbe 
ſchon aus Klugheit eher beachtet; ſchwachen Staten wirb Teichter Ungebührliches aufs 
genöthigt. Indeſſen kann ein Stat, ber bie perfonificirte Redtsorbnung 
und Ehre eines Volfes ift, eine offenbare Schmach nicht ertragen, ohne in feiner 
Griftenz gefährdet zu werben. Daher muß bas Völkerrecht, welches für den geſicher— 
ten Fortbeſtand ber Staten jorgt, eine berartige Demüthigung eines Stats unters 
fagen. Verdient ein Stat nicht mehr als eine chrenhafte Perſon behandelt zu wers 
ben, fo ift es befjer, ihm überhaupt nicht mehr eine ftatliche Selbftänbigfelt zuzus 
geftehn. 


471. 


Wenn die Verlegung des Völferrecht3 gemeingefährlih ift, jo ift 
nicht allein der verlehte Stat, fondern es find die übrigen Staten, melde 
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das Völkerrecht zu ſchützen die Macht haben, veranlaßt, dagegen zu wirken 
und für Herftellung und Sicherung der Rechtsordnung einzuftehn. 


Bemeingefährlihe Verlegungen bebroben bie allgemeine Weltorbnung 
und regen in Folge deſſen alle Staten auf, Wie im Strafrecht bie BPopularklage 
bie Klage bed Verlegten ergänzt und erfeßt bat, jo hat aus einem ähnlichen Bebürfs 
niß, den Weltfrieden und die Weltorbnung befjer zu fihern, das Völferrecht biefe 
erweiterte Rechtshülfe gebilligt. Zunächſt find alle Staten in gleicher Weiſe 
berechtigt, aber man kann doch eine wirffame Hülfe nur von ben Staten erwarten, 
beren Macht zu activer Politif ausreicht, in ber Regel alfo nur von ben Groß: 
mädten Wenn in Europa eine Zeit lang die fogenannte Pentardhie ber fünf 
europäifchen Großmächte fi) vorzugsweife als Protectorat bes Völkerrechts gerirt 
bat, jo findet das in biefer Rückſicht eine relative Begriünbung. 


472. 


Bon der Art find insbefondere : 
I 8) die Seeräuberei (Biraterie) ($ 343 f.), 
2b) die Beraubung und Rechtloserklärung der Fremden überhaupt 
(8 381 f.), 
3) die Zerftörung der Weltverfehräwege ($ 307), 
+4) die Anmaßung einer ausjchlieglichen Meeresherrichaft ($ 100. 305), 
ze) die drohende Univerfalherrichaft Eines States über die andern 
Staten und die Störung des allgemeinen Gleichgewichts ($ 98. 
99, 412), 
CS) der Bruch des Geſantenrechts ($ 191 f.), 
78) der gemwaltjame Ueberfall fremder Statsgebiete ohne Kriegsurfache 
8 481), 
8 .h) die Unterdrüdung fremder und jelbftändiger Völker durch rohe 
Uebermacht ($ 81. 412), 
94) die Einführung der Sclaverei ($ 361 f.), 
ok) die offenbare und graufame Tyrannei wider Andersgläubige 
($ 411). 
Ueberhaupt kann jeder ſchwere und unzweifelhafte Bruch und offen= 
bare Verhöhnung des Völkerrechts das Einfchreiten auch der übrigen nicht 
unmittelbar betroffenen Staten veranlaffen und rechtfertigen. 


473. 
Die Übrigen Staten können in ſolchen Fällen ihre diplomatifche Ver— 
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wendung eintreten lafjen und auf Bejeitigung des Unrecht3 dringen und 
fie können nöthigenfalls fi) verbünden und mit gemeinfamer Macht vor= 
gehen, um dem anerkannten Völker- und Menſchenrecht Achtung und Gel- 


tung zu verſchaffen. 


In manden Fällen fchon hat die Verwendung bes biplomatifden 
Körpers ausgereicht, um eine Verletzung bes Völferrechts zu bejeitigen. Zuweilen 
balf bie Intercejjion einer Macht. Aber zuweilen find auch ernflere Mafregeln 
nöthig, wie die gemeinjamen Maßregeln, um die Seeräuberei zu beftrafen und zu 
verhindern, die Sclavenzufuhr zu hemmen, bie Rechte ber neutralen Etaten zu bes 
haupten, unmenſchliche Graufamfeiten zu zügeln. Wieberholt haben die europäiichen 
Mächte in ber Türkei intervenirt zum Schug vorzüglich ber chriſtlichen Bevölkerung. 


2. Brud der inneren Hfatsorduung. Dntervention. 


474, 


Die fremden Staten werden durch das Völkerrecht in der Regel 
nicht ermächtigt, in die Verfaffungsftreitigfeiten eines unabhängigen States 
ſich einzumiſchen und gegen Statsummälzungen zu interbeniren. 


41. Der Schuß ber Verfaffung eines States und feiner inneren Rechtsorbnung 
ift eine innere Angelegenheit biefes States und nicht Aufgabe bes Völferrechts. 
Der Sturz einer Negierung, bie Entthronung eines Fürften, bie Erhebung eines 
Ujurpators, die Mißachlung verfaffungsmäßiger Volksrechte ift ein Bruch des beſte— 
benden Statsrechts, aber an fih nicht eine Berlekung bes Völkerrechts, 
d. h. ber Beziehungen eines States zu andern Staten. Deßhalb ift auch in ber 
Regel bie Jutervention fremder Staten im berartige Verfaffungsfämpfe und Umges 
ftaltungen ein ungerechtfertigter Eingriff in bie flatlihe Selbftändigfeit und eine 
Gefährdung des allgemeinen Friedens und von dem Völkerrecht gemißbilligt. Die 
bloße Verwandtſchaft der Diynaftien oder bie Gleichartigkeit der Intereſſen und 
Stimmungen rechtfertigt diefen Eingriff in ein fremdes Rechtsgebiet ebenfowenig, 
als die politifche Antipathie gegen die Partei, welche durch die Umwälzung zur 
Herrfhaft fommt. Die Solidarität ber Intereſſen muß fih innerhalb 
bes Völkerrechts Bewegen, fie barf nicht bie völkerrechtliche Selbftändigfeit ber 
Staten angreifen und verlegen. (Val. oben $ 39 f.) 

2, Die Praris ber europäifchen Staten ift freilich noch nicht in voller Ueberein— 
ſtimmung mit diefen natürlichen Rechtsgrundſätzen. Man Hat feit Hundert Jahren 
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ſehr oft dagegen gefehlt. Indeſſen gerade die Geſchichte der zahlreichen Zuterventionen, 
welche im Widerſpruch mit dem von Zeit zu Zeit dennoch anerkannten Princip volle 
zogen worden find, ift geeignet, deſſen Nichtigfeit ins Licht zu fiellen. Die Folgen 
dieſer Interventionen waren freilich fehr verſchieden. Wenn die Antervention, wie 
im Jahr 1791 der Alliirten gegen die Revolution im Frankreich auf einen Wider— 
ftand ſtieß, ben fie nicht zu bewältigen vermochte, fo wurden bie Leibenichaften ber 
fiegreihen Partei durch biefelbe nicht gebändigt, fondern nur heftiger gereizt. In 
ben meijten Fällen aber fiegte bie überlegene Macht ber intervenirenden Staten und 
richtete bie öffentlichen Zuſtände jo ein, wie bie Sieger es für zwedmäßig eradhteten. 
In den Zeiten ber franzöfifchen Republik wurben jo um Frankreich ber duch In— 
terventionen Republifen gefchaffen, in ber Periode bes erſten Napoleonifhen Kaifer: 
thums Napoleoniſche Bafallenftaten. Die Interventionen ber abjoluten Mächte 
Dejterreihs in den Italieniſchen Staten, Franfreihs in Spanien ftellten bie abjolute 
Monarchie her und befeitigten die conftitutionellen Scranfen. Was bat all bieje 
gewaltfame Einmiſchung aber ſchließlich erreicht? War der Stat zu ſchwach, um 
ſich diefer fremden Einwirkung wieder zu entziehen, fo wurbe er nach und nad) das 
Opfer der Interventionen und verlor zufeßt feine ganze Selbjtändigfeit. Der Unter: 
gang Polens ift ein furchtbares Beifpiel einer folden Zerreißung und Tödtung eines 
State. War bas Volk, das ſich vorlibergehend vor ber Uebermadt beugen mußte, 
Icbensfräftig, fo entzog es fich, fobald jener Druck aufhörte, wieder dieſer äußern 
Beherrihung. Die Directorialrepublifen nach franzöſiſchem Mufter börten auf, 
ſolche Republiken zu fein, als das franzöfifhe Directorium geftürzt ward, bie Na— 
poleonifchen Vaſallenſtaten erhielten ſich nicht im dieſer Geftalt, als der Kailer 
Napoleon ber enropälichen Eoalition erlag. Die abfoluten Monarchien in Jtalien und 
Epanien wurden durch eine erneuerte Gonftitution beichränft, als die abfoluten Oſtmächte 
außer Stande waren, ihnen zu Hilfe zu fommen. Nicht einmal bie europäiſche 
Wiedereinſetzung der Bourbonen in Franfreih und bie in völferrechtlicher Form 
befchloffene Ausichliegung der Napoleoniden von dem franzöfiihen Throne hatte 
Beſtand. Die Freiheit ber Völker, fi felber die Form ihrer Ber: 
fafjung zu geben, fonnte durch biefe Interventionen eine Zeit fang gehemmt, 
aber nicht auf die Dauer gebunden werden. Die natürliche Entwidiung 
wurde vorübergehend geftört und verfchoben, aber fie machte fich überall wieber gel: 
tend, ſobald ber künſtliche Drud nachließ, und jo mußte es fein, weil bie natür— 
liche Entwidlung das große Gefeß des Statenlebens wie des Einzellebens ijt. 

3. Auf den Congrefjen von Laibad 1821 und Berona 1322 wurde gerabezu 
bas Brincip ber Intervention im Sntereffe der legitimen Fürſten— 
gewalt als ein neues Princip der europäifhen Weltorbnung procamitt, 
So in der Gircularnote des Fürften Metternich, Laibah 12, Mai 1821: „Les 
changemens utiles ou necessaires dans ia l&gislation et dans l’administration 
des Etats ne doivent dmaner que de la volont& libre, de l’impulsion röflöchie 
et &clairde de ceux que Dieu a rendus responsables du pouvoir. Tout ce 
qui sort de cette ligne, conduit n&cessairement au desordre, aux boulever- 
semens, & des maux bien plus insupportables que ceux quel’on pretend 
guörir. Pénétré de cette vérité öternelle les Souverains n’ont pas hörite 
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& la proclamer avec franchise et vigueur, ils ont declar& qu’en respeotant 
les droits et l’indöpendance de tout pouvoir lögitime, ils regardaient comme 
legalement nulle et d&esavoude par les principes qui constituent le droit 
public de l’Europe, toutes pretendue réforme opérée par la revolte et la 
force ouverte. Ils out agi, en consäquence de cette declaration, dans les 
evönemens de Naples, dans ceux du Pi&mont.“ Nur England proteftirte da— 
mals öffentlich gegen diefe ungehenerliche Theorie und Praris, welche die Sicherheit 
aller Staten und bie Freiheit aller Völker bedrohe. Als bie abjolutiftiihen Mächte 
ben Merfuch machten, dasſelbe Princip auch nah Amerika überzupflanzen und bie 
Spanifchen Golonien mit Gewalt in dem Gehorfam gegen bie europäiſchen Dynaſtien 
feftzuhalten, trat England durd feine Anerkennung ber fübamerifanischen Rtepublifen 
biefer Politik entfchloffen entgegen und jhüßte in Gemeinjchaft mit ber von ben 
Vereinigten Staten proclamirten Meonroeboctrin bie Megel ber Nicht inter— 
vention 

4, Aber auch die europätfchen Oftmächte wurden bald inne, baß der vermeintliche 
neue Grundjaß ber legitimen Intervention aud in Europa nicht durchzuführen jei. 
Vergeblich drang Defterreih auf Intervention gegen bie aufſtändiſchen Hellenen zu 
Gunften ber fegitimen Herrichaft der hohen Pforte. Rußland fand es nicht mehr in 
feinem politiſchen Interejje, den Don Quirotte ber Legitimität zu fpielen. Als dann 
in Frankreich 1830 der Tegitime König Karl X. durch eine Revolution vertrieben 
wurbe, da wagten es die Oſtmächte nicht mehr, ihr Interventionsprincip anzuwen— 
ben. Sie traten richt einmal ber entgegengefeßten Intervention Frankreichs ent: 
gegen, welches die belgifche Revolution gegen bie Tegitime Gewalt des Königs ber 
Niederlande in Schuk nahm. Bon da an war das Princip als ein europätfches 
aufgegeben und bie fpätern Interventionen in Stalien, bald von Oeſterreich bald 
von Frankreich vollzogen, wurden nicht mehr aus einem allgemeinen Ins 
terventionsredyt abgeleitet, fondern nur mit concretenlUrfahenbegrünbet. 
Die Nihtintervention wurde allmählich als die Regel anerfannt. Die Throne 
rede der Königin von England vom 5. Febr. 1861 ſpricht bezüglich Italiens 
bas richtige Princip aus: „Da ich glaube, daß man den Stalienern die Ordnung 
ihrer eigenen Angelegenheiten überlaffen ſollte, jo babe ich es nicht für Recht gehal: 
ten, in jene Dinge thätig einzugreifen”. Wie Recht bie engliſche Regierung hatte, 
bie franzöfifche vor der Antervention in Merico zu warnen (1861), hat ber tragijche 
Ausgang bes importirten neuen Kaiſerthums in Merico (1867) gezeigt. 


475. 


Menn ein Stat freiwillig die Intervention einer befreundeten Macht 
anzuft, oder mit der angebotenen Yntervention derjelben einverftanden ift, 
jo ift dieſelbe gerechtfertigt. 


Wenn ber Stat felber einwilligt, fo befteht fein Grund mehr, bie Interven— 
tion als umerlaubt zu betrachten, denn in biefen Fällen wird die Selöftändigkeit bes 


268 Siebentes Bud). 


States nicht mißachtet. In dieſem Sinne bat England zuweilen in Portugal 
und haben bie Schutzmächte Griechenlands in ben Hellenifchen Angelegenheiten ins 
tervenirt, 


476. 


Wird die Intervention einer fremden Macht von der bedrohten 
Statsregierung angerufen, jo hängt die Rechtmäßigkeit dieſes Begehrens 
davon ab, daß die Statäregierung noch als vollberechtigtes Organ des 
Statswillens und als wirklicher Repräfentant des States zu betrachten ift. 


At bie Regierung bereits ohnmächtig geworben im Lande, und läßt ſich ihre 
gelähmte Macht nicht durch die eigenen Volkskräfte wieberherftellen, jo ift biefelbe 
aud nicht mehr für ermächtigt zu Halten, die bewaffnete Intervention eines andern 
States herbeizuziehn und dadurch bie Selbftändigfeit des Stats und bie freiheit ber 
Bürger ber Heeresgewalt einer fremden Macht Preis zu geben. Vgl. darüber bie 
Thronrede ber Königin von England vom 24. Jan. 1860 und oben $ 116. 
Ein aus dem Beſitz vertriebener Fürft ift jedenfalls nicht mehr zu folder Stats: 
tepräfentation Tegitimirt und baber fein Snterventionsgefuh nidt als 
Statsact zu betrachten. 


477. 


Noch weniger ift eine Oppofitiond= oder eine aufftändische Partei al3 
ermächtigt anzufehen, die gewaltfame Intervention einer fremden Macht 
Namens ihres State3 anzurufen. 


Sind die beiden freitenden Parteien darin einig, die Intervention einer 
befreundeten Macht als Vermittler zu begehren oder gut zu heißen, dann freilich ift 
bas als Meinung des ganzen States anzufehen, und bie ntervention gerecht 
fertigt. Aber bie Oppofitionspartei für fih allein repräfentivt niemals ben 
Stat und kann baher auch nicht einen fo ſchweren Eingriff von außen in bie innern 
Statsangelegenheiten rechtfertigen. 


478. 


Werden in Folge der DVerfaffungstämpfe das allgemein al3 noth— 
wendig anerkannte Menſchenrecht oder das Völkerrecht verlegt, dann wird 
aud eine Intervention zum Schuße desfelben aus denfelben Gründen ge- 
rechtfertigt, wie das Einjchreiten des civilifirten Staten überhaupt bei 
gemeingefährlichen Rechtäverlegungen. ” 
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Bol. barüber oben $ 471. In folhen Fällen mag auch eine unterbrücte 
Partei die Intervention anrufen, nicht im Namen bes States, fondern nah Maß— 
gabe bes Völferrechts. Die Chriften in ber Türkei Haben das wiederholt mit Erfolg 
gethan, 


479. 


Wenn eine fremde Macht in unberechtigter Weiſe in einem Lande 
interbenirt, jo find die andern Staten berechtigt, dafür zu forgen, daß 
dieſe Intervention wieder aufhöre und nicht zur Verlegung der Weltord- 
nung mißbraucht werde und darüber zu machen, daß diejelbe nicht zu 
ihrem Schaden ausgebeutet werde. 


1. Die von Spanien her drohende Intervention inPortugal hat 1826 
bie Engländer zur S$ntervention bewogen, um bie Portugiefiihe Conftitution zu 
hüten. Die Intervention Defterreihs im Kirchen ftat im Jahr 1831 Hat Frankreich 
veranlaßt, durch Bejeßung von Ancona eine Stellung dagegen zu nehmen. Gegen bie 
Ruffiihe Intervention in der Türkei 1855 Haben ſich bie Weitmächte verbünbet 
und ben orientaliihen Krieg unternommen. Der franzöfiihen Sntervention in 
Mexiko traten die Vereinigten Staten 1366 entgegen. 

2. Es ift möglid, daß ein Stat feine Vertragsrechte zu wahren unternimmt, 
indem er gegen Berjafjungsänderungen intervenirt, welche jene verlegen. Dazu ift 
er berechtigt, aber das nur foweit, als er in den Schranken bes Völkerrechts feine 
Rechte zu vertheidigen das Recht bat. Insbeſondere hat die Befeitigung von dyna⸗ 
ftiihen Thronjolgerechten durch eine Statsumwälzung zunächſt nur eine ſtats recht— 
liche und Feine völkerrechtliche Bedeutung. 


480. 


In zufammengefeßten Staten beftimmt die Unions- oder Bundes= 
verfafjung, inmiefern die Intervention der Gentral- oder Bundesgewalt in 
die Verfaſſungsſtreitigkeiten der Einzelftaten zuläffig fei. 


Beilpiele bie zahlreichen Interventionen im beutfhen Bund, in ben 
Bereinigten Staten von Amerika, in ber [hweizerifhen Eibgenoffens 


Haft. 
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3. Minneverfahren. 


481. 


Wenn zwijchen zwei Staten völferrechtliche Gonflicte oder Differenzen 
entftehn, die fich auf friedfihem Wege fehlichten laſſen, jo ift von Anfang 
an nicht der Weg der Gewalt, jondern der Weg der Minne einzujchlagen. 


Die Gewaltübung ift nur in Fällen bev Nothwendigkeit gerechtfertigt, 
weil fie für fi eim Uebel und eine Gefahr für die friedliche Rechtsordnung jel- 
ber ift. 


. 482, 


Als Mittel des Minneverfahrens unter den Parteien find herborzus 
heben: 

) diplomatische Verhandlungen, 

v) Verzicht auf die Durchführung eines behaupteten Recht3 mit oder 
ohne Proteft und Rechtsverwahrung für die Zukunft, 

3%) die freimillige, wenn auch nur thatfächlihe Berüdfichtigung der 
Forderungen der Gegenpartei, 

Ha) der Vergleich unter den Parteien. 


1. Zu a. Zuweilen genügt fhon bie Mittheilung von Acten zur 
Aufklärung, oder eine gründliche Rechtsausführung, ober eine einfache Bor: 
- ftellung ober Beſchwerde, bie Aeußerung eines freundlihen Wunſches u. dgl. 


2. Zu b. und c. Der Verzicht ift ein einfeitiger Act, aber mit Rüdficht 
auf das Berbältniß zur Gegenpartei. Anfofern gehören b) u. e) zufammen. Der 
Berzicht b) bedeutet Fallenlafjen eines Rechtsanſpruchs, wenn auch viels 
leicht nur thatſächl ich dadurch, daß bemfelben gegenwärtig feine Folge gegeben wird, 
Dem entipricht die vielleicht ebenfalls nur thatſächliche, nicht principielle Ge— 
währung ber Forderungen e) auf Seite bes vermeintlid) oder wirklich Berpflich- 
teten. Die Rechtsverwahrung und ber Broteft haben ben Zwed, bie Ber: 
zichtleiftung oder Erfüllung gegen eine Auslegung fiher zu ftellen, welche ber Han: 
delnde vermeiden will und feine durch feine Handlung zweifelhaft gewordenen Rechte 
möglichſt vollftändig zu bewahren. 

3. Zu d. Der Vergleich der Parteien ſetzt am bie Stelle des ſtreiti— 
gen Rechts nunmehr ein fiheres Bertragsredt. Zu ber Vergleichsverhand⸗ 
lung können natürlich auch von beiden Seiten Commiſſäre ernannt und ermächtigt 
werben, 
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483, 


Das Minneverfahren kann auch durch die guten Dienfte (bons of- 
fices) einer dritten befreundeten Macht unterftüt werden. 


Die dritte Macht kann entweber von ben beiden Parteien oder mindeftens 
bon einer Partei um ihre guten Dienfle angerufen worden fein, oder fie kann 
aus eigenem Antrieb biefelben anbieten. Immer verwendet fie mur ihren 
moralifhen Einfluß in der Abſicht, den Zwiſt freundlich auszugleihen. Sie gibt 
gute Räthe, macht Bergleichsvorichläge, empfiehlt beflimmte Handlungen. Aber fie 
barf nicht broben, jo lange die Grenze des eigentlichen Minneverfahrens zu wah: 
ren ift, 


484, 


Selbft bei ernften Streitigkeiten zwiſchen verfchiedenen Staten, welche 
zum Sriege zu führen drohen, erfennt das Heutige Völferrecht es als wün— 
ſchenswerth, noch nicht als völferrechtliche Pflicht diefer Staten an, bevor 
fie zu den Mitteln des Krieges greifen, vorerſt die guten Dienfte einer 
befreundeten Macht anzujprechen. 


Die noch ſchwache, nur empfehlende nicht verpflichtende Borfcrift 
bat auf dem Parifer Congreß eine formelle Anerkennung ber europäifhen Groß: 
mächte erlangt. Protofoll vom 14. April 1856: „Messieurs les Plenipotentiaires 
n’hesitent pas & exprimer au nom de leurs gouvernemens le voeu que les 
&tats entre lesquels s’el&verait un dissentiment serieux, avant d’en appeler 
aux armes, eussent recours, tant que les circonstances l’admettraient, aux 
bons offices d'une puissance amicale*. 


485. 


Die guten Dienfte werden zur Vermittlung gefteigert, wenn eine 
dritte unbetheiligte Macht im Einverftändnig der Parteien die Minnever- 
handlung leitet und eine Verftändigung herbeizuführen unternimmt. Der 
Bermittler ſoll eine urparteiifche Stellung behaupten. 


Es ift möglich, daß eine Partei bie „guten Dienfte* einer neutralen Macht 
annimmt, aber die „Vermittlung“ berfelben verwirft. Dem Bermittler fommt es 
zu, billige Ausgleihungsvorfchläge zu machen. Er fanın aber auch fi für die Vor: 
ſchläge einer Partei erflären, infoweit er fie für billig erachtet. Aber es wiberftreitet 
ber unparteiifhen Natur bes Vermittleramts, daß ber Vermittler vorzugsweiſe bie 
Intereſſen einer Partei vertrete und gar Vortheile für fich jelber ausbedinge, obwohl 
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auch das zuweilen gefchehen if. Ein Beifpiel bei Laurent Fitudes sur l’hist, de 
l’humanitö XI, 380, 


486. 


Daraus, daß die Parteien die Borjchläge de3 Vermittler3 annehmen, 
folgt nicht feine Gewährleiftung der Uebereinkunft. 


Die Gewährleiftung bes Bermittlers ſetzt einen beſondern Garantievertrag 
voraus, Bol. $ 430 f. 


487. 


Auch wenn eine Vermittlung angenommen worden ift, befteht fein 
rechtliche Hindernig für die Parteien, unmittelbar zu verhandeln und ſich 
unter einander zu vereinbaren. 


Die Vermittlung tritt nur hinzu, um bie Verſtändigung ber Parteien zu 
befördern. Sie darf nit zum Hinderniß biefer werben, Der Vermittler 
kann fi) nur dann über Mißachtung feiner Vermittlung beſchweren, wenn er durch 
bie Parteien getäufcht wird ober ihm bie Erfolge ber unmittelbaren Berftändigung 
verheimlicht werden. Denn ald anerkannter Bermittler hat er einen beredhtigten 
Anſpruch auf das Bertrauen ber Parteien, fo lange er fein übernommenes 
Amt unparteiifh und mit Ums und Einficht verwaltet. 


4. Sciedsrichterlihes Verfahren. 
488. 


Die ftreitenden Parteien können auch die Erledigung ihres Streits 
einem Schiedägericht übertragen. 


1. Iſt ber Rechtsgrundſatz nicht freitig, aber eine Thatfrage beftritten, auf 
welche jener Grundſatz Anwendung findet, jo nennt man bag arbitratio. 3.29. Die 
Entigädigungsfliht wird anerkannt, aber das Maß des wirklich eingetretenen Schas 
bens und baber das Maß der Entjhädigung ift fireitig. Zu berartigen Sciebs: 
gerichten eignen fi bann gewöhnlich fachverftändige Schätzer. Das Berfahren wird 
baber zum Schäßungsverfahren. 

2. Wenn dagegen das Recht felber fireitig if, alſo 3.8. bie Entſchädigungs⸗ 
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pflicht, jo wird das eigentlihes arbitrium genannt. Es bedarf dann einer Rechts⸗ 
enticheibung. 


489. 


Sn der Regel fteht es den Parteien, welche ein Schiedsgericht be— 
rufen, frei, zu_beftimmen, wen das Sciedsrichteramt übertragen werde. 


1. Möglich ift’s, daß jhon zum voraus buch einen Statenvertrag bas 
Ihiebsrichterlihe Verfahren angeordnet und felbjt die Perfonen ber Schiedsrichter 
bezeichnet oder doch die Art der Wahl regulirt if. Wenn das nicht gefchehen ift, 
dann müfjen im einzelnen Bebürfnigfall fi die Parteien auch darüber vertragen. 

2. Es können zu Schiedsrihtern, je nach dem Belieben ber Varteien, ernannt 
werben Statshäupter, ober beftehende Gerichtshöfe, oder Privatperfonen (Mechts: 
gelehrte), Zuriftenfacultäten, Firchliche Autoritäten, Orbenscapitel u. ſ. f. Werben 
Statshäupter gewählt, fo nimmt man als jelbftverftändli an, daß biefelben 
bie Verhandlungen durch belegirte Zwifchenperfonen leiten und ben Schiedsſpruch 
ausarbeiten laſſen Fünnen, aber der Schiebsjprud wird in ihrem Namen und unter 
ihrer Autorität verkündet. In manden Fällen wird es daher nicht zweckmäßig fein, 
fouveräne Perjonen zu Schiebsrihtern zu machen. Hat ber Streit eine politifche 
Seite, oder find die politiichen Antereffen des fchiedsrichterlichen States mit ber 
Stimmung und Haltung in einem ber beiden Parteiſtaten verflochten, fo ift bie 
Gefahr zu beforgen, daß ber ſouveräne Schiedsrichter bie eigenen politifhen Motive 
einwirken laſſe auf feine Amtsführung. Sind dagegen feine politiichen Intereſſen 
mit in Frage, und ift daher für die Umparteilichfeit des zum Schiedsrichter gewähl- 
ten Souveräng nichts zu fürchten, fo haben bie Parteien hinwieder Feine Garantie 
in ben vielleicht unbekannten Perfonen, welche als geheime Räthe bes Schiebrichters 
bie eigentlichen Gefchäfte beforgen und ben Spruch vorarbeiten. Sehr beachtenswerth 
fheint mir ber im Jahr 1866 in Norbamerifa gemachte Vorfchlag, daß vorzugss 
weife angejehene Bubliciften und Rechtsgelehrte aus ben neutralen Staten 
zu Schiedsrichtern gewählt werben follten, welche ihre wiſſenſchaftliche Ehre für eine 
richtige und unparteiifche Entſcheidung einzufegen haben, Wenigftens wird eine 
derartige Auswahl vorzüglich da paffen, wo ber Streit eine weientlih vermögens- 
rehtlihe Seite hat, wie bei Entjhädigungsfragen. Es wäre ein großer Fort— 
fhritt, wenn zum voraus eine Lifte von angefehenen Bertretern ber völfers 
rechtlichen Wifjenfhaft und Kennern ber völferrehtliden Praris 
gebildet würde, aus welcher dann in fpäteren Streitfällen bie Schiedsrichter ernannt 
würden. Jedem anerkannten State müßte das Necht zuftehen, je nach feiner Bes 
völferung eine Anzahl folder Männer auf das allgemeine völferrehiliche Verzeichniß 
zu jeßen. 


490. 


Vertragen ſich die Parteien nicht über gemeinfam zu ernennende 
Bluntfhli, Das Volkerrecht. 18 
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Schiedsrichter, fo it anzunehmen, jede Partei wähle ihre Schiedgmänner 
frei, aber in gleicher Anzahl, wie die Gegenpartei. Iſt nicht verabredet, 
wie der Obmann zu bezeichnen fei, jo fteht es den beiderjeitigen Schied3- 
richtern zu, entweder den Obmann gemeinfam zu wählen, oder einem 
unparteiifchen Dritten die Wahl desjelben anheim zu geben. 


Zunächſt find die Parteien berechtigt, wie ein fdhiebsgerichtliches Verfahren, 
fo auch die einzelnen Schiedsrichter zu wählen. Das Völkerrecht kann nur einige 
Regeln ausiprechen, bie im Zweifel, wenn nicht von ben Parteien anders beſtimmt 
worben, als felbfliverfländlihe Meinung ber Parteien betrachtet werben follen, weil 
fie ber Natur der Dinge und ber VBölferfitte entfpreden. Die Ernennung eines 
Dbmanns wird mindeftens dann nothwendig, wenn die Schiedsrichter in gleis 
hen Hälften fich fpalten, bamit eine Mehrheit zu Stande komme. Sie ift aber von 
Anfang an zweckmäßig, um bie Einheit des ganzen Verfahrens zu fihern und 
für eine unparteiifche Leitung zu forgen. Wenn die Parteien nicht unter fi, oder 
wenn bie Schiebsrichter nicht einig werben über bie Wahl bes Obmanns, jo bleibt 
nur bie Ernennung durch einen Dritten übrig, 3. B. eine neutrale Regierung ober 
einen Gerichtshof. Da aber auch darüber, wer ald Dritter zu erbitten ſei, die Er« 
nennung bes Obmanns vorzunehmen, bie Parteien ober ihre Schiedsrichter fich vers 
ftändigen müffen, jo kann auch daran das ganze jchiedsrichterliche Verfahren jcheitern, 
baß es zu jenem vorbereitenden Einverftändniß nicht kommt. 


491. 


Das aus mehreren Perfonen beftehende Schiedsgericht Handelt ge 
meinfam al3 Ein Körper. Es vernimmt die Parteien und je nach Um— 
Händen auch Zeugen und Sachverſtändige, prüft die erheblichen Thatſachen 
und erhebt die erforderlichen Beweiſe. 


Die Thätigfeit bes Schiebsgerichts ift, obwohl es feine Vollmacht nur von 
ben Parteien ableitet, dennoch eine richterliche und infofern ben Parteien felbft 
übergeordnete beziehungsweile für bie Parteien verpflihtende. Die Bro: 
cefleitung ift bei dem Schiedsgerichte, 


492. 


Das Schiedsgericht gilt im Zweifel als ermächtigt, den Parteien 
billige Vergleichsvorſchläge zu machen. 


Ob das zwedimäßig fei oder nicht, muß dem Schiebsgerichte zu erwägen 
vorbehalten Bleiben. Immerhin aber wird das Schiedsgericht fi) davor zu hüten 
haben, daß es nicht durch ben Vergleichsvorſchlag das Vertrauen in feine rechtliche 
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Beurtheilung ober im feine Unparleilichkeit untergräbt. Der Vergleichsvorfchlag gehört 
dbem Minneverfahren an, nicht dem Rechtsverfahren, fiir welches hauptſächlich 
das Schiedsgericht ernannt ift. Aber es kann biefes entbehrlich machen, 


493. 


Der Spruch der Mehrheit gilt al Spruch des ganzen Schieds— 
gerichts. 


Bildet ſich keine Mehrheit, ſei es weil es an einem Obmann fehlt, deſſen 
Beitritt zu einer der beiden Meinungen ber in gleicher Zahl geſpaltenen Schieds— 
richter den Ausſchlag gibt, oder der für ſeine eigenthümliche Meinung die Zuſtim— 
mung der einen Hälfte der Schiedsrichter gewinnt, ſei es weil die individuellen 
Meinungen aus einander gehen und die Schiedsrichter jeder auf feiner Minderheits— 
meinung verharrt, und wird nicht etwa dadurch geholfen, bay bie Meinung des 
Obmanns für fi) allein entſcheide, jo fehlt e8 an einem gültigen Rechtsſpruch und 
das [chiedsrichterliche Verfahren ift erfolglos geblieben. 


494, 


Der Spruch. des Schiedsgerichts wirlt für die Parteien, wie ein 
Vergleich. 


Es wird angenommen, baß die Parteien, welche bie Entſcheidung ihres Streits 
vertragemäßig einem Schiebsgericht anvertraut haben, damit auch ihr eventuelles 
Einverffändniß mit bem Spruch bes Schiedsgerichts erflärt haben. In vielen 
Fällen wirb daher aus bem Spruch ein Vertragsrecht unter ben Parteien ent: 
ftehn; in andern, wenn etwa einer Partei ein behauptetes Mecht einfach abgeipro- 
hen worden ift, wird bas wirken, wie ein Berzicht derjelben. 


495. 


Der Spruch des Schiedsgeriht3 kann von einer Partei als ungül- 
tig angefochten werden: 

; d) wenn und foweit das Schiedsgericht dabei feine Vollmachten 

uüberſchritten hat, 

2») wegen unredlichen Verfahrens der Schiedsrichter, 

2%) wenn das Schiedägericht den Parteien das Gehör verweigert oder 
fonft die Fundamentalgrundfäge alles Rechtsverfahrens offenbar 
verlegt hat, 

id) wenn der Inhalt des Spruch mit den Geboten des Völker— 


und Menſchenrechts unverträglich ift. 
18* 
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Aber der Schiedsſpruch darf nicht aus dem Grunde angefochten 
werden, daß er unrichtig oder für eine Partei unbillig ſei. Worbehalten 
bfeibt die Berichtigung bloßer Rechnungsfehler. 


1. Zu a. Wenn das Schiedsgericht über Rechtsverhältniſſe entſcheidet, welche 
außerhalb der ihm ertheilten Vollmacht Liegen, fo iſt dieſer Entſcheid uns 
gültig. 

2. Zub. Würde z.B. nachgewiefen werden fünnen, daß bie Schiedsrichter von 
einer Partei fi) haben beftehen laſſen, bamit fie einen ihr günftigen Spruch 
tbun, n wäre berjelbe anfechtbar. 

3. Zu ec. Das fchiedsrichterliche Verfahren ift RUE TER EUER und baber 
zwar nicht einer bejtimmten Proceßordnung, aber ben ſelbſtverſtändlichen Hauptgrund— 
fügen aller Procefordnungen unterworfen. Der Sciebsipruh kann baber nicht 
wegen bloßer Formfehler angefochten und für ungültig erflärt werben, aber wenn 
in auffälliger und unzweifelhafter Weife jene Hauptgrundfäge verlegt worben find, 
wenn 3. B. ben Parteien feine Gelegenheit gegeben worden ift, ihre Behauplungen 
zu vertreten unb bie bes Gegners zu widerlegen, dann brauchen fie fih auch nicht 
einen fo willfürlihen Machtiprucd gefallen zu Tafjen. 

4, Zu d. Was nicht vertragsmäßig vereinbart werben barf, das barf auch nicht 
durch einen Schiedsſpruch auferlegt werben. 

d. Würde man dagegen verftatten, einen Schiedsſpruch deßhalb anzufechten, weil 
er bie Intereſſen einer Partei ſchädige oder unbillig fei, oder auf einer 
irrtbümliden Rechtsanſicht berube, jo käme es faft niemals zu einer end— 
gültigen Erledigung des Streits und der ganze Zweck bes jchiebsrichterlichen Verfah— 
rend wäre vereitelt. 


496. 


An zufammengefeßten Staten (Statenbünden, Bundesftaten, Staten- 
reichen) werden die Streitigkeiten der Einzelftaten unter ſich oder mit der 
Bundes- oder Gentralgewalt je nah Umftänden an verfaflungsmäßige 
Schiedsgerichte oder an feitgeordnete Bundes- oder Reichsgerichte zur Ver⸗ 
handlung und Entjheidung verwieſen. Im erjtern Fall übt das Schieds— 
gericht eine Gerichtsbarkeit aus, welche nicht bloß auf dem Compromiß der 
Barteien, jondern zugleich auf der Verfaſſung beruht. 


In Deutjchland pflegt man dieſe Schiedsrichter Austräge zu nennen und 
das Austrägeverfahren von bem gewohnten jchiebsrichterlichert zu unterjcheiden. 
In der That beftcht der Gegenfaß ber Autorität. Die Nusträge haben eine wahre 
Gerihtsgewalt, Fraft des Verfaſſungsrechts, bie andern Schiedsrichter dagegen 
nur eine von dem Bertrage ber Parteien abgeleitete Befugniß, für biefelden zu urs 
theilen. Auch bie Austräge können gewillfürt fein, d. 5. durch freie Webereins 
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funft ber Parteien gemeinfam bezeichnet, ober von ben beiben Parteien je zur Hälfte 
freigewählt fein. Aber da die Parteien durch die Verfafjung verpflichtet find, ihren 
Streit an bas Schiebsgericht zu bringen, jo wählen fie biefe Austräge im Gebanfen 
an jene Rechtsnothwendigkeit und nicht aus völlig freier Willfür. Zur Wahl 
überhaupt find fie verpflichtet, nur bie Perfonen können fie frei wählen. Es ift aber 
ebenjo möglid, daß die Verfaffung auch bie Art der Wahl näher begrenzt, z. B. 
aus einem beftimmten Gerichtshof, aus einer zum voraus feftgeftellten Lifte von 
geeigneten Perjonen, ober geradezu einer bejtimmten Behörde ben Vorſchlag ber 
Schiedsrichter oder die Ernennung des Obmanns anheimgibt, 3. B. einem bejtimme 
ten Gerichtöhof oder ber Bundes» oder Neichsregierung oder Repräfentation u. bgl. 
Es ift das dann ein Beftandtheil des Bundes: oder Neichsftatsrechts, aber von zwi 
Ihenftatliher und infofern völferrehtlidher Bedeutung. Vgl. darüber 
Aegidi Artikel Austräge in Bluntſchli und Brater Deutſchem Stats: 
wörterbuch). 


497. 


Durch Statenverträge können ebenjo für vorgeſehene Streitigkeiten, 
welche unter den don einander unabhängigen Staten entftehen würden, 
zum voraus nähere Vorfchriften über ein ſchiedsrichterliches Verfahren feft- 
gejeßt und das Schiedsgericht. mit einer wirklichen Gerichtsbarkeit aus— 
gerüftet werden. 


Beifpiele ber Art waren ſchon im Mittelalter fehr Häufig. Sie kommen auch 
in neuerer Zeit vor, 3. B. bei Hanbelsverträgen. Durch folde Anordnung wird 
paffend für eine friedliche Erörterung und Bereinigung von Streitigfeiten geforgt, 
für die es Feine ordentlichen Gerichte gibt. 


498. 


Der Fortbildung eines geficherten Völkerrechts bleibt es vorbehalten, 
auch durch völferrechtliche Vereinbarungen überhaupt für ein geordnetes 
Ichiedsrichterliches Verfahren zu jorgen, insbefondere bei Streitigkeiten über 
Entihädigungsforderungen, ceremonielle Anſprüche und andere Dinge, 
welche nicht die Eriftenz und Entwidlung des States felbft betreffen. 


Die Beftimmung bes Barifer Congreſſes von 1856, daß vor Beginn bes 
Kriegs die guten Dienfte einer befreundeten Macht angerufen werden möchten (oben 
$ 434), kann als ein erſter Verſuch betrachtet werben, bie friedliche Erledigung ber 
völferrechtlichen Streitigkeiten zu begünftigen. Die Zukunft wirb in berfelben Rich: 
tung hoffentlich noch entichiebenere Fortichritte machen, Bei einer Menge von Streis 
tigfeiten ift es für Jedermann Mar, baß ber Krieg eingang unverhältnißmäßi— 
ges Mittel ift, fi Necht zu verſchaffen. Ein Stat, ber um eine bloße Geldfors 
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berung burchzufegen, zum Kriege greift, gleicht jenem Büren ber Fabel, welcher 
ſchwere Steine nad ber Fliege wirft, welche auf ber Stine bes fchlafenden Freun— 
bes jpaziert und in ber Abſicht die Fliege zu vertreiben, den Freund bamit tübtet, 
Es wäre nicht mehr zu früh für das humaner gewordene Redtsbewußtjein der civis 
lifirten Welt, wenn endlich von einem Gongreß ber Staten für berartige Fälle ber 
Krieg unterfagt und ein fchiedsrichterlihes Verfahren zum voraus angeordnet würbe, 
durch welches folche Heine Händel billig gefchlichtet werben follen, 


5. Bwangsmiffel ohne Krieg: Selbſthülfe durd Repreſſalien, 
Reloxſton, Sperre. 


499. 


Wenn das Minneverfahren oder das ſchiedsrichterliche Verfahren den 
Streit zweier Staten nicht erledigt oder unthunlich erſcheint, jo ift der 
verlegte Stat zur Selbithülfe berechtigt. | 


Wenn ein Stat, der ſich in feinem Recht verlett fühlt, Feine DBefeitigung 
des Unrechts und Feine Genugtbuung erreichen kann durch Unterhandlungen ober in 
Folge eines geordneten Rechtsverfahrens, jo bleibt nur ber Weg der Selbfihülfe 
übrig, wenn er es nicht vorzieht, fih das Unrecht gefallen zu Taffen und auf Genug- 
thuung zu verzichten, Die Mittel der Selbfthülfe find wieder fehr verfchieben, wenn 
gleih fie nun alle den Zwang und infofern die Anwendung ber ftatliden 
Gewalt in fid) Schließen. 


« 


500, 


Als völkerrechtlich zuläffige Nepreffalien, ohne Krieg, gelten: 

8) die Beſchlagnahme und nah Umfländen Pfändung und Ber 
jilberung von gegneriſchem Statsvermögen innerhalb des eigenen 
Statsgebiets; 

ZA) die Beſchlagnahme von Privatvermögen der Angehörigen des 
gegnerijhen Stats innerhalb de3 eigenen Gebiets, infofern der— 
jelbe ſich zuvor in widerrechtlicher Weife an dem Privatvermögen 
der eigenen Statsangehörigen vergriffen hat; 

3%) die Hemmung de3 Handels- und Poſtverkehrs, der Eijenbahn- 
und Zelegraphenverbindung, der Schiffahrt; 
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4 8) die Zurüdweifung oder Ausweiſung der Angehörigen des ver— 
legenden Stat3 aus dem Gebiete des verlegten Stats; 

5%) die Zurüdhaltung von Perfonen, welche den gegnerifchen Stat 
repräfentiren oder doch demfelben angehören, als Geifeln; 

&F) die Gefangennahme von Perfonen, welche im Dienfte des Unrecht 
übenden Stats find oder ſelbſt von Privatperfonen, welche dem— 
jelben angehören, wenn die eigenen Angehörigen zubor bon dem 
beleidigenden State widerrechtlich gefangen gehalten worden find; 

70) die Weigerung, vertragsmäßige Leiltungen ferner zu erfüllen und 
die Losſagung von beftehenden Verträgen; 

54) der Entzug der Privilegien oder jelbjt des privatrechtlichen Recht3= 
Ihußes gegenüber den Angehörigen des gegnerifchen Stats. 


1. Die Mittel der Sclbftgülfe werben Repreffalien (von reprehendere, 
nicht von reprimere abgeleitet) genannt, wenn biefelben Gezweden, dem Recht vers 
letzenden Stat das Bewußtfein feines Unrechts dadurch flar zu machen, baß auch 
ihm ein Uebel zugefügt wird, das er ebenfalld als Unrecht empfindet, und benfelben 
bucch dieſes Mittel zur Herfiellung des Rechts und zur Genugthuung zu bewegen. 
Naturgemäß haben daher die Reprefjalien den Charakter dev Wiebervergeltung 
zum Awed ber Rechtshülfe und Rechtsnöthigung. Die Mittel im Einzelnen find 
höchſt mannigfaltig und nicht vollftändig zum voraus aufzuzählen. Sie änbern ihre 
Geftalt mit dem Wechfel des Lebens und ber mannigfaltigen Erſcheinung bes voraus: 
gehenden Unrechts. 


2. Zu a. Die Beihlagnahme von gegnerifhem Statsvermögen ift 
eher anwendbar und zu rechtfertigen, als bie von gegnerifhem Privatgut, weil nur 
bie Staten, nicht die Privaten mit einander ftreiten, daher zunächſt bie Selbfihülfe 
nur gegen den Stat und nicht gegen bie Privaten fich zu wenden bat. Das Ältere 
Privatrecht der germanischen Völker geftattete in ähnlicher Weile, zur Zeit einer nod) 
wenig ausgebildeten Gerichtshülfe, dem Privatgläubiger für eine geſtändige (gichtige) 
ober erwieſene Schuld die Pfändung als Selbfthülfe gegen den Schulbner anzumenz 
ben. Das heutige Völkerrecht ift bezüglich der Gerichtshülfe noch ebenjo wenig ges 
fihert, als das Halbbarbarifche Privatreht im Mittelalter; daher ift dieſe Art ber 
Selbfthülfe, die in dem modernen Privatrechte in der Negel unterfagt ift, im Völker: 
recht noch nicht zu entbehren. 


3. Zu b. Die Befhlagnahme von Privatgut in ber Abficht baburdh 
ben Stat zu nöthigen, baß er von feinem Unrecht ablaffe, ift unter allen Umftänden 
ein höchſt bedenkliches Mittel der Selbftgülfe, denn es trifft weder bie ſchuldigen 
noch die verantwortlichen Perfonen, und übt auf dem nicht betroffenen Stat, ben man 
nöthigen will, eine böchft zweifelhafte, nur jehr mittelbare Einwirfung aus. Geredht: 
fertigt wird fie daher höchſtens als Gegenrecht, wenn zuvor ber gegneriihe Stat 
ähnliches Unrecht gegen Private verübt Hat, welche auf ben Schutz bes eigenen 
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Stats angewiefen find, und felbft da erheben fi gewöhnlich Taute Klagen über 
ungeredhte Gewaltthat. 

Cromwell hatte, nachdem ein engliſches Handelsihiff an ber franzöfiichen 
Küfte von den franzöfiichen Behörben feines Erachtens in völkerrechtswidriger Meife 
weggenommen und confiscirt worben war, zur Nepreffalie fofort zwei franzöfiiche 
Handelsſchiffe im Canal als Prife wegnehmen laffen. Die franzöfiihe Regierung ließ 
ſich diefe trogige, bie biplomatifchen Verhandlungen rüdfichtslos zur Seite ſchiebende 
Eigenmacht gefallen, welche an das Sprichwort erinnert: Schlägft bu meinen Juben, jo 
Tchlage ich deinen Juden. Das Unredt der Staten wurde auf Feiner Seite gut 
gemacht, aber auf beiden Seiten hatten es nihtfhuldige Privaten zu büfen. 

Zu entichiebenen Reclamationen gab das Verfahren bes Königs Friebrid IL 
von Preußen Beranlaffung, welcher die Zahlungen ber Schlejifhen Landes— 
ſchuld an bie englifchen Gläubiger aus dem Grunde hemmte, weil Englanb feines 
Erachtens mit Unrecht Preußiſches Hanbelsgut als Priſe behandle. Die Denkſchrift 
ber engliihen Kronjuriften gegen dieſe Neprefjalie ift berühmt geworben. Indeſſen 
ftanden fich auch da engliiches und preußisches Unrecht gegen Privaten gegenüber ; 
und wenn die Englifchen Auriften ſich für jenes auf hergebrachte Völkerſitte und 
überfommene Theorien berufen konnten, jo fonnte ſich König Friedrich darauf ftüßen, 
daß troßbem jenes vermeintliche Priſenrecht offenbares Unrecht fei und feine Maß— 
regel nur als Repreffalie demſelben die Wage halte und infofern gerechtfertigt fei. 

Auch die Repreſſalien Englands gegen Griechenland in ber fogenannten 
Pacifico- Angelegenheit (1850), indem zu Gunften einer unberiidjichtigt geblie— 
been Entihädigungsforderung Pacifico's griechiſche Kauffchiffe mit Wegnahme bee 
broht wurden, erregte bamals in ganz Europa großes Auffehen und vielfältige Miß— 
billigung, jelbft im englifchen Oberhaus. 

4. Zu c. Die Hemmung bes Hanbelsverfehrs als Repreffalie geübt, 
bat wieber ihre großen Bebenfen, indem regelmäßig die Hemmung nad) beiden Seiten 
bin nachtheilig wirkt, alfo ben zur Selbſthülfe fchreitenden Stat, oder feine Bevöl: 
ferung ebenfo ſchädigt, wie ben gegnerischen Stat und feine Unterthanen. Bon ber 
eigentlichen Sperre wird weiter unten (506) näher bie Nebe ſein. 

5. Zu d, Auch die Zurüdweifung ber Angehörigen eines ver- 
verleßenden Stats und noch mehr die Ausweifung berfelben ift eine äußerſt 
harte, felten gerechtfertigte Mafregel ber Selbſthülfe. Mit gutem Grund wurde gegen 
bie Anwendung berfelben durch die Defterreihifh:Lombarbijhe Regierung 
(1856), welche alle Tefjiner plöglich aus Mailand auswies, proteflirt, zumal biefe 
Nepreffalie, welche eine Menge ſchuldloſer Privaten in ihrem Erwerb und im ihrer 
Wirthſchaft empfindlich ſchädigte, durch fein Unrecht bes Gantons Tefjin wiber 
Mailändifhe Privaten, fondern nur durch politifche Beſchwerben miotivirt war. 

6. Zueu.f. Auch der Angriff auf die Freiheit nicht fchuldiger Perfonen 
fann nur zur Noth und nur unter der Vorausfeßung ber Wiebervergeltung und bes 
Gegenrechts vertheidigt werden. Wenn ein fremder Stat zuvor unfere Gefanten 
oder Statsgenoſſen wiberrechtlich gefangen hält, fo mag bie einftweilige Gefangen: 
nahme feiner Gefanten und Unterthanen bazu dienen, ihm fein Unrecht zum Bewußt—⸗ 
fein zu bringen und Abhülfe zu erreichen. Aber immer müfjen wir uns daran er 
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innen, baß unfere Gefangenen nicht am jenem Unrecht ſchuld und überhaupt Feine 
Strafgefangenen find. Eher tritt die Analogie der Kriegsgefaugenſchaft ein. 
Zu g. Pal. oben $ 455. 


501. 


Die civilifirte moderne Völkerſitte migbilligt al3 barbariſch: 
8) jede Grauſamkeit gegen einzelne, zumal ſchuldloſe Perfonen, 
2) die ftatliche Ermächtigung von Privatperfonen, Angehörige des 
gegneriichen Stats zu fangen oder zu tödten oder das Vermögen 
derjelben zu zerjtören oder wegzunehmen. 


1. Zu a. Aud wenn wilde Stämme unjere Statsgenofjen graufam miß: 
handeln, verſtümmeln, töbten, jo ift es dennoch ber civilifirten Staten unwürdig, 
ebenjo barbariich gegen Angehörige jener Stämme zu verfahren, welde in ihre Ge: 
walt gerathen. Tas Geſetz ber Talion darf nicht bis zur Barbarci geübt wer: 
ben. Als ſolche ift auch die Hinrichtung nihtfchuldiger Perſonen ange: 
fehen. In bem Befreiungsfriege der norbamerifanifchen Eolonien gegen England 
fam noch ein folder Fall vor. Der englifhe Hauptmann Lippencott Tieß einen ge: 
fangenen norbamerifanifhen Offtcier hängen. Der englifhe General Glinton miß— 
billigte das Verfahren und ftellte feinen Untergebenen vor ein Kriegsgericht. Der 
General Wafhingtagt verlangte aber Auslieferung des Schuldigen und ließ, als biefe 
verweigert ward, zur Wiebervergeltung einen gefangenen englifchen Officier, Namens 
Argill, vor ein Kriegsgericht fielen und ebenfalls zum Tode verurtheilen. In— 
befjen gelang es ben Bemühungen, vorzügli ber Königin von Frankreich, ben: 
jelben zu retten umd eine Begnabigung bes Congreffes zu erwirfen. Vgl. Philli— 
more III, 150 f. 

2. Zu b. Im Mittelalter kamen folde Ermädtigungen öfter vor und wur— 
ben für erlaubt gehalten. Cine Form berfelben, die Caperſchiffe in Kriegszeiten, 
wurde jogar bis in die neuefte Zeit geübt. Eiche unten Bud VIII Mit Redt 
aber verwirft das heutige Völkerrecht alle ſolchen Privatacte der Gewalt. Es fehlt 
babei an jeder Garantie, baß bie Selbſthülſe mit Maß geübt werbe, 


502, 


Die Wahl und der Umfang der Neprefjalien richtet ſich nach dem 
gerügten Unrecht. Unverhältnigmäßige Repreflalien find widerrechtlich. 


Die Repreffalien laſſen fih nur al8 eine Art Nothwehr vertheibigen, in 
Ermanglung befferer Rechtshülfe. Eben befhalb find fie nach bem Grund 
fa einer gerechten Wiedervergeltung zu beflimmen und zu bemeijen. Der Natur 
ber Dinge nach ift freilich eine genaue Maßbeftimmung nicht wohl einzuhalten, aber 
bas Grundprincip der Verhältnißmäßigkeit darf doch niemals unbeachtet 
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bleiben. In bem obigen Pacificohanbel (8 500 Aum, 3.) wurbe vornehmlich barüber 
Klage geführt, daß die angebrohten Nepreffalien ganz unverhältnißmäßig feien. 


803. 


Zu Repreffalien ift nur der verlegte Stat, nicht aber die von der 
Verlegung betroffene Privatperfon berechtigt. 


Im Mittelalter nahm man an Privatrepreffalien geringen Anftoß, 
wie man ja damals auch die Privarfehde für eine erlaubte Nehtshülfe anſah. Das 
moderne Stats: und Völkerrecht geftattet nur ber georbneten Statsmadht öffentliche 
Rechtsgewalt auszuüben, Nicht verlegte Staten bürfen nur dann zu Repreffalien 
greifen, wenn es eine gemeingefährliche Verlegung des Völker- und Menſchenrechts 
zu rügen gilt. 


504. 


Die Reprefjalien dürfen nicht länger dauern, al3 bis daS Unrecht, 
welches diefelben veranlaßt Hat, wieder gutgemacht und gefühnt ift. 


Das folgt aus ber Natur ber Nepreffalien als einer ausnahbmsweifen 
Selbjthülfe gegen Unrecht. Der befriedete Nechtezuftand erträgt daher bie Fort: 
bauer ber Reprefjalien nicht. 


505. 


Die Retorfion bezweckt nicht, Unrecht zu rügen, fondern ift ein po= 
litiſches Mittel, einer nachtheiligen Rechtsübung eines andern Stats ent— 
gegen zu wirken. 


1. Die Retorfion ift nicht gegen Unrecht, aber gegen eine unbillige 
Ausübung fremden Rechtes gewendet, 3. B. Der Stat A gibt in feiner 
Gefspgebung den einheimischen Gläubigern einen Vorzug vor ben Fremden. Ober: 
In dem State A befteht eine firenge Zunftorbnung, welde ben Gewerbebetrieb ber 
Ausländer erfchwert. Oder das Zollſyſtem bes States A erſchwert ben Angehörigen 
bes States B ben Handel mit ben Angehörigen bes States A. Im allen biefen 
und Ähnlichen Fällen ift ber Stat A in feinem formellen Recht. Er kann biefe 
Berhältniffe nad feinem Ermefjen ordnen. Aber feine Gefeße wirken ungünftig auf 
den Nachbarftat B und deſſen Angehörige und werben zugleih von biefem als uns 
billig empfunden. Da Hat bie Metorfion bes States B, welder ähnliche für den 
Stat A und beffen Bürger ungünftig wirkende Einwirkungen trifft, ben Zwed, ben 
Stat A feine Unbill empfinden zu laſſen und ihm dadurch zu einer Beſſerung zu 
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bewegen. Der Stat A kann fidh nicht beflagen, wenn gegen ihn basfelbe Princip 
angewendet wird, nach welchem er ben Stat B behanbelt. 


2, Eine bloße Rechtsverſchiedenheit, auch wenn fie im einzelnen 
Fällen bem einen oder andern Stat ober deſſen Bewohnern müßt ober jchabet, bes 
gründet Feine Retorſion. 3. B. Im State A beftcht als Güterrecht ber Ehegatten 
bie Fahrbabegemeinfchaft, und im State B das Syſtem ber gefonberten Güter. 
Oder im State A haben die Söhne eim befjeres Erbrecht als die Töchter in ber 
Erbſchaft bes Vaters, im State B ftehen fi die Kinder gleih u. bl. Diele Vers 
ſchiedenheit Hat nicht ben Charakter ber Unbill eines States gegen den andern Stat, 
ſondern erflärt fih aus verfchiedenen Rechtsanſichten und Rechtsübungen und wirft 
nur zufällig, nicht principiel, nur wechfelnd, nicht dauernd für ben Nachbarſtat bald 
ungünftig, bald günflig. 


3. Die moberne Rechtsbildung liebt übrigens bie Netorfion nicht. Als biplos 
matifches Mittel der Verhandlung und Drohung läßt fie fi wohl gebrauchen, aber 
ihre Ausführung gereicht oft dem Retorſion übenden State ebenfo zum Schaben wie 
ben Retorfion leidenden. Ueberbem entftellt ber erflere Stat feine Geſetzgebung 
buch Retorfionsbeftimmungen, beren Unbilligfeit und Unzwedmäßigfeit an ſich er 
vollftändig einfieht und bie er meift in ber ſehr unſichern Hoffnung einführt, ben 
Nahbarftat dadurch zu befiern, 


506. 


In Folge ſchwerer Rechtsverlegungen Tann auch ohne Krieg eine 
Verkehrsſperre (blocus) von der Statögewalt gegen den verlegenden Stat 
verhängt werben, | 


1. Die Verkehrsſperre unterfagt ben Angehörigen bes betroffenen Stats ben 
Eintritt in bas Gebiet bes jperrenden Stats ober verhindert dem Webergang aus 
biejem Gebiet im jenes, ober fie hemmt ben Waarenverkehr von einem Gebiet zum 
andern, ober die Gin: und Ausfahrt ber Schiffe Das Uebel ift infofern geringer 
als das bes Kriegs, als Fein Blut vergoffen wird; aber es unterbindet ben freien 
Umlauf der wirthichaftlihen Güter und hemmt die Berührung ber Menſchen. Es 
wirft in ber Regel ebenſo jhädlih für den jperrenden Stat wie für das gefperrte 
Sand, denn aller Verkehr ift zweifeitig und wechſelnd. 


2. Die Sperre kann zu Land und zur See angeorbnet werben, Landſperre 
und Seeblocade. Gewöhnlich werben beide nur im Kriegszuftande geübt. Von 
ber Kriegsblocade wirb weiter unten bie Nebe jein IX. Gap. 5. Beifpiele von 
friedlichen Blocaben find die Blocabe von England, Frankreih und Rußland gegen 
bie Türkiſch-Griechiſche Küfte 1827, die Blocade von Frankreich gegen Portugal 1831, 
bie von bem Minifterium Thiers gegen bie Schweiz angebrohte Lanbblocabe (blocus 
hermetique) 1836, bie franzöſiſche Blocade in Merifo 1838, 
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507. 


Die neutralen Staten erfennen fein Prifenreht an, wenn die See— 
blocade nicht zugleich Kriegsblocade ift, und find berechtigt, für die neu= 
tralen Schiffe freie Ein» und Ausfahrt zu fordern. 


Die Friedensblocade zur See gefährdet bei allgemeiner Durchführung 
auch den Handel ber Neutralen mit ber biofirten Küfte, wofür fein Rechtsgrund 
vorliegt. Die neutralen Staten haben baber guten Grund, biefe Friedensblocade 
in bie engften Schranken zu bannen. Wenn biefelbe nur ein Zwangsmittel gegen 
ben Unrecht übenden Stat fein foll, fo barf diefer Zwang nicht auch gegen bie Neus 
tralen geübt werben. Nur ber Krieg als Nothſtand rechtfertigt bie firengeren Grunde 
füge, weldhe in dem BVölferrecht über bie Blocadbe und bas Mrifenverfahren aufge: 
fommen find, ber Friebenszuftand nicht. Im Jahre 1838 erhoben jo bie deutſchen 
Hanferäbte Einſprache gegen die franzöſiſche Friebensblocadbe in Merifo, und im 
Jahr 1848 (1. März) erflärte fi ber franzöfifche Statsrath gegen bie Gonfiscation 
ber Schiffe bei ber Friedensblocade. 


505 
44, 


Die gefundheitspoliceifiche Verfehröfperre zur Abwendung bon Epis 
demien wird durch das Bedürfniß und dur ihren Zweck ſowohl näher 
beftimmt als bejchränft. 


Eie kann ald Borbeugungsmafregel gegen bie Einfchleppung und 
Verbreitung menfchlicher oder thieriſcher Krankheiten nöthig werben, umb je nad 
Umftänden zur Einrihtung von Eontumazanftalten führen. Soweit irgend 
die Intereffen ber Gefundheitspflege es erfordern, müfjen alle dieſe Anftalten und 
Mafregeln von den verjchiebenen Nationen geachtet werben, welche biefe Grenze 
berühren, 


509. 


Das gewaltfame Embargo, wodurch fremde Schiffe einſtweilen in 
Vorausſicht einer nahen Kriegseröffnung am Auslaufen verhindert werden, 
iſt nur al Nothmaßregel und nur fo weit gerechtfertigt, als das Kriegs— 


recht fie nachträglich gut heit. 


Man unterjcheibet das civile Embargo als eine Maßregel der hohen Stats: 
policei ohne wölferrechtlihe Bebeutung von bem Embargo als völkerrechtliche 
Borbereitungsmaßregel für den erwarteten Krieg, weldes baber als 
eventuelle Kriegsmafregel zu betrachten if. Der Zuftand ber zurück— 
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gehaltenen Schiffe (von embargar, anhalten) ift einftweilen zweifelhaft. Kommt 
es nicht zum Krieg, fo müffen fie wieder frei gegeben werben und in biefem Fall 
wird auch Entihädigung zu gewähren fein. Bricht der Krieg aus, fo tritt bezüglich 
ber vorläufig in Beichlag genommenen Schiffe bas Kriegsreht ein. Dann bient bas 
Embargo insbefondere dazu, um für ben Fall, daß ber Feind ein übermäßiges 
Priſenrecht in Anfprud nimmt, ein Mittel zur Nepreffalie in ber Hand zu haben. 
Das Embargo wurbe übrigens vielfach zu Gewalthandlungen mißbraucht, und ins: 
beſondere wurbe oft das Privateigenthum in völlig ungerechter Weife dadurch ver: 
legt. Zuweilen ift durch Statenverträge das Embargo im PVerhältniß ber Bertrags: 
ftaten ausgefchloffen worden. Handelsvertrag von Preußen mit den Vereinigten 
Staten von Norbamerifa vom 11. Auli 1799 Art. 16. Vgl. über eine Anwen— 
dung bes feindlichen Embargo durch England gegen Holland im nicht englifchen 
Gewäffer, am Cap ber guten Hoffnung, die Ausführung bes Lord Stowell Bei 
- Bhillimore III, $ 38. 


Achtes Bud). 
Das Kriegsrecht. 


1. Begriff des Kriegs, Kriegsparfeien, Kriegsurfahen und 
Kriegserklärung. 


510. 
Krieg iſt bewaffnete Selbſthülfe einer ſtatlichen Macht im Widerftreit 


mit einer andern ſtatlichen Macht. 


Zunächſt erſcheint der Krieg nicht, wie ber gerichtliche Proceß in ber Form 
eines Rechtsmittels, ſondern in ber furdtbaren Geftalt eines phyſiſchen 
Kampfes wiberftreitender Gewalten. Diefe Erſcheinung bes Kriegs hat, ohne Rück⸗ 
fit darauf, aus welchem Rechtsgrunde ber Krieg unternommen und was für Kriegs- 
äiele verfolgt werben, eine Menge auch von rechtlichen Wirfungen. Der Krieg ift 
immer eine gewaltfame Unterbredung bes frieblihen Zuftands und bes jFriebens: 
rechts und nur notbbürftig gelingt es dem Völkerrecht, ihn in beftimmten Schranken 
zu Halten, Auch der ungerechtfertigte Eroberungsfrieg ober ein Krieg aus 
bloßem dynaſtiſchen Ehrgeiz oder aus nationaler Eiferfudt hat biefe 
tief in die öffentliche Nechtsorbnung eingreifenden Folgen. 

Dennoch befteht ein großes humanes Intereſſe, ben Krieg möglichft als 
Rechtshülfe aufzufaffen und barzuftellen, damit feine Anwendung bejchränfter 
und bie in ihm zu Tage tretende Gewaltthat geordneter werbe. Vgl. $$ 511. 516 ff. 


511. 


In der Negel ift der Krieg ein Rechtsſtreit zwifchen Staten als 
Kriegsparteien Über öffentliches Recht. 
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Es wiberftreitet ben civilifirten Statszuftänden, in denen für eine privatredhts 
lihe Gerichtsbarfeit geforgt ift, daß über ftreitiges Privatrecht Krieg geführt 
werde, Im Mittelalter no war e8 anders, Das Fehderecht war in ber That 
das Recht ber bewafjneten Selbſthülfe auch bei Streitigkeiten zwifchen Privatperfonen 
über ihr Eigenthum. Es ijt durch die Durchführung der ftatlihen Gerichtsbarfeit 
verdrängt worben. Nber heute noch ftehen die Völker, wenn fie mit cinanber über 
ihr öffentliches Necht ftreiten, auf demfelben barbariſchen Standpunkt, wie im Mittel: 
alter die Ritter und bie Städte. Sie greifen zu ben Waffen umd fehlagen zu, um 
fih ihr Recht zu verſchaffen. Das Völkerrecht hat noch einen weiten Weg zu machen, 
bis es ihm gelingen wird, ben Streit ber Gewalt in einen wahren Rechts— 
fireit umzubilben, 


FE 


512. 


Eine bewaffnete Partei, welche nicht von einer beftehenden Stat3- 
gewalt zur Gewaltübung ermächtigt worden ift, wird dennoch infofern als 
Kriegspartei betrachtet, al3 fie als ſelbſtändige Kriegsmacht organifirt ift 
und an States Statt in gutem Glauben für öffentliches Recht ftreitet. 


1. Es ift das zwar eine Ausnahme von der Megel, daß nur Staten Krieg 
führen, aber wenn bie politiiche Partei flatlihe Zwede verfolgt und wie eine Stats: 
macht organifirt ift, Jo ftellt fie gewijjermaßen ben Stat bar. Das In: 
tereffje der Humanität fordert, daß im Zweifel eine folche Partei eher als Kriegs: 
partei, nicht als eine Maſſe von Berbredhern behandelt werde. Indem fie flarf 
genug it, fih als öfjentlihe Macht, analog ber Statsmacht zu behaupten, durch 
ihre friegsmäßige Organifation aud Garantien ber Ordnung gewährt, und 
buch ihre politiſchen Ziele ihr ftatliches Streben fund gibt, hat fie auch einen 
natürlihen Anfprucd darauf, einem ftatlihen Heere ähnlich behandelt zu werden. 
Die Gefahren der Gewaltübung werden dann nicht bloß für fie felber, jondern 
ebenjo für ihre Gegner ermäßigt. Wird fie dagegen nur ſtrafrechtlich verfolgt, 
fo wird dadurch ber thatjächliche Kampf verwildert und es ift Gefahr, daß bie bei— 
ben fireitenden Parteien in die Barbarei verfinfen und einander mit gramfanen 
Reprefjalien zu überbieten fuchen. 

2. Bon ber Art find mande Unternehmungen von Freiſcharen, um eine 
politiihe Umgeftaltung zu erzwingen. Wenn diefelben wie ein wohlgeorbnetes Kriege: 
heer operiren, wie 3. B. bie deutſchen Freifcharen unter Major Schill oder bie 
italienifchen Freifcharen, die mit Garibaldi nah GSicilien und Neapel zogen, Io 
ift es angezeigt, fie als Kriegspartei zu behandeln. 

3. Am nöthigften ift es, ben obigen Grundfaß bei Bürgerfriegen zur 
Anwendung zu bringen, obwohl gerade ba bie Leidenſchaften am liebften unter ber 
ernften Masle dev Gerechtigkeit ihren Haß und ihre Rachſucht beffer verbergen und 
ungehbemmter wirffam zu machen fuchen. Die Partei, welche bie obrigfeitliche Au: 
torität für fih Hat, erklärt dann gern bie Partei, welche fi der Statsgewalt 
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wiberfeßt, ald Hohverräther und Aufrührer Aber auch bie aufftindifche 
Partei fieht ſich meiftens nah Rechtstiteln um, in der Abficht, bie Megierungspartei 
ald des Landesverraths und des Verfaſſungsbruchs zu beſchuldigen. 
Wenn einmal die Strafgerichtsbarfeit ihre Macht verloren bat und thatfächlicher 
Krieg um politifche Ziele geführt werden muß, dann ift es richtiger, auch das 
Strafrecht in Beurtheilung ber Kriegsparteien ruhen zu laffen und diefe politifch 
und militärifh als Feinde zu betrachten und zu behandeln. Es iſt daher als ein 
Fortſchritt bes heutigen Völkerrechts zu betrachten, daß es geneigt ift, fowohl eine 
aufftändifche Partei wie geordnete Freilharen als Kriegspartei zu behandeln, obwohl 
es an ftatlicher Ermächtigung fehlt, wenn biefelben a) als Kriegsheer wohl georbnet 
find, b) felber die Nechte des civilifirten Kriegsrehts beachten und ec) in gutem 
Glauben für politifhe Ziele kämpft. 

4. Am unbebenklihften wirb die Behandlung eines Kriegsheers, ohne Stat, 
als Kriegspartei dann zugeitanden, wenn ein Bolf feine Heimat verläßt und 
während es eine neue ſich zu verfchaffen fucht, in Krieg verwidelt wird. Die 
Nömer haben fo alle Zeit die auf ber Wanderung begriffenen germa= 
nifhen Völker als Kriegsparteien betrachtet, 


513. 


Bloße Piraten und Räuber find niemals Sriegsparteien, wenn gleich 
fie als Kriegsmacht organifirt find. 


1. Gegen biefelben wird nicht Krieg geführt, ſondern Strafgerichtsbarfeit ge— 
übt, wenn gleich mit Friegeriihen Mitteln. Weil biefelben offenbar gemeine Ver: 
brechen begehen, und e8 ihnen augenfcheinlich an gutem Glauben fehlt, fo verlangt 
das beleidigte allgemeine Nechtsgefühl die Beftrafung, und gibt ſich nicht mit dem 
Siege zufrieden, Die Stalienifhen Briganti find Feine SKriegspartei, fo wenig 
als bie alten Flibuftier. 

2. Dagegen wird ein Stat, welder feinen Einwohnern Seeräuberei ver: 
ftattet, wie im Altertum viele Seeftädte im Mittelmeer, und bis in unfer Jahr: 
hundert Binein noch bie afrifanifchen Raubftaten, trogdbem zur Striegspartei, wenn 
er Krieg führt. Die einzelne vöfferrechtswibrige Handlungsweife zerjtört nicht ben 
Rechtscharakter eines Stats, wenn fie gleich feine Ehre befledt. 


514. 


In zufammengejeßten Staten ift der Krieg zwiſchen der beftehenden 
Statögewalt des Geſammtſtats (Reichs- oder YBundesgewalt) und der 
Truppenmacht der Einzelitaten, wenn er den Schuß des Reichs- oder 
Bundesrecht? bezwedt, lediglich Executionskrieg, nicht ein völkerrechtlicher 
Krieg zwiſchen gleichgeftellten Staten. Indeſſen betrachtet das moderne 
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4. Beifpiele aus neuerer Zeit find ber Schweizer Sondberbundsfrieg 
vom Jahr 1847 und ber norbamerifanijhe Bürgerfrieg von 1861 bis 
1865. Die Bundesgewalt bezeichnete zwar im beiden Kriegen bie wiberftreitenden 
Sonderbünde als ftrafbare Rebellen, und verzichtete auch nicht völlig auf die Beſtra— 
fung ber Anftijter und Führer ber Rebellion. Aber troßdem wurden bie Truppen 
ber Einzelftaten doch, und mit Recht, als wirfliche Kriegspartei behandelt und da= 
buch der Schuß des civilifirten Kriegsredyts über das ganze Kriegsfeld ausgebehnt, 
Noch entjchiebener jahen bie auswärtigen Staten in beiden Mächten, die ſich bekrieg— 
ten, wahre völferrechtliche Kriegsparteien. 

2. Aud in dem deutſchen Krieg von 1866 verfuchte es bie Mehrheit bes 
Bundestags dem Krieg ben Charakter eines Erecutionsfriegs gegen Preußen beizus 
legen, aber ohne Süd. Preußen und Defterreih, bie fih um bie Führung der 
beutjchen Nation ftritten, waren beibe feine bloße Bundesſtaten, ſondern europäiſche 
Mächte und ihr Krieg daher ein völferrehtlicher Krieg im vollen Ginn bes 
Worts. Don einer Anwendung einer bundesmäßigen Strafgerichtsbarfeit konnte 
daher Feine Rebe fein, 


515. Er 
T IF 4 


Der Krieg iſt gerecht, wenn und ſoweit die bewaffnete Rechtshülfe 
durch das Völkerrecht begründet iſt, ungerecht, wenn dieſelbe im Widerſpruch 
mit den Vorſchriften des Völkerrechts iſt. 


Es iſt das nicht bloß ein moraliſcher, ſondern ein wirklicher Rechtsſatz, 
freilich vorerſt noch von geringer practiſcher Bedeutung, weil jede Kriegspartei die 
Gerechtigkeit ihrer Sache behauptet und es an einem unparteiiſchen Richter fehlt, 
welcher über die Wahrheit dieſer Behauptung entſcheidet. Indeſſen einige Wirkungen 
hat dieſe Unterſcheidung doch, insbeſondere bezüglich der Allianzpflicht und 
unter Umſtänden auch ber Intervention bisher unbetheiligter Mächte. 
Jene iſt nur für den gerechten Krieg zu fordern, dieſe gegen den ungerechten Krieg 
erlaubt. 


516. 


Als rechtmäßige Urſache zum Krieg gilt eine ernſte Rechtsverletzung 
oder eine gewaltſame Beſitzſtörung, welche dem zum Krieg greifenden 
State widerfahren iſt oder womit er in gefährlicher Weiſe bedroht iſt, 
oder eine ſchwere Verlegung der allgemeinen Weltordnung. 


Die Gewalt von Menſch gegen Menſch geübt, ift mur durch die Nothwen— 
bigfeit zu rechtfertigen, die wir ihres fittlichen Charakters wegen Recht nennen. 
Der Krieg als Rechtshülfe fegt daher die Verlekung eines Rechts voraus, bas 
nur mit Gewalt zur Anerkennung zu bringen il, ganz ebenfo wie der gerichtliche 
Proceß eine Nechtöverlegung vorausfegt, weldye die Klage begründet. 
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Als rechtmäßige Urſache zum Krieg ift aber nicht bloß die Verlegung 
geichichtlich anerkannter und erworbener Rechte, fondern ebenjo die unges 
rechtfertigte Behinderung der nothiwendigen neuen Rechtsbildung und der 
fortjchreitenden Rechtsentwidlung zu betrachten. 


Die Nothiwenbdigfeit der zeitgemäßen Neugeftaltung des Stats muß ebenfo aner— 
Tannt und durchgeführt werben, wie ber Beitand des gefchichtlich gewordenen Rechts, fo 
lange es lebensfühig und zeitgemäß ift, geihütt werben fol. Wer die Verfechtung 
bes werdenden Rechts bejtreitet, der verfennt bie lebendige Natur bes Rechts und 
hindert deren Fortbildung, welche mit ber Entwidlung ber Völker Schritt halten 
muß, wenn das Acht feine Beſtimmung erfüllen fol. Es ift eine cher kindiſche 
als juriſtiſche Anficht, daß ein Volk berechtigt fei, für das dynaſtiſche Erbrecht eines 
Fürften Krieg zu führen, aber nicht berechtigt fei, für feine nationale Einigung 
zu ben Waffen zu greifen, weil jenes Erbrecht in einer mittelalterlichen Urkunde 
vorbehalten worben, bie nationale Einigung dagegen durch eine traurige Gefchichte 
bisher verhindert und gehemmt worden ift. Dennoch bat diefe wunderlihe Meinung 
im Jahr 1866 in Deutfchland mande Bertreter gefunden. Meines Erachtens ift bas 
Recht eines Volkes, ſich die ftatliche Geftalt zu geben, deren es bebarf, um feine 
natürliche Anlage zu entwideln, feine Beflimmung zu erfüllen, für feine Sicherheit 
zu forgen und feine Ehre zu wahren, und daher fein Recht, dafür nöthigenfalls zu 
ben Waffen zu greifen, ein jehr viel heiligeres, natürlicheres und wichtigeres Recht 
als irgend ein urfundliches Dynaſtenrecht. 


518. 
Das bloße Statsinterefje für fich allein rechtfertigt den Krieg nicht. 


Eben weil in dem Krieg bie Gewalt zwingend auftritt, find nur Rechts— 
gründe, nicht aber bloße Zwedmäßigfeitsgründe geeignet, benfelben zu 
rechtfertigen. Es gibt freilich viele Kriege, welche ohne Rechtsnothwendigkeit, aus bloß 
politijchen Motiven unternommen worben find, um bas Anfehen einer Macht zu 
vergrößern, eine politifhe Richtung zu hindern oder zu unterftügen, günftige Ver— 
bindungen zu erreichen u. dgl. Aber als bloßes Mittel ber Politik iſt der Krieg 
durchaus verwerflich. 

Völlig verſchieden von dieſer Frage iſt die andere, ob der Krieg, wenn er als 
Rechtshülfe unternommen worden, nicht auch als politiſches Mittel benützt 
werben dürfe. Das iſt meines Erachtens nicht zu tadeln. Im Gegentheil, bie Bes 
nutzung bes Kriegs, um wenn er einmal ba ift, auch nützliche Zwede zu erreichen, 
Ichafft ein Nequivalent für bie un vermeidlichen Kriegsübel und bringt bie Bölfer 
vorwärts, 
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519. 


Auch in eimem ungerehten Krieg gelten dennoch die Vorjchriften 
des Völkerrechts über die Art der Kriegsführung und die Nechte und 
Pflichten der Kriegsparteien. 


Ueber den Begriff des ungerechten, d.h. des nicht durch eine rechtmäßige 
Kriegsurſache gerechtfertigten Kriegs vgl. oben zu $ 516 bis 518. Die Vorſchriften 
des Kriegsrechts find aber auch für dem ungerechten Krieg bindend, Würde man 
bas nicht zugeben, und etwa gegen bie Kriegspartei, weldyer man vonwirft, fie habe 
feinen Rechtsgrund für fich, ftrengere und graufamere Maßregeln ergreifen oder ihr 
nicht diefelben Rechte zugeftehen, fo würbe ber Krieg iiberhaupt wieder barbarifcher 
werben; benn wie jede Partei gewöhnlich behauptet, nur ihr Necht zu verfechten, fo 
beftreitet fie gewöhnlich ben Rechtsgrund der Gegenpartei. Das Kriegsrecht civilifirt 
ben gerechten und ben ungerechten Krieg ganz gleichmäßig. Nur weil es dieſe 
Unterſcheidung nicht wirken läßt, fichert e8 feine allgemeine Anwendung. 


920. 


Die rechtmäßige Kriegsurſache rechtfertigt den Krieg nur dann, 
wenn die Herjtellung des Rechts und die entjprechende Genugthuung und 
Sühne nit auf friedlihem Wege ſicher und ohne Zögerung zu erreichen 
find. 


Daß man bie Verhandlung über das flreitige Necht nicht mit dem Krieg bes 
ginnen barf, war ſchon den antiken Bölfern Far. Der Krieg ift nicht das erfte, 
fondern das legte Mittel, fih Recht zu verfchaffen, im Grunde doch nur ein un: 
ficheres, mit ben ſchwerſten Uebeln verbundenes Nothmittel. 


521. 


Wenn ein Stat einen Angriffskrieg beginnt, fo ift er ſchuldig, vorerſt 
den Verſuch zu machen, ob nicht jeine Forderungen ohne Krieg anerkannt 
und erfüllt werden und ebenſo verbunden, vorher feinen Entſchluß zum 
Krieg dor Eröffnung der Yeindfeligkeiten anzufündigen. 


Wird ein Angriffsfrieg ohne Kriegsdrohung oder ohne vorherige Kriegs: 
erflärung lediglich durch thatjächliche Ueberrafhung mit Feindfeligfeiten begonnen, fo 
wird diefe Handlung von dem civilifirten Völkerrecht gemißbilligt, e8 wäre benn, 
baß ausnahmsweiſe das Völkerrecht die [ofortige Anwendung ber Kriegsgewalt, 
wie 3. B. gegen Seeräuber geftattet. In ber Regel wird freilich die Verfolgung 
ber Seeräuber al8 Anwendung der völferrechtlihen Strafgerichtsbarkeit, 
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nicht als eigentliche Kriegsführung zu betrachten fein. Aber fie kann fich unter Um— 
ftänden zum Kriege fleigern, wenn bie verfolgten Piraten Schuß bei einer flatlichen 
Macht finden. 


922. 


Die Ankündigung des bevorftehenden Kriegs kann durch Geſante 
oder Herolde dem Gegner gegenüber förmlich erfärt oder fie kann durch 
ein allgemeines Kriegsmanifeſt aller Welt gegenüber eröffnet werden, 


1. Die antife Rechtsübung ber Römer betrachtete die feierliche Krieges 
androhung und fobann die nahfolgende Kriegserflärung als eine Bes 
bingung des gerechten Kriegs (bellum justum),. Auch im Mittelalter mußte die 
rehtmäßige Fehde drei Tage vor Beginn der Gewalt feierlich angefagt werben. 
Mit Rüdjicht darauf erklären manche Publiciften die vorherige Kriegserklä— 
rungan den yeind für ein Grforberni eines civilifirten Kriegsrechts. 

2, Es läßt fi) nicht verfennen, baß ein foldhes formelles Verfahren, wenn 
es alljeitig beachtet wird, für die NRechtsficherheit nütlich if. Es wird baburd ber 
Zeitpunft genan conftatirt, in dem der Friede aufhört und ein ausnahms— 
weiſer Nothitand des Kriegs eintritt. Das genau zu erfahren und ficher zu wiffen, 
ift aber für eine Menge von Rechisverhältniſſen und Rechtsfragen von größter Wich: 
tigkeit. Aber man darf ebenfo wenig überfehn, daß der neuere Kriegsgebrauch feit 
mehr als einem Jahrhundert diefe Form nicht mehr als nothwendige Bedingung 
einer rechtmäßigen Kriegsführung beachtet. In ber That kommt es denn auch nicht 
auf diefe bejondere Form ber Kriegserflärumg an, um den Entihluß zum Krieg zu 
verkünden und die Thatiache des Kriegs zu conftativen. Ganz basjelbe kann durch 
ein Kriegsmanifeft erreicht werben, welches beides aller Welt und alfo auch dem 
Feind gegenüber verfünbet. 

Das heutige Völferrecht legt daher einem ſolchen Kriegsmanifeft ganz diejelbe 
Bebeutung bei, wie ber gegenfeitigen Kriegserflärung. Ueberhaupt iſt es geneigt, 
bie ganze Frage weniger formell zu betrachten, als bie frühere Völferfitte. Die 
Rechtsklarheit hat dabei gelitten, aber die Anterefjen der Politik und ber Kriegs: 
führung Haben ſich dabei beſſer befunden, Vgl. Gefonders Phillimore II. 
Gap. 5. 


523. 
In der Androhung, daß eine beſagte Handlung eines States ala 


Kriegsfall betrachtet und fofortige kriegeriſche Maßregeln nach fich ziehen 
werde, liegt unter Umftänden eine eventuelle Kriegserklärung. 


Fälle der eventuellen Kriegserflärung find in ber neueren Kriegs: 
geſchichte nicht felten, jo daß dann eine nochmalige SKriegserflärung ober felbit ein 
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Kriegsmanifeft als entbehrlich betrachtet wird... Wenn biebei in bona fide verfahren 
und nicht etwa ber Gegner abjichtlich getäufcht wird, um ihn unerwartet und plößs 
lich zu überfallen, fo kann man dieſe Praris nicht ald völkerrechtswidrig verurtheilen. 
Aber da der Mißbrauch mahe liegt und jede Unficherheit über Frieden oder Krieg 
ſchädlich wirkt, fo ift diefe Methode, einer offenen Erklärung auszumweichen, nicht 
empfehlenswert) und ihre Anwendung möglichſt auf ſolche Fälle zu befchränfen, in 
benen vafchetes Handeln durchaus nöthig und zu einer gehörigen Erklärung feine 
Zeit mehr ift. Fälle folder Art waren bie Verhinderung der Spanischen Erpebition 
nah Sicilien im Jahr 1718 durch ben Angriff ber emglifchen Flotte, bie Kämpfe 
zur See zwijchen engliſchen und franzöfifhen Schiffen im Jahr 1788, während nur 
bie Kriegsſpannung Har, eine eigentliche Kriegserfiärung noch nicht geſchehen und 
noch nicht befannt war. Weil man im Krieg auf Ueberrafchungen gefaßt fein muß, 
fo find die Staten zur Zeit der Vorbereitung und Spannung auf ben Krieg zur 
Wachſamkeit veranlagt, und fängt die militärische Nothwendigfeit, den Drohungen 
bes Feindes rechtzeitig zu begegnen, an mitzuwirken. Es ift dann eine Aufgabe der 
Politik, diefe militärische Rüdficht mit der auf das PVölferreht in Harmonie zu 
bringen. 


524. 


Zum Vertheidigungskrieg bedarf es einer vorherigen Kriegserklärung 
durch den Vertheidiger nicht. Die kriegeriſche Abwehr des kriegeriſchen 
Angriffs macht die Kriegserklärung entbehrlich. 


Der Vertheidiger iſt nicht gehindert, aber er iſt nicht verpflichtet, den Krieg 
zu erklären. Auch er kann aber ſeinen Vertheidigungskrieg durch ein Manifeſt be— 
gründen und erklären, und er wird in der Regel gut daran thun, ein ſolches Ma— 
nifeft zu erlaſſen. 


529. 


Es ift nicht nothivendig, daß ein längerer Zeitraum zwiſchen der 
Kriegsandrohung und dem Beginn der Teindfeligkeiten für Unterhandluns 
gen verftattet werde. Aber der gute Glaube und die Rüdficht auf die 
Negel des Friedens erfordern, daß dem Gegner ſoviel Zeit gegeben werde, 
um noch den Ausbruch des Krieges durch raſche Nachgiebigkeit zu vers 
meiden. 


Die gleichzeitige Kriegserflärung und Eröffnung bes Kriegs ohne vor: 
berige unzweideutige Kriegsbrohung verftößt nicht allein gegen bie Intereſſen ber 
Humanität, fondern auch gegen bie rechtliche Natur des Kriegs, als ber gewaltſamen 
Rechtshülfe aus Noth. Siehe oben $ 516 j. Aber es genügt unter Umftänden eine 
ganz kurze Frift vielleicht von wenigen Tagen, wenn bie Gefahr brängt, ſogar von 
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wenigen Stunden; insbefondere da, wo ſchou frühere ernfte Drohungen oder Kriegs⸗ 
Ipannungen vorausgegangen waren und es wejentli davon abhängt, Gewißheit 
über bie Friedens: oder Kriegsentſchlüſſe bes Gegners zu erhalten. 


926. 


Das bloße Anerbieten, über den Frieden zu unterhandeln oder jo- 
gar Genugthuung zu gewähren, hindert den Vollzug der SKriegsdrohung 
nicht, wenn nicht zugleich verläfjige Garantien für wirkliche und fofortige 
Befriedigung gegeben werden. 


Ein ſolches Anerbieten Fann auch gemacht werben, um Zeit zu gewinnen 
für volljtändigere Kriegsrüftung. Würde dasfelbe daher ein Hinderniß fein für dem 
Beginn des Kriegs, jo könnte das leicht nicht den Krieg, aber ben Erfolg des 
Kriegs vereiteln. 


527, 


Die Kriegserklärung bezeichnet zugleich) den Zeitpunkt der Kriegs— 
eröffnung, wenn der Krieg nicht Schon vorher thatfächlih durch Acte der 
militärijchen Gewalt begonnen worden ift. 


Die thatſächliche Kriegseräffnuung beendigt unter allen Umſtänden ben 
bisherigen Friedenszuftand, auch wenn noch Feine Kriegserflärung erfolgt ift. Aber 
die Kriegserkflärung eröffnet den Krieg ebenfalls, auch wenn bie Feindſeligkeiten 
nody nicht begonnen haben. Es entjpricht das theils der thatjädhlichen Natur des 
Kriegs, theils der ausbrüdlichen Willensbeflimmung ber Seriegspartei. Die Frage 
it bejonders wichtig für die Beurtheilung einzelner Acte der Gewalt, die nur im 
Krieg, nicht im Frieden erlaubt find. Die Wegnahme von Brijen fegt ben Beginn 
bes Kriegs voraus. 


928, 


Sit der Krieg auch nur von einer Partei thatſächlich oder durch 
Kriegserklärung begonnen worden, jo it von dann an auch die andere 
Partei berechtigt, daS Kriegsredht anzurufen und anzuwenden. 


68 folgt das aus der gegenfeitigen Natur des Kriegs. 
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2. Wirkungen des Kriegszuſtandes im Allgemeinen. Kriegsziel. 
529, 


Die Kriegseröffnung hebt die Rechtsordnung nicht auf, auch nicht 
im Verhältniß der Friegführenden Staten zu einander, 
Aber fie übt die Rechtsordnung verändernde Wirkungen aus 
18) im Verhältniß der Staten, welhe Krieg führen zu einander und 
zu ihren Bundesgenofjen, 
zb) im Verhältniß zu den neutralen Staten, 
<e) mit Nüdficht auf die Angehörigen der Kriegsparteien oder die 
Bewohner des Sriegsfeldes. 


4. Die Ältere naturrechtliche Vorftellung bildete fich einen rechtloſen Natur: 
zuftand ein, welcher aller Statenbildbung vorausgehe, in weldhem bie 
Menſchen wie die Thiere weber eigene Rechte haben, noch Rechte andern Menfchen 
zugeftehen, und Jeder jo weit feinen Willen geltend mache, als er die phyſiſche Macht 
befige. Die alten Naturrechtslchrer meinten, nur durch Friedens: und Gefellichafts: 
verträge werde biejer Zuftand eines bellum omnium contra omnes, bes allgemeinen 
Krieges Aller miteinander beſchränkt und ein vertragsmäßiger Rechtszuſtand 
eingeführt und fie behaupteten, wenn nun bie Staten wider einander ben Krieg 
erflären, fo bedeute das Rückkehr im jenen urfprünglichen völlig redhtlofen Kriege: 
zuftand. Gie nahmen in Folge deſſen an, in Krieg werben feine Rechte mehr 
anerfannt, jondern herrſche nur die phyfiiche Gewalt. Dieje ganze Anjiht wird von 
ber heutigen Rechtswiſſenſchaft als Irrthum verworfen. 

2. Im Gegentheif, wir erfennen an, baß es natürlihde Menſchenrechte 
gibt, die im Krieg wie im Frieden zu beachten find, und daß die Rechtsordnung ber 
Welt und der einzelnen Völker in einer fteten gefhihtliden Entwidlung 
begriffen ift, welche nicht auf einmal durch einen Völferftreit abgebrochen und gänzlich 
zerftört werben fann. So wenig die Sprache und bie Eivilifation einer Nation in 
Folge einer Kriegserflärung plötzlich verſchwindet und in bie urfprüngliche Roheit 
und Barbarei zurüdjinft, ebenfo wenig Fanıı die Rechtscultur, bag Erzeugniß 
einer Arbeit von Jahrhunderten auf einmal wieder erlöfhen und ein Zus 
fand völliger Redtlofigkeit an feine Stelle treten. Da der Krieg wefentlih Rechts: 
hülfe ift, jo barfer niht bie Rechtsordnung verneinen, welder er 
bienen will. 

3. Die Rechtsordnung im Ganzen bleibt alfo unverfehrt. Aber weil ber Krieg 
einen Notbitand theils worausfegt, theils herbeiführt, übt cr eine Reihe von Wirkuns 
gen aus, weldhe das beſtehende Recht theilweiſe fuspenbiren, theil— 
weije abändern. Es tritt num ein eigenthümliches Kriegsrecht ein, 
welches als Ausnahmerecht das regelmäßige Friedensreht mobificirt. 
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530. 


Der Krieg wird zwiſchen den Staten geführt und nicht unter und. 
mit den Privatperſonen. 


Die Erfenntniß biefes großen Geſetzes, welches aus ber Natur bes völfer 
rechtlichen Nechtsftreites folgt, Hat auf die Humanifirung bes Kriege und auf die 
Sicherung der Privatrechte bie wohlthätigften Wirkungen hervorgebracht. Vergleiche 
barüber bie Einleitung zu dieſem Werke. So lange freilich, wie im Alterthum, ber 
Einzelmenſch im State aufging, Fonnte diefe Unterfcheibung nicht vollwirkſam werden. 
Aber ſeitdem der Gegenfaß des öffentlihen und des Brivatrehts Flarer ge: 
worben ift und bie neuere Nechtsbildung begriffen hat, daß die Privatperion eine 
Eriftenz für fich habe, auch im Gegenfa zum State, hat biefelbe das ganze 
aus bem Altertum bergebrachte Kriegsrecht wohlthätig umgebildet. 


531. — 


Die kriegführenden Staten ſind Feinde im eigentlichen Sinn, die 
Privatperſonen dagegen find als ſolche nicht Feinde, weder unter einander 
noch dem feindlichen State gegenüber, 


Nur die Statsgewalt tritt mit Heeresmacht den feindlichen Staten ent— 
gegen und unternimmt 8, biefelbe zu zwingen, baß fie das von jener behauptete 
Recht anerfenne oder auf ihre beftrittenen Forberungen verzichte. Die Privaten als 
ſolche find bei biefem Streite nicht unmittelbar betheiligt, fie find nicht Krieges 
und nit Brocekparteien, und eben deßhalb nicht Feinde im eigentlichen 
und vollen Sinn bes Worts, Der von ben früheren Rubliciften, jogar noch von 
Kent (Comm. $ 6, 7, 8) als allgemein anerkannt behauptete Sab: „Wenn ber 
Statim Kriege jei, Jo feien alle Bürger bes Stats Feinde“ if 
offenbar faljch und darf daher nicht mehr gelten. Der Stat ift eine anbere Per— 
fon als die Privatperfonen im State. Der Stat hat eine ihm eigenthümliche 
Rectsiphäre, das große Gebiet des öffentlihen Rechts, und bie Privatper: 
ſonen haben ebenjo ein ihnen eigenes Nechtsgebiet, ihre perjünlichen 
Familien- und Bermögensrechte, welches von dem Streit der Staten nicht unmittelbar, 
ſondern nur mittelbar betroffen wird, über welches fein Streit zwilchen ben Sta— 
ten if. Daher find die Privatrerfonen nicht im eigentlichen Sinne Feinde. Gie 
können troß des Kriegs in den freunblichften Beziehungen leben, ber Verwandtfchaft, 
ber Wirtbichaft, bes Verkehrs. Schr wahr erflärte der berühmte franzöfiiche Minifter 
Portalis im Jahre VIII. bei der Anftallation des Prifengerichtshofs: „Entre 
deux ou plusieurs nations belligerantes, les particeuliers dont ces nations se 
composent, ne sont ennemis que par accident: ils ne le sont point comme 
hommes, ils ne le sont même pas comme citoyens; ils le sont uniquement 
comme soldats“, Bol. Heffter $ 119, 
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532, 


Inwiefern aber die Angehörigen. eines States, der Krieg führt, als 
Statsbürger oder Untertdanen der Statsgemwalt öffentlich-rechtlich verpflich- 
tet find, werden fie aud von der Kriegsgewalt des Feindes betroffen und 
inwiefern fie perjönfid an dem Kampfe des States Theil nehmen, werden 
fie auch al3 mittelbare Yeinde betrachtet und behandelt. 


1. Der Stat gebictet, foweit das öffentliche Recht es gut heißt, und bie öffent: 
liche Mohliahrt es erfordert, auch über bie Kräfte feiner Bürger. Er legt 
benjelben Kriegslaften auf. Inſoweit hemmt natürlich die feindliche Kriegsgewalt, 
foweit ihre Macht reicht, die Unterftügung des Stats durch die Bürger und fordert 
im Gegentheil, foweit das Völkerrecht es zuläßt, für ſich diefe Unterftügung. 

2. Wenn ferner bem feindlichen State die Truppen bes Stats — gleichviel ob 
fie nur aus Bürgern bes Stats oder vielleicht auch aus fremden Söldnern beſtehen 
— mit den Waffen entgegentreten, jo erfcheinen dieſe Truppen thbatfählid 
als Feinde, und obwohl auch fie nur im Auftrag und Dienfte des States Feind— 
Schaft üben, jo werben fie nun boch von den friedlichen Unterthanen bes gegnerifchen 
States unterjchieden und als Feinde im weitern Sinn des Worts (mittelbare 
Feinde) angefehen. Als ſolche jind fie im Kampfe ber Todesgefahr und beſiegt 
ber Sriegsgefangenfhaft ausgefegt. 


533. 


Der antife Satz, daß der Feind rechtlos ſei, wird von dem heutigen 
Völkerrecht al3 unmenſchlich verworfen. 


Vgl. zu 529. Die Menſchenrechte bauern aud im Kriege fort und ebenjo 
die Privatrecht, foweit nicht dev Nothſtand bes Kriegs eine Beihränfung nothwen— 
big macht. 


934, 


Ebenjo wird der Sab, daß wider den Feind Alles ‚erlaubt fei, was 
dem Krieg führenden State nüßlich erjcheint, von dem civilifirten Völker— 
recht al3 barbariſch mißbilligt. 

Das Völkerrecht verbindet auch die Kriegsparteien während des 
Kriegs ald Glieder der Menjchheit und beſchränkt diefelben in der Anwen— 
dung der zuläffigen Gewaltmittel. 


Da ber Krieg gewaltfame Rechtshülfe und fein Endziel Herftellung ber 
Rechtsordnung und bes Friedens ift, jo muß auch bie Kriegsgewalt die Schranken 
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ber regelmäßigen Rechtsnothwendigkeit beachten, und darf biefelben nur bann und 
nur infofern überfchreiten, als die ausnahmsweife militärifhe Nothwendigfeit 
es fordert. Treulofigkeit und barbariihe Graufamfeit. find auch dann micht gegen 
ben Feind erlaubt, wenn biejelben für ben Gang bes Krieges vortheilhaft zu fein 
einen. Die ganze Eriftenz des Kriegsrehts bedeutet Befhränfung der 
Kriegsleidenfhaft und ber Kriegswillfür. 


535. 


Ausrottungs⸗ und Vernichtungskriege gegen lebens- und culturfähige 
Völker und Stämme ſind völkerrechtswidrig. 


1. Der BVertilgungskrieg gegen die abgöttiſchen Bewohner von Paläſtina, 
welchen die alten Juden noch für eine heilige Pflicht hielten, wird von dem huma— 
neren Rechtsgefühl der heutigen Welt als Barbarei getadelt umd darf nicht mehr 
wie ein nahahmungswirdiges Beijpiel geprielen werden. 

2. Zur Zeit noch weniger empfindlich ift das moderne Rechtsgefühl gegenüber 
von wilben Stämmen. Das Bölferredht ſchützt diefelben nicht, weil man ans 
nimmt, fie gehören nicht zu den großen Bölferfamilien, aus denen bie civilijirte 
Menſchheit beftcht, weil fie einen activen Antheil an der Handhabung bes Bölfer: 
rechts haben. Ich fehe darin noch einen Mangel in dem heutigen Völkerrecht. Weil 
bie Wilden Menſchen find, fo find fie auch menfchlich zu behandeln und darf man 
ihnen nicht alle Menfchenrechte abſprechen. Sie find vielleicht ſchwer an eine Rechts: 
ordnung zu gewöhnen ; ihre Erziehung zu gefitteten Menſchen ift vielleicht ein ums 
danfbares Geſchäft, das nur mit geringen Erfolgen die großen Mühen Tohnt. Aber 
es iſt dennoch die Aufgabe und die Pflicht ber civilifirten Völker, fich auch diefer Heranı 
bildung ber roheften Stämme anzunehmen und fie zu einem menfhenwürbis 
geren Auftand beranzubilden. Nimmermehr darf es zugegeben werben, 
daß die Jagd auf wilde Menfchen ebenfo Jedermann frei ftche oder auch von ber 
Statögewalt erlaubt werden bürfe, wie die Jagd auf Füchle und Wölfe, 


936. 


Das Krieggziel wird durch die Kriegsurfadhe nur zum Theil be 
ftimmt. Die Forderungen wachen im Verhältni der Opfer, twelche für 
den Krieg geleiftet, und der Gefahren, welche mit dem Kriege übernommen 
worden find. Der Sieg übt durch feine Bethätigung der wirklichen Macht 
auch eine Recht bildende Kraft aus. 


1. Das ift der große Unterfchieb zwiichen anbern Broceffen und dem furdht: 
baren NRechtsftreit bes Kriegs. Das gerichtliche Urteil geht niemals über bas Klage: 
recht hinaus, es begnügt fich, das Rechtsverhäftniß, welches verlegt worden war, 
wieber herzuftellen. Die Proceßkoſten erfcheinen im Givilproceß als eine meift nur- 
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unwichtige Nebenſache. Im Eivilproceß werben aber aud die Proceßmittel, bie 
Streitſchriften und die Streitreden der Parteien in ben bemefjenen Schranken feit: 
gehalten, welche ber Natur ber Streitfache entfprechen. Sie greifen nicht über das 
Klagbegehren und nicht über den Umfang ber Einreden hinaus. Im Krieg ber 
Völker ift dns Alles anders, Der Krieg ift ein fo furchtbares Streitmittel, daß ber: 
felbe eine Menge von Wirkungen und Folgen nach fich zieht, welche mit beim urfprüng: 
lichen Streitobject nichts zu fchaffen haben. Er madt Opfer an Gut und Blut 
nöthig, die nicht felten viel größer find, als der Werth des flreitigen Rechts. Gr 
regt mit den Bolfsfräften auch bie Volkéleidenſchaften aus dev Tiefe auf und jtellt 
das ganze künſtige Verhältniß der flreitenden Staten in Frage. Nicht bloß über das 
Recht, auch um die Intereſſen der Politif wird nun geflvitten. Es offenbaren fich 
im Krieg die lange gebundenen und verborgenen Kräfte, und verlangen nun ebenfalls 
Beachtung. So wird ber Krieg zu einem Entwidlungsmoment ber Völker— 
geſchichte und in veränderter Geſtalt gehen aus ihm die Staten hervor. 

2, Deßhalb iſt das Kriegsziel nicht fo enge begrenzt, wie die Kriegs: 
urſache. Es erweitert fih durch andere Momente, welche der Krieg ſelbſt dem 
urſprünglichem Streitgegenftand hinzufügt. Es Handelt fi meiſtens nicht mehr 
allein um die Gewährung des anfangs flreitigen Anfpruchs oder die Anerkennung 
bes beftrittenen Rechts, ſelbſt nicht bloß um die Entſchädigung für die erlittene Un— 
bill und um die Genugthnung für die erfahrene Beleidigung. Man will aud 
Sicherheit für die Zukunft und fogar einen neuen Friedbenszuftand gewinnen, 
welcher dem im Krieg bewährten Machtverhältniß entipricht und ber neuen Rechts: 
bildung des Statenlebend zu zeitgemäßen Ausbrud dient. 

3. Inſofern erjcheint ber Krieg nicht ald bloße Abwehr ber Rechtsver— 
letzung und als ein Mittel dev Wiederherftellung des verletzten Rechts, 
fondern zugleich als eine treibende Kraft zu neuer Redhtsgeftaltung. 
Die Neugejtaltung ded Statslebens geht nun einmal nach dem Zeugnig ber Ge: 
ſchichte meiſtens unter Donner und Blitz, im Gewitterfiurm vor fi. 


3. Kriegsrecht gegen den feindlihen Htaf und in dem feindlichen 
Hfafsgebiefe. 


937. 


Der ftändige diplomatifche Verkehr zwiſchen den feindlichen Staten 
wird, wenn er nicht ſchon vor der Sriegseröffnung abgebrochen worden 
ift, nun in Folge derjelben regelmäßig aufgehoben und die Geſanten wer— 
den wechjeljeitig zurüdgerufen oder zurückgeſchickt. 
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Andefien kann der Gefantenverfehr ausnahmsweise auch während 
des Kriegs fortgefeßt oder neu angelnüpft werden. 


1. Der Abbruch des Sejantenverfehrs geht oft der Kriegserflärung 
voraus und wird dann als Einleitung zu bem drohenden Bruch bes Friedendzuftands 
angefehen. Derjelbe kann aber auch mit ber Kriegserflärung verbunden werben. 
Auf einer Rechtsnothwendigkeit berubt er nicht; denn es iſt Fein immerer 
Widerfprud darin zu finden, daß zwei Staten über ein einzelnes Streitobject mit 
einander kämpfen und zugleich in andern Beziehungen mit einander durch Gefante 
friedliche Verhandlungen pflegen. Der Krieg kanun ja durch Webereinkunft localifirt 
und dadurch auf ein engeres Gebiet begränzt werben, als bie beiderfeitige State: 
herrſchaft reicht. Die wechſelſeitige Abberufung der Gefanten erjcheint daher 
durchweg als ein freier, durch politiiche Erwägungen beftimmter Met ber Politik, 
nicht als Rechtspflicht. Eben deßhalb ift die Fortdauer der Gefantfchaft nicht unmög— 
lich, troß bes Kriegs, und der Erneuerung bes Gefantenverfehrs fteht 
auch während bes Kriegs Fein vechtliches Hindernig im Wen. Diefelbe kann ebenfo 
ben Frieden vorbereiten, wie früher die Abberufung ben Krieg. 

2. Als politiiher Grund kommt neben der Abneigung, einen freundlichen 
Geſchäftsverkehr fortzufepen, während man einander mit töbtlichen Waffen befämpft, 
hauptſächlich die Rückſicht in Betracht, daß man nicht in dem Gentrum ber cigenen 
Statd: und Kriegsleitung eine Repräjentation des feindlichen Stats haben will, 
welche bieje Stellung gegen bie bichfeitigen Statsintereffen benugen kann und allen 
feindlichen Beflrebungen zu einem Stüßpunfte dient. 

Nicht diefelben Gründe ſprechen für die einflweilige Aufgebung ber con— 
[ularen Bertretung, welche weniger im Statsinterefje als zu Gunften des inter: 
nationalen Privatverkehrs thätig if. Es Fommt daher eher vor, daß bie 
Thätigfeit ber Conſuln jogar des feindlichen Stats aud während bes Kriegs unge: 
hemmt fortgefeßt wird, felbjtverftändlich aber nur jo Tange, als der Stat jein Ere: 
quatur nicht zurückzieht. Weber die Gonfuln ber neutralen Staten vgl. $ 555. 


998. 


Auch die Vertragsverhältniſſe zwiſchen den Staten, melde Krieg 
führen, werden nicht nothwendig durch die Sriegseröffnung aufgelöst oder 
ſuspendirt. 

Die Wirkſamkeit der Verträge wird während des Krieges nur in— 
ſoweit gehemmt, als die Kriegsführung mit derſelben unvereinbar iſt. 

Die eigens für den Kriegszuſtand geſchloſſenen Statenverträge gelan— 
gen erft im Kriege zu ihrer Wirkjamteit. 


1. Bon vielen Publiciften warb früher behauptet, daß ber Krieg ipso 
facto bie Verträge zwifhen ben Friegfühbrenden Staten aufhebe, 
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Auch in diplomatiſchen Actenſtücken findet ſich diefe Behauptung oft, wie ein ſelbſt⸗ 
verftändliches Necht ausgefprochen. Offenbar ift biefelbe eine Folge jener faljchen 
Grundanficht, welche eine Zeit lang das Kriegsrecht verdorben hat, daß durch den 
Krieg ein rechtlofer Naturzuftand herbeigeführt werde. (Bgl. zu $ 529). Sobald 
man einmal erfannt hatte, daß der Krieg als Nechtshülfe nicht die Rechtsordnung 
aufhebt, fo überzeugte man ſich von ber DVerwerflichkeit jener älteren Lehre, Die 
Thatfache bes Kriegs kann fo wenig alles Vertragsrecht zerſtören, als fie bie Rechts— 
ordnung überhaupt aufhebt. Der Krieg kaun fogar als Mittel dienen, um einen 
Stat zur Erfüllung feiner Vertragspfliht zu zwingen. 

2. Sehr oft werben auch Verträge eigens für ben Kriegsfall geichloifen, 
wie 3. B. über die Beihränfung ber Gontrebande, Über die Geftattung des freien 
Handels während bes Kriegs, über Neutralifirung eines Gebietstheils, zum Schuß 
gewifjer Anftalten gegen die Kricgsgefahr, über die Prifengerichtsbarfeit. Da Hat 
man auch früher ſchon anerkannt, daß derartige Verträge troß bes Kriegs Gel: 
tung haben, freilich im Widerfpruch mit jenem Grundirrthum. Es ift aber eben fo 
wenig Grand, um bie fortdauernde Rechtsygültigkeit anderer Verträge, bie Feinen 
Bezug aufden Krieg haben, ine Princip zu verneinen, lediglich weil zwilchen 
ben Staten über cine andere Nechtsfrage Streit if. Weßhalb follen z. B. vertrags: 
mäßige Feſtſtellung ber Grenze, oder die Verträge über Unterhaltung ber Flußufer, 
ober über die Freizügigfeit ber Einwohner, über das Grbredt und das Vormund— 
jhaftsrecht Fraftlos werben, ungeachtet dev Inhalt berfelben nicht ftreitig geworben 
ift und biefelben troß des Kriegs ausgeführt werben Fünnen ? 

3. Verſchieden von ber rechtlichen Ungültigkeit ift die thatfählihe Wirk 
famfeit ber Verträge. Diefe kann leicht durch den Krieg thatſächlich behindert 
werden, unter Umftänden ſchon deßhalb, weil ber friedliche Verkehr zwiſchen ben 
Staten abgebrochen wird, ober weil die Kriegführung bie Kräfte abforbirt, welche im 
Frieden für vertragsmäßige Leiftungen verwendet wurden, Wenn 3. B. ber Stat A 
fi, durch Vertrag mit dem State B verpflichtet hat, eine Eiſenbahn bis zu einem 
beftinnmten Termin auszubauen, ober eine Flußcorrection auszuführen, fo madt 
wohl, wenn e8 vorher zwijchen dieſen Staten zum Kriege fommt, in ben meiften 
Fällen das Bebürfniß der Kriegsführung, welche alle financiellen Kräfte am fich zieht, 
ben Vollzug jenes Bertrags unmöglid. Inſofern fuspenbirt ber Krieg bie 
Wirkſamkeit vieler Verträge; und es bebarf dann oft im Frieden einer erneuer= 
ten Regulirung biefer Verhältniſſe. (Vgl. oben $ 459.) Weil man das in mans 
hen Fällen erfahren Hatte, jo meinte man die allgemeine Rechtsregel ausſprechen zu 
bürfen, daß ber Krieg bie Wirkſamkeit der Verträge überhaupt verhindere, 
Indeſſen geht auch biefe Regel zu weit. Vielmehr ift im einzelnen Fall zu prüfen, 
ob die Natur bes Kriegs zu einem Hinderniß für die Bertragserfüllung werde oder 
nit. Da bie privatrechtliche Gerichtsbarkeit während bes Kriegs auch ben Angehö— 
rigen bes feindlichen Stats gegenüber fortdauert, jo kann leicht bei Entſcheidung 
eines Privatprocefjes bas beſtehende Vertragsrxrecht für bas richterliche Urtheil 
maßgebend und daher wirkſam fein. 
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989. 


Wenn ein Theil des feindlichen Statsgebiets — ein Plab, eine 
Stadt, ein Bezirk, ein Land — von der gegnerifchen Kriegsgewalt befett 
wird, jo verfällt dieſer beſetzte Theil ſofort dem Kriegsrecht des Heeres, 
melches Beſitz ergriffen hat. Die Gegenwart der Friegführenden Truppen 
in Feindesland wirkt auch ohne vorherige Erklärung. 


Bol. die Amerifanifhen Kriegsartifel, 1. Die militärifde 
Befipnahme von Feindesland im Krieg ſchließt die militärifhe Autorität 
in ſich. Dean kann e8 daher den Bewohnern bes befeßten Gebietes nicht als Schuld 
anrechnen, wenn fie fih num ben Befehlen diefer Gewalt fügen. Im Gegenteil, 
ber Wiberjtand gilt nicht mehr als berechtigt, wenn gleich er durch fittliche Motive 
ber Vaterlandsliebe oder Treue gegen ben heimatlichen Fürften veranlaßt wird, ſon— 
bern wird je nad Umftänden ſchwer beſtraft. Es ift bas eine nothwendige 
Wirkung bes Kriegs, in welchem fid eine geordnete Statsmacht geltend macht, 
bie zugleich genöthigt ift, für ihre Sicherheit zu forgen, bamit fie ihre Zwecke weiter 
verfolgen und ſchließlich erreichen könne. 


940. 


Das Kriegsrecht juspendirt die Autorität der feindlichen Statsgewalt 
in dem beſetzten Gebietstheil und ſetzt die militärische Autorität der bes 
jeßenden Macht an ihre Stelle, 


Amerif, Kriegsartifel . Es gilt das fowohl von ber Geſetz— 
gebenden Gewalt als befonders von ber obern, im einzelnen Fall anordnenden 
und befehlenden Regierungsgewalt. Wenn fie weiter befehlen wollte, jo würde 
fie nicht mehr auf Gehorfam rechnen dürfen und die Bewohner nur in einen uns 
natürlichen Gonflict ber Neigung und ber Pflicht und in eine höchſt gefährliche Lage 
verjegen; denn unmöglich kann bie befeßende Kriegsautorität es dulden, daß ihr 
eine feindliche Gewalt in dem Bereich ihrer errungenen Herrjchaft entgegentrete, Die 
militärifche Autorität im Feindesland ift zugleih Statsautorität und zwei 
entgegengefegte Statsautoritäten Fünnen nicht in demſelben Gebiete be: 
ſtehen. Mit Nothwendigfeit wird bie eine durch bie andere aus der Ausübung 
verdrängt. Vgl. unten $ 544. Aber man geht zu weit, wenn man dieſe Suspens 
fion auch auf das ganze beftehbende Landesrecht, fowohl das öffentliche 
als das Privatrecht ausbehnt. Vielmehr dauert bie Rechtsordnung fo weit fort, 
als fie mit ben Kriegszufänden verträglich ift und nicht von ber Kriegsgewalt außer 
Wirkſamkeit geſetzt wird. 


541, 
Der Befehlshaber über die bejegenden SKriegstruppen kann die bür- 
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gerliche Verwaltung und Rechtspflege ganz oder theilweiſe in dem be— 
ſetzten Gebiet fortdauern laſſen, wie in Friedenszeiten und wie vor ber 
Beſitznahme. 

Uber dieſe Verwaltung muß hinwieder ſich den Anordnungen unter— 
werfen, welche die militäriſche Nothwendigkeit und das Bedürfniß einer 
wirkſamen Kriegführung fordern. 


Amerik. Kriegsartikel 3. Die Intereſſen der allgemeinen 
Sicherheit und Wohlfahrt, für welche die ſtallichen Policei- und Verwallungs— 
behörden und die Gerichte zu ſorgen haben, dauern auch im Kriege fort und bedür— 
fen einer Befriedigung. Es iſt daher durchaus verlehrt, wenn die ganze Beamtung 
und ſogar die Policeimannſchaft (Gensdarmerie) bei dem Vormarſchiren des feind— 
lichen Heeres aus dem Gebiete, das es zu beſetzen im Begriffe iſt, weggezogen wer— 
den, wie es noch 1866 in dem letzten Kriege von Oeſterreich in Böhmen geſchehen 
iſt. Der Feind leidet dabei viel weniger, als bie eigenen Landsleute, für welche ja 
bie Verwaltung eingeführt if. Diefen gegenüber begeht bie Landesregierung, welche 
alle Anftalten zum Schuß ber öffentlichen Ordnung befeitigt, ein ſchweres Unrecht. 
Allerdings iſt aus politifchen Motiven ein Unterfchied zu machen zwijchen den Bes 
amten und Angeftellten, welche wejentlih verwaltendbe und denen, welde vor— 
nebmlih politifche Functionen hatten. Die erflern haben feinen Grund, zu 
flüchten, aber viele Gründe, in ihrem Amte auszubarren und ihre Berwallung 
im Orts- und Landbesinterefje fortzuüben, wenn bie feindliche Kriegs— 
gewalt fie nicht daran behindert. Die letztern dagegen mögen eher vor ber Feindes— 
gewalt weichen, welcher zu dienen fie nicht verpflichtet find, und welche ihnen ſchwer— 
lich die fortgefekte politifche Leitung anvertrauen würbe. Dieſe Unterſcheidung wirkt 
aber eher politiich als rechtlich und ift ebendeßhalb eine fließende. Ginzelne Vers 
waltungsbeamte, welche politifh vorzüglih compromittirt find, mögen zureichenbe 
Motive haben, die beſetzte Gegend und ihr Amt zu verlaffen, wenn ber Feind ein— 
zieht, und umgekehrt auch politiiche Beamte nach Umftänden es zwedmäßig finden, 
zurüd zu bleiben und bie weiteren Entſchlüſſe der beſetzenden Kriegsgewalt abzu= 
warten, Nur die Rectsregel ſteht feſt: Bis zur Beſetzung haben die Beamten den 
verfaffungsmäßigen Anordnungen und Befehlen ihrer Regierung Gehorfam zu leiften. 
Nach vollzogener Bejegung dagegen hört die Wirkſamkeit der frühern Autorität auch 
für die Beamten auf und müfjen fie fi) ber Autorität ber beſetzenden Kriegsgewalt 
jo weit fügen, als biefelbe völkerrechtlich begründet ift. 

Am wenigiten werben von ber Aenderung bie Gemeinde: und überhaupt 
alle Localämter betroffen. Da diefelben eine reinzörtlihe Aufgabe und Beziehung 
haben, fo Taffen fie fi nicht von dem Orte trennen und gerathen mit diefem unter 
bie Autorität des Feindes. 


542, 
Die Träger der militärischen Autorität find nicht entbunden von 
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den Geſetzen der Menfchlichkeit, der Gerechtigkeit, der Ehre und des civili- 
firten Kriegsgebrauchs. 


Militäriſche Tyrannei und Unterbrüdung ift nicht Ausübung, ſondern Miß— 
brauch des Kriegsrehts. Je größer bie Ueberlegenheit ber bewaffneten Macht 
it über bie unbewafneten Bürger, befto nöthiger ift es, daß dieſelbe durch jene 
menjchlichen Tugenden und Vorzüge veredelt und ermäßigt werde. Es ift nicht ein 
Zeichen militärifcher Tapferkeit oder Ehre, wenn ber Soldat feine Gewalt zur Uns 
gebühr mißbraucht, fondern nur ein Zeichen von unwürdiger Roheit, und es ift ber 
Etolz einer civilifirten Armee, Recht und gute Sitte zu achten. Eben dadurch uns 
terjheidet fie fih von barbarifhen Kriegen. Amerif, Kriegsart. 4, 


943. 


Das Kriegsrecht ift weniger ftreng zu handhaben in Pläßen und 
Bezirken, deren Beſitznahme gefichert erjcheint und ftrenger da, mo bie 
Gefahr des Kampfes um den Bei fortdauert und nahe ift, am ftrengften 
im Angeficht de3 wirklichen Kampfes jelbit. 


Am. Kr. 5. Diefe Regel wirkt jowohl auf bie Beſtimmung friegsrechtlicher 
Anordnungen, als auf bie Anwendung und Auslegung bes Kriegsredhts. Die Stei— 
gerung der Strenge ift wie das ganze Kriegsrecht durch die militärifhe Nothwen— 
bigfeit und das Bedürfniß ber Sicherheit bedingt. Wenn es fi 3. B. rechtfertigt, 
im Angefiht bes gegenwärtigen Kampfs Häufer von Privaten ganz in Befig neh— 
men, mit Wegweifung ber Bewohner und vielleicht biejelben nieberzureißen, fo 
würde eine folhe Maßregel, wenn ein Iocaler Kampf au ber Stelle noch völlig 
ungewiß iſt, ald barbarijch erfcheinen. Ebenſo wird die Hemmung alles Verkehrs, 
unter Umftänden durch militärische Vorfichtsmaßregeln geboten, ohne ſolches Bebürfe 
niß ungeredhtfertigt fein. 


544. 


So weit die Befignahme der feindlichen Kriegsmacht reicht und jo 
lange fie dauert, erjcheint die Regierungsgewalt des gegnerijchen States 
verdrängt. 

Inzwiſchen find die Bewohner der bejeßten Gebiete zu feinem Ge— 
horfam gegen die verdrängte Regierung verbunden, aber genöthigt, der 
thatfächlich herrſchenden Kriegsgewalt ftatlichen Gehorfam zu leiſten. 


Vgl. oben zu $ 539. Die Beſitznahme eines Gebietstheild Hört aber nicht 
ſchon dadurch auf, daß die befegenden Truppen wegziehen. Wenn bie Armee vor: 
wärts marſchirt in Feindesland, jo bleibt zunähft das hinter ihr liegende 
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Gebiet in ihrem Beſitz, auch wenn fie feinen Soldaten mehr bort fliehen bat, und 
zwar fo lange, bis fie entweber ben Beſitz abjichtlich aufgibt, oder bis fie wieder mit 
Gewalt aus bem Befige verdrängt wird, Vgl. unten $ 551. 


545. 


Die Kriegsgewalt kann allgemeine Verordnungen erlafien, Einrich- 
tungen treffen, Policeigewalt und Steuerhoheit ausüben, joweit ſolches 
durch das Bedürfniß der Kriegsführung geboten ift, oder durch die Bedürf- 
nifje des befeßten Gebietes und jeiner Bewohner erfordert wird. 

Sie hat fi) aber bis zu definitiver Negelung der Stat3verhältniffe 
ſolcher geſetzgeberiſcher Acte möglicht zu enthalten, durch welche die Verfaſ— 
jung geändert wird und darf die hergebrachte Rechtsordnung nur aus 
dringenden Gründen außer Wirkſamkeit feßen. 


1. Die Kriegsgewalt ift wejentlih Notbgewalt und proviſoriſche Ge— 
walt. Daber find ihre Anordnungen durch die Nothwenbigkeit bedingt und be— 
ſchränkt, und nicht berufen, bie dauernden Grundlagen bes öffentlihen Rechts zu 
verändern. Schon deßhalb fol fie die beſtehende Verfaſſung und Gefekgebung möge 
fichft wenig antaften und ihre Wirkſamkeit nur hindern, wo bas militärische Be: 
bürfniß es erfordert. Dieſe Beſchränkung kann freilich durch bie Umſtände geboten 
werben, Wenn 3. B. das Vereins- und Verſammlungsrecht ber Bewohner 
durch bie Verfaffung gewäßrleiftet ift, jo wirb dennoch bie feindliche Kriegsgewalt die 
freie Ausübung besfelben nicht dulden können, ohne ihren Befit und ihre Sicherheit 
zu gefährben. Auch die Breß freiheit erleidet im Krieg nothwendige Beſchränkung. 
Iſt durch die Verfaffung eine jährlihe Verfammlung ber Volfsvertretung 
angeordnet, jo werben auch dieſe Wahlen und wirb die Verfammlung in dem beſetz⸗ 
ten Gebiete gewöhnlich gehemmt werben müfjen. 

2. Wenn Befreiungsfriege geführt werden, dann freilich Tiegt e8 oft im 
Intereſſe der Kriegführung, jo weit die Macht der Kriegsgewalt reicht, auch neue 
Ordnungen vorläufig einzuführen, durch welche ben Bisher gebrüdten Bewohnern bes 
bejegten Landes beffere Rechte verliehen und die Sympathien berjelben gewonnen 
werben. Derartige Veränderungen haben bie franzöfifhen Nevolutionskriege zu An: 
fang biejes Jahrhunderts mit fich gebracht, aber auch der neuefte Bürgerkrieg in ben 
Bereinigten Staten von Amerika, 


546, 


Da der Kriegszuftand ein Nothftand und das Kriegsrecht ein Noth— 
recht ift, fo können die militärifch gerechtfertigten Anordnungen der Kriegs— 
gewalt nicht aus dem Grunde al3 ungültig angefochten werden, daß fie 
der Verfafjung oder dem Landesrecht widerſprechen. 
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Beifpiele der Art find in der Erläuterung zu $ 545 gegeben. Das muf 
aber jogar von ber Kriegsgewalt bes eigenen Landes ebenjo gelten, denn 
„Noth fennt fein Gebot“. 


547. 


Soweit nicht die Kriegsgewalt befondere abweichende Vorſchriften 
erläßt, Hat die bürgerliche und die Strafgerichtsbarfeit de3 Landes ihren 
regelmäßigen Fortgang. 

Die Einführung einer außerordentlichen Friegsgerichtlichen Rechtspflege 
— des fogenannten Standrehts — ift nur aus dem runde einer 
ernften und dringenden Gefahr zuläfiig und ift vorher öffentlich, zu ver— 
künden. 


Am. Er. 6. 1. Die Kriegsgewalt kann z. B. die Wirkſamkeit ber gefek- 
lichen Schutzmittel gegen Verhaftungen (Habeas-Corpusacte) ſuspendiren ober auch 
in Folge der Verkehrsſperre bie Durchführung bes Wechſelrechts hemmen u. dgl. 
Bol. zu $ 545. 

2, Die Ginfeßung von Kriegsgerihten zur Ausübung bes ftanbredts 
lien Verfahrens ift einer der ſchwerſien Eingriffe in die bürgerliche Freiheit und 
Rechtöficherheit, weil fie eine Menge von Garantien aufhebt, welde das regelmäßige 
Proceßrecht den Parteien gibt. -E8 kann daher nur durch bie Noth gerechtfertigt 
werben, Die frieblichen Bewohner aber dürfen ben Gefahren besfelben nicht ausge: 
feßt werben ohne vorherige öffentlihe Warnung. 


948, 


Auch die ſtandrechtlichen Kriegsgerichte dürfen nicht nach Willfür 
und nicht leidenschaftlich verfahren, fondern find verpflichtet, die Funda— 
mentalgejeße der Gerechtigkeit zu beachten. Insbeſondere jollen fie den 
Ungefhuldigten freie Verteidigung geftatten, feine Tortur anwenden, den 
Thatbeftand wenn auch ſummariſch doch unparteiiſch prüfen und nur eine 
verhältnigmäßige Strafe über den Schuldigen erkennen. Aber fie find 
nicht gebunden an die ftrengeren Vorſchriften der gewöhnlichen Proceß- 


geſetze. 


Am. Kr. 12. Die Beſtellung dieſer Kriegsgerichte geſchieht nach ben Vor— 
ſchriften der Landesverfaffung ober ber militäriſchen Vorſchriften der einzel— 
nen Länder. Die obigen Grundſätze dagegen haben eine allgemein menſch— 
liche Bedeutung. Würden fie verlegt, jo würde das Standrecht aufhören eine 
Rechtspflege zu fein und würbe zu einer Bethätigung zügellofer Leibenjchaft 

20° 
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werben. In ben Amerifanifchen Kriegsartifeln iſt auch ber Sab enthalten, ber fidh 
einer allgemeinen Anerkennung empfiehlt: „Die Tobesftrafe barf ohne Erlaubniß 
bes Statshauptes nicht vollzogen werben, außer wo ber Drang ber Umſtände einen 
ſchnelleren Vollzug fordert und dann nur mit Grlaubniß bes oberften Befehlshaber 
ber betreffenden Truppen“. Ueberdem machen biefe Artifel barauf aufmerffam, daß 
bie militärifche Gerichtsbarkeit eine zwiefache Begründung habe, einmal in dem 
Statsreht des Landes für Aufrechthaltung ber militärischen Orbnung unb jo: 
dann im Völkerrecht für Fälle, die nicht ſchon nad Landesgeſetz ftrafbar find, 
für welche es daher einer bejondern Ermächtigung bedarf, bas Kriegsrecht in diefer 
Form zu handen. Das gilt vorzüglih in feindlihem Lanb. 


549. 


Die Kriegsgewalt darf alles das thun, was die militärische Noth- 
mwendigfeit erfordert, d. h. ſoweit ihre Maßregeln al3 nöthig erjcheinen, 
um den Kriegszweck mit Kriegsmitteln zu erreichen und in Webereinftim- 
mung find mit dem allgemeinen Recht und dem Kriegsgebrauch der cidi= 
liſirten Völker. 


Am. Kr. 14. Im Grunde iſt das die entſcheidende Hauptregel ſür das 
Recht der Kriegsgewalt. Was nothwendig ſei, ergibt ſich nur aus den Umſtänden. 
So weit die Nothwendigkeit reicht, ſo weit reicht die Kriegsgewalt. 
Darüber hinaus wird ſie rohe Willkür. Freilich iſt es nicht immer leicht, die Greu— 
zen in der Praxis zu beſtimmen und es iſt unmöglich, hier nach ſormellen Merk— 
malen zu verfahren. Wenn eine Armee keinen Mangel hat an Lebensmitteln, Klei— 
dungsſtücken, Fuhrwerken u. ſ. f., fo iſt fie nicht in der Nothwendigkeit, weitere 
Forderungen ber Art an bie Gemeinden ober die Privatperfonen zu ftellen. Wenn 
fie dagegen Mangel leidet, fo find je nad Umſtänden fogar ftarfe Eingriffe in das 
Privateigenthfum ganz unvermeiblih, Niemals aber hört die Wirkſamkeit ber 
Moral auf, geſetzt auch, die regelmäßige Rechtsordnung würde momentanen Scha> 
ben leiden. Schön fagen bie Amerikaniſchen Kriegsartifel (15): „Wenn die Männer 
einander in offenem Krieg mit ben Waffen befümpfen, fo hören fie doch nicht auf 
moralifhe Weſen zu fein und bleiben den andern Menſchen und Gott verantwortlich 
für ihre Thaten“. 


590. 


Dagegen verwirft das Kriegsrecht allen Wort und Treubruch auch) 
gegen den Feind, alle unnöthige Grauſamkeit, alle Ausübung der Privat- 
rache und alle die Handlungen der Gewinnſucht oder der Wolluft, welche 
überall als gemeine Verbrechen verboten und beftraft werden, alle barba= 
riſche Zerftörung, alles was mit der Ehre der Truppen nicht vereinbar it. 


Das Kriegsrecht. 309 


Am. Kr. 11. Bol, unten 574. 575. Die Regel, daß auch bem Feinde 
Treue zu alten ji — Fides etiam hosti servanda — ($ 566) ift 
uralt, und es kann von biefer natürlichen Menfchenpflicht Feine priefterlihe Auto: 
rität bispenfiren. Die Schranfe ber Ehre Hat ſich von jeher als beſonders mäch— 
tig erwiefen in civilifirten Heeren, oft fogar noch ftärfer als die Schranfe bes 
natürlichen Rechts. 


551. 


Die Kriegsgewalt darf von den Beamten in Feindesland den Eid 
eines zeitlichen Gehorſams fordern und ſie entlaſſen und fortweiſen, wenn 
fie denſelben verweigern. Der Gehorſam, den fie der Kriegsgewalt ſchul⸗ 
den, iſt durch die Dauer der Beſitznahme beſchränkt. 


Vgl. oben 540 und 544. Einen Unterthanemeibd darf bie Kriegsgewalt 
nicht fordern, bevor bie Eroberung dauernd geworben und durch ben Frieden gefichert 
if. Die Autorität der Kriegsgewalt in Feindesland ift nur eine proviforifche, 
durch ben Sriegszuftand bedingte. Aber es kann unter Umftänden nöthig ober zweck— 
mäßig fein, daß bie Beamten, welche ihre öffentlichen Functionen fortjeßen, eib- 
lich verpflichtet werden, in ber Zwifchenzeit nichts gegen bie Kriegsgewalt zu thun 
und beren Anordnungen zu befolgen. Wenn biefelben einen folchen, nur proviforiich 
wirkenden Eid verweigern, jo weist bas auf die feindliche Gefinnung diefer Beamten 
bin und die Kriegsgewalt hat Urfache, benfelben mindeſtens jede öffentliche Autorität 
zu entziehn, 

Veber die Dauer des proviforiichen Gehorfams vgl. zu $ 544. 


552, 


Der Bertheidiger eines bedrohten Plabes ſoll die friedlichen Bewohner 
rechtzeitig auf die Gefahren aufmerkſam machen, denen fie ausgejeßt wer: 
den und darf ihrem Wegzug feine anderen Hinderniffe in den Weg legen, 
al3 welche die Sorge für die Kriegsführung nöthig macht. 


503, 


Wenn der Commandant eines feften Platzes die unkriegeriſchen Bes 
wohner in der Abficht fortweist, um den Plab gegen den Feind länger 
behaupten zu können, fo kann diefe Maßregel durch die militäriiche Noth— 
wendigfeit gerechtfertigt fein. 

Uber auch der Belagerer kann ſich auf dieſelbe Nothwendigkeit be= 
rufen, wenn er in der Wbficht, die Uebergabe des Platzes zu bejchleunigen, 
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jene Bewohner nicht wegziehen läßt. reift der Belagerer zu dieſer zwar 
extremen aber nicht völferrechtswidrigen Maßregel, fo ift der Belagerte 
genöthigt, den Aufenthalt der Bewohner wieder im Plage zu geftatten. 


Am, Kr. 18. Die Ausweifung wirb vorzüglih durch den Mangelan 
Lebensmitteln in bem befeitigten Plat motivirt und die Zurückweiſung ebenjo 
durch die Hoffnung begründet fein, ben Plag buch Aushungerung zur Lieber: 
gabe zu nöthigen. Beide Maßregeln find gegenüber den frieblihen Bewohnern fehr 
hart, aber die leßtere ift noch härter, weil fie biefelben auch ben größten perfönlihen 
Gefahren ausfegt. Nur bie ftrengfte militärifhe Nothwendigfeitvermag 
biefelbe zu rechtfertigen. Ohne biefe muß es ben Bewohnern frei jtehen nad ihrer 
eigenen Wahl, fei es in dem Plate fort zu wohnen, ſei es benfelben zu verlafjen. 
Es liegt aber in ber Natur ber Dinge, baß die Ausweiſung unter Umftänden vor 
ben Belagerungstruppen verhindert werden kann. Wenn fie verhindert wirb, fo 
bleibt für ben Commanbdanten bes feften Plates nichts anderes übrig, als bie Be— 
wohner, die nicht wegfommen fönnen, wieber aufzunehmen, Keine militäriiche Noth— 
wenbdigfeit Fönnte es jemals rechtfertigen, daß diefelben zwijchen den beiden ftreitenden 
Kriegsgewalten wie zwifchen zwei harten Mühlfteinen zerrieben werben. 


594, 


Die gute Kriegsſitte verlangt, daß der Belagerer, wenn es thunlich 
erjcheint, vor dem Bombardement eines Platzes die Abficht dazu anfündige, 


damit die Nichtjtreiter, insbefondere Weiber und Kinder entfernt oder fonft 
in Sicherheit gebracht werden. Indeſſen kann Ueberrafhung mit einem 
Bombardement nöthig fein, um den Pla bald zu gewinnen und dann ift 
die Unterlafjung jener Anzeige gerechtfertigt. 


Am, Kr. 19. Es entſpricht dieſe Sitte dem Weſen des Kriegs als eines 
Streites zwiſchen Stat und Stat, und nicht mit ben Privaten. Möglichſte Schonung 
biefer it das Kennzeichen ber civilifirten Kriegsführung. Um die Bewohner großer 
Städte möglihft vor ben Gefahren bes Kriegs zu bewahren, werben daher diefe 
Städte meiftens als offene Plätze dem Sieger überlaffen und nicht als fefte 
Plätze gegen eine Belagerung vertheidigt. Aber auch im letztern Fall erfordert es 
bie Menfchlichkeit, daß bie friedlichen Bewohner gewarnt werden, bevor bie Stabt 
befchoffen wird, wenn irgend ber Gang bes Krieges es geftattet. Nur in ben brins 
gendjten Fällen wird ein plößlicher Ueberfall, verbunden mit einer rafchen Beſchießung 
ſich als militärische Nothwendigkeit vertheidigen laſſen. 


999. 
Die Thätigkeit der fremden Geſanten und diplomatiichen Perſonen, 
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welche bei der feindlichen Regierung beglaubigt ſind, hört von Rechtswegen 
für das beſetzte Gebiet auf. 

Indeſſen pflegt die beſetzende Kriegsgewalt im Intereſſe des völker— 
rechtlichen Verkehrs die neutralen Geſanten in dieſem Gebiete ebenſo zu 
ſchützen und ihnen thatſächliche Wirkſamkeit zu geſtatten, wie wenn dieſelben 
vorübergehend bei ihr beglaubigt wären. 


Wird die Reſidenzſtadt vom Feinde eingenommen, fo verlaſſen oft bie 
Gefanten aud ber neutralen Staten ben Ort ihrer bisherigen Wirkfamfeit und fol 
gen zuweilen dem Hofe nad, ber fi zurüdzieht. Da fie bei bem weichenden 
Souverän accrebitirt find, jo ftehen fie zunächſt nur mit ihm im einem völferrecht: 
lihen Verhältniß. Es ift aber möglich, daß fie ben Befehl erhalten, an ihrem bis: 
herigen Wohnfik auszuharren, wenn gleich derſelbe in feindliche Gewalt gerathen ift, 
Da fie bei der bejeßenden Kriegsgewalt nicht beglaubigt find, fo Fünnen fie 
auch nicht ferner bier ben biplomatifchen Verkehr fortfegen. Indeſſen liegt e8 ges 
wöhnlih im Intereſſe der feindlichen Kriegsgewalt, welche erobernd vorgeht, möglichft 
freundliche Beziehungen auch zu ben anwefenden Gefanten ber neutralen Staten zu 
erhalten; daher wird biefelbe felten gegen die Fortfegung ihres Aufenthalts und ſelbſt 
ihrer Thätigkeit Schwierigkeit machen und auch die Privilegien ber Gefanten einſt— 
weilen unbeftritten fortwirfen laſſen. Würde aber ber Verdacht entjtehen, daß bas 
Bleiben eines Geſanten dazu mißbraucht würde, um ber befebenden Kriegsgewalt 
Berlegenheiten zu bereiten, jo wäre biefe nicht gehindert, den bei ihr nicht beglaubigten 
Gefanten ohne Berzug wegzumweifen. 


556. 


Auch die fremden Gonfuln, welche von der feindliden Regierung 
ermächtigt worden find, im Lande thätig zu fein, werben von der erobern= 
den Kriegsgewalt in ihrer Wirkſamkeit möglichft wenig beläftigt, und fo 
behandelt, al3 ob fie von der letztern inzwilchen ermächtigt wären. 


Bol. zu $ 537. Man nimmt an, das Erequatur wirfe fort, ganz 
ebenjo wie die Ernennung ber Aemter, bis bie feindliche Kriegsgewalt biefe ruhige 
Fortdauer der urfprünglichen Vollmacht durch eine entgegengefegte Erflärung abbricht. 
Weil die Eonfuln wejentlih für ben internationalen Privatverfehr und 
nicht für ben völferrectlichen Verkehr ber Staten ermädtigt find, fo läßt fich biefe 
Fortdauer ber Gonfularthätigfeit noch unbebenklicher gewähren, als bie bes Gefanten- 
verkehrs. 
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4. Anerlaubte Kriegsmittel. 
557. 


Der Gebrauch vergifteter Waffen oder die Verbreitung von Gift— 
ſtoffen und Contagien in Feindesland iſt völkerrechtswidrig. 


Schon das uralte indifhe Geſetzbuch Manus (VII. 96) enthält dieſes 
Berbot. Die Beachtung besfelben ift ein Kennzeichen der civilifirten Kriegs: 
führung im Gegenfage zu der Kriegsübung mancher wilden Stämme, welde ſich 
ber vergifteten Pfeile bedienen. Die Verbreitung von anftedenden Stoffen in Feindes— 
land, um eine Epidemie dahin zu verpflanzen, iſt noch abjcheulicher, als ber Ges 
brauch von vergifteten Waffen und ein abjolut unzuläſſiges Mittel, ben Feind zu 
ſchädigen. 


558. 


Ebenſo find unterſagt, Waffen, welche zweckloſe Schmerzen verur— 
ſachen, wie Pfeile mit Widerhacken, gehacktes Blei oder Glasſplitter ſtatt 
der Flintenkugeln. 


Da ber Krieg nur von Stat gegen Stat geführt wird, fo ſind bie Kriegs— 
mittel beichränft auf bie Mittel, den Widerfland bes feindlichen Stats zu brechen 
und benjelben zum Nachgeben zu nöthigen, Jede unnöthige Grauſamkeit 
ift Barbarei. 


59, 


Die Benußung von Wilden, welde das Völkerrecht nicht achten, 
zur Sriegshülfe, wird den civilifirten Staten durch das Völkerrecht 
verwehrt. 


Die civilifirte Kriegsführung duldet überhaupt die Barbarei nicht und barf 
daher auch barbarifche Stämme nicht zu Kriegsgenoſſen machen. Dagegen ift es 
ihre nicht verwehrt, folhe barbarifche Individuen oder Stämme, welche ſich ben 
Schranken bes Völferrechts fügen und den Anordnungen ber civilifirten Officiere 
geboren, zu verwenden, Bol. Wheaton (Dana) Elem, of intern. law. g 343, 
n. II. 


560. 


Der guten Kriegsſitte widerſpricht das Schießen von Kettenkugeln 
im Land» und von glühenden Kugeln und Pechkränzen im Seekrieg. 
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Im Mittelalter verfuchte e8 ber Papſt Innocenz III, bie Anwendung 
von Wurfgeſchoſſen überhaupt gegen Chriften zu unterfagen. cap. un X. de 
sagittariis (B. 15). Aber vergeblich. Die moderne Kriegsführung beruht gerabe auf 
ben Schußwaflen. Auch geht man zu weit, wenn man alle töbtlihen Waffen, 
welhe maſſenhaft wirken, für völferrehtswidrig erklärt. Weßhalb follten bie 
Waffen erlaubt jein, durch weldhe einzelne Individuen getödtet werben, aber 
bie verboten, welche Reihen von Individuen bedrohen, ba ja doch nicht gegen bie 
Individuen ber Krieg geführt wird, fonbern gegen bie Macht des feindlichen Stats ? 
Jede Kanonenfugel bedroht mehr ald Ein Menfchenleben, bie Kartätjchen werfen 
ganze Scharen nieber und bie fchweren Kanonen ber Stranbbatterien und ber Kriegs: 
Ichifie Fönnen ganze Schiffe in ben Grund bohren; eine erplodirende Mine kann 
eine Menge Menſchen verſchütten, durch ein Branderfchiff auch ein feindliches Schiff 
angezündet werben. Dennoch hält die Kriegejitte dieſe Mittel für erlaubt, aber fie 
verwirft die Kettenfugeln (boulets à chaine) und die Stangenfugeln 
(boulets à bras) als barbarifh und nimmt an bem Beſchießen der Schiffe mit 
glübenden Kugeln und dem Werfen von brennenden Behfränzen in 
das feindliche Schiff Anſtoß. Offenbar ift die Kriegsfitte noch zu far und zu graus 
fam, und nicht etwa zu empfindfam und zu ängftlich in ihrem Urtheil über Erlaubtes 
und Unerlaubtes, 


561. 


Das Völkerrecht verwirft den Meuchelmord eines feindlichen Indi— 
viduums als unerlaubtes Kriegsmittel. 


Am. Kr. 148. Nicht bloß der Meuchelmord durch verrätheriſches Bei— 
bringen von Giſt, ſondern auch durch heimliches Nachſchleichen und Erdolchen oder 
Erſchießen wird durch das Kriegsrecht nicht legitimirt, wenn gleich der Mörder oft 
ſtraflos bleibt. Die Tödtung im Kampf iſt erlaubt, der Mord außerhalb 
bes Kampfes iſt unehrlich und verboten, auch wenn er, wie z. B. die Ermordung 
bes feindlichen Feldherrn oder Fürften für bie eigene Kriegsführung nützlich ift. 
Der Unterſchied war ſchon ben civilifirten Völkern bes Alterthums klar, beburfte 
aber von Zeit zu Zeit erneuerter Ausiprache, um nicht von den wilden Leibenfchaften 
verfannt zu werben. Selbſt im Kampf ift alles unnöthige Tödten ber Feinde vers 


werflich. 
562. 


Auch die Achterklärung gegen einen Einzelnen, durch welche er als 
rechtlos und vogelfrei der ſtrafloſen Mißhandlung und Tödtung von Jeder— 
mann Preis gegeben wird, und die Ausſchreibung von Preiſen auf den 
Kopf eines Menſchen werden von den civiliſirten Völkern als eine barba— 
riihe Hebung mißbilligt. 
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Im Mittelalter war bie Acht noch ein Hauptmittel bes Strafrechts und 
man ließ fie daher im Kriege ohne Bebenfen ebenfalls zu. Das heutige Kriege: 
wie das Friedensrecht erfennt bie große Nechtsregel an: „Der Menſch iſt nie— 
mals rechtlos“, und kann baber jene Acht nicht mehr zugefteben. In anderem 
Sinne freilich kann man heute noch von ber Achtung einer feindlichen Perſon reben, 
infofern als fie entweder aus bem Lande gewiefen, oder ber Verfolgung in ber Ab— 
ficht ausgefeßt wird damit man ſich ihrer bemächtige und fie gefangen zur Stelle 
beinge. Das kann aus politiihen und militärifhen Gründen als nothwendig er: 
ſcheinen und injofern gerechtfertigt werben. In ben Napoleonijchen Kriegen zu Anfang 
des Jahrhunderts ift wiederholt gegen politiich bedeutende Männer, bie als Feinde 
erklärt und geächtet wurden, jo verfahren worden. ine folde Aechtung erinnert 
an den athenijchen Oftracismus. Von ber Art war au bie berühmte Aechtung 
bes Preußiſchen Minifters Stein durch Kaifer Napoleon J., aber auch die fpätere 
Achtung Napoleons felbft durch bie alliirten Mächte. 


563. 


Das Völkerrecht verwirft überhaupt alle Anftiftung zu Verbrechen, 
auch wenn diefelben der Kriegsführung nüglich wären. Aber es hindert 
nicht, die Vortheile zu benußen, welche durch die Verbrechen dritter Per: 
fonen der Kriegsführung zufällig dargeboten werden. 


So wenig ber Feldherr Mörder bingen darf, ebenfo wenig darf er zu 
Brandftiftung, Naub, Diebftahl u. ſ. f. anftiften. Das Völkerrecht achtet 
auch im Kriege bie gemeine Rechtsordnung und verabjheut das Verbreden. 
Aber wenn durch den Mord eines feindlichen Heerführers das feindliche Heer in 
Verwirrung gebracht, oder wenn durch eine Brandiliftung ein Vertheibigungswerf 
des Feindes zerflört worden tft, jo find das für den Gegner vielleicht glückliche Er: 
eigniffe, die zum Siege zu benußen ihm nicht verwehrt if, Die Rückſichten ber 
Ritterlichkeit, der Großmuth und der Ehre Fünnen aud in ſolchen Fällen eine haftige 
und jchonungslofe Ausbeutung ſolcher Bortheile als unanftändig oder unebel bare 
fielen, aber das weniger empfindliche Recht läßt dieſelbe gewähren. 


564. 


Dagegen gilt die Aufforderung zu Handlungen, welche zwar in dem 
feindlichen State al3 politiiche Verbrechen ftrafbar, aber von dem Stand» 
punfte jeines politijchen Gegners chrenhaft find, und die Unterftüßung 
folder politijcher Verbrecher im Feindeslande, al3 ein erlaubtes Mittel der 
Kriegsführung. 

41. Die Natur ber eigentlihen politifhen Verbrechen unterfcheibet ſich 
barin von dem gemeinen Verbrechen ſehr weſentlich, daß biefe das allgemeine 
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Rechtsgefühl aller civilifirten Völker tief verlegen und beleidigen, während jene 
nur einem beſtimmten State gegenüber verübt werben und nur befjen 
Statsordnung betreffen. Diejelbe Handlung kann baber in einem State ſchwere 
Strafe verdienen, und von ben benachbarten Völkern als eine rühmliche That geprie— 
fen werben. Auch in der modernen Kriegsführung fommt es oft vor, daß bie ſym— 
pathiſch gefinnte Partei in Feindesland oder eine unterbrüdte Bevölkerung, welche 
man buch ben Krieg befreien will, zum Aufftand angeregt, daß Zuzüger aus bem 
Teindesfand unter bie Truppen aufgenommen werben, welche basjelbe einnehmen 
follen, daß mit einem Prätendenten, ber Anfprüche auf die Negierung im Feindes— 
land erhebt, Verbindungen angelnüpft und in ber Abficht unterhalten werden, bie 
feindliche Regierung im Innern ihres Landes in Gefahr zu bringen. Keine einzige 
europäiiche oder amerikanische Kriegsmacht hat fich ſolcher Mittel enthalten, wenn fie 
fi) ihr barboten und für die Kriegsführung müglich erjchienen. Sowohl die Nes 
volutions- als bie Reftaurationspolitif hat fich derfelben bedient; aber auch 
bie neuefte Befreiungs: und Nationalitätspolitif in Ztalien und Deutſch— 
land bat dieſelben nicht verkhmäht. Die politifhden Nüdfichten find in 
biefer Beziehung fo entjcheidend, daß bie firafrehtlihen in den Hinter: 
grund treten. 

2. Dagegen wirb die Aufrelzung ber feindlichen Officiere und Soldaten zur 
Defertion oder zum Verrath — wenigftens in ber Regel — für ein unerlaubtes 
Kriegsmittel angefchen, weil hier auch das allgemeine Intereſſe aller Staten an ber 
Aufrehthaltung ber militärifhen Ordnung und Disciplin fo überwiegend 
erſcheint, daß bie politifchen Nüdfichten eine derartige Störung nur felten zu ent— 
ſchuldigen vermögen. 


569. 


Die Lift ift im Kriege erlaubt und daher aud die Täuſchung des 
Teindes nicht völferrechtäwidrig, fogar nicht die Täuſchung durch Uni- 
formen, Fahnen und Flaggen. Vor dem wirklichen Zujammenftoß aber 
muß ‚jeder Heereskörper unter feiner wahren Fahne und Flagge erjcheinen 
und darf nur al3 offenbarer Feind Fechten. 


Sm Kriege fümpfen Gewalt und Lift bald gemeinfam, bald wiber eins 
ander. Es ift erlaubt, den Feind über die Stärfe und bie Bewegungen bes Heeres 
zu täufchen, 3. B. indem man durch Anzünden zahlreicher Wachfeuer die Anweſenheit 
eines ftarfen Truppenförpers glaublich macht, während bie Truppen bereits abgezogen 
find, oder indem ein geringes Streifcorps bald da, bald bort erfcheint und die Mei— 
nung verbreitet, es feien zahlreiche Truppen in ber Nähe. Ebenſo kann ber Feind 
durch eine fcheinbare Flucht in einen Hinterhalt gelodt und da überfallen werben. 
Die Lift dient dazu, bie phyſiſche Weberlegenheit des Feindes durch ein geifliges 
Gegengewicht zu vermindern ober zu überwinden. Bedenklich ift allerdings bie Be— 
nugung ber Kennzeichen bes feindlihen Heeres — Uniformen, Fahnen, 
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Flaggen — zur Täufhung besjelben, um basjelbe forglos zu machen und leichter 
in Verwirrung zu bringen, Dieſe Art der Täufhung darf nicht über bie Vorberei— 
tungen zum Kampf binausgetrieben werden. In ber Schlacht jollen bie Feinde 
einander offen entgegenftehn und nicht Hinterrüds in ber Maske bes Freun— 
bes und Waffenbruders ber Feind ben Feind anfallen. 


566. 


Auch dem Feinde muß man Treue halten. Der Bruch eines dem 
Feinde im Kriege gegebenen Verſprechens ift völkerrechtswidrig. 


„Etiam hosti fides servanda* ift ein uralter Rechtsſatz ſelbſt bes 
antifen Völferrehts ($ 550). Ohne Vertrauen anf bie gegebene Zuſage und ohne 
Treue it überhaupt Fein gefiherter Rechtszuſtand unter den Völkern denkbar. Bon 
jeher hat der natürliche Rechtsſinn der Menfchen 3. B. ben Bruch bes ertheilten 
jreien Geleites, oder ber zugeficherten Schonung bei Uebergabe eincs feiten Plabes 
oder bes verfprochenen freien Abzugs als ein jchweres Verbrechen an ber menjchlichen 
Rechtsordnung gebrandmarft. 


567, 


Wenn der Feind die Schranken der guten Kriegsſitte mißachtet oder 
völferrechtswidrige Sriegsmittel anwendet, jo find Repreſſalien geftattet. 
Indeſſen Dürfen bei der Anwendung von WReprefialien nicht die Grund» 
gebote der Menjchlichkeit verlegt werden. 


Bol. oben $ 499 f. Am. Kr. 27. 28. Die Barbarei bes Feindes recht: 
fertigt nicht die eigene Barbarei. Wenn Wilde bie gefangenen Feinde zu Tobe mar— 
tern, jo dürfen die civilifirten Truppen bie gefangenen Wilden höchſtens aus 
Reprejfalie tödten, aber nit martern. Die feindliche Leidenſchaft des 
Hafjes und der Rache fucht ihre Mifjethaten zu befchönigen, inbem fie fi) auf bas 
Recht der Neprefjalien beruft. Die Ausbildung eines humaneren Völkerrechts 
fordert baher bie Befhränfung biefes Nothrechts auf das wirklich Noth— 
wendige. Würdiger ift e8, von bemjelben möglichft wenig Gebraud zu machen, 
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5. Recht und Hfliht der Kriegsgewalt gegenüber den feindlichen 

Derfonen und den friedlihen Bewohnern in Feindesland. Buarfier- 

geben. Derwundefe in der 5chlacht. Kriegsgefangene Geifeln. 
Xuswehslung der Gefangenen. IEntlaſſung auf Ehrenwort. 


568. 


Da3 moderne Völkerrecht der civilifirten Völker erfennt fein abjo- 


feindliden Stats. 


Vgl. die Einleitung ©. 30 f. Am. Kr. 23. Eine große Zahl von Altern 
Völferrechtölehrern ftellte noch den barbariſchen Grundſatz an die Spike, daß dem 
Feind wider ben Feind Alles erlaubt fei. Bynkershoek ſpricht noch 
von einem Recht bes Siegers über Leben und Tob ber Feinde und verfteht unter 
Feinden alle Statsangehörigen bes feindlichen Stats. Sogar Heffter behauptet 
noch das überlieferte „Kriegsreht auf Leben und Tod“ ($ 126) als eine vermeint- 
liche Regel und fucht nur die Anwendung besfelben zu beihränfen. Diejes angeb— 
liche Recht des Siegers fteht aber in offenbarem Widerſpruch mit bem 
natürlihen Menſchenrecht, welches im Krieg nicht aufhört, und mit ber 
natürliden Befhränfung aller Statsgewalt auf bie Bebürfnijfe 
bes Gemeinlebens ber Menjhen, folglich auch mit der Beſchränkung ber 
Kriegsgewalt, welhe nur Ausübung der Statsgewalt iſt. Dasjelbe hat auch Feinen 
Grund in dem Redtsgrund bes Kriegs, noch wird es durch ben Zweck des Kriegs, 
Herftellung ber Rechtsordnung und bes Friedens gefordert. Es ift eine ganze halt: 
lofe Erfindung ber Juriften, welche der Wildheit ber Kriegsgewaltigen mit einer 
ungebeuerlihen Rechtsfiction zu Hülfe fommen wollten. 


569, 


As feindliche Perſonen im eigentlichen activen Sinne gelten bie, 
welche an dem Kampfe der Staten perfönlih und in geordneter Weife 
Theil nehmen, indem fie zu dem Heere gehören und unter den Befehlen 
der feindlichen Macht ftehen. 


1. In weiterem paffiven Sinn find alle Angehörigen bes feind- 
lichen States ben Folgen ber Feindſchaft ber Staten ausgejegt und infofern paf: 
five Feinde. Da aber nur bie Staten bie eigentlihen Kriegsparteien 
find, jo find im ftrengften Sinne bes Wortes nur die Staten Feinde, Die Trups 
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pen ber Staten, welche bie Feindihaft im Auftrag bes Stats thatſächlich aus: 
üben, werben aber deßhalb ebenfalls als active Feinde betrachtet und behandelt. 

2. Unerheblich ift es, ob die Perfonen, welche zum Heere gehören, zugleich 
Landbesangehörige bes feindlichen States oder Landesfremde find. Sobald 
fie ins Heer aufgenommen find, haben fie Antheil an feinen Rechten und Pflichten 
und an feiner feindlichen Stellung und Handlung. Es flieht bem State frei, frembe 
Truppen in feinen Sold zu nehmen, und biefe find ben nationalen 
Truppen gleich. 


970. 


Die Parteigänger und die Freiſcharen werden infofern als Feinde 
betrachtet, al3 fie zu ihrem Unternehmen von einer Stat3macht beauftragt 
oder ermächtigt find oder wenigftens in_gutem Glauben an ihr pofitifches 
Recht eine Kriegsunternehmung wagen und als militärijch geordnete Trup- 
pen erjeheinen und handeln. 


Am. Kr.8l. 1. Die autorifirten Freicorps find, wenn gleich fie 
getrennt von dem eigentlichen Hecresförper einzelne Unternehmungen wagen, eben 
weil fie von der Statsgewalt autorijirt und den Befehlen ber Kriegsmacht unter: 
worfen find, unzweifelhaft nah Völkerrecht den regelmäßigen Truppen.gleich zu ach— 
ten. Bon ber Art waren bie Freicorps Garibaldi's in den beiden Kriegen 
Italiens mit Defterreih 1859 u. 1866. 

2. Zweifelhafter ift bie Gleichftellung ber nit autorifirten Frei: 
ſcharen. Die ftirengere Meinung betrachtet diefelben durchweg als außerhalb 
bes Kriegsrechts ſtehend. Indeſſen überwiegt im neuerer Zeit bie humanere Mei— 
nung, daß foldhe Freiſcharen dann wie feindliche Truppen behandelt werben, wenn 
fie in militärifher Ordnung fümpfen und für politifhe Zwede, nidt 
wie Räuber aus Gewinnſucht oder aus Race. Das Kriegsreht auch gegen Feinde 
ift fireng genug; und wo bie politifchen been und Sniereffen fo mafjenhaft zum 
Kampfe treiben, daß fich geordnete Truppen bilden, da erfcheint es gerechter, das 
politijhe Kriegsreht und nicht das gemeine Strafredht anzuwenden. 
Veberdbem ſpricht dafür bie Zweckmäßigkeit; denn bie Gefahren und Leiden bes 
Kriegs werben vermindert durch die kriegsmäßige Behandlung ber bewaffneten 
Zruppenförper, und verfhärft und erhöht durch bie criminaliftifhe Bedrohung ber 
Freiwilligen, Ein berühmtes neueres Beifpiel einer ſolchen militärifch geordneten 
Freifchar, die ohne — menigftens ohne offene und anerfannte — Nutorifation 
eines States Krieg führte, ift der Feldzug Garibaldi’s gegen Gicilien und 
Neapel im Jahr 1860. 


571. 
Perfonen, welche ohne ftatliche Ermächtigung auf eigene Fauſt krie— 
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geriſche Streifzüge machen und dann wieder willkürlich als Bürger fich 
gebaren und ihren Beruf als Kriegsleute verbergen, werden nicht als 
öffentliche Feinde betrachtet und können nach Umftänden als Räuber * 
Verantwortung und Strafe gezogen werden. 


Am. Kr. 82. Bei ſolchen Unternehmungen iſt der militäriſche Charakter 
nicht mehr offenbar und daher auch nicht entſcheidend. Möglich, daß auch hier 
patriotiſche und politiſche Gedanken einwirken, aber bie Gefahr der gemeinsverbredhe: 
rifchen Handlungen — Mord, Mifhandlung, Raub, Diebſtahl — ift bier fo groß, 
daß ber Schuß ber Strafgerichtsbarfeit nicht entbehrt werben kann. Im einzelnen 
Fällen mag dur bie Gnade die Härte ber Strafjuftiz billig gemildert werben, in 
bein mehreren wird gerabe bie ernfte Strenge der Juſtiz die Nechtsficherheit und ben 
Trieben am bejlen berftellen und befefligen. 


572, 


Ebenfo werden Freijcharen, welche ohne ftatliche Ermächtigung in 
jelbftfüchtiger Abſicht Friegerifche Gewalt üben und die Unternehmer von 
Kaperſchiffen nicht als Feinde, ſondern als Verbrecher behandelt. 


Im Altertfum wurben foldhe Abenteuerfahrten zur See und zu Land als 
rühmlich betrachtet; und heute noch werben zuweilen im Orient unter Turkmannen 
und Serben ſolche Raubzüge gegen bie Ungläubigen und bie Ketzer als preiswürbige 
Heldenthaten gefeiert. Die civilifirte Welt mißbilligt dieſelben aufs entſchiedenſte, 
und erfennt darin durchaus flrafwürbige Verbrechen. 


973. 


Die friedfihen Bewohner in Feindesland, melde an dem Kampfe 
feinen thätigen Antheil nehmen, unterliegen zwar den nothwendigen Wir- 
fungen des Kriegs und müſſen der fiegreichen Kriegsgewalt Gehorfam 
leiften, aber fie find nicht als öffentliche Feinde zu betrachten und zu 
behandeln, | 


Bol. Einleitung ©. 31. Von größter practifcher Bedeutung ift bie Unter: 
ſcheidung ber friedlichen Bewohner bes feindlichen States von dem Heere besfel- 
ben, Erft feitbem die friebliche Eigenſchaft berfelben erfannt und auch von ber 
feindlichen Kriegsgewalt beffer als früher gewürdigt wird, ift bie Barbarei des Kriegs 
einigermaßen gezähmt worben. So lange man noch alle Angehörigen des kriegfüh— 
renden States gleihmäßig als Feinde anfah, fchien jede Gewaltthat und Bedrückung 
erlaubt. Die große Maffe ber Einwohner ift aber in ben meiften Fällen ganz ums 
fhuldig an dem Streit ber Staten, und fügt ſich dem Kriege nur, wie einer furcht— 
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baren Nothwenbigfeit, bie Über fie fommt, ohne an dem Kampf thätigen Antheif 
zu nehmen. Selbſt in den Fällen, in welchen das ganze Volk für bie höchſten natios 
nalen Güter und Intereſſen begeiſtert it, welche im Kriege errungen ober vertheidigt 
werden, enthält ſich doch die Menge ber Privaten jeder Friegeriihen Handlung und 
betreibt im Krieg wie vor dem Krieg ihre friedlichen Gefchäfte; Hirten und 
Bauern, Handbwerfer und Krämer, Kaufleute und Yabrifanten, 
Aerzte und Lehrer fuchen, fo gut es geht, ihren Beruf fortzufegen und biefer 
Deruf hat Feine feindlichen Eigenschaften an fih. Weßhalb denn follten fie als 
Feinde behandelt werben, ba fie wie friedliche Leute leben? Der bloße 
Statsverband, bie Statsangehörigfeit rechtfertigt bas nicht, denn der Krieg wirb von 
Stat gegen Stat geführt, nicht gegen bie Privaten; und biefelben Privaten, welche 
heute dem State A angehören, werben, wenn bie Kriegsmacht bes States B fiegreich 
fortjchreitet, auch der öffentlichen SKriegsgewalt bes Siegerd geboren, Sie Fünnen 
ſich dieſem Gehorfan nicht entziehen, wenn es ihnen auch ſchwer wird, fich zu unter: 
werfen, jo lange fie in dem Lande wohnen, über welches ber Sieger feine Macht 
erftredft Hat. Der Sieger ergreift die Statsgewalt im Lande, und biefer müſſen fich 
bie einzelnen Bewohner fügen. Auch ber Sieger zieht jekt von ihren friedlichen 
Arbeiten Vortheil für feine Herrihaft. Es wird aud dem SHeere leichter, ſich in 
Feindesland zu ernähren und feine Bebürfnifje zu befriedigen, wenn bie friedlichen 
Bewohner besfelben ungefränft bleiben, wenn die Aeder bebaut werben und das 
Vieh gezüchtet wird, wenn bie Induſtrie brauchbare Güter hervorbringt und ber 
Handel fie herbeiſchafft. Wird dagegen das Land barbarifh verwüftet, jo findet auch 
ber Sieger darin ftatt ber Nahrung uud Unterflügung nur unheimliche Verzweiflung 
und gefährliche Rache. 

In der Kriegsführung ber civilijirten Völker ift bie friedliche Natur der 
Privaten früher — freilich nur theilweife — refpectirt, als von den Bubli«- 
ciften begriffen worden. Auch Vattel noc betont die alte Vorftellung, daß 
nicht bloß bie beiden Völker, jondern auch alle Angehörigen ber beiden Staten 
Feinde feien. Selbft die Frauen und Kinder nimmt er nicht aus (III. $ 70. 
72). Freilich verlangt er eine größere Schonung berjelben, als ber kämpfenden 
Feinde (III. $ 145). Aber die ganze Grundlage des Nechtöverhältniffes wirb vers 
borben, wenn basjelbe von dem Geifte ber Feindichaft durchwühlt und verbitlert 
wird. Die humane Rechtsbildung brängt bie Feindihaft in bie engſten Schranfen 
zurüd und verftattet bem Geifte bes Friedens und ber wechfelfeitigen Lebensförberung 
möglihit viel Raum, Deßhalb hebt fie mehr die friedliden Eigenjhaften 
ber Brivaten hervor, und legt barauf und nicht auf ihren flatsredtlichen Verband 
mit bem feinbliden State ben Nahdrud. Als Privatperfonen find fie 
überall feine Feinde, als Statsgenoffen aber nur fo lange und nur in 
fofern, als noch die feindliche Statsgewalt über fie öffentliche Macht übt, 
von bem Augenblide an nicht mehr, wo dieſe Statsgewalt durch ben fiegreichen 
Gegner zurüdgeworfen und verbrängt iſt. Uber nicht bloß der vorbringende Sieger, 
auch ber zurückweichende Feind hat Fein Recht, fie nun als Feinde zu behandeln, 
benn nicht fie zwingen ihn zum Rückzug, indem fie fi des Kampfs enthalten, für 
ihn find fie nad) wie vor friebliche Privatperfonen, über welche er eine Zeit Tang 
Öffentliche Macht gewonnen und dann wieder verloren hat. 
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974. 


Meder die Hriegsgewalt noch die einzelnen fiegreichen Krieger find 
berechtigt, einzelne Perfonen willfürlih und zwedios zu tödten, zu ver— 
wunden, zu mißhandeln, zu quälen, zu Sclaven zu machen oder zu ver— 
faufen, die Frauen zu mißbrauchen oder ihre Keuſchheit zu verlegen. 


Am. 16. 23. 42, Diefe Beftimmung gilt ganz allgemein, nicht bloß bezüg: 
lich der friedlichen Privatperfonen, jondern felbft zum Schuß ber ſeind— 
lihen Berfonen, obwohl diefe während des Kampfs auch dev Tobesgefahr aus: 
gefegt find. Töbten des Feindes im Kampf, um den Widerſtand besjelben zu 
brechen, ift Eriegsrechtlich erlaubt, weil nothwendig, aber Tödten ohne Kampf, ledig— 
lih aus Blutdurſt oder Haß ift auch den Soldaten gegen feindliche Soldaten nicht 
erlaubt. Es gibt fein jus vitae ac necis gegen ben Feind. Bol. zu $ 573 und 
$ 579. 


975. 


Die Kriegsgewalt ift verpflichtet, da3 Menſchenrecht auch in den 
feindfihen Perſonen zu beachten und durch ihre Autorität zu ſchützen und 
wenn ſolche Mifjethaten von Soldaten verübt werden, die Thäter zu 
beitrafen. 


Die Kriegsführung im breißigjährigen Kriege und ſelbſt in ben Zeiten 
Ludwigs XIV, war in Europa nod entjeglih roh. Die ſcheußlichſten Mißhand— 
lungen und Foltergqualen, wie die Nothzucht an ben Weibern Famen bamals noch 
häufig vor. Alle ſolche widerrechtlihe und verwerflihe Graufamfeit wird von ber 
heutigen Kriegsjitte und dem civilifirten Kriegsrecht als barbarifch unterfagt. 


976. 


Es ift wider das DVölferrecht, die Unterthanen der feindlichen Staten 
zu nöthigen, daß fie in dem Kriegsdienſt der fiegenden Macht eintreten, jo 
lange nicht die Eroberung vollzogen und die Beſitznahme des eroberten 
Landes al3 dauerhaft und feitbegründet erjcheint. 


4. Wenn audy bie feindliche Kriegsgewalt, indem fie ſich eines Landes be: 
mädhtigt, bie bisherige Statsautorität verdrängt und fih an ihre Stelle fett (vgl. 
oben $ 540 f.), fo iſt bod; während des Kriegs ber proviforifche Charakter die— 
fer Befignahme zu beachten und es gilt als unrechtmäßig, die Bewohner des nur 
vorläufig beſetzten Landes zum Kriegsdienft gegen ihr bisheriges Vaterland zu zwin= 

gen. Die fittlihe Wirkung des bisherigen und fatsrechtlich nicht zerftörten 
| Bluntfhli, Das Volkerrecht. 21 
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Statsverbandes bauert im Kriege einftweilen noch fort, wenn gleich bie rechtliche 
Autorität ber bisherigen Statsgewalt durch bie feindliche Belegung unterbrochen 
und gehemmt if. Es ift baher unnatürlich, unfittlich und widerrechtlich, den Etats: 
angehörigen zuzumutben, baß fie num auch activ gegen ben Stat feindlich auftreten, 
ben fie nody als ihr rechtmäßiges Vaterland betrachten dürfen. Es war daher völfer- 
rechtswidrig, als bie engliihe Marine nad ber Lostrennung der Vereinigten Staten 
noch amerifaniiche Matrofen weggenommener amerikanischer Schiffe zwingen wollte, 
auf engliſchen Kriegsfdiffen zu dienen. (Vgl. Laboulaye hist. des Etats-Unis II. 
p-. 307.) Wenn fih Freiwillige aus dem eingenommenen Lande an das Heer 
bes Siegers anſchließen, jo ift das eine ganz andere Sache. 

2. Iſt aber die Eroberung vollzogen und die Souveränetät auf ben 
Sieger übergegangen, dann tritt das regelmäßige Unterordnungsverhältniß unter die 
neue Statsgewalt auch in milttärifcher Hinfiht ein; und bie geſetzliche Krieg 8 
pjlicht wird auf die Bewohner bes nen erworbenen Gebietes ausgedehnt, ohne 
Rückſicht auf bie frühere Statsgenofjenfchaft derſelben. 


977. 


Die Religion und die Sprache, die Bildung und die Ehre der be= 
jiegten Feinde und der unterworfenen Privatperjonen find, fo weit es die 
Umſtände erlauben, zu jhonen und wider Bergemwaltigung zu ſchützen. 


Am, 37. Auch darin befteht ein großer Fortichritt des modernen Völker— 
rechts gegenüber ben Anjchauungen bes Mittelalters und ben rohen Sitten, bie noch 
im vorigen Jahrhundert in Europa geübt wurben. Die Unterbrüdung bes 
Eultus mit feindlicher Gewalt ift VBarbarei, e8 wäre benn, daß diefer Eultus 
jelbft die Menſchenrechte und bie Geſetze der GSittlichfeit verlegte. Wie zähe bie 
bittern Erinnerungen an bie Gräuel des breißigjährigen Kriegs fih in Deutjchland 
erhalten haben, und wie ſchädlich die neuen Lehren ultramontaner Verfekerungsjucht 
fortwirfen, hat ber beutiche Krieg des Jahres 1866 gezeigt. In vielen ſüddeutſchen Land— 
gemeinden fürchteten die Proteftanten eine neue Verfolgung ihrer Religion durch fanatis 
firte Katholifen und umgekehrt waren manche fatholijche Gemeinden ganz erflaunt, als 
bie fiegreihen Preußen ihren Gottesdienft mit Achtung behandelten. Erſt bei den 
gebildeten Glafjen und bei ben Regierungen bat ber humane Grundfaß eine fichere 
Stätte gefunden, bedarf aber auch ba noch einer weitern Ausbildung, insbefondere 
mit Rüdfiht auf die Culturintereffen der unterworfenen Vevölferung. 


978, 


Die bewaffneten Feinde find den unvermeivlihen Gefahren des 
Kampfes überhaupt ausgejeßt und fünnen auch im Einzelnfampf mit Recht 
verwundet, berftümmelt, getödtet werden. Die fogenannten Nichttämpfer 
im Heere (Juſtiz- und Verpflegungsbeamte, Feldgeiftliche, Aerzte, Marke— 
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tender) können fi dem Schidjal, das ihren Truppenförper betrifft, nicht 
entziehen und find auch den allgemeinen Gefahren de3 Kampfes der Heere 
ausgefeßt, aber fie werden nur ausnahmsweiſe, vorzüglih aus Mikver- 
ſtändniß und Nothwehr, in den Einzelfampf verwickelt. 


Die Schlacht richtet ſich zunächſt nicht gegen einzelne Individuen, 
fondern gegen einen Heereskörper, deſſen Widerſtand überwunden werben foll. 
Inſofern erſcheint es nicht Abficht, fondern Zufall, daß einer von ben feindlichen 
Kugeln getroffen werde; und es daher auch nicht möglich, die fogenannten Nicht 
kämpfer (non combattans) vor diefer allgemeinen Gefahr zu bewahren, infofern 
fie ji innerhalb des Schußbereihs und unter ben Kämp fern (combattans) be: 
finden. Die Gefahren des Einzelfampfes dagegen von Mann gegen Mann find 
möglihft auf bie legtere Elaffe einzufchränfen, welche ben Wiberftand allein gewaltfam 
aufrecht halten und daher überwunden werben muß. Die erftere Glafje von Per: 
fonen übt auch im Feld einen friedblihen Beruf aus und nimmt an bem pers 
fönlihen Kampf feinen Theil. Es ift daher gegen bie gute Kriensfitte, biefe Per: 
fonen einzeln anzugreifen und zu verwunden ober zu tödten. Indeſſen nicht immer 
wird im Gebränge ber Schlaht und bei Verfolgungen richtig unterfchieden und 
Maß gehalten. Dann it es felbfiverftändlich auch dem Nichtfämpfer erlaubt, ſich 
zu vertheidigen. Dadurch kann auch er ausnahmsweiſe in ben Einzelfampf hinein— 
gezogen und vielleicht ſogar getöbtet werben, vielleicht den Gegner tübten. 


579. 


Der civilifirte Krieg darf nicht mehr auf mechjeffeitige Schädigung 
und Tödtung gerichtet fein, jondern nur auf ein gerechtes Friedensziel. 
Jede unnöthige Tödtung ſelbſt der bewaffneten Feinde ift Unrecht. 


Vgl. oben $ 533. 568. 585. Am. 69. Früher faßte man ben Krieg noch 
fo auf, als gelte es nun, bem Feinde möglihft viel Schaben zugufügen. Die 
Schädigung bes Feindes kann aber nicht Zweck des Krieges fein, wenn gleich fie 
oft eine Folge des Krieges ift, denn der Krieg ift ein Nechtsmittel und fein Ziel 
muß baber ein neuer Friedens: und Nechtszuftand fein. Die Schädigung anderer 
Menihen ift aber niemals eine Aufgabe der Rechtsordnung. Jene ältere Borftellung 
war alfo noch barbariih. Das Ghriftenthum, welches bie Feinde als Brüder lieben 
lehrt, und das Menjchenrecht, welches die Eriftenz der Dienfchen neben einander und 
ihre Wohlfahrt ſichern will, verwerfen biefelbe gleichmäßig. Die Tödtung aud bes 
waffneter Feinde aus blofem Muthwillen ober aus Haß und Rache iſt widerrechtlich. 
Auch die feindlihen Soldaten dürfen nicht wie wilde Thiere dem Schuſſe ber Jäger 
preisgegeben werben. Das Menfchenleben darf nur aus höherer Nothwenbdigfeit, 
nicht aus Leidenfhaft und zur Luft angegriffen werben. 

21* 
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580. 


Der militärische Befehl, dem Feinde fein. Quartier (feinen Pardon) 
zu geben, darf nur aus Gründen der Wiedervergeltung (Repreffalie) oder 
in äußerften Nothfällen insbejondere dann gegeben werden, wenn es der 
eigenen Sicherheit wegen unmöglich it, fi mit Kriegsgefangenen zu be= 
laften, niemals aber aus Haß und Rache. 

Am. 60. Kein Truppenkörper ift berechtigt, zu erklären, baß er überhaupt 


Quartier weder gebe noch annehme. Das wäre nicht mehr Kriegsführung, fondern 
mörderifche Barbarei, 


r 


581. 


Feindliche Truppen, welche ihrerjeit fein Quartier geben, haben auch 
den Anſpruch veriirkt, daß ihnen Quartier gewährt werde. 


Am. 62. 
582. 


Auch wenn das Quartier mit Recht verweigert wird, jo dürfen doch 
Feinde, welche unfähig geworden find, Widerſtand zu leiſten oder bereits 
in der Kriegsgefangenſchaft ſich befinden, nicht getödtet werden. 


Am. 61. Bol. oben $ 501. 


983. 


Truppen, welche in der Uniform oder mit den Fahnen oder Flaggen 
ihrer Feinde fechten ohne ehrliche und offenbare Kennzeichen ihrer Partei- 
ftellung dürfen fein Quartier erwarten. 


Am. 63. 65. Zuweilen werben erbeutete Uniformen und Waſſen vom Feinde 
zur eigenen Bekleidung und Ausrüftung benugt. Darin Tiegt Fein Unrecht. Es 
fann das fogar zur Nothwenbdigfeit werben. Aber es bürfen biefe Uniformen bod) 
nicht zur Täuſchung im Kampfe jelbft mißbraucht werben; baber find in fol: 
hem Falle die eigenen Feldzeichen (3. B. befondere Armbinden) anzulegen, bamit bie 
Feinde ſich wechfeljeitig erfennen. (Vgl. oben $ 565.) 


584, 
Die eigene noch jo lebhafte Meberzeugung, daß der Feind für eine 
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offenbar ungeredhte Sache kämpfe, begründet niemals das Recht, den feind- 
lichen Truppen das Quartier zu verweigern. 


Die Kriegsparteien find fat immer und fogar Teidenfchaftlich ber Meinung, 
daß fie jelber für eine gerechte Sache und ihre Feinde für eine ungerechte 
Sade jtreiten. Sogar wenn fie von Anfang an noch Zweifel haben, werden durch 
bie Steigerung ber Parteileidenfchaft während des Kriegs dieſe Zweifel meiſtens ver: 
brängt, und ber Glaube an bas eigene Recht und das Unrecht des Feindes ojt bis 
zum Fanatismus erhigt, Das Völkerrecht vermuthet auf beiden Seiten guten 
Glauben und kann der Ueberzeugung ber einzelnen Parteien durchaus nicht den 
Einfluß verftatten, daß die humanen und das Menſchenleben ſchonenden Grundſätze 
bes Völferrechts zur Seite geichoben, und ein Vernichtungskampf gegen bie feind— 
lihen Truppen geübt werbe. 


585. 


Teindlihe Perſonen, welche die Waffen ftreden und ſich dem Sieger 
ergeben, find zu ſchonen und bürfen weder verwundet noch getödtet, wohl 
aber entwaffnet und zu Sriegsgefangenen gemacht werden. _ 


Vgl. oben $ 533. 568, 579. Schon in bem uralten Indiſchen Geſetzbuch 
Manus (VIT. 91 F.) ift die Pflicht anerkannt worden, ben Feind, der ſich ergibt, 
zu [honen, Uber dieſe milde Gejeßgebung fteht im Alterthum noch ſehr vereinzelt 
als ein Zeugniß des früh in Indien erwachten humanen Rechtsbewußtjeins. Die 
Römer erklärten ihre Benennung ber Sclaven „eervi* davon, daß ben befiegten 
Feinden das verwirfte Leben geſchenkt worden jei, und meinten, bie Sclaverei aus 
folder Schonung zu redtfertigen. (Florentinus Instit, IX. L. 4. de statu 
hom.: „Servi ex eo appellati sunt, quod imperatores captivos vendere ac 
per hoc servare nec oceidere solent*.) Im Mittelalter noch wurden bie gefans 
genen Feinde wie eine gute Beute betrachtet und ihnen, wie das heute noch bie 
Italienischen Briganten thun, ein möglichit hohes Löfegeld ausgepreßt. Erft bie 
moberne Kriegsführung ift gefitteter geworben und bat ben alten humanen Grunbs 
faß der Feindesſchoönung wieder zu Ehren gebradt. Man braudt nur bie 
Heußerung von Hugo Grotius (Bud III. Gap. 4) mit benen von Battel 
(III. $ 139 u. 140) zu vergleichen, um den großen Fortichritt in ber Humanität 
wahrzunehmen, welcher vom fiebzehnten bis zum achtzehnten Jahrhundert gemacht 
worden iſt; und doch fpridht Vattel no) von einem Recht über Leben und Tod bes 
Feindes, das wir heute als Barbarei verneinen. 


986. 
Die Krankenwagen (Ambulancen) und Militärfpitäler werden als 
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neutral anerfannt und demgemäß von den Sriegführenden geſchützt und 
geachtet werden, jo lange ſich Kranke oder Verwundete darin befinden. 

Die Neutralität würde aufhören, wenn ſolche Ambulancen oder 
Spitäler mit militärijcher Macht bejegt wären. 


Erfler Artifel des am 22. Aug. 1864 zu Genf abaefchloffenen Vertrags, 
um bas Shidfal ber Berwundeten im Krieg zu verbejjern. Den 
Anſtoß zu dieſem Vertrag, einer ber ebelften Errungenjchaften ber fortichreitenden 
Humanität, gab eine Schrift bes Genfer Arztes Dunant, unter bem Titel: 
„Souvenir de Solferino*, worin er bie entfeglihen Eindrücke ſchilderte, welche ber 
Beſuch des Schlachtfeldes von Solferino und ber Militärjpitäler auf ihn gemacht 
hatte, Der Präfident der Genfer Gemeinnüßigen Gefellichaft, Moynier, nahm 
ben Gedanken, daß die Krankenwagen zu neutralifiren feien, auf unb 
beide Menfchenfreunde wendeten fih nun an mehrere Regierungen, um beren Auf: 
merkfamfeit auf bie wichtige Frage zu lenken. UWeberall bildeten fih Vereine zu 
freiwilliger Kranftenpflege für bie verwunbdbeten Krieger und zur 
Unterftüßung ber Berwunbeten. Ein Jahrhundert früher ſchon, am 
7. Sept. 1759, war zwifchen Franfreih und Preußen ein Vertrag zu Stande 
gefommen, nad) welchem bie verwunbeten Krieger geſchont und verpflegt werben fols 
len. Damals ſchon wurben die Spitäler als Afyle bezeichnet, welche aud im 
Kriege heilig zu achten fein. Eine internationale Berfammlung von Commifjären 
vieler Staten bildete nun, unter dem Vorſitz des Generald Dufour, ben Gebanfen 
ber Neutralifirung weiter aus auf die ganze Pflege der Berwunbdeten 
und umgab ihn mit jhügenden Garantien. So fam jener Vertrag zu Stande, 
welcher fofort im Namen ber Staten Baben, Belgien, Dinemarf, Franf- 
rei, Großbrittanien, Hejjen-Darmftadt, Italien, Niederlande, 
Portugal, Preußen, Sachſen, Shweben und Norwegen, Schwerin, 
Spanien, Vereinigte Staten von Amerifa und Würtemberg zuge: 
fiimmt wurbe. Erft nad) dem beutfchen Kriege von 1866 trat Defterreich bei. Auch 
Rußland bat nun 1867 feine Zuftimmung erflärt. Man darf daher wohl biejen 
Vertrag ald ben allgemeinen Ausbrud bes heutigen Völlerrechts bezeichnen. 


587. 


Das Perſonal der Spitäler und Ambulancen für die Auffiht und 
den Geſundheits-, Verwaltungs: und Sranfentransportdienft, ſowie die 
Teldprediger haben, jo lange fie ihren Verrichtungen obliegen und Ver— 
wundete aufzuheben oder zu verpflegen find, Theil an der Wohlthat der 
Neutralität. 


Genfer Bertrag At. 2. 
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988. 


Die im vorgehenden Artikel bezeichneten Perfonen können auch nad) 
der Beſitznahme durch den Feind im den von ihnen beforgten Spitälern 
oder Ambulancen ihrem Amte obliegen oder fi) zu dem Corps zurüd- 
ziehen, dem fie angehören. 

Wenn diefe Perfonen unter folden Umftänden ihre DVerrichtungen 
einftellen, jo find fie den feindlichen Vorpoften von Seite des den Plab 
inne habenden (befitenden) Heeres zuzuführen. 


Ebenda Art. 3. 


589. 


Das Material der Militärjpitäler unterliegt den Kriegsgeſetzen und 
die denjelben zugetheilten Perfonen dürfen daher bei ihrem Rüdzug nur 
die ihr Privateigenthum bildenden Sachen mitnehmen. 

Dagegen verbleibt den Ambulancen unter gleihen Umftänden ihr 
Material. 


Ebenda Art. 4. 


590. 


Die Landesbewohner, welche den Verwundeten zu Hülfe kommen, 
ſollen geſchont werden und frei bleiben. Die Generale der kriegführenden 
Mächte ſind verpflichtet, die Einwohner von dem an ihre Menſchlichkeit 
ergehenden Rufe und der daraus folgenden Neutralität in Kenntniß zu 
ſetzen. 

Jeder in einem Hauſe aufgenommene und verpflegte Verwundete 
ſoll dieſem als Schutz dienen. Wer Verwundete bei ſich aufnimmt, ſoll 
mit Truppeneinquartierungen und theilweiſe mit allfälligen Kriegscontri— 
butionen verſchont werden. 


Ebenda Art. 5. 
591. 


Die verwundeten oder kranken Krieger ſollen, gleichviel welchem 
Volke fie angehören, aufgehoben und verpflegt werden. 
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Den Feldherren foll geftattet fein, die während des Kampfes Ber- 
wundeten jofort den feindlichen Vorpoften zu übergeben, wenn die Um— 
ftände es erlauben und beide Theile zuftimmen. 

Diejenigen, welche nad) ihrer Genefung dienjtuntüchtig befunden 
werden, find heimzufchiden. 

Die andern können ebenfall3 nad Haufe entlaffen werden unter der 
Bedingung, daß fie für die Dauer des Krieges die Waffen nicht mehr 
tragen. 

Die Evacuationen und das fie leitende (beforgende) Perfonal wer— 
den durch unbedingte Neutralität geſchützt. 


Ebendba Art. 6. 
592. 


Eine auszeihnende und überall gleiche Fahne wird für die Epitäler, 
AUmbulancen und Evacuationen angenommen. hr foll unter allen Um— 
ftänden die Landesfahne zur Seite ftehen. 

Depgleihen wird für das neutralifirte Perfonal ein Armband zus 
gelaffen, dejjen VBerabfolgung jedoh der Militärbehörde überlaffen bleibt. 

Fahne und Armband tragen das rothe Kreuz auf weißem Grund. 


Ebenda Art. 7. 


593. 
Die fiegende Kriegsgewalt iſt berechtigt, Kriegsgefangene zu machen. 


Die moderne Kriegsgefangenſchaft bat einen durchaus andern Charakter als 
bie antike und ſelbſt die mittelalterlihe. Der Grundgebanfe ber antiken Krieges 
gefangenfchaft war die Sclaverei, wenn nicht gar bie Abficht des Siegers, mit 
ben Gefangenen im Triumpbzuge zu prunfen und ihre Führer fchlieglih aus Rache 
bem Tode zu weihen ; das Mittelalter betrachtete bie Gefangenen entweber als ein 
Mittel, Löfegelder zu erpreffen, oder geradezu ald Gegenftand ber perſön— 
lihen Rache. Das moderne Kriegsreht fieht in der Kriegsgefangenſchaft vorzüglich 
ein Mittel, bie feindblihe Kriegsmadht zu ſchwächen unb ben Sieg 
zu ſichern. 


594, 
In der Regel find alle feindlichen Perſonen der Kriegsgefangenſchaft 
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ausgeſetzt, friedliche Bewohner in Feindesland aber nur ausnahmsweiſe, 
infofern ſolches die Sicherheit des Friegführenden Heeres oder des krieg— 
führenden States erfordert. 


1. Am. 49. Weil nur diejenigen Rerfonen, welche am Kriege thätigen Anz 
t heil nehmen, verhindert werden jollen, bie feindliche Macht zu verftärken, find zunächit 
nur bie Glieder bes feindlichen Heeresförpers und voraus bie Kämpfer ber Kriegsgefan: 
genſchaft ausgeſetzt, nicht aber bie friedlichen Berfonen. Der obige Unterfchied zwiſchen 
feindlihen und friebliden Perjonen fonmt bier wieder zur Wirfung. 
Früher war man fich befjen weniger bewußt. Noch Vattel (III. $ 148) erklärt 
es zwar für eine löblihe Sitte ber neueren Kriegsführer, daß fie mindeſtens 
Weiber und Kinder nicht mehr zu Kriegsgefangenen machen. Aber er meint, 
das Recht ber Generale, die Kriegsgefangenjchaft auf alle Angehörige des Feindes, 
auch auf bie friedlichjten Glaffen, zu ertveden, fei nicht zu bezweifeln. Man würde 
einen General, ber obne Grund, aus Paune bie ganze Bevölkerung Triegsgefangen 
machte, wohl für einen harten und rohen Mann halten, aber er wiürbe das Völfers 
recht nicht verlegen. Seither ift aber bie Sitte fefter und das Recht ſelbſt humaner 
geworden. Jeder unnöthige und launenhafte Angriff auf bie perjönliche 
Sreiheit, jede unbegrünbdete Knechtung frieblicher Menjchen ift eine Berlekung 
bes natürlihen Menfcdhen: und des humanen Völkerrechts. 

2. Allerdings find auch ſolche Perfonen, welche nicht zum Heere gehören, 
und im übrigen einem frieblichen Berufe leben, dann ber Kriegsgefangenichaft aus: 
gefegt, wenn ihre Freiheit zu einer Gefahr wirb für bie Kriegspartei, welche an dem 
Orte die Macht bat. Dieſe ift berechtigt, 3. B. feindlih gefinnte Journa— 
liften und Barteiführer ebenfo zu Kriegsgefangenen zu machen, wie feindliche 
Dfficiere, weil fie wie biefe die Macht des Feindes ftärfen und vergrößern, ober ber 
herrſchenden Kriegsmacht Schwierigkeiten und Berlegenheiten bereiten. Die offenbar 
activefeindlihe Gefinnung gibt Anlaß und Grund, fich biefer Feinde zu 
bemächtigen. Bol. zu $ 596. 


595. 


Die Nichtfämpfer im Heere und felbft ſolche Perſonen, welche ſich 
dem Heere anfchließen, ohne dazu zu gehören, Berichterftatter, Correſpon— 
denten don Zeitungen, Lieferanten, können zu Kriegsgefangenen werden, 
wenn fi) der Truppenförper ergibt, an den fie ſich angefchloffen haben, 
oder fie auf der Verfolgung ergriffen werden. 


Am. 50. Indem fi biefe Perfonen bem Heeresförper anfhließen, werden 
fie in bie Gefahren besfelben verwidelt, und können ſich nicht befchweren, wenn fie 
— wenigftens vorläufig — als feindliche Perjonen betrachtet und 
friegsgefangen gemacht werden. Ein Grund aber, fie als Kriegsgefangene zu be= 
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halten — (ber Amerikaniſche Art. 50 gefteht ber Kriegsmacht auch biejes 
Recht zu) — ift doch nur baum vorhanden, wenn ihre Gefangenſchaft bie Macht bes 
Feindes verftärkt, oder mit ihrer Freigebung eine Gefahr fiir bie Kriegsmacht ver: 
bunden ift. Jenes wird durchweg ber Fall fein, wenn VBerpflegungsbeamte 
ber feindlihen Armee gefangen werben, biejes zuweilen auch, wenn fremde Bes 
rihterftatter gefangen werben. 


596, 


Die Eigenſchaft einer ſouveränen oder diplomatijchen Perjon befreit 
nicht von der Gefahr der Kriegsgefangenichaft, wenn Ddiefelben zu ber 
feindlichen Macht gehören oder Bundesgenofjen derjelben find, oder wenn 
diejelben an der Kriegsführung ſich perjönlich betheiligt Haben. 


Am. 50. Die Kriegsgefangenfhaft bes feindblihen Souveräns ober 
bes feindlihden Minijters bes Aeußern iſt meiltens ein fehr förderliches 
Mittel, um eher einen günfligen Frieden zu fchliefen. Ein Grund, diefe Perfonen 
von ben Gefahren bes Krieges zu befreien, ift nicht vorhanden. Im Gegentheil, ba 
fie gewöhnlich den Krieg verjchuldet oder doch entjchieden haben, jo ziemt es fich, 
daß bie Verantwortlichfeit des Kriegs vorzugsweile auf ihnen lafte und fie die Ge: 
fahren besjelben mit befiehen. In ähnlicher Weife find aud bie politifhen 
Regenten und Führer ber einzelnen Provinzen und Kreiſe eher ber Gefahr 
ausgejeht, zu Kriegsgefangenen gemacht zu werben, als bie frieblihen Verwal: 
tungsbeamten, Richter, Gemeinberäthe, 


97. 


Wenn die Bevölferung ih in Maſſe zur Vertheidigung ihres 
Landes erhebt, jo wird diejelbe als feindli behandelt und kann Triegs- 
gefangen werden. 


Am. 51. Es gilt bas überhaupt von jeber georbneten activen Theilnahme 
durch bie Bürger an ber Kriegsführung. Die bethätigte Parteinahme zer: 
ftört die Eigenſchaft der Friedlichkeit und verwandelt bie friedlichen Bürger in feind— 
liche Perfonen, 


598, 


Kein Befehlshaber ift zu der Drohung beredtigt, daß er die nicht 
uniformirten Landftürmer als Räuber behandeln werde. 

Wenn aber eine feindliche Gegend bon der Kriegsgewalt eingenommen 
und bejeßt ijt, jo gilt während dieſes Beſitzes ein Aufitand als Verlegung 
des Kriegsrechts und kann ftrafrechtlich behandelt werden. 
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4. Am. 52. Der Landſturm iſt in feinem Recht, wenn er fi zur Bers 
Iheidigung bes Landes erhebt. Er fteht dann unter ben Befehlen feiner Regierung 
und ihrer Kriegsgewalt. Landftürmer find dann, wie bie Soldaten bes ſtehenden 
Heeres und der Landwehr, als feindlihe Perfonen zu behandeln und Fünnen 
friegsgefangen werben. Das Kriegsreht, nicht das Strafrecht, findet auf fie An— 
wendung. 

2, Aber anders ift es, wenn innerhalb des vom Feinde eingenommenen Ge— 
bietes die Landftürmer fich gegen bie Kriegsgemwalt erheben, denn dieſe ift, fo fange 
fie im Beſitz des Gebietes ift, als ermächtigt anzufehn, die öffentliche Gewalt im 
bemjelben auszuüben. Sie kann daher einen Aufftand nicht bloß wie einen feinds 
lichen Widerſtand Eriegerifch bewältigen, ſondern die Schuldigen ſtrafrechtlich verfols 
gen. Das gilt auch von Aufftänden im Rüden eines fortſchreitenden 
Heeres. Allerdings kann bie Volkserhebung jo groß werben, baf fie bie Grenzen 
bes Strafrechts überjchreitet, und eine neue kriegeriſche Macht ſchafft. Danı 
fonmen bie obigen Grundfäge von $ 512 zur Anwendung. Freilich find bie 
Kriegsmächte nicht immer geneigt, biefe Milderung zuzugeitehn. Indeſſen die öffents 
liche Meinung hat doch mit gutem Grund ſchon zur Zeit eined weniger humanen 
Kriegsrechts es gemihbilligt, daß die franzöfiihen Nevolutionsheere gefangene Auf— 
ſtändiſche in der Bendée und Napoleon I. ben Tyrolerführer Anbreas Hofer 
ſtrafrechtlich haben erſchießen laſſen. 


599. 


Geiſtliche, Aerzte, Apotheker, Heilgehülfen dürfen, wenn ſie nicht am 
activen Kampfe Theil nehmen, nicht zu Kriegsgefangenen gemacht werden, 
es wäre denn, daß fie berlangten, die Sriegägefangenjchaft mit ihren 
Truppen zu theilen, oder die Unterftüßung diefer Durch jene als nothwendig 
erſcheint. Indeſſen find fie auch in diefen Ausnahmsfällen um ihres 
friedlichen Berufes willen im Dienfte der Menjchheit mit möglichiter Scho- 
nung und NRüdjicht zu behandeln. 


Am. 53. Bol. oben $ 587. 588. Die Neutralifirung biefer Ber: 
fonen bildet die Megel, aber fie findet doch in ben Bebürfniffen ber Berwunbeten 
und Kranfen jelbft eine Grenze, Wenn die feindlichen Aerzte nach einer Niederlage 
das Schlachtfeld verlaffen wollten, wo vielleicht Hunderte von Verwundeten in Noth 
find und dringend nad Hilfe jchreien, jo darf ber Heerführer, in deſſen Gewalt fie 
geraten, ihnen wohl zumutben und fie nöthigenfalls mit Gewalt dazu anhalten, 
daß fie fi ihrer Pflicht nicht während ber höchſten Noth entzichn. Immer aber 
ift ihnen möglichft bald wieder volle Freiheit zu gewähren. 


600, 
Die Geifeln, welche von dem feindlichen State oder der feindlichen 
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Bevölkerung geftellt oder von der Kriegsgewalt aus dringenden Gründen 
der Sicherheit genommen werden, find den Striegsgefangenen ähnlich in 
ihrer freien Bewegung gehemmt, Indeſſen wird der Entzug oder die Be- 


ſchränkung ihrer Bewegungsfreiheit durch die Rückſicht auf den Zweck 
näher beſtimmt und begrenzt, um deſſen willen die Geiſeln gegeben oder 
genommen ſind. 


Am. 54. Geiſeln (vgl. oben 5426) werden zuweilen während bes Kriegs 
gegeben in ber Abficht, Für eine übernommene Leiftung, 3. B. für Bezahlung 
einer Kriegscontribution, für Meberlieferung eines feften Platzes Sicherheit zu ges 
währen, Sie werben aber auch zuweilen genommen, um Sicherheit zu gewinnen 
vielleicht für bie Ruhe einer eingenommenen Stabt ober Gegend. Borzugsweife 
werden dann angeſehene Perſonen als Geiſeln verwendet, weil nur biefe theils 
durch ihren Ginfluß auf die Bevölkerung, theils um ber Rückſicht willen, welche die— 
felbe auf jene Perfonen zu nehmen pflegt, eine perfönlihe Gewähr zu geben im 
Stande find. Solche Geifeln find im wejentlichen nicht anders zu behandeln, als 
bie Friebensgeifeln, nur wird eine größere Sorgfalt darauf zu nehmen fein, 
daß fie fich nicht ber feindlichen Gewalt durch bie Flucht entziehen, 


601. 


Kriegsgefangene find nicht Strafgefangene, ſondern Sicherheits- 
gefangene. Sie dürfen nicht mighandelt, noch gequält, noch zu unwürdigen 
Handlungen gezwungen werben. 


1. Am. 56. 75. Die feindlihen Perfonen Haben rechtmäßig gehan— 
belt, als fie am Kriege Theil genommen Hatten, indem fie dazu von Seite ihrer 
Statsgewalt beauftragt oder ermächtigt waren. Sie bürfen daher von dem Sieger 
nicht erafrechtlich verfolgt werben. Kriegsgefangene werben fienur aus potitiſchen 
und militärifchen, nicht aus ftrafrechtlihen Gründen, Eben deßhalb ift es nicht 
bloß barbarifh und graufam, eines civilifirten States nicht würdig, die Kriege: 
gefangenen zu mißhandeln, ſondern auch widerrechtlich, benn jede ungerecht— 
fertigte Gewalt, bie gegen Andere geübt wird, ift wider das Recht. 

2. Schon auf dem Transport find daher die Kriegsgefangenen vor ber Beleibi- 
. gung bes vielleicht feindlich aufgeregten Pöbels zu hüten, Dann find fie — wo 
möglid — in jeften Plätzen, aber nicht im eigentlichen Gefängniffen, unterzus 
bringen. Als die franzöfifchen Gefangenen noch in ben Jahren 1812 u. 1813 von 
Rußland wie Verbrecher nah Sibirien transportirt wurben, war bas eine Maß: 
regel, welche ber ältern Kriegspraris wohl erlaubt fcheinen mochte, aber bem heuti— 
gen Rechtsbewußtſein nicht mehr entipridht. Ebenſo war das Berfahren, welches 
während bes norbamerifanifchen Bürgerkriegs in einem fübftatlihen Gefängniß gegen 
Kriegsgefangene ber Union gehandhabt wurde, indem bie Leute an Luft und Nah: 
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rung heftigen Mangel litten und überbem nod roh behandelt wurben, wiber bas 
Bölferreiht. 


602. 


Perſonen, welche wegen eine3 vor ihrer Sriegsgefangenjchaft ver— 
übten Vergehens der Strafgerichtsbarfeit des Nehmeitats unterworfen find, 
können auch nachher von dem Gerichte verfolgt und beftraft werden. 


Am. 59. Die Kriegsgefangenihaft macht natürlich nicht frei von der ohnehin 
begründeten Berantwortlichkeit für Vergeben und Verbrechen, welche vor der Kriegs: 
gefangenjchaft verübt worden find. Wenn 3. B. Jemand, ber zuvor in bem Nehme: 
fat Wertbpapiere unterfchlagen oder gejtohlen hatte, ſpäter Kriegsgefangener wird, 
fo wird er ebenſo der Verfolgung des Strafgerichts überliefert, wie wenn er in 
dem eingenommenen State vorher einen gemeinen Morb begangen hatte, 


603. 


Die Kriegsgefangenen find nicht Gefangene des Individuums, dem 
fie fich ergeben haben, fondern des Stated. Sie können daher auch nicht 
bon jenem losgefauft und freigelafjen werden, jondern nur vom State. 


Am. 74. Die Kriegsgefangenihaft it Kriegsmittel bes Stats, und 
nit Machtübung ber Einzelnen, Sie bejteht nur zu Statszweden, und nicht 
zur Befriedigung von Privatintereffen und Privatleidenfchaften. Daher kann nur 
ber Stat barüber verfügen. Die Kriegsgefangenen find abzuliefen an das Comes 
mando, welches orbnungsmäßig und Fraft feines Amts über das weitere Schidjal 
berjelben entfcheibet. 


604, 


Kriegsgefangene find der Eingrenzung in eine Feſtung oder eine 
Stadt oder einen anderen Ortsumfang und ſogar, wenn nöthig, dem Ge— 
fängniſſe unterworfen, ſoweit die Intereſſen ihrer Sicherung es erfordern. 


Am. 75. Das leitende Motiv ber Eingrenzung darf nie das fein, ben 
Kriegsgefangenen ein Leiden zuzufügen, ſondern immer nur bas politiſch-mili— 
tärifche, dieſelben einftweilen von der Theilnahme am Kampf fern zu halten und 
burch den Gewahrfam, in dem fie gehalten ‚werben, ben eigenen Sieg und einen 
günftigen Frieden zu fördern. Officieren, welche fid) auf Ehrenwort erklären, Keinen 
Sluchtverfuch zu machen, wird baher oft bie Freiheit verftattet, beliebig in einer 
Stabi zu wohnen und ſich fogar in der Umgegend frei zu bewegen. Die Feithaltung 
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in einem Gefängniß ift eine ertreme Maßregel, zu welcher man insbeſondere 
gegen foldhe Kriegsgefangene berechtigt ift, welche ſich bderfelben durch die Flucht 
hatten entziehen wollen, Vgl. zu $ 601. 


605. 


Der Nehmeftat ift verpflichtet, für die Ernährung und für die Ge— 
jundheit der Kriegsgefangenen ſoweit nöthig zu jorgen. 


Bol. oben zu 604. Die Art der Ernährung wird burd bie Landess 
und Volksſitte bejtimmt. 


606. 


Soweit die Kriegägefangenen aus eigenen Mitteln für ihren Lebens— 
unterhalt zu jorgen im Stande find, ift der Stat nicht dazu verpflichtet. 


Sie können ihr mitgebradhtes Gelb dazu verwenden ober ihren Grebit benußen. 
Die Verpflichtung des Stats, fie zu ernähren, beruht nicht auf einer Unterſtützungs— 
pflicht an fi, jonbern darauf, daß er bas vermeintliche Recht über Leben und Tob 
nicht hat, fondern verpflichtet if, ihr Leben zu erhalten, für beffen Unterhalt 
fie wegen der Gefangenfhait außer Stande find, ſelber zu jorgen. 


607. 


Die Kriegsgefangenen müſſen fih allen den Anordnungen fügen, 
welche der Nehmeftat im Intereſſe ihrer fichern Verwahrung für nöthig 
erklärt. 


Sie dürfen wohl gegen läftige und unpafjende Anordnungen der nähern Aufs 
fiht je an die übergeordnete Stelle Beſchwerde führen undaud ihre Wünſche 
äußern Aber Widerfeklichkeit kann nicht geduldet, ſondern muß jofort unter— 
brüdt werben, wenn nicht für ben Stat und feine Kriegsführung daraus ernite 
Gefahren und Nachtheile entjtehen jollen. 


608. 


Diefelben können auch inzwiſchen zu Arbeiten angehalten werden, 
welche ihren bürgerlichen BVerhältniffen und ihrem Range angemeljen er= 
jcheinen. Aber niemals dürfen fie zur Theilnahme an dem Waffentampf 
zu Gunften des Nehmeftates angehalten werden. Auch dürfen fie nicht 
gezwungen erden, irgend welche Aufichlüffe zu geben oder Mittheilungen 
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zu machen, welche die Intereſſen des States gefährden, welchem fie gedient 
haben. 


Am. 76. 80. Die Verwendung zu angemejfenen unb verhältnißs 
mäßigen Arbeiten bient als Erjaß für die Koften, weldhe ber Stat auf ben 
Unterhalt der Kriegsgefangenen auszulegen genöthigt if. Es ift bas dem Mefen 
nah nicht Strafarbeit, fondern Erfaßarbeit. Die bona fides, welche bie 
Staten einander ſchulden, erfordert, daß man aud den Kriegsgefangenen nichts Un— 
würbiges zumutbhe; und moralifh unwürdig wäre es, fie zum Kampf wider ihr 
Vaterland und ihre Stats: und FKriegsgenofjen zu zwingen. Dagegen bat bie 
Arbeit an Feftungsbauten, während ber Kampf noch fern ift, nicht biefen Charakter 
unntittelbarer. Feindfeligfeit. Dazu Fünnen daher Kriegsgefangene wohl angehalten 
werben. Bol. oben $ 576. 


609, 


Ein Kriegsgefangener, welcher entſpringt, kann bei der Verfolgung 
auf der Flucht getödtet, aber er darf nicht, wenn er wieder eingefangen 
wird, wegen des Fluchtverſuchs geſtraft werden. 


1. Am. 77. Die Kriegsgefangenſchaft wird durch einen Aet der feindlichen 
Kriegsgewalt begründet, welche ihre Ueberlegenheit bewährt. Es iſt ein Unglück, 
kriegsgefangen zu werden, aber es iſt kein Unrecht, ſich der Gefangenſchaft wie— 
der zu entziehn, denn das heißt nur, die natürliche Freiheit wieder erwerben und 
einer Demüthigung entgehn. 

2. Flüchtige Kriegsgefangene können freilich wieber mit Gewalt ver: 
folgt werben. Wenn bie Flucht vereitelt und fie wieber eingebracht werben, dann 
it eine frengere Bewadhung, nad Umſtänden eine engere Einſchließung wohl 
gerechtfertigt, aber nicht die Beftrafung derer, welche Fein Vergehen begangen, jonbern 
nur einen menfhlih untabelbaften und kriegsrechtlich erlaubten 
Verſuch gemacht haben, die verlorene Freiheit wieder zu gewinnen. 


610. 


Eine Verſchwörung unter den Kriegsgefangenen zu allgemeiner Be— 
freiung kann wegen ihrer Gefährlichkeit kriegsgerichtlich beftraft werden. 
Ebenjo ein Complot unter den Kriegsgefangenen zum Aufruhr gegen die 
beitehenden Autoritäten. Sogar die Todesftrafe ift in ſchwereren Fällen 
der Art gerechtfertigt. 


Am. 77. Die Kriegsgefangenen find feindliche Perfonen, welde nur ber 
Vebergewalt fich fügen. Sedbe gemeinjame Auflebnung berjelben ift baber 
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von Außerfter Gefährlichkeit. Sowohl Friegerifhe als ſtrafrechtliche Mittel fünnen 
bier angewendet werben, um bie Gefahr zu bewältigen. Werben bie empörten 
Kriegsgefangenen von Bewaffneten umftellt und für ben Fall, daß fie nicht fofort 
zum Gehorſam zurüdfehren, mit Erſchießen bedroht, fo ift das Erneuerung bes 
Kampfs, eine friegerifche oder, wenn man will, eine policeilihe Maß: 
regel, nicht Juſtiz. Aber die Gefährlichkeit folder Verfhwörungen und Aufjtände 
rechtfertigt auch ein ſtrafgerichtliches Einfchreiten ber Kriegsgerichte, 


611. 


Wenn es einzelnen Sriegsgefangenen oder auch den Kriegsgefangenen 
insgefammt gelingt, zu entfommen und dieſelben Perjonen jpäter wieder 
friegsgefangen werden, fo können fie wegen der frühern Flucht nicht ge— 
ftraft werden. 


Am. 78. Sie können wohl forgfältiger verwahrt werben. Vgl. oben ol 


612, 


Die Auswechslung der Sriegsgefangenen während des Srieges ift 
Sache der freien Gonvenienz der friegführenden Staten. Ohne vorherigen 
Vertrag ift fein Stat verpflichtet, diefelbe zu gewähren. Auch eine vor— 
herige Verabredung verliert ihre Verbindlichkeit, wern der andere Pacifcent 
diejelbe verlegt hat. 


Am. 109. Das wechjeljeitige Intereſſe der beiden Friegführenden Parteien 
beſtimmt diefelben, zumal bei lange dauernden Kriegen, wohl, bie beiberfeitigen 
Kriegsgefangenen gegen einander auszumwechfeln. Sie vermindern dadurch bie 
Laften ber Unterhaltung und Bewachung, und verlieren nichts babei, benn bie Vor: 
theile, welche eine Kriegspartei der andern gegenüber von bem Beſitze von Kriegs: 
gefangenen erwartet, können erjt beginnen, wenn bie eine Partei mehr Kriegs— 
gefangene befigt, als bie andere. Soweit fich beide gleichitehen, werden bie Vor— 
theile des Beſitzes aufgewogen und pur bie Nachtheile bleiben beiderjeits. Aber eine 
Pflicht, die Gefangenen umzutauſchen, befteht nicht. Vielmehr bedarf es einer beſon— 
bern Berftändigung beider Parteien, um bie Auswehslung vorzunehmen, 


613. 


Im Zweifel ift anzunehmen, daß die Ausmwechslung Mann für 
Mann, Rang für Rang, Verwundete für Verwundete gemeint ſei und daß 
“die Entlafjenen mwechjeljeitig für die Dauer des gegenwärtigen Krieges nicht 
mehr zu Kriegsdienften verwendet werden, 
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Am, 105. Der Grundfaß ber Gleihwerthung (Parität) entjpricht dem 
natürlichen Nechtsfinn, welcher bie feineren und beflreitbaren Unterjchiede nicht bes 
achtet wiljen will. Es find daher auch Linienofficiere den Landwehroffi— 
cieren, und bie Soldaten ber verſchiedenen Waffengattungen einander gleich zu 
ftellen. Die Zeitfrift, während welcher bie Entlafjenen nicht mehr am Kampfe Theil 
nehmen bürfen, fann buch Vertrag näher beflimmt werben, Gewöhnlich wirb die— 
felbe auf die Dauer des gegenwärtigen Kriegs befchränft und beihalb darf bas im 
Zweifel als die Meinung der Partei vermuthet werben. 


614. 


Für Gefangene von höherem Rang werden in Crmanglung bon 
gegnerifchen Gefangenen desfelben Ranges je nad) der Verabredung eine 
Anzahl Gefangener von geringerem Range ausgewechſelt. 


Am. 106. Die Schäkung iſt freilich ſehr willkürlich, fie ift aber nicht zu 
entbehren, wenn ber Zmwed bes gleihmäßigen NAustaufhes von Gefangenen er— 
reicht werben fol. Das Nähere wird gewöhnlich durch Eartelverträge bejtimmt, 
welche von ben feindlihen Regierungen oder Befehlshabern abgeſchloſſen werben. 


615. 


Die Kriegsgefangenen haben die Ehrenpflicht, ihren wirklichen Rang 
anzumelden und weder einen niedrigeren Rang in der Abſicht anzugeben, 
ihrem State bei der Auswechslung einen VBortheil zuzumenden, noch einen 
höheren Rang zu behaupten, um eine befjere Verpflegung zu erhalten. 
Verletzungen dieſer Pflicht können beitraft und eine gerechte Urſache werden, 
die Entlafjung folder Gefangenen zu verweigern. 


Am. 107. Der Nehmeftat ift jedenfalls berechtigt, eine derartige Täuſchung 
bisciplinarijch oder ftrafrechtlih zu ahnden. Aber aud ber heimiſche Commandant 
kann den Untergebenen nad ber GEntlaffung zur Verantwortung ziehen und betrafen. 
Freilich wird ber Tettere weniger dazu veranlafßt fein, wenn bie Täuſchung in ber 
Angabe eines geringern Ranges, als wenn fie im der Anmaßung eines höhern 
Ranges beſtanden hatte, 


616. 


Die Ueberzahl don entlaffenen Gefangenen mag durch ein entfpre= 
chendes Löfegeld oder andere Gegenleiftungen ausgeglichen werden. Solche 
Berabredungen bedürfen aber im Zweifel der Genehmigung der oberjten 
Autoritäten. 

Bluntfhli, Das Vollerrecht. 22 
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Am. 108. Zu Gegenleiftungen bient unter Umftänden bie Lieferung von 
Nahrungsmitteln oder Kleidungsftücden beffer noch als Geld. Unter ber oberften 
Autorität ifl aber nicht nothiwendig bie Statsregierung, ſondern auch ber Höcft: 
commanbirende ber betreffenden Armee zu verfiehen. 


617. 


Kriegsgefangene können nach Umftänden auch auf Ehrenmwort ent= 
laſſen werden. 


Am. 119, 


618, 


Ehrenwort (Parole) bedeutet die Einfegung der perfönlichen. Ehre 
und der ehrlichen Treue, die verſprochene Zulage/ ʒu erfüllen, mit Rüdficht 
auf welche die Entlaffung gewährt. ift. 1.633 


Am. 120. 
619, 


Die Abgabe des Ehrenworts ift zwar ein individueller aber fein 
bloßer PBrivatact, jondern gehört dem öffentlichen Rechte an. 


Am, 121. Der Gefangene Tann nur fein individuelles Wort geben 
und nur feine perfönlihe Ehre verpfänden. Inſofern ift das eine individuelle 
That; aber doc nicht ein Privatgefchäft, denn er fann es wieder nur als Kriegs: 
gefangener thun, b. h. aus einem völfers und Friegsrechtlichen Zuftande heraus und 
in ber Abficht biefen zu löſen. Inſofern bat ſchon bie Erflärung eine öffentliche 
rechtliche Bedeutung. Noch entichiedener tritt diefe Bedeutung hervor in ber 
Annahme ber Erklärung von Seite der Statsmacht und in der Entlaffung 
aus ber Gefangenjhaft. 


620. 


Kein Kriegsgefangener kann zur Ertheilung des Ehrenworts gezwun— 
gen werben und feine Regierung ift verpflichtet, Sriegsgefangene auf Ehren- 
wort hin frei zu geben. Die Kriegspartei kann aber durch eine allgemeine 
Verordnung erflären, ob und unter melden Bedingungen fie Gefangene 
auf Ehrenmwort entlafjen werde. 
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Am. 132. 133. Aehnlich verhält es ſich mit der Ertheilung einer ber 
Ihränften Freiheit an die Kriegsgefangenen, mit Bezug auf ihr Ehrenwort, 
daß fie biefelbe nicht zur Flucht mißbraucden werben. Einem gefangenen Officier 
kann fo verftattet werden, in einer Stabt frei zu leben auf fein Ehrenwort bin, 
baf er ben Umkreis derfelben nicht verlaffen werde, Weigert er fi, das Ehrenwort 
zu geben, fo ift ber Nebmeftat veranlaßt und berechtigt, ihn im fihern Gewahrſam 
zu bringen. 


621. 


Soldaten fünnen das Ehrenwort nur dur Vermittlung ihrer Of- 
ficiere und auch diefe nur mit Genehmigung ihres oberften Officiers geben, 
der zur Stelle ift. 


Am. 126. 127. Weil das ganze Verhältniß eine politifche und vorzüg— 
lich militärifche Bedeutung bat, fo bedarf es der Ermächtigung eines Officiers, 
bem ein Commando übertragen ift und barf nur, wenn ein ſolcher nicht da ift, von 
einem andern Dfficier eingegangen werden. Wenn fein Officier ba ift, dann freilich 
fünnen bie Soldaten auch auf ihr perjönliches Ehrenwort hin entlaffen werben. 
Die Solbatenehre ift nicht auf die Officiere beſchränkt. Wie man dem Eibe ber 
Soldaten vertraut, ſo kann man auch ihrem Ehrenwort vertrauen. Aber bie Sitte 
bes Ehrenworts beſchränkt fi gewöhnlich auf die höher gebildeten Glaffen, und in— 
fofern kann e8 Bedenken haben, basjelbe bei gemeinen Soldaten, ohne Dfficier, 
zuzulaſſen. 


622. 


Während der Schlacht iſt die Entlaſſung auf Ehrenwort nicht zu— 
läſſig und unwirkſam. 


Um. 128. Wohl können ſich während ber Schlacht Truppentheile als Kriegs: 
gefangene ergeben, aber die Löſung des Verhältniſſes auf Ehrenwort hin wird als 
der Kriegsſitte zuwider betrachtet. Das amerikaniſche Statut geht weiter. Es er— 
klärt auch die Entlaſſung ganzer Truppenkörper nach der Schlacht auf Ehrenwort 
für unzuläſſig und unverbindlich, und ebenſo die allgemeine Entlaſſung einer Menge 
Gefangener mit der bloßen Erklärung, daß ſie auf Ehrenwort entlaſſen ſeien. Es 
bedarf vielmehr eines beſondern perſönlichen Acts. 


623. 


Die gewöhnliche Einſetzung des Ehrenworts hat den Sinn, daß der 
auf Ehrenwort Entlaſſene während des Kriegs nicht mehr gegen den ent— 
laſſenden Stat kämpfen werde, außer es wäre für ihn ſpäter ein anderer 
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Kriegsgefangener ausgewechjelt worden und in Folge deſſen das Recht der 
Auswechslung maßgebend geworden. 


Am. 130. Auch bei der Auswechslung Fafın dieſelbe Beſtimmung bes 
Nichtdienens verabredet oder auch ohne Verabredung gemeint fein. Vgl. $ 612. 
Es ſind aber auch entgegengeſetzte Verabredungen möglich, in Folge deren die aus— 
gewechſelten Gefangenen wieder in die Reihen der Armee eintreten dürfen. 


624. 


Das Verſprechen bezieht ſich nur auf den activen Felddienſt gegen die 
entlaſſende Kriegspartei und ihre Bundesgenoſſen, nicht auf den innern 
Militärdienſt und nicht auf civile oder diplomatiſche Dienſtleiſtungen, auch 
nicht auf das Fechten wider andere Feinde. 


Am. 130. Nur das Fechten wider die Kriegspartei gilt als Treu— 
bruch und als ſtrafbarer Mißbrauch der zurückgegebenen Freiheit. Die auf Ehren— 
wort entlaſſenen Officiere können aber zum Einexercieren von Rekruten, 
ober zu Befeftigungs» ober Bureauarbeiten verwendet werben, ohne baf 
barin ein Treubruch erfannt wird, 


625. 


Ein Officier, welcher dem Ehrenmwort zuwider gegen die entlaffende 
Kriegspartei ficht, kann um dieſes Treubruches willen, wenn er neuerdings 
in die Gewalt derjelben geräth, kriegsgerichtlich geftraft und fogar zum 
Tode berurtheilt werden. 


Am. 130. Es ift das ein fchweres Vergehen gegen ben Stat, ber ibn frei: 
gelaffen Hat, aber auch vor dem Ehrgefühl ber eigenen Truppen nicht zu rechtfer— 
tigen. Werden folde wortbrüchige Dfficiere wieder ergriffen, fo können fie vor 
ein Kriegsgericht geftellt unb von biefem verurtheilt werben. freilich wenn ber 
Krieg zu Ende fommt, dann hört auch bas Recht zur Verfolgung und Beſtrafung 
folder Berlegungen bes Kriegsrechts auf. Man barf im Frieden nicht wieder auf 
ſolche Straffälle zurüdgreifen. 


626. 


Wenn die Regierung, welcher der auf Ehrenwort entlafjene Officier 
angehört, das Verſprechen nicht billigt, jo ift derſelbe verpflichtet, fich wie— 
der zur Kriegsgefangenſchaft zu ftellen. Nimmt ihn der Feind nicht mehr 
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al3 Gefangenen an, fo ift er bon feiner Zufage befreit und des Ehren- 
worte entbunden. 


Am, 131. Er darf nicht etwa, geftüßt auf die Nichtgenehmigung, ſich als 
thatfächlich frei betrachten und in feinen Truppenförper wieder eintreten, fonbern er 
muß fi), da die Entlafjung unwirffam geworben ift, nun wieder ald Kriegs: 
gefangenen betradhten und fih bem Feind wieder ftellen. Nur biefer 
kann ihm bie Freiheit wieder geben; fie zu nehmen ift Treubruch am Chrenwort. 


6. Verfahren gegen Deferfeure und WÜeberläufer, Hpione, Kriegs— 
verräfher, Wegeführer, Räuber, Marodeurs, Kriegsrebellen. 


627. 


Deferteure, die wieder eingebracht werden, oder Ueberläufer zum 
Teinde, welche wieder gefangen werden, find der ftrafgerichtlichen Behand- 
lung des Kriegsrechts untertoorfen und können mit dem Xode beftraft 
werden. 


Am. 1. Es ift das, genau genommen, eher ein Sat des einheimiſchen 
Strafrehtes als bes Völkerrechts. Indeſſen mag die Rüdficht darauf, daß 
bie Deferteure, indem fie ihrer Fahnenpflicht untren werben, fich gewöhnlich 
in ein frembes Land begeben und daß die Ueberläufer geradezu zum Feinde 
übergeben, es rechtfertigen, daß dieſe Fälle auch in einer Darftellung bes Völker— 
rechts erwähnt werben, 


628. 


Spione können, wenn fie bei Erfüllung ihrer Abficht ergriffen wer— 
den, Eriegsrehtlih mit dem Tode beſtraft werden, ohne Rückſicht darauf, 
daß fie aus Auftrag handelten und ob ihre Späherei von Erfolg war 
oder nicht. 


Am. 88. Der Grund ber firengen Beftrafung der Spione liegt vorzüglich 
in ihrer Gefährlichkeit für die Kriegsführung, verbunden mit ber als nicht 
ehrenhaft betrachteten Handlungsweiſe ber Spione, nicht darin, daß biefelben 
eine verbreherijhe Gefinnung bethätigen. Wenn fie im Auftrag ihres 
States handeln, jo können fie in gutem Glauben fein, eine Pflicht zu erfüllen; und 
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fogar wenn fie aus freiem Antrieb handeln, jo kann auch hier ber Patriotismus fie 
bazu treiben, Die Tobesftrafe fol zur Abſchreckung dienen. Der Kriegsgebraud) 
bat fie fogar in ber entehrenden Form bes Hängens eingeführt. Aber fie barf doch 
nur als äußerſte Strafe in den gefährlichfien Fällen zur Anwendung kommen. 
In jehr vielen Fällen wäre fie unverhältnißmäßig hart. Die neuere Praris 
ift auch bier milder geworben und begnügt fich oft mit geringen Strafen, inbeſon— 
bere mit Verhaft. Ein bekanntes Beispiel ber härleſten Strafe, die an einem höhern 
Dfficier der feindlichen Armee vollzogen wurde, ift die Hinrichtung bes engliſchen 
Majors Andre, des Generaladjutanten ber Königlichen Armee, welder in bem 
norbamerifanifchen Befreiungsfriege von einem amerifaniihen Kriegsgeriht zum 
Tode verurtheilt und troß der Verwendungen ber engliſchen Generale gehängt 
wurde, Er hatte vergeblich darum gebeten, als Kriegsmann erſchoſſen zu werben. 
Bol. Bhillimore IIL 183 f. 


629. 


AS Spion wird betrachtet, wer heimlicher Weile oder unter trüge— 
riſchen Vorwänden ſich in die Linien des Heeres in der Abficht. einjchleicht 
oder begibt, um Erkundigungen einzuziehn, die für die Kriegsführung des 
Feindes erheblich ſind, und dieſelben an den Feind mitzutheilen. 


Am. 88. Die offen geübte Erkundigung kann zum Verrath mißbraucht 
werben (vol. $ 631), aber fie iſt nicht Spionerie. Der Makel des Anſtößigen und 
Unehrenhaften, welcher der Spionerie anflebt, beruht auf der Heimlichkeit bes 
Berfahrens und den trügerifhen VBorwänden Das — wenn aud heim 
lihe — Erſpähen der feindlichen Nüftungen und Waffenpläße vor bem Ausbruch des 
Kriegs kann je nad) Umfländen policeilich geahndet, darf aber nicht als Spies 
nerie Triegsgerichtlich beftraft werden. Nur im Kiege und nach Kriegsrecht gibt es 
Spione, Aud dann aber muß man fih hüten, allzuleicht auf Spionerie zu jchlies 
ben. In dem beutfchen Kriege von 1866 war die Spionenriecherei befonders in 
ben fübdeutfchen Heeren zu einer Manie geworden, welche eine Menge höchſt uns 
fehuldiger Perfonen momentan arg beläftigte, aber ſchließlich doch nirgends ernſte 
Folgen Hatte. 


630. 


Militärperfonen, welche al3 erkennbare Feinde in die feindliche Linie 
eindringen, wenn aud in der Abficht, die Stellung und die Berhältnifje 
des Feindes zu erkundigen und Truppentheile, welche recognogciren, dürfen 
wohl kriegsgefangen gemacht, nicht aber als Spione behandelt werben. 


Die Entfendung von Recognitionspatrouillen gehört zu ben erlaubten 
und wechjeljeitig geübten SKriegsmitteln, Es können auch einzelne ortsfundige Sol— 


Das Kriegsrecht. 343 


baten bazu verwendet werben, und ſogar bie Führer felbft auf Recognoscirung 
ausreiten. Die Nbficht ift auch bier die Erfundung ber Schwächen oder Stärken 
ber feindlichen Stellung und aller Bedingungen der militärischen Action, Diefe 
erlaubte Art ber Beobachtung ift nicht minder gefährlich als bie Epionerie, aber 
weil fie als ein Beftandtheil ber Kriegsführung felber gilt, darf fie auch vom gi 
nicht firafrechtlih behandelt werben. 


631, 


Auch wer folhe Erkundigungen über die Kriegsführung, die ihm 
auf geſetzlichen Wege oder in erlaubter Weife zugelommen find, zum 
Nachtheil des Heeres, in deſſen Bereich er fi) befindet, an den Feind 
mittheilt, wird als Sriegsverräther Friegsrechtlih und in ſchweren Fällen 
mit dem Tode beitraft. | 


Am. 89. 90. Diefe Handlung kann zugleich ein gemeines Verbreden 
bes Landesverrathes fein, wenn ein Dfficier bes Heeres, oder ein Eivilbeamter 
bie ihm anvertrauten Kriegspläne bem Feinde verräth ober wenn ber Bewohner 
einer Stadt oder Feſtung ben feindlichen Heerführern Mittheilungen in ber Abſicht 
zukommen Täßt, die Eroberung ber Stabt oder Feſtung zu erleichtern. Aber fie kann 
auch unter Umftänden vorfommen, in benen bas bürgerlihe Strafgeſetz 
fein Berbrechen findet, und dennoch der großen Gefährlichfeit wegen Erieg Sgericht— 
lich geftraft werben. Vielleicht gehört der Verräther perjönlic dem State an, deſſen 
Heer ſich als Feind nähert und macht feine Mittheilungen aus patriotiicher Geſin— 
nung. Trotzdem läuft ev Gefahr, von dem am Ort herrichenden Feind als Verräther 
vor ein Kriegsgericht geftellt und vielleicht erjchoffen zu werden. Es Hilft ihm nicht 
einmal bie Einwendung, baß bie Kriegsgemwalt, ohne wirkliche Landeshoheit zu bes 
figen, nur vorübergehend ben Ort bejegt habe, Dagegen beſchränkt fich diefe Straf: 
befugniß der Kriegsgerichte auf bie Fälle, im denen ein berjelben Kriegsgewalt, wenn 
auch nur vorübergehend unterworfener Bewohner ihr zum Nachtheil dem Feinde 
Mitteilungen gemacht bat, und darf nicht auf ſolche Fälle ausgebehnt werben, in 
benen die Sriegsgewalt erſt nachher in ben Befig des Ortes kommt, von bem aus 
bie Mittheilung gemacht worben ift. 


632. 
ruf 
Don der Strafe des Kriegsverraths wird auch der bedroht, welcher 
aus einem bon der feindlichen Kriegsmacht bejegten Orte an fein heimat- 
fiches Heer oder feine heimatliche Regierung Mittheilungen in der Abficht 
macht, die jene-,Drte bejeßende Kriegsmacht zu gefährden. 


Am. 92. Bol, zu $ 631. Indeſſen wird in ſolchen Fällen bie Strafe nur 
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aus dem kriegeriſchen Nothrecht zu rechtfertigen ſein. Die That ſelbſt kann nicht 
als ehrlos gebrandmarkt werden. 


633. 


Wenn ein Spion oder Kriegsverräther glücklich zu — Heere 
zurückkehrt, dem er zugehört, oder das ſeinem Vaterlande dient und ſpäter 
wieder von dem Feinde gefangen wird, ſo wird er wegen ſeiner früheren 
kriegsgefährlichen Handlung nicht mehr beſtraft, aber iſt als beſonders 
gefährlicher Gefangener ſchärferer Ueberwachung ausgeſetzt. 


Am. 104. Das Kriegsrecht iſt Nothrecht. Indem ſich ber Spion ober ber 
Kriegsverräther ber feindlichen Kriegsgewalt entzieht, hat er ſich auch ber Stats: 
gewalt des Feindes entzogen; und biefe einmal erlofchen, Lebt nicht wieder auf, ohne 
eine neue wegen ihrer Gefährlichkeit für die Kriegsführung kriegsrechtlich ftraf: 
bare That, 


634, 


Mer freiwillig dem feindlichen Heere als Wegeführer ſich anbietet 
und die Wege zeigt, wird als Kriegsverräther betrachtet und bejtraft. 


Am. 95. 96. Auch Hier ift zw unterſcheiden zwifchen dem gemeinen 
Berbrehen des Landesverraths, welches ber gewohnten Strafjuftiz bann 
anheimfällt, wenn die Sriegsgewalt entweder nicht befugt oder nicht geneigt if, ein— 
zuigreiten und ber bloß kriegsgerichtlich ftrafbaren That, die an ſich Fein 
Verbrechen ift, aber wegen ihrer bejondern Gefährlichkeit für bie Kriegsführung ges 
firaft wird, Wenn 3. B. ber Bürger eines von dem Feinde beſetzten Ortes fich als 
Degeführer einem vaterländifchen Truppenförper anbietet, damit berfelbe ben Feind 
überfale und wieder verdränge, und wenn er bei bem Verſuch ergriffen wird, fo 
fann er von dem feindlichen Kriegsgerichte als Kriegsverräther verurtheilt und ers 
hoffen werben, obwohl er eine patriotifche That zw vollziehen in guter Meis 
nung war und nit zur Treme, fondern nur zum Gehorfam NEN 
ber feindlichen Kriegsgewalt verpflichtet war. 


635. 


Mer dagegen bon den feindlichen Truppen genöthigt wird, als 
Megeführer die Wege zu zeigen, ift auch vor dem Kriegsrecht gerechtfertigt. 


Am. 93. 94. Der Einzelne kann ber Kriegsgewalt nicht Widerftand 
feiften und muß ſchließlich der Bedrohung fi fügen ; benn man barf nad menfch- 
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lichem Recht Niemandem zumuthen, baß er eher zum Märtyrer werbe unb fich eber 
mißhandeln oder tödten laſſe, als ber thatſächlichen Statsgewalt Folge leiſte. Alle 
Armeen bebürfen ber Wegeführer und alle wenden im Nothfall Drobung und Zwang 
an, um biefelben zu befommen. Daher darf auch Niemand geftraft werben, weil er 
biefer Nothwenbigfeit fih unterwarf. 


636. 


Megeführer, welche die Truppen abſichtlich mißleiten, verfallen dem 
Kriegsrecht diefer Truppen und können mit dem Tode bejtraft werden. 


Am. 97, Die große Gefahr, in welche die Truppen durch abſichtliche 
Irreleitung gebracht werden können, vechtfertigt auch hier die militärische Strenge. 
Die Kriegsgerichte müffen ſich aber davor hüten, leichthin eine verrätheriche Abjicht 
bes MWegeführers zu vermuthen, denn es ift ſehr möglich, daß biefer fich felber ge: 
täuſcht und fich verirrt hat, während er bie Abficht Hatte, den richtigen Weg zu 
finden und zu fuchen. In biefem Falle darf er micht geftraft werben, Es bebarf 
baber zur Beftrafung des Irreführers eines Beweifes ber böfen Abſicht, 
welche freilich nur aus den Umftänden zu erichließen ift. 


637, 


Auch den diplomatifchen Agenten ift nicht geftattet, während des 
Kriegs aus dem von Truppen bejeßten Lande über die militärifchen Zu— 
jtände und Vorgänge Mitteilungen nach außen zu machen, welde der 
friegführende Gegner zum Schaden der erftern Kriegspartei benugen Tann. 
Zuwiderhandelnde können jofort weggewieſen und bei großer Gefahr jogar 
verhaftet und einjtweilen ficher verwahrt werden. 


Ant. 98. Die privilegirte Stellung ber diplomatifchen Perfonen darf nicht 
mißbraucht werden, um die Kriegsführung zu fchädigen. Die Sicherheit biefer 
ift eine fo überaus wichtige Angelegenheit, daß jelbft ein Eingriff in das Privilegium 
ber Umverleglichkeit der Gejanten und in ihre Srterritorialität gerechtfertigt erfcheint, 
fobald und in fo weit derſelbe nöthig ift, um die Kriegsführung gegen ſolche Ge— 
fährdung zu ſchützen. 


638. 


Auch den fremden Beſuchern und Berichterſtattern iſt in dieſer Hin— 
ſicht große Vorſicht zur Pflicht gemacht. Die Befehlshaber können ihnen 
beſtimmte Mittheilungen unterſagen und nach Umſtänden eine Controle 
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ihrer Gorrefpondenzen anoronen, fie in Folge der Mißachtung der nöthigen 
Vorſicht wegweifen oder wenn Gefahr vorhanden ift, fie in ſchweren Fällen 
ungehöriger Mittheiſung ſogar der Friegsgerichtlihen Beftrafung überant- 
tworten. 


1. Aın. 98. Zuweilen werben Dfficiere neutraler Staten im ber Ab: 
fiht dem Heere beigegeben, damit fie ben Gang bes Krieges beobachten und bie 
Kriegsführung ftudiren. Es hängt natürlich von ben Kriegsführern ab, ob fie bie: 
felben zulafjen wollen ober nicht. Diefe Officiere haben ben Auftrag, an ihre Re: 
gierungen zu berichten, Dabei ift bie Grenze nicht immer leicht zu finden zwijchen 
ber unverjänglihen und baber erlaubten, und der gefährlihen und 
daher verbotenen Mittheilung. Der nächte Entjcheid darüber muß ber Kriegs: 
gewalt jelber vorbehalten bleiben. 

2, Aehnlich verhält es fih mit ben Beridhterftattern ber Zeitungen, 
fei e8 aus neutralen Staten ober aus den Friegführenden Staten jelber. Auch ba 
ift große Vorficht nöthig, damit nicht geführlihe Mittheilungen gemadt und bafür 
bie Eorrefpondenten zur Verantwortung gezogen werben. 


639. 


Gouriere mit Depefchen oder Boten mit mündlichen Aufträgen wer— 
den, wenn fie offen in folder Eigenfchaft reifen oder als Soldaten in 
Uniform den Dienft erfüllen und in die Gewalt des Feindes gerathen, 
als Striegsgefangene behandelt. Wenn fie aber heimlich und nicht als 
Soldaten erfennbar ſich durchzuſchleichen ſuchen, jo find fie zwar nicht als 
Spione oder Kriegsverräther anzufehen, aber fie verfallen doc) einer den 
Umſtänden entprechenden kriegsrechtlichen Beſtrafung. 


Am. 99. Es gilt als ein durchaus ehrenvoller militäriſcher Auf: 
trag, in einen vom Feinde belagerten Pla von ben Entfagtruppen her einen Boten 
zu ſchicken oder umgekehrt. Troß der Gefährlichkeit folcher Verbindung barf ber Solbat, 
welcher bei der Erfüllung feines Dienftes von ben feindlichen Wachen ergriffen wird, 
doch nicht ald Spion ober Verräther betrachtet und beftraft, fondern nur zum Kriegs: 
Hefangenen gemacht werben. Wenn aber Nihtfoldaten in heimlicher Weiſe 
ben Botendienft übernehmen und heimlich ausführen, dann Taufen fie Gefahr, vor 
ein Kriegsgericht geftelt zu werben, 


640, 


militärifch geordneten Kriegsführung gehören, können wegen ihrer Gefähr- 
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lichkeit Friegsrechtfich, in bejonders ſchweren Fällen fogar mit dem Tode 
beitraft werben. 


Am. 101. Hieher Tönnen 3. B. das Abfangen ber Kriegspoften burch unbe— 
tufene Perfonen und das Verbreiten falfcher Nachrichten gerechnet werden. Die 
Kriegsführung muß ſich folder feindlichen und nicht gerechtfertigten Schädigung ers 
wehren und darf deßhalb im Notbfall eine abfchredende Strenge eintreten Taffen. 


641. 


Bewaffnete Räuber oder andere Miffethäter, welche auf eigene Fauft 
morden, verwunden, rauben, plündern, brennen, Brüden und Ganäle zer 
jtören, Eiſenbahnſchienen aufreigen, Telegraphendrähte abjchneiden, um den 
Truppen Schaden zuzufügen oder unter dem Schein der Kriegsführung 
ihren LZeidenfchaften zu fröhnen, können, wenn fie in die Gewalt der 
Truppen fallen, kriegsrechtlich, in ſchweren Fällen mit dem Tode bejtraft 
werden. 


Am. 84. Hier concurrirt wicber fehr oft, aber nicht immer, ein gemeines 
Verbrechen mit einer Friegsrehtlih ftrafbaren That. Werben bie Eins 
wohner eines Ortes zu gemeinſamer Abwehr bes Feindes von ber militärischen Ges 
walt aufgefordert und verüben fie in Folge beifen Thaten ber Gewalt, fo ijt das 
friegerifche Action. Aber nicht als foldhe gilt es, wenn etwa bie Einwohner die bei 
ihnen einquartierten Soldaten im Sclafe überfallen und Binden vder tödten, ober 
wenn Parteigänger unter dem Scheine der autorifirten Truppen Erpreffungen üben 
ober wenn janatifirte Weiber auf die einrückenden Feinde heißes Waſſer ausgieken. 
Auch wenn ſolche Thaten vielleicht nicht aus einer verbredherijchen, fondern einer 
patriotifchen Gefinnung verübt werben, fo find fie ihrer Verderblichkeit wegen 
bennoh und weil fie außerhalb ber geordneten Kriegsführung geſche— 
ben, Friegsrechtlich zu beftrafen. 


642, 


Ebenfo unterliegen der kriegsrechtlichen Beſtrafung bis zur Todes— 
Itrafe die Marodeurs, welche den Truppen nachjchleichen und auf uner— 
laubte Beute ausgehen. 


Den Truppen folgt im Kriege ein Schwarm fredhen und biebifchen Gefinbels 
nad, welches ſich auf bie Schlachtfelder flürzt, wie die Naben und unleidlichen 
Unfug treibt. Diele Marodeurs beſtehlen die Leichen, morden aud wohl Vers 
wundete, um fie zu berauben. Um fie zu verfcheuchen und zu bändigen, Hilft nur 
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eine gute Feldpolicei (Gensdarmerie) und bie Außerfle Strenge einer raſchen militäs 
riſchen Zuftiz. 


643. 


Auch die Sriegsrebellen, d. h. die, melde in einem bon den Trup— 
pen bejeßten Gebiete die Waffen gegen diefelben oder gegen die bon der 
Kriegsgewalt niedergefegten Autoritäten ergreifen, können vor ein Kriegs— 
gericht geftellt und mit dem Tode beftraft werden, 


Am. 85. Derartige Aufftände werben nicht bloß mit Waffengewalt unter- 
brückt, ſondern auch, weil fie nicht zur ordentlichen Kriegsführung gehören und um 
ihrer Gefährlichkeit willen Friegsrehtlich beftraft. Es gilt das auch dann, 
wenn etwa die ganze Bevölkerung einer befetten Stabt oder Gegend aufftchen jollte, 
während bie feindlichen Truppen noch biefe Orte bejett oder in ihrer Macht haben. 
Die Aufftändifchen können fi auch nicht damit gegen bie herrſchende Kriegsgewalt 
rechtfertigen, daß fie ſich auf Befehle berufen, welche fie von ihrer rechtmäßigen — 
aber zur Zeit außer Beſitz geſetzten — Regierung erhalten haben. 


1. Recht der Kriegsgewalt über das feindfihe Dermögen und das 
Dermögen der friedfihen Verſonen in Feindesland. 


A, Im Landfrieg. 
644. 


Die fiegende Kriegsgewalt eignet ſich nach Kriegsrecht alle öffentliche 
Habe des Feinde an, jo weit fih ihre Macht erſtreckt. Vorbehalten 
bleibt das Recht des Heimfall3 an den Stat, dem dieſe Habe nad) Friedens: 
recht zugehört hat bis zur endlichen neuen Friedensordnung. 


Am. 31. Als Feind im eigentlichen und vollen Sinne ift nur ber Stat 
zu betrachten, gegen welchen ber Krieg geführt wird (vgl. Einleitung ©. 30 f.). 
Dem Stat gegenüber wird heute noch eine Art Beuterecht infofern anerkannt, 
als die öffentliche Habe besfelben von dem feindlichen Sieger weggenommen und 
angeeignet werden darf, Aber die rechtliche Grundlage desfelben ift nicht mehr, wie 
im Alterthum, bie Anficht, daß Feindesgut herrenlos (res nullius) und befhald 
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ber Dccupation preisgegeben fei, fondern es wirb im Gegentheil voraus— 
gefegt, gerade weil ed dem feindblihen Stat zugeböre, bürfe es bemfelben 
im Krieg weggenommen werben. Man fieht darin ein Friegeriich gerechtfers 
tigtes Awangsmittel gegen ben feindlichen Stat. Indeſſen fogar innerhalb ber 
Habe des feindlichen Stats werden weitere Unterfcheidungen zur Belhränfung ber 
feindlichen Wegnahme gemacht. Bol. unten $ 648 f. 


645. 


Ansbefondere find die Kriegscaſſen, Waffen und Waffenvorräthe, 
Magazine mit Lebensmitteln, Transportmittel für das Heer und überhaupt 
alle3 das Vermögen, welches der Sriegsführung unmittelbar dient, als 
Kriegsbeute zu betrachten und fallen zur Verfügung und Benußung dem 
fiegenden Heere zu, vorbehalten die befondern Anordnungen der fiegenden 
Statsgewalt. 


Am entſchiedenſten macht ſich nach ber Natur und den Bebürfniffen ber 
Kriegsführung das Necht ber Wegnahme geltend mit Bezug auf die geſammte 
Kriegsausrüftung bes Feindes. Da greift die Kriegsgewalt zu, foweit fie fi 
berfelben bemächtigen kann, ſelbſt ohne zu unterfuchen, ob dieſelbe nicht vielleicht 
zum Theil Privatgut fei. Wenn die Beziehung zur feindlichen Kriegs— 
ausrüftung offenbar ift, fo verfallen alle derartigen Gegenftände der Wegnahme 
bes fiegenden Heeres, indem e3 eine der wichtigften Aufgaben der Kriegsführung ift, 
ben Feind zu entwaffnen. Es gilt das im neuerer Zeit auch von bem Material 
ber Eifenbahnen (Locomotiven, Perfonene und Güterwagen), obwohl basfelbe 
vielleicht nicht Gigenthum des Stats, fondern einer Privatgefellichaft ift. Die Eiſen— 
bahnen dienen doch dem öffentlihen Verkehr im eminenter Weife und ihre 
Verwendung für die Kriegsführung zu Truppenmärſchen und Lieferungen von Lebens— 
mitteln u. ſ. f. ift fo äußerſt wichtig, baß bie Kriegsgewalt diefelben wenigftens pro— 
viſoriſch als öffentliches Gut behandelt und es ben Gejellichaften überläßt, fich deß— 
bald im Frieden mit dem State, in beffen Gebiet die Eijenbahnen verbleiben, aus 
einander zu ſetzen. Aehnlich verhält es fih mit Waffenmagazinen, welde zur 
Kriegsführung dienen, aber vielleicht einer Privatperfon gehören. Die Beſtim— 
mung biefer Sachen für Kriegszwede bringt fie in die Gefahr, von ber Kriegsfüh: 
rung Wweggenommen zu werben. Magazine von Lebensmitteln verfallen aber 
nur dann biefer Wegnahme, wenn fie für Kriegszwede, nicht aber, wenn fie 
zur Ernährung der frieblihen Bevölkerung beflimmt waren. Natürlich 
bleibt immer das Recht ber Kriegsgewalt vorbehalten, für bie nöthige Ernährung 
bes Heeres burchgreifende Sorge zu üben, 


646. 
Ebenſo ift die fiegende Kriegsgewalt berechtigt, ſich der Öffentlichen 
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Gebäude und Grundſtücke in Feindesland zu den Zwecken der Kriegsfüh— 
rung und zur Verwaltung der Statsgewalt einſtweilen zu bemächtigen 
und die Einkünfte derſelben zu benutzen. Ob das Eigenthum an dieſen 
liegenden Gütern auf den ſiegenden Stat übergape, hängt von dem Frie— 
densſchluſſe und insbefondere davon ab, ob der fiegende Stat dauernde 
Hoheit über den Gebietätheil erwerbe, in welchem dieje Güter gelegen find. 


Es gilt das nicht bloß von Feftungen, Cafernen und ähnlichen unmite 
telbar der Kriegsmacht dienenden Gebäuden, ſondern ebenfo von Reſidenzen, 
Minifterialgebäuden, Amts: und Rathhäuſern jeder At. Auch über 
die Einfünfte der Domänen kann die fiegende Kriegsgewalt verfügen, foweit biefelben 
in ihren Bereich fallen. Aber das Eigenthum an dem liegenden Gute geht mit ber 
Beſitznahme noch nicht auf diefelbe über, foudern erft bann und nur dann, wenn fie 
auch die Statshoheit endlich im Frieden erwirbt. Inwiefern der bisherige 
Stat Eigenthümer ift, tritt der neue Stat, ber bie Gebietöhoheit erwirbt, 
an feine Stelle. Vgl. oben $ 54. 


647. 


Die fiegende Kriegsgewalt verfügt auch über die öffentlichen Ein- 
fünfte und Steuern, welche in dem eingenommenen Gebiete erhoben mer: 
den, in dem Sinne jedoch, daß die regelmäßigen und unvermeidlichen 
Ausgaben für die Verwaltung des Rechts und der öffentlichen Intereſſen 
daraus fortbeftritten werben. 


Bol. oben $ 541. 547. Auch andere Eafjen, als bie Kriegscaflen, welche bem 
State zugebhören, können von dem Feinde weggenommen werben ($ 644). Aber bie 
eivilifirte Kriegsführung darf diefe Gelder doch nicht ohne weitere als gute Priſe 
behandeln. Es jol auch während des Kriegs für die Handhabung bes Rechts 
und eine georbnete Verwaltung gejorgt werben. Das ift eine Forderung 
bes allgemeinen Rechts und zugleih ein Intereſſe der Kriegsführung felbft. Die 
Auföfung aller Ordnung ift ebenjo Barbarei, wie bie Berwüftung der Pflanzungen. 
Soweit daher jene Gelder für bieje öffentlichen Intereſſen beſtimmt und nöthig find, 
foweit find fie auch dafür zu verwenden. Weberhaupt greift bie civilifirte Kriegs: 
führung möglichſt wenig in bie beſtehen de Landes: und Gemeinbe: 
verwaltung ein und nur dann, wenn ihre militäriſch-politiſchen Auf 
gaben e8 verlangen. 


648, 
Das Eigenthum der Kirchen, Spitäler, wohlthätigen Anſtalten, der 
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Schulen, Univerfitäten, Aklademien, Objervatorien, Mufeen und anderer 
Gulturanftalten ift möglichft zu jehonen und das dazu gehörige bemegliche 
Bermögen ift nicht ala öffentliche Habe de3 Feindes im Sinne des $ 644 
zu betrachten. Indeſſen übt der fiegende Stat auch in diefer Hinficht einft= 
weilen die Rechte der verdrängten Statsgemwalt aus. 


Am. 34. Dieſe Anftalten haben durchweg einen öffentlich-rechtlichen 
Charakter und gehören großentheils auch dem State zu Eigenthum. Aber ihre Bes 
flimmung ift fo entfchieden friedlich und fie dienen fo fehr bem örtlichen und ben 
allgemeinen Culturbedürfniſſen, daß es ber civilifirten Kriegsführung nicht 
würdig und bem humaneren Recdtsbewußtfein ber Gegenwart nicht zuläffig erjcheint, 
biejelben feindlich zu behandeln. Vielmehr ift ihre Schonung und Achtung bier bie 
Regel; und nur ausnahmsweife, foweit die Noth, 3. B. das Bebürfnig Verwundete 
unterzubringen, einen Eingriff erfordert, ift derfelbe gerechtfertigt. Das Völkerrecht 
kann nur ben humanen Grundſatz ausfprechen, im Gegenfag zu brutaler Gewalt: 
übung. Im Einzelnen muß natürlich Vieles der Einfiht und dem Nechtsgefühl 
ber Commandirenden überlaffen werben. 


649. 


Die muthwillige Zerfiörung oder Schädigung wiſſenſchaftlicher In— 
ftrumente oder Sammlungen, der Denkmäler und Kunſtwerke in dem ein= 
genommenen Gebiete wird durch das civilijirte Kriegsrecht nicht entſchuldigt, 
ſondern ift offenbare Barbarei. 


Am. 35. Esijt bie Pflicht ber Führer, welche nicht als Barbaren, fonbern als 
civilifirte Männer den Krieg Teiten, baß fie derartige Brutalität, welde die edeln 
Güter ber Menſchheit Shädigt, ohne dem Kriegszwed irgend zu nützen, verhindern, 
Niemals ift zwedloje Zerfiörung und Schädigung zu entidhuldigen. 
Wenn fogar noch in unferm Jahrhundert Soldaten im Dienfte von europäifchen 
Eulturvölfern durch gemalte Freslen Nägel in die Wand gefchlagen, Delgemälbe 
zerfchnitten, Statuen verftümmelt, Denkmäler zerftört haben u. dgl., jo Hat unſere 
Zeit Urfache, fi) deſſen zu jchämen. Den Barbaren mag man das verzeihen, weil 
fie nicht wiſſen, was fie thun, eine civlfifirte Armee darf ihre Ehre nicht damit be— 
flecken. Vielleicht erfcheint die Aufnahme folher Sätze in das Völferrecht manchen 
zu wenig juriftifch, und zu ſehr moraliſch. Weber biefes Bedenken Fommen 
wir leicht durch ben Gedanken hinweg, daß die Reltung auch nur eines wahren Kunjts 
werks durch Verbreitung ſolcher humaner Grundfäge einen größern Werth Hat, als bie 
juriflifhe Enthaltfamteit, welche dieſelben ruhig verſtümmeln und zerftören läßt. 


650, 
Das heutige Völterredht verwehrt dem Sieger noch nicht, Kunſtwerke, 
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wenn e3 ohne Beſchädigung derjelben geichehen Tann, megzunehmen und 
anderwärts aufzuftellen. Ueber das Eigenthum daran entjcheidet dann der 
Friede. Aber es wird von der heutigen VBölferfitte nicht mehr geftattet, 
daß ſolche Kunftwerfe von dem Sieger während des Strieges verkauft, 
verfchentt oder im anderer Weife zu Privateigentfum gemacht werden, 
Heute ſchon gilt die Wegnahme von wiſſenſchaftlichen Sammlungen, 
Bibliotheken, Inftrumenten zum Schaden der wifjenjchaftlihen Cultur des 
betreffenden Landes al3 eine Mafregel, welche wider die civilifirte Völker— 


fitte derſtößt. 


1. Am. 36. Unter dem Namen von Kriegstrophäen wurben früher wohl 
Kunſtwerke und Kunftfhäge von dem Sieger weggenommen und nad) jeiner 
Hauptjtadt gefchleppt, um biefe zu ſchmücken. Wie in alten Zeiten die Römer 
Griechenland und bie Vandalen Nom geplündert hatten, jo haben in neuerer Zeit 
nod) bie Franzofen aus Stalien eine Menge von Kunftihägen nad Paris gebradt 
und damit die Säle des Louvre und öffentlihe Plätze geſchmückt. Obwohl dieſes 
Verfahren ben früheren Redhtsanfichten wenig anſtößig erfchienen und immerhin bie 
Aenderung im Eigenthum burd die Friedensſchlüſſe legitimirt war, fo ift es doch 
als ein Kortfhritt in ber Humanifirung des Völkerrechts zu betrachten, daß bie 
alliirten Mächte im Jahr 1815 die framzöfilche Regierung nöthigten, dieſe Kunſt— 
erzeugniffe wieber an die Länder zurüdzuerftatten, benen fie vor ber Wegnahme zu: 
gehört hatten. Das Fünftige Völferreht wird wohl die Regel ausſprechen, baß 
Kunftwerfe überhaupt Fein Gegenftand kriegeriſcher Erbeutung feien, benn fie dienen in 
feiner Weije der Kriegsführung, indem fie in militärifcher Beziehung ganz unbrauchbar 
und als Awangsmittel, um eher Frieden zu erhalten, ebenfalls ungeeignet find. Sie 
zu verfaufen und das Geld für den Krieg zu benutzen, das ift ebenfalls gegen alle 
gute Sitte und eine offenbare Verlegung der Rüdiicht auf die dauernden Eultur: 
interefien bes Landes, welde der Krieg, als ein vorübergehende Zwangs— 
mittel, möglichft fchonen foll. Es ift aber noch zu früh, biefe Negel auszufprechen, 
da biefelbe auch von bem heutigen Staten ber civilifirten Welt noch nicht allgemein 
anerkannt wird. Bol, übrigens Wheaton, Intern. Law. $ 352—354. 

2. Man könnte daran denfen, jener Regel die Ausnahme beizufügen, daß fie 
auf ſolche Kunſtwerke, bie eine wefentlih politifhe Bedeutung haben, wie 
vorzüglih die Siegesdenlmäler, feine Anwendung leide. Indeſſen ſogar in 
bem Fall ift e8 würdiger, bie geſchichtliche Errichtung folder Denfmäler zu 
refpecliren, und wenn in ber Folge der Sieg fi dem früher Befiegten zuwendet, 
bie erforberlihe,. Ergänzung und Gorrectur anzubringen, als bas ältere 
Kunſtwerk wegzunehmen. 

3. Soweit darf man in ber Ausſprache bes heutigen Volkerrechts ſchon 
gehen, daß bie Friegsmäßige Wegnahme von wiſſenſchaftlichen Sammlungen und 
SInftrumenten nicht mehr als zuläfjig gilt. Diefe Dinge können offenbar nicht als 
"Trophäen" benußt werben, und fie gehören als Eulturfhäge ben dauernden 


Das Kriegsrecht. 353 


und friedlichen Gulturinterefjen des Landes an, Unfere Univerfitätsftabt Heidelberg 
beklagt es heute noch als ein ſchweres, nicht hinreichend gefühntes Unrecht, daß ihre 
handſchriftlichen Schäpe als „Palatina“ von dem Bayerifchen Eroberer ber Stadt 
weggenommen und dem römijchen Papſt zur Bereicherung des Vaticans gefchenft 
worden find. Die Stabt Cöln freut fich dagegen darüber, da die Preupifche Re— 
gierung nach dem beutjchen Kriege von 1866 die Großherzoglih Hefiifche im Frieden 
vom 3, Sept. 1866 angehalten bat, bie zur Zeit ber Nevolutionsfriege von 1794 
weggenommenen Werke ber Eölner Dombibliothef zurüdzuerftatten. 


651. 


Die muthwillige Zerftörung oder Schädigung der dem Verkehr ge 
widmeten Anftalten ohne militärijche Nothwendigkeit, wie insbejondere der 
Straßen, Brüden, Eifenbahnen, Seehäfen, Leuchtthürme un. dgl. ift wider— 
rechtliche Barbarei. 


In manchen Fällen wird die militärifhe Nothwendigkeit bie Zers 
ftörung ſolcher Werke rechtfertigen, 3. B. um ben Rückzug ber Truppen gegen bie 
Verfolgung bes Feindes zu beifen ober ben feindlichen Angriff ernftlich zu erjchweren. 
Aber bloß aus Uebermuth oder aus übertriebener Furcht barf das nicht geſchehn; 
denn die Intereſſen des Verkehrs find auch nach dem Seriege von höchſter Bedeutung 
für die Wohlfahrt ber Völker, und der Krieg darf nur foweit Schaden anrichten, 
als die Noth bes Krieges und die Kriegszwede es erfordern, 


652, 


Das Privateigentfum ift auch im Kriege von Seite der fiegenden 
Kriegsgewalt zu rejpectiven und darf nur in Folge der militäriichen Noth- 
wendigfeit angegriffen werden. 


Am. 38. Da der Krieg nicht gegen bie Privaten, fondern gegen 
ben Stat geführt wird und die Rechtsordnung aud im Kriege infoweit fort 
befteht, als nicht die militärische Nothwendigkeit ausnahmsweiſe eine Verlegung er— 
fordert, fo verfteht ih die Schonung und Adhtung bes Brivateigentbums 
als Hauptgefeß des civilifirten Kriegsreht. Es gilt das nah allen Seiten und 
Richtungen hin. Damit wird ber moderne Grundgebanfe bes natürlichen Rechts 
ausgeſprochen, im entjchiebenjten Gegenfag ſowohl zu dem antiken römiſchen Recht, 
welches im Kriege Fein Privateigenthum ber Feinde, wie bie Angehörigen 
bes feindlichen States genannt wurden, anerkannte als zu dem mittelafterlichen 
Rechte, welches möglich ſte Schädigung auch der feindlichen Unterthanen für 
erlaubte Kriegsführung hielt. Nur die Nüdficht auf die militärifhe Noth— 
wenbigfeit entfhuldigt und vechtiertigt eine Verlegung bes Privateigenthums, 
Wenn eine militärifhe Stellung erobert werben muß, fo treffen bie Kanonenfugeln 
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auch bie Privathäuferr. Wird eine andere Stellung vertheibigt, jo müſſen vielleicht 
bie Bäume eines Privatgartens umgehauen oder gar ein Privathaus niedergerifjen 
werben. Die Bewegung des Marfches und der Schlacht geht oft durch die Saat: 
felder verheerend hindurch. Alle dieſe Schädigungen bed Privateigentgums find Fol: 
gen bes kriegeriſchen Nothrechts. Amwiefern der einheimiſche Stat dafür ben 
PrivateigentHümern Entfhädigung leiften jolle, ift feine Frage bes Völferrechts, 
fondern eber bes bejondern Stats» und Landesrechts, meiſtens auch ber be— 
fonderen Landespolitif und ber Finanzwirtbidaft. Der feindblide 
Stat leiſtet Feine Entſchädigung. 


659. 


Die Herrfchende Kriegsgewalt ift berechtigt, die dur die Kriegs— 
führung nothwendig gewordenen Leiſtungen der Bevölferung für die Ver— 
pflegung und Transportirung der Truppen und des Kriegszeugs jomeit 
ohne Entſchädigung zu fordern, als diefe Leitungen der Kriegsſitte und 
Uebung gemäß al3 öffentliche Pflichten anzufehen find. 


41. Die Armee bedarf ber Quartiere, ber Lebensmittel, ber Beklei— 
bung, ber Transportmittel. Die neuere Sitte ber civilifirten Kriegsführung 
ift die, daß möglichſt durch vertragsmäßig bezahlte Lieferungen für 
bie Nahrung und Kleidung ber Armee geforgt wird, Indeſſen nicht immer langen 
bie bejtellten Transporte rechtzeitig an, oder fie find überall nicht zu erwarten, ober 
ungenügend, Unter Umftänden fann e8 auch ungefährlich und zwedmäßig fein, bie 
Steuerfräfte bes befeßten Landes für bieje Zwecke anzuſpannen. Da bie Kriegs: 
gemalt auch die Kriegs- und Steuerboheit ausübt, fo weit ihre Gewalt ſich 
thatſächlich erftredt, fo kann fie auch von ber Bevölkerung diefes Gebietes bie erfor: 
berlihe Beihülfe für die Verpflegung ber Truppen fordern. 

2. Sie übt vorerſt das Necht der Einquartierung aus, wenn gleich zu: 
nächſt durch Vermittlung der einheimifchen Behörden und möglichſt den Landesein« 
richtungen und Landesfitten gemäß. Bejondere Jmmunitäten und Privilegien ein: 
zelner Perfonen oder Claſſen braucht fie freilich nicht anzuerkennen, Ebenſo kann 
fie die Hauswirthe anhalten, den einquartierten DOfficieren und Soldaten ihren 
Kräften gemäß und nad Bedürfniß bie erforderliche Speife zu geben und ben Ge: 
meindben, joweit nöthig und ausführbar, Beiträge von Fleifh, Brod, 
Hafer, Heu u. f. f. für die Ernährung von Mannfhaft und Pferden auferlegen. 
Auch bier bildet das: „ Ultra posse nemo tenetur“ eine natürliche Schranfe 
für die zugemutheten Leiftungen, und übermäßige Anſprüche brauchen aud 
dann nicht befriedigt zu werden, wenn es möglich wäre, fie zu gewähren. 

3, Ueberbem bedarf die Kriegsgewalt unter Umftänden auch Kleibungss 
ftüde, bejonders Schuhe, für die Mannſchaft. 

4. Sie kann endlich Wagen und Pferde requiriren zum Transport zu 
ber nächſten Station, auf welcher neue taugliche Transportmittel zu haben find. 
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5. Alle biefe Leiftungen begründen je nah Umſtänden einen Anſpruch auf 
Entſchädigung. Man muß bier unterfcheiden: 


a) Leiflungen, welche einfach aus Kriegs: und Steuerpfliht ohne 
Entfhädigung von ber Bevölkerung gefordert werden können. Der 
Umfang derfelben wird entweder buch bie Landesgeſetzgebung 
ober durch die Hebung beitimmt. Im Einzelnen freilich wird immerhin 
Bieles der Discretion des Commando's überlaffen werben; 

b) Leiftungen, welche diefes Maß überfchreiten und daher nach natürlichem 
Recht nur gegen Entſchädigung zu fordern find. 


6. Freilich ift diefe Entfhädigungspflicht in ber Praris ſchwer zu 
normiren und noch jchwerer durchzuſetzen. Die feindliche Kriegsgewalt, welche jene 
Leiftungen für ihre Kriegszwede bedarf und empfängt, wäre zunächſt veranlaßt, 
ben Gemeinden und ben Privaten, gegen welde fie nicht Krieg führt, den Werth zu 
vergüten. Aber dazu fehlen ihr im Kriege oft bie Gelbmittel, und doch kann fie 
die Leitung nicht entbehren. Sie wird daher in manden Fällen bloß ben Em: 
pfang befheinigen und bie Bezahlung in ber Zufunft in Ausjicht ſtellen. 
Ueberdem kann fie fih auf ihr vermeintlices Recht berufen, daß der gegneriſche 
Stat mit ben Kriegsfoften auch dieſe Leiftungen zu übernehmen und baher feinen 
Gemeinden und Landesangehörigen gegenüber die Entihädigung zu leiften babe, 
Aus diefem Grunde wird fie oft ihre Zahlungspflicht überhaupt beitreiten, und bie 
Gläubiger an den gegneriſchen Stat verweilen, dem bdiejelben angehören. Dieſer 
Stat aber erfennt feine Entfhädigungspflicht gewöhnlich wieder nicht an, weil er 
bie Beiträge nit begehrt, noch empfangen habe und weil er feinerfeits 
die Meinung vertritt, baß ber Krieg mit Unrecht gegen ihn geführt worben fei. Er 
betrachtet daher jene Belaftung als ein Unglüd, bas mit bem Kriege verbunden 
und von bein zu tragen ſei, ben es betrofjen babe, Nur aus Billigfeitsrüd: 
ſichten und meift nur, wenn feine financiellen Verhältniſſe günftig beichaffen find, 
läßt er fi zur Entihädigung, je nach feinem Ermeſſen, herbei. Der Friedensſchluß 
ordnet das felten näher, und wenn er darüber jchweigt, jo werden damit alle Ans 
forderungen ber Gemeinden und Privaten an den feindlihen Stat, welcher bie Bei: 
träge eingeforbert hatte, höchſt unficher und ihre Befriedigung ſehr unwahrſcheinlich. 
Es bleibt denfelben dann faum ein anderer Weg offen, als ber, bie billige Berüd- 
fihtigung ihres Landes anzurufen, 


Das Völkerrecht erkennt fein Necht der Kriegsgewalt an, in feind— 
lichem Lande von Gemeinden und Privaten andere als die für die Exiſtenz 
und Thätigkeit des Heeres unentbehrlihen Leiftungen zu verlangen. Ins— 
bejondere Hat die Auflage von reinen Geldcontributionen feine kriegsrechtliche 
Vegründung. 

23° 
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1. Die Forderung von Geldeontributionen wurde in frühern Kriegen oft 
damit gerechtfertigt, daß fich mit der Bezahlung ber Gontribution bie Städte ober 
Gemeinden von ber Gefahr ber Plünderung ober Zerftörung loskaufen. Allein bas 
civilifirte Kriegsrecht erkennt Fein Recht mehr an zur Plünderung und ebenfo wenig 
ein Recht zu unnöthiger Zerftörung. Es kann alfo auch nicht mehr von einem 
Posfauf dieſes Rechts die Nebe fein. Zu andern Geldcontributionen, etwa zur 
Füllung der Kriegscafje oder bes Statsſchatzes oder gar zur Befrickigung der Genuß: 
und Gewinnfucht der Führer ift die Kriegsgewalt auch nicht berechtigt, denn fie hat 
feine willfürlihe Gewalt über das Vermögen ber Gemeinden und 
Privaten, gegen die fie nicht Krieg führt, Eo wenig fie die Bewohner bes feind— 
liches Landes zwingen darf, bie Lüden ihres Heeres zu ergänzen und perjönliche 
Kriegsdienfte zu Teiften, ebenfo wenig barf fie die Bevölferung zwingen, bie erfor 
derlichen Gelder für ihre Kriegsführung zu bezahlen. Vgl. oben $ 545. 576. 

2. In manchen, jogar noch neueren Kriegen, jelbft in der Preußiſchen Kriegs— 
führung von 1866, find die richtigen Grundſätze nicht hinreichend beachtet und zus 
weilen ohne zureichenden Rechtsgrund Gontributionen in Geld von eingenonmenen 
Städten erhoben worben. Das heutige europäifche Nechtsgefühl kann fich aber mit 
folden Reften einer früheren barbarifchen Kriegsführung nicht mehr verfühnen ; es 
wird durch jede unmöthige und ungerechte Härte gegen bie frieblihe Bevölkerung in 
Feindesland gefränft. 


655. 


Wenn die Kriegsgewalt in Ermanglung der geordneten Lieferung 
von Lebensmitteln, Kleidern, Waffen und Geräthichaften, deren das Heer 
dringend bedarf, auf dem Wege des Zwang: Abtretung von Privateigen- 
thum verlangt, jo iſt der betreffende Statsfiscus zu angemefjener Ent— 
ſchädigung verpflichtet und die Hriegsgewalt hat daher dem Eigenthümer 
eine Bejcheinigung über die abgelieferte oder abgenommene Habe zu 
ertheilen. 


Am. 38. Das Nothrecht des Kriegs rechtfertigt, ſoweit das unmittel: 
bare Bebürfniß bes Heeres reicht, wenn fich bie Befiker der erforderlichen Habe nicht 
freiwillig zur Veräußerung berbeilaflen, fogar ben gewaltfamen Eingriff 
auch in das Privateigenthum, 3. B. großer Grundbefiger oder Kornhändfer, beren 
Speicher mit Getreide ober mit Hafer und Heu gefüllt find, der Leberhändfer und 
Schuhmacher, bie VBorräthe von Leber ober Schuhen haben u. f. f. Aber nur 
gegen Entſchädigung, für welde nad natürlichen Rechtsgrundſätzen zum äc ft 
ber Fiscus bes States haftet, welder biefe Habe wegnimmt und für feine 
Snterefjen verwendet, Nur wenn biefe Entfhäbigungsforberung nicht durchzuſetzen iſt, 
bejtimmen Billigkeitsrüdfichten ben Stat, in beffen Gebiet die feindliche 
Gewalt die Abtretung erzwungen hat, bafür fubfidiär einzuftehen. Dal. 
zu $ 652. 
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656. 


Den Kriegsleuten iſt nicht erlaubt, Privateigenthum wegzunehmen 
oder muthwillig oder aus Rachſucht zu ſchädigen. Handlungen der Art 


werden ſtrenge nach Kriegsrecht beſtraft. Nur die unmittelbare Nothdurft 
rechtfertigt ausnahmsweiſe die Aneignung der erforderlichen Nahrungsmittel 
und Kleidungsſtücke, wenn nicht durch die Anordnung des Militärcommando's 
für die Befriedigung geſorgt iſt. Auch in ſolchen Fällen iſt in der Regel 
der Werth zu erſtatten, ſoweit nicht die Quartierpflicht zu unentgeldlicher 
Leiſtung nöthigt. 


Die militäriſche Disciplin Hat hier manche Mißbräuche, welche bie 
ältere Kriegsführung befledt Hatten, abgeichafft oder doch ermäßigt. Mit Recht wird 
jeder Tiebftahl oder Raub, von Soldaten im Quartier ober auf dem Marfch verübt, 
ſtrenge beftraft. Niemals darf die Wegnahme von Koftbarkeiten, Uhren u. dgl., 
wohl aber aus Notbdurft die Wegnahme von Lebensmitteln, Brod und Fleiſch, 
Hausthieren zum Schlachten u. dgl. geitattet werden. Auch die Bier- und Wein: 
bäufer dürfen jo wenig, wie bie Bäder: und Metzgerläden ber Plünderung oder 
freier Befigergreifung preisgegeben werben, fondern was ba, über die Quartierlaft 
hinaus verabreicht oder mötbigenfall® genommen wird, das fol bezahlt werben. 
Aber es it, insbejondere auf ermüdenden Märſchen oder nad der Schlacht nicht 
zu verbinden, daß nicht Hunger und Durft zumeilen zu raſchem AZugreifen drän— 
gen, welches freilich von der falten Berechnung und Beurtheilung ber privatredhts 
lihen oder jtenfrechtlichen Logik als rechtswidrig erflärt werden müßte, und 
bennod von ber Kriegsgewalt ald unvermeidlih geduldet und gefhügt 
wird. 


657. 


Das heutige Völkerrecht verwirft das fogenannte Beuterecht im 
Kriege al3 rechtswidrige Barbarei. 


1. Bol. oben $ 652. Hugo Grotius (lib. III cap. 6) ſetzt noch bie 
römische Anficht, daß bie Beute wider einen fremden Feind, d. h. wider alle 
Statsangehörige des feindlichen Stats erlaubt, und nur im Bürgerkrieg unterfagt 
fei, als gemeines Bölferreht voraus. Es war nur eine thatfüchliche Ermäßigung 
bes Beuterechts, wenn das römische Recht den Truppen zur Pflicht machte, bie 
Beute jederzeit an ben Stat abzuliefern, damit er barüber verfüge, deßhalb 
eine Ermäßigung, weil die Soldaten ein geringeres Intereſſe Hatten, Beute für ben 
Etat zu maden. Aber der Eigenthümer fand feinen Rechtsſchutz, indem er als 
Feind rechtlos war und feine Sachen als herrenlos betrachtet wurben, Zu vollem 
Durchbruch gelangt erft in unferm Jahrhundert und nicht ohne Widerſpruch vieler 
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und angejehener Schriftfieller über das Völferrecht, welche ſich ſchwer von bem über: 
Yieferten Grundſatz ber Beute ober ber ftatlichen Gonfiscation losmachen können (vgl. 
PBhillimore III. $ 75), der entgegengefeßte Grundſatz, daß das Privateigens 
thum zunächſt der friedlichen Perſonen, dann aber ſelbſt ber feindlichen 
Perſonen, auch im Kriege regelmäßig zu achten und deßhalb das ver— 
meintliche Beuterecht ein offenbares Unrecht ſei. Gin merkwürdiges Erlkenntniß bat 
ber oberſte Gerichtshof der Vereinigten Staten im Jahr 1812 erlaſſen, in 
beim ber Uebergang aus dem alten Beuterecht in das neue Recht des Eigenthums— 
ſchutzes deutlich erfennbar wird. Es wurde nämlich noch das Necht bes Stats, das 
in feinem Gebiet zur Zeit ber Kriegseröffnung vorhandene Vermögen ber feindlichen 
Statsangehörigen zu confisciren, als bergebrachte Regel anerfannt, aber für bie 
Ausübung biefes Rechts ein vorheriger Act der Geſetzgebung gefordert. 
Offenbar wollte man auf einem Umweg das Privateigenthum fichern, benn ein bes 
fonderes Gefeg war nicht da und wurde auch nicht erlaffen. (Kent Comm. $ 59, 
60). Ein Keim zur Befeitigung des Beuterechts if fhon in ber engliſchen 
Magna Charta von 1215 zu finden, indem fie das Vermögen fremder Kauf: 
leute in England auch im Kriege Schütt, wenn Gegenvecht gehalten wird. Bgl. 
unten zu $ 669. Vgl. oben die Einleitung ©. 33 und Berner Art. Beute im 
beutfchen Statswörterbudh von Bluntſchli und Brater. 

2, Die Beute ift bemgemäß nicht mehr als Regel erlaubt, fondern nur aus: 
nahbmsweife aus befondern Gründen und im engfler Beſchränkung. Die wichtig: 
fien Fälle einer noch erlaubten Beute find: 

a) bie Habe des feinbliden States jelbft, $ 645, 

b) bie Waffen und friegeriiche Nüftung der befiegten feindlichen Perfonen, 

$ 659. 660, 

e) die Eontrebande (Buch IX. Abſch. 4). Daneben noch, obwohl bereits 

angezweifelt 

d) die Geftattung, einen erftürmten Pla zu plünbern, $ 661, 

e) bie Seebente, $ 664 f. 


658. 


Wenn der eine Stat an den andern feindlichen Stat eine Geld- 
jumme aus Darlehen oder einem andern Rechtsgrunde ſchuldet, jo darf er 
wohl während des Kriegs die Verzinfung und Bezahlung diefer Schuld 
bermeigern, nicht aber, wenn er die Statsjhuld an Privatgläubiger ſchul— 
det, welche dem feindlichen State angehören. 


In dem bekannten Streit zwifchen Preußen und England vom Jahr 1753 
vertheibigte Friedrich II. die Beſchlagnahme der Schlefiihen Statsſchuld zum Nachtheile 
ber englifhen Gläubiger, worüber ſich die englifchen Publiciften als über eine ſchreiende 
Verletzung bes Völkerrechts bejchwerten, nur aus bem Gefihtspunfte ber Neprej: 
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falien gegen das Unrecht, welches bie englijchen Kaper zur See gegen bie Preus 
Bilhen Kauffahrer begehen, Vgl. oben zu $ 500, 


659. 


Ausnahmsweife ift es den Sriegsleuten erlaubt, den von ihnen be 
fiegten feindlichen Perfonen ihre Waffen und Pferde und andere zur krie— 
gerifchen Ausrüftung gehörige Sachen wegzunehmen und fi ſelber ala 
Kriegsbeute anzueignen, aber nicht erlaubt, Geld oder Stleinodien des 
Feindes zu erbeuten. Nur wenn der getödtete Feind ſolche Koftbarkeiten 
auf dem Schlachtfelde zurüdläßt, jo ift es bei der völligen Ungewißheit, 
wer der Erbe fei und ob ſolche Habe für denfelben zu retten fei, eher dem 
Sieger geftattet, diefe Sachen ſich anzueignen, al3 fie vergraben oder ver— 
derben zu laſſen. 


Das Einzelne beftimmt in jedem Heer das Commando, Das Völkerrecht 
fpricht nur den allgemeinen Grunbfaß aus, der bei dieſen Verordnungen nicht verlegt 
werben darf, ohne gerechte Mißbilligung zu erfahren. 


660, 


Die erbeuteten Fahnen, Kanonen, Munitionswagen, Kriegscafjen 


— 


liefern. 


Am. 45. Das iſt ſeiner Beſtimmung nach öffentliches Kriegegut und kommt 
daher dem State, nicht dem Nehmer zu. Es iſt das der alte Grundſatz der römi— 
ſchen praeda, der in dieſer Beſchränkung noch fortwirkt. 


661. 


Es gilt unter civilifirten Völkern nicht mehr als gute Kriegsſitte, 
um die Soldaten zur Erftürmung eines Plaßes oder Lagers aufzureizen, 
ihnen die freie Plünderung des eroberten Ortes zu erlauben. 


Man vertheidigt zuweilen dieſe verwerfliche Maßregel bamit, daß unter Um— 
ftänden nur durch folche Anreizung der Gewinnfucht bie Soldaten bazu gebracht 
werben Fünnen, das Wagnif eines Sturmes zu unternehmen unb den hartnäckigen 
Widerftand zu brechen und mit der Berufung auf die eigenen Berlujte an Gut und 
Blut, die damit einigermaßen ausgegliden werben, Aber biefe Lappen verhüllen 
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nicht bie nadte Barbarei ber Mafregel. Es ift auch militärifch unehrenhaft, bie 
Soldaten dadurch zu ihrer Friegerifchen Pflihterfüllung anzureizen, daß man fie zu 
Räubern macht und das offenbare Unrecht folher Plünderung ift in Feiner Beziehung 
ein Erſatz für das in ehrlichem Kriege vergoffene Blut und aufgebraudhte Gut. Die 
Privaten führen nicht Krieg und dürfen daher auch nicht ber brutalen Raubſucht 
preisgegeben werben, 


662, 


Inſoweit die Zerftörung von Privateigenthum als bloße nothwendige 
Folge der Kriegsführung jelbft erjcheint, iſt diefelbe fein Unrecht, fondern 
als Unglüd für die Privatperfonen zu betrachten. 


Bol. zu $ 652. Möglicherweife werben einzelne Privateigenthünter fehr hart 
von ben zerftörenden Wirkungen bes Kriegs betroffen, indem ihre Felder verwüſtet, 
ihre Gebäude niedergeriffen, ihre Wohnungen abgebrannt werben. Soweit biefe 
Uebel unvermeidlich erfcheinen, foweit muß ber Eigenthünter biefelben ertragen, wie 
ben Hagelfchlag oder wie die Ueberſhwemmung des ausgeiretenen Stromes, wie ben 
Brand, ben ber Bliß entzündet hat, Es iſt das für jie ein Unglüc, nicht ein erlits 
tenes Unrecht. Daher haben fie auch Feine Redtsforderung auf Entfchädigung 
weber gegen den feindlichen Stat, deſſen Truppen die Zerftörung gemacht haben, 
noch gegen den eigenen Stat, auf deffen Schuß fie angewiefen find. Aber die Rück— 
fiten der Bil ligkeit jpredhen dafür, daß ber lettere Stat, wein jeine Finanz: 
fräfte dazu ausreichen, hinterher den Schaden, ben Einzelne um feines Krieges 
willen erlitten haben, wenigftens in ber Hauptfache vergüte. 


663. 


Muthwillige oder rachſüchtige Zerftörung oder Schädigung bon 
Brivateigenthum iſt ein Rechtsbruch und als ſolcher trafbar. 

Insbefondere find die Branditiftung oder die Ausrodung don Eul- 
turpflanzen, die Zerflörung von Dämmen u. ſ. f., wenn fie nicht durch 
die militärische Nothivendigfeit gerechtfertigt werden, eine völkerrechtswidrige 
Barbarei, 


Schon Megaftbenes rühmt es den alten Indiern nad, daß fie im 
‚ Kriege bie Pflanzungen ber Bauern verichonen, während felbft die civilifirten Hel— 
lenen zuweilen bie Oelbäume in feindlichem Gebiete umbauen (Zaurent, hist. 
de l’hum. I. ©. 132). Das claſſiſche Alterthum fledt noch tief in biefer Barbarei 
und bas Mittelalter verftand unter Kriegsführung vorzugsweiſe die möglichfte Schä— 
bigung aud des Privateigenthums in Feindesland. Erft die ſpätere Kriegsführung 
wird allmählich milder, Laurent (X. ©. 387) hebt es rühmlich heraus, daß 
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zuerft im Jahr 1552 ber franzöfifhe Marihal Brifac einen Vertrag mit bem 
Spanifchen General durchgeſetzt habe, welcher die Baumpflanzungen gegen bie unnütze 
Verwüſtung ficherte. Aber viel fpäter noch trieben bie Truppen Ludwig XIV, 
in dem Pfälzerfriege alle Gräuel barbariiher Verwüſtung. Die heutige Kriegs: 
führung mißbilligt das entſchieden. Freilich ift auch jetzt noch ber Rechtsſchutz ber 
Privateigenthümer gering gegen ſolche Miffethaten ber Truppen. Es bleibt ihnen 
zunächſt fein anderes Mittel, als die Hülfe der Gommanbanten anzurufen, und nicht 
immer find biefelben geneigt, einzufchreiten. Offenbar ift in ſolchen Fällen ber Stat 
verpflichtet, fid) feiner Angehörigen anzunebmen und two möglich bei bem Friedens— 
ſchluß Entſchädigung zu fordern oder vorzubehalten. 


B. Im Seefrieg. 


664. 


Zeindliche Kriegsſchiffe können ſowohl auf offener See als innerhalb 
der Eigengewäſſer der friegführenden Staten jeder Zeit genommen und 
ihre Mannjchaft kriegsgefangen gemacht werden. 


Die Kriegsichiffe find Kriegsmacht und Krie gsrüſtung und verfallen daher 
ber Wegnahme bes Feindes. Inſofern fteht das Seekriegsrecht dem Kriegsrecht zu 
Lande (vgl. $ 644. 645) völlig glei. 


665. 


Obwohl auch der Seekrieg wider den Stat umd nicht die Privat- 
perfonen geführt wird und nach dem natürlichen und humanen Völferrecht das 
Privateigenthum im Seekrieg ebenfo geachtet werden follte wie im Land— 
frieg, jo ift die gegenwärtige Statenpraris auch mancher civififirten See: 
mächte noch nicht in Uebereinftimmung mit diefen Grundſätzen und wird 
von denjelben heute noch der Kriegsmarine ein fogenanntes Recht der 
Seebeute zugeſprochen gegen Schiffe, welche ein Privateigenthum von An— 
gehörigen des. feindlichen States find und gegen die darin befindlichen 
Waaren ſolcher Perjonen. 


Bol, die Einleitung S. 40. Gegenwärtig noch hat die engliſche Regie: 
rung ſich nicht entſchließen können, das Völkerrecht von biefem böfen Flecken reinigen 
zu helfen, wenngleich auch in England vorzüglich unter dem zunächſt betheiligten 
Handelsitande der Grundſatz der Gleihftellung des Rechts im Sce= wie 
im Landkrieg eine wachfende Zuftimmung erhält. Die Nefolutionen des Bremer 
Handelsftandes vom 2, Dec. 1859 (abgedrudt bei Heffter Anl. IX.) geben 


362 Achtes Buch. 


dem richtigen mobernen Princip folgenden beredten Ausbrud: „In Erwägung, baf 
bie Unverleglichfeit der Perfon und bes Eigenthums bie einzige Grundlage bildet, 
auf welcher ber geiftige und materielle Austausch der Völker ficher gebeihen, auf wel: 
her Geſittuing und Wohlſtand fich frei entwideln und ungeführbet in bie entlegen: 
ften Gebiete der Erbe bringen fünnen, daß beihalb von allen Nationen, bie eine 
Ehre barein ſetzen, als Vorkämpfer ber Civilifation zu gelten, diefer Grundſatz aud 
im Kriege heilig gehalten werben follte; 

„in Erwägung, baß dem zuwider völferrehtlih im Seekrieg noch geftattet 
wird, was am Lande jelbjt als rohe Gewalt gebrandmarkt ift, in frieblicher Auss 
übung ihres Berufes begriffene Privatperfonen ihrer Freiheit und ihres Eigen: 
thums zu berauben, Handelsfahrzeuge nebjt ihrer Labung wegzunehmen und zw zer: 
ftören, ihre Mannjchaft gefangen zu halten ; 

„in fernerer Erwägung, baß das Unrecht biefes Verfahrens bereits allfeitig 
in das Bewußtjein getreten, daß bie von fat fümmtlihen Staten anerkannte De: 
claration des Pariſer Gongrefies vom 16. April 1856 einer richtigen Anfchauung 
Bahn zu brechen begonnen hat, daß fie nicht nur die Intereſſen ber Angehörigen 
neutraler Staten, baß fie bas Eigenthum jelbit der Angehörigen friegführender Staten 
in bem Falle, wenn es fi an Bord neutraler Schiffe befindet, in Schuß nimmt; 
daß in Folge theils biefes Borganges, theils des offenfundigen Wunſches mancher 
Regierungen, 3. B. ber Vereinigten Staten von Norbamerifa, nad vollflänbiger 
Befeitigung bes eingewurzelten Unrechts bie alljeitige Anerkennung des Anſpruchs 
von Handel und Schiffahrt treibenden Privatleuten auf Sicherheit für fih und ihr 
Eigenthum, ſoweit fie ben Bedingungen des Krieges nicht entgegenhandeln, wefentlid 
erleichtert ift; 

„in Erwägung ſodann, daß bem gegenwärtig wieder zufammentretenben 
Gongrefje der Europäifchen Großmächte die Aufgabe nahe liegt, das begonnene Merk 
feiner Vorgänger zu vollenden und fi) durd völlige Verbannung ber Willfür roherer 
Zeiten aus den Normen bes Seerechts ein fegensreiches und ewiges Andenken in 
ben Annalen der Givilifation zu fliften ; 

„in Erwägung endlich, daß zu bem Zwecke Alle, welche das eigene Antereffe 
oder eine warme Theilnahme am Fortichritte des Nechts zunächſt dazu antrieb, Taut 
ihre Stimme erheben, und ber eigenen Regierung, wie dem verfammelten Rathe 
ber Nationen, bas einftimmige Urtheil ber gebildeten Welt verkünden ſollten; 

„beichließt die Verfammlung: 

4. Die Unverleglichkeit der Perfon und des Eigenthums in Kriegszeiten zur 
See, unter Ausdehnung auf die Angehörigen Friegführender Gtaten, joweit bie Zwede 
bes Krieges fie nicht nothwendig befchränfen, ijt eine unabweisliche Forderung bes 
Rechtsbewußtſeins unferer Zeit. 

2. Ein Hoher Senat ber freien Hanſeſtadt Bremen ift angelegentli zu er: 
fuchen, biefen Grunbjaß vertreten und feine Durchführung, fei es bei ben verbün: 
beten deutſchen Regierungen, ſei es bei ben Mächten des Congreſſes, in Anregung 
bringen zu wollen, 

3. Der gleihftimmige Ausſpruch und bie gleihftimmige Einwirfung auf ihre 
Regierung von Seiten Aller, welchen die Durchführung jenes Grundjages im eigenen, 
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wie im Intereſſe bes Rechts und ber Givilifation am Herzen Tiegt, ift möglichſt zu 
erſtreben. 

4. Zur Ausführung dieſer Beſchlüſſe wird ein Comité niedergeſetzt, welches 
namentlich bie Mittheilung derſelben an Einen Hohen Senat, an bie Hanbelsfammer, 
an bie bier refidirenden Gonfuln anderer Staten und in ausgebehntem Maße an 
ſolche Kreife und Perjonen Deutjchlands und bed Auslandes, die an ber Wohl: 
fahrt des Seeverfehrs eng betheiligt find, mit ber Aufforderung übernehmen wird, 
in gleihem Sinne thätig fein zu wollen”, 

In dem beutichen Kriege von 1866 verzichteten Preußen und Defterreich auf 
Prifen von Handelsſchiffen. Aber zu einer völkerrechtlichen Abſchaffung der Secbeute 
ift e8 bis jeßt leider mod nicht gefonmen, wenn gleich die Hoffnung wählt, daß 
biefelbe nicht mehr Tange aufgehalten werben Fönne, 


666, 


Dieſes ſogenannte Seebeuterecht erjtredt ſich nicht auf feindliches 
Privatgut im Lande, ſondern iſt beſchränkt auf die feindlichen Schiffe und 
das feindliche Gut in den Schiffen. 


Gerade dieſer Gegenſatz der Behandlung zeigt, wie inconſequent das ganze 
Verfahren iſt. Die dem Angehörigen des feindlichen States zugehörige Kauf: 
manns waare iſt Gegenftand ber Seebeute, jo lange fie auf dem feindlichen Schiffe 
fich befindet, aber noch nicht, bevor fie auf das Schiff geladen ift, und nicht 
mehr, wenn fie aus dem Schiff auegeladen if. Die Dods und Magazine ber 
Seeftäbte fihern die Maare vor der Bente, nur das Schiff nicht. Weßhalb nicht, 
bas ift burch bie gewöhnlich angeführten Vorwände nicht zu erflären. Das Schiff 
ift ja nur ein wandernber Theil bes Landes; und infofern e8 die Wanren aufs 
nimmt und birgt, gleihfam ein ſchwimmendes Magazin. Es ift baher unlogiſch, 
das Privateigenthum an der Waare zu ſchönen, wenn e8 auf feitem Lande, 
unb ed ald gute Beute zu behandeln, wenn es in einem Schiffe maga 
zinirt ift. Eher laffen fih Gründe dafür anführen, daß die Schiffe weggenom— 
men werben, weil biefe ihrer Natur nad auch der Kriegsführung dienen 
können, fei e8 zum Transport ber Truppen, fei es geradezu zum Seekrieg felber. 
Die genommenen Schiffe find übrigens von dem Nehmer einem Prifengerichte zur 
Beurtheilung zu übermitteln, gl. unten Bud IX. Gap. 6. 


667. 


Die Fiſcherboote der Angehörigen des feindlichen States dürfen nicht 
als Priſe weggenommen werben. 


In dieſer Ausnahme, welche die Kriegsfitte macht, und insbefonbere von ben 
franzöfifchen Gerichtshöfen in weiteftem Umfang gefhügt wurde (vgl. Heffter 
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$ 137), bricht das natürliche Recht durch, welches zur allgemeinen Regel zu werben 
geeignet ift. Wenn bie Zifcherboote zu friegeriichen Zweden dienen, dann find fie 
ber Wegnahme ausgefeßt, aber nicht, fo lange fie von dem friebliden Berufe 
ber Fiſcher benukt werben. 


668, 


Auch auf geitrandete Schiffe und geborgene Güter erftredt fi) das 
Priſenrecht nicht. 


Freilich wenn bas ber Wegnahme ausgeſetzte Schiff auf ber Flucht fcheitert, 
fo Fann ber Nehmer fich noch desſelben bemächtigen. 


669. 


Die gute Kriegsfitte erfordert, daß die feindlichen Handelsſchiffe nicht 
mehr jofort nach dem Ausbruch des Krieges dur unerwartete Wegnahme 
überrajcht, fondern denfelben eine Friſt gewährt werde, innerhalb welcher 
fie aus den feindlichen Häfen auslaufen und einen ficheren Zufluchtsort 
aufſuchen können. 


Vor dem Krieg iſt die Wegnahme nicht erlaubt, ſondern höchſtens die Be— 
ſchlagnahme (Embargo). Vgl. $ 509. Aber es iſt offenbar ſehr Hart, friedlich 
geſinnte Kauffahrer, ohne vorherige Warnung, am Tage der Kriegseröffnung, zu 
überfallen und ihre Schiffe und Ladung als Priſe wegzunehmen. Da ſträubt ſich 
das heutige Nechtsgefühl flärfer gegen bie Anwendung bes alten Satzes, baß bie 
Schiffe und Waaren ber „Feinde“ der Gonfiscation verfallen. Ein völferrechtlicher 
Fortichritt der Art ift vornehmlich in bem Ruſſiſchen Kriege von 1854 gemacht wor» 
ben, inbem bie beiden Weſtmächte Franfreih und England ben Ruffiichen Schiffen 
in ihrem Bereich eine Frift von 6 Wochen gaben, um fih und ihre Labung in 
Sicherheit zu bringen. Man nennt dieſe Verftattung Indult. 


670, 


Nach dem in Europa anerkannten Völkerrecht dürfen feine Kaper⸗ 
Ihiffe mehr zur Seebeute ermächtigt werden. DO 


4. Die Kriegsfitte ber Seeftaten hatte fih nit damit begnügt, durch ihre 
Kriegsfchiife den Handel ber feindlichen Nation zur See möglihft zu ſchädigen, zu 
berauben und zu unterbrüden. Sie juchte diefe Gefährdung bed Handels noch ba= 
durch zu vergrößern, daß fie die Raubſucht und den Haß der Privaten benutzte und 
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Privatichiffe ermmächtigte, ebenfalld auf Seebeute auszufahren. Die Ermädtigung 
wurde burch fogenannte Raperbriefe (Lettres of Marque) gegeben, und biele 
legitimirten Raubjhiffe wurden Kaper genannt. Das Kaperſchiff erfannte zwar 
bie Autorität des Admirals an, welder die Kriegsflotte commanbirte, aber e8 bildete 
doch nicht einen eigentlichen Beſtandtheil der Kriegsflotte, jondern blieb eine Unter: 
nehmung ber fzreibeuter. Es war das ein Privatfrieg, welcher neben dem mili: 
tärisch geordneten Statsfrieg herlief und bie Garantien und Schranfen ber militäri: 
ſchen Ordnung abftreifte. Zu ber mittelalterlihen Kriegsführung paßte das nod, 
mit ben humaneren Grundſätzen ber modernen Welt fam es in jchrofiften 
Widerſpruch. 

2. Seit dem vorigen Jahrhundert wurden daher verſchiedene Verſuche gemacht, 
die Kaperei zu unterſagen. Zuerſt wurde in einem Vertrag, den Franklin als 
Geſandter der Vereinigten Staten von Nordamerika mit Preußen unter 
Friedrich dem Großen im Jahr 1785 abſchloß, beſtimmt, daß keine der beiden 
Mächte im Fall eines Krieges Kaperſchiffe ausrüſten dürſe zur Schädigung des feind— 
lichen Handels. Aber auch dieſer Artikel wurde bei der Reviſion des Vertrags von 
1795 nicht wieder aufgenommen (Wheaton, Elem, $ 358). Die in ben Zwan— 
zigerjahren unfers Jahrhunderts ernenerten Unterhandlungen unter den Seemädhten 
zur Abjchaffung der Kaperei waren erfolglos. Erſt auf bem Parifer Congreß 
von 1856 fam am 16. April eine gemeinfame Erklärung der europäiichen Mächte 
über das Seerecht in Kriegszeiten zu Stande, deren erſter Artikel lautet: „La 
courge est et demeure abolie*, Die Erffärung wurde urfprünglic von ben fünf 
europäiſchen Großmädten England, Franfreih, Defterreih, Preußen 
und Rußland, ſodann bem Königreich Sarbinien (Italien) und der Türfei 
unterzeichnet, erhielt aber jpäter auch die ausdrüdlihe Zuftimmung ber übrigen 
europäifhen Staten und von manden amerifanifchen Staten. Offenbar enthält die 
Erklärung nicht eigentliches (conventiomelles) Vertragsrecht, fonbdern 
buch gemeinfame Anerfennung ausgejprodenes nothwenbiges 
(Geſetzes) Recht. Als europäifhes VWölferreht ift nun der Grundfab anerkannt 
und fein europäljcher Stat darf mehr bavon zurüdtreten und bie alte Barbarei 
erneuern. 

3. Der allgemeinen Anerkennung aber bes Grundfaßes fteht hauptſächlich 
noch im Weg, daß die Vereinigten Staten von Norbamerifa ihre Zuſtim— 
mung verfagten, und zwar nicht deßhalb, weil fie die Kaperei guthießen, ſondern 
deßhalb, weil ihnen bie Kaperei fo lange als Nothwehr unentbehrlich ſchien, als 
nit die Kriegsmarine felbft auf die Seebeute gegen Kauffchiife verzichte. Sie 
fanden, baß die Seeftaten mit ausgebehnter Handelsmarine und geringer Kriegs: 
marine durch bie bloße Befeitigung ber Kaperei in eine höchft ungünftige Lage vers 
feßt werben gegen bie Seeftaten mit ftarfer Kriegsmarine, indem biefe ihren See— 
handel vernichten Können, aber fie ohne Hülfe von Privatfchiffen als Kapern nicht 
ebenfo ben feindlichen Handel, Franfreih, Preußen, Stalien und Ruß: 
land waren bereit, auf ben Amerifanifchen Verbefferungsvorfchlag einzugehen und 
bie (widerrechtliche) Seebeute mit der Kaperei abzuſchafſen. Allein England ließ 
fi noch nicht dazu Herbei. Sn dem norbamerifanifchen Bürgerfrieg 1861 gaben 
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bie Sübdftaten Kaperbriefe aus; aber fremde Schifiseigner ließen ſich, abgemahnt 
und gewarnt von ihren Regierungen, nicht darauf ein. Auch ber Präfident ber 
Union wurde vom Congreß dazu ermächtigt, aber er machte von feiner Vollmacht 
feinen Gebrauh (Wheaton, Elem. of int. law. $ 359, Anm.). 


671. 


Auch inwiefern es noch durch die hergebrachte Uebung der Seemächte 
als geftattet erjcheint, Seebeute zu machen, iſt das doch nad) europäiſchem 
Völkerrecht nur wirklichen Kriegsſchiffen, die einen Beſtandtheil der Kriegs- 
flotte bilden, erlaubt. 


In ber militärischen Unterordnung und Disciplin Liegt eine gewilje Garantie 
gegen Ercejje, welche bei Kaperjchiffen gänzlich fehlt. Vgl. im übrigen zu $ 665. 670. 


672. 


Das genommene Schiff muß in der Regel dem Prijengericht des 
Nehmeftat3 überliefert und von diefem über die Rechtmäßigkeit der Priſe 
entjchieden werden. 


Die Prifengerihte dienen zur Controle über bie Ausübung bes Geeredhts 
in Kriegszeiten. Die Prifengerihtsbarfeit wird als Kriegsgerichts— 
barkeit zur See betrachtet. Neutrale Staten haben Feine Prifengerichte. Bal. 
barüber unten Buch IX. Cap. 6. Die Belebung ber Prifengerichte und bas Ber: 
fahren vor benfelben ift noch immer ſtatsrechtlich geordnet, Aber bas Recht, 
welches fie handhaben, ift im erfter Linie völferrehtlih. In der Regel follen 
bie genommenen feindlihen Schiffe in einen Hafen bes Nehmeftats aufgebracht und 
ba ber Beurtheilung des Prifengerichtshofs unterworfen werben, Aber nicht immer 
ift das möglich, befonders nicht, wenn der Krieg in entlegenen Gewäffern geführt 
wird. Dann müſſen biefelben vorerft in neutralen Häfen untergebracht wer— 
ben, infofern ſolches von neutralen Staten gejtattet wird. Unzuläffig ift es, die 
Zerftörung bed genommenen Schiffs damit zu entjchuldigen, daß bie Häfen bes 
Nehmeftats blofirt feien und baher bie Aufbringung desſelben dahin unmöglich ges 
worben fei. Der Mangel an Häfen behnt nicht das Recht ber Wegnahme aus, 
Nur bie Außerfte Noth Fünnte die Zerflörung rechtfertigen. Als Marime ift biejelbe 
völferrechtswidrig. Der norbamerifanifche Bürgerkrieg von 1861—65 gab zur Er: 
Örterung diefer Frage ben Anlaß, indem füdffatlihe Kreuzer einen folhen Ver: 
nichtungszug gegen Kauffahrer bes Nordens unternahmen, Bol Elarf in dem 
Papers read before the Juridical society. London 1864. 
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673. 


Alle Seebeute gehört dem State, nicht der Mannjchaft des Nehme— 
Ihiffs zu. Der Stat hat freies Verfügungsrecht darüber und kann den 
Nehmern einen beliebigen Antheil daran einräumen oder auch ganz auf 
die Annahme verzichten und Schiff und Waare wieder den Privatperjonen 
zuftellen, welche — abgejehen von dem Beutereht — als die rechtmäßigen 
Eigenthümer derjelben anzujehen find. 


„Bello parta cedunt reipublicae* (Bynfershoet). Auch in 
England gilt es vorzugsweife als ein Recht ber Krone, frei über bie Beute zu 
verfügen. Es ift die Beute eine Folge des Kriegs und das Beuterecht eine Anwen 
dung bes Kriegsrechts. Der Kriegsherr entjcheibet bier, wie in andern Fällen ber 
Kriegsleitung. Es ift daher in feiner Macht, das erbeutete Schiff, wenn er ſolches 
aus humanen oder aus politiihen Gründen für zwedmäßig erachtet, wieder frei und 
bem urjprünglihen Gigenthümer zurüdzugeben, ohne daß ber Schiffsmannſchaft, 
welhe ihr Leben und ihre Arbeit baran gefeht hat, basjelbe zu erbeuten, ein Recht 
ber Einſprache zufteht. Vgl. die Urtheile der Lords Stowell und Broug ham 
bei Phillimore III. $ 128. Ebenſo kann er einen beliebigen Antheil an ber 
Beute zur Belohnung der Mannjhaft des Nehmeſchiffs verwenden. 


8. Derkehr und Verhandlungen unfer der Kriegsparfeien. Waffen- 
rufe. Waffenſtillſtand. Gapitulation. 


674. 


Jeder Verkehr zwiſchen den bon den feindlichen Kriegsheeren beſetzten 
Gegenden ift in der Regel unterfagt. Ausnahmen bedürfen der Geneh- 
migung der Befehlshaber. Mebertretungen de3 Verbots werden je nad 
Umftänden ftrenge beftraft. e 


1. Am. 86. Die Ältere, von Bynkershoek (Quäft. I. 3) vertretene, 
heute noh von Wildman, Wheaton, Phillimore vertheidigte Meinung 
geht viel weiter, Sie nimmt an, durch bie Kriegseröffnung werde aller Verkehr 
zwijchen ben Ländern, bie im Kriege find, grundfäglicd unterfagt. Diefe Meinung 
wird bamit erflärt, daß bie eigenen Unterthanen durch die Kriegserflärung aufgefordert 
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werben, bem Feinde möglichft viel Uebel zugufügen und baß bie patriotifche Pflicht 
gebiete, mit dem Feinde feines Landes Feine Gemeinfhaft zu pflegen. Indeſſen hat 
Bynkershoek felber zugleich darauf aufmerkſam gemacht, daß die KHandelsinterefjen 
bein widerjtreben und daß deßhalb der Handel mit gewiljen Waaren gewöhnlich er: 
laubt und nur bezüglich anderer Waaren verboten werde. Da der Verkehr meiſtens 
zweifeitig ift, fo ſchädigt überdem der Abbruch alles internationalen Verkehrs 
nothwendig beide Nationen, und fchon diefe Erwägung der Folgen bes Berbots läßt bie 
Erlaffung desfelben meiftens als unzweckmäßig erfcheinen. Wäre jene Begründung 
an ſich richtig, daß man dem Feind möglichſt fhädigen fol, was fie offenbar nicht 
ift, fo wirde fie doch in unſerm Falle nicht zuiveffen, weil ber fich felber ins Fleiſch 
fchneibet, ber den Feind mit diefer Waffe verwunden will. Der ganze Grundgedanfe 
aber ift falfh. Die Hemmung des Verkehrs verſteht fih nur infofern von jelbit, 
als fie eine Bedingung ober Folge der Kriegsführung, nicht der Kriegs: 
erffärung ift. Nur die militäriihen Motive oder ausnahmsweiſe bejondere 
politifhe Motive fünnen fie rechtfertigen. Die erjtern werben in ber Ausnahme 
vollfommen gewürbigt, die letztern bedürfen einer ftatlihen Anordnung. Da 
bie Brivatperfonen einander niht befriegen, jondern als Privaten 
mit einander im Frieden leben, jo ift nicht einzufehn, weßhalb fie nicht während 
bes Kriegs mit einander den friedlichen Verkehr fortfegen Lönnen, der für beide 
Nationen nützlich it und die Kriegsführung nicht gefährdet. Wenn ber Bauer ge 
wohnt war, über bie Grenze zur nächſten Mühle zu fahren, oder Weinberge und 
Aecker jenfeits der Grenze befikt, weßhalb follte er nicht audh dann fein Kom in 
jene Mühle fahren, oder hier Weinlefe und Ernte halten dürfen, folange ihm das 
nicht unterfagt wird. Auch biefe Sntereffen der Wirthſchaft fpielen hin und ber in 
ben Grenzgegenden. Die Intereſſen der Fabrication und des Handels wirken weiter 
und tiefer ind Land hinein, werben aber wieder durch einen Abbruch des Verkehrs 
gewöhnlich nad zwei Seiten hin gefhädigt. Die natürliche Rechtsregel iſt alfo 
nit das Verbot, fondern bie Fortdauer des friebliden Verkehrs. 

2, Offenbar fteht die Ausbreitung der entgegengefeßten Regel bei den engliſch— 
amerifanifhen Schriftftellern noch mit dem Princip in Berbindung, daß die Kauf: 
fahrteiſchiffe fammt ihrer (feindlichen) Ladung der Seebeute ausgeſetzt find. 
Wird diefe Seebeute endlich aufgegeben, dann wird die Unhaltbarfeit eines allge 
meinen Hanbelsverbots au zur See Jedermann einleuchten. Man wird bann aud 
zugeben, daß die Gejtattung des Seehandels, außer nad den blofirten feindlichen 
Häfen in bem Ruſſiſchen Kriege von 1854 (Wheaton Int. L. $ 315 Anm.) nit 
ein jus singulare ijt, fondern ben Aufgang eines humaneren Rechtsſatzes 
bedeutet, Bol, Heffter $ 132. 133. 

3. Aber die Megel bes Verlehrs erfordert eine Beſchränkung. So weit bie 
Truppen wiber einander im Felde ftehn, muß dev Verkehr zwifchen ben beſetzten 
Gebieten aufhören, denn feine Fortfeßung wird leicht zur Gefahr oder zum 
Hemmniß für die Truppen. Weber Reifende noch Briefe, no Waaren dürfen baber 
ohne Erlaubniß der Commandanten aus einem Gebiet in bas andere hinüber. 
Dieſe hemmende Folge ber Kriegsführung gilt als felbftverftändlid, wehhalb 
es gefährlich iſt, ohne militärischen Sicherheitspaß ben Uebergang zu wagen, nes 
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befondere läuft ber jo Reifende, wenn er offen verführt, Gefahr, zurückgewieſen zu 
werben, und wenn er fih heimlich durchzuſchleichen ſucht, Gefahr, verhaftet zu 
werden. Der Handelsmann ift in Gefahr, daß feine Waaren mit Befchlag belegt, 
oder gar zur Strafe confiscirt werben. Wenn bamit überdem eine PVerrätherei 
verbunden ift, jo Fann eine ſchwerere Strafe, fogar unter Umftänden bie Tobesftrafe 
verhängt werben. 

4. Außerdem Fann ber Friegführende Stat aud in weiterem Umfange 
und überhaupt ben Verkehr während bes Kriegs verbieten, wenn er das für 
nothwendig erachtet, um den Krieg mit Nachbrud zu rafhem Ende zu führen. Nur 
verjicht ſich ſolche Allgemeinheit des Verbots nicht von felbft. Iſt basfelbe erlafjen, 
dann können noch in Form von fogenannten Licenzen (Erlaubnißſcheinen) 
für einzelne Berfonen und für gewiſſe Handels: oder Verfehräbeziehungen Ausnahmen 
verftattet werden, 


675. 


Militärische Sicherheitspäffe für Perfonen und Geleitjcheine für 
Maaren werden von dem Befehlshaber der Truppen ausgeftellt und fichern 
das Recht der betreffenden Perſonen, die militärijchen Linien ungehindert 
und ungefährdet zu pafjiren und der Frachtführer, die betreffenden Güter 
ebenfo durchzuführen. Sie beruhen nicht auf perfönlicher Ermächtigung, 
jondern auf der Erlaubniß des Amts. 


Diefe Päſſe und Geleitjcheine beruhen im Teßten Grund auf ber Auto: 
rität ber Krieges beziehungsweife Statsgewalt. Sie bedürfen aber ben Verhältniſſen 
gemäß im Einzelnen ber militärifhen Eontrole Es ift je nach Umſtänden 
aus militärifchen Gründen nothwendig, der Erlaubniß im einzelnen Falle feine weis 
tere Folge zu geben, wenn Gefahr bamit verbunden ift. Auch die untern Befehls: 
haber find oft ermächtigt, ſolche Scheine auszuftellen, fo jedoch, daß der obere Be: 
feblshaber deren Wirkjamkeit hemmen kann. Aber es wäre gegen bie bona fides, 
wenn ein Schein nicht weiter geachtet wiirde, weil er von einem Befehlshaber aus: 
geftellt worden iſt, ber vielleicht nicht mehr am Leben oder body burch eine andere 
Perfon inzwifhen im Commando erjeßt worden if. Die Erlaubniß ift nicht von 
ber Berfon, fondern von der amtliden Stellung und Bollmadt deſſen 
abhängig, welcher fie gegeben hat. j 


676. 


Der Sicherheitspaß gilt lediglich für die Perfon, welche darin genannt 
it, und ift nicht übertragbar. 
Der Geleitſchein für den Güterverkehr ift übertragbar, infofern nicht 
gegen die Perfon des Frachtfuhrmanns bejondere Bedenken vorhanden find, 
Bluntfhli, Das Völlerredt. 24 
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Siherheitspäffe dürfen daher nicht an andere Perfonen zum Ge 
brauche überlaffen werden. Wenn eine politifh oder militärifch gefährliche Perion 
als Frachtfuhrmann verwendet wird, um mit Hülfe bes Geleiticheins im dieſer Ver: 
Heibung ins feindliche Lager fich hinüber zu retten und er wird entbedt und troß 
bes Geleitſcheins arretirt, jo Fanın er fich nicht über einen Treubruch beflagen, jon: 
bern liegt im Gegentheil ein je nach Umftänden, insbejondere wenn Spionerei 
ober Derrätherei beabfichtigt ift (vgl. $ 683), friegsgerichtlih zu  beftrafenber 
Mipbraud jener Erlaubniß vor, Wohl kann aber ber Paß außer ber benannten 
Perſon aud ihre Familie, Dienerfhaft, Gefolge, Gefellichaft, wenn das angedeutet 
ift, ſchirmen. Nur darf auch bier nicht bamit fo Mifbrauch getrieben werden, daß 
Perſonen, welche für gefährlicher betrachtet werben, als ber genannte Paßinhaber, 
unter bie allgemeine Formel verftedt werben, 


677. 


Die Wirkſamkeit des Sicherheitspafjes und. des Geleitſcheins reicht 
ſoweit al3 die militärifche Gewalt des Heeres reicht, alſo je nach Umftänden 
in feindfiches Gebiet hinein, aber nicht über jenen Bereich hinaus. 


Diefe Urkunden beruhen auf militärifher Autorität und Fönnen 
baber nur innerhalb ber Grenzen wirken, in benen biefelbe Gehorfam findet, nicht 
aber in Gegenden Beachtung erwarten, in denen bie feindliche Kriegsgewalt herrſcht. 


678. 


ft der Pak nur auf eine beftimmte Zeitfrift ertheilt, jo erfifcht 
jeine Wirkfamfeit mit dem Ablauf der Zeitfrif. Wenn jedoch der Träger 
des Paſſes ohne feine Schuld durch höhere Gewalt verhindert war, durd) 
das bejeßte Gebiet Hindurd) zu kommen, jo wird er zwar nicht durch den 
Buchftaben der Erlaubniß, aber durch ihren Geift ſoweit geſchützt, als es 
die Umftände geftatten. 


Sn allen Fällen ift die bona fides zu berüdfichtigen. Gerade in Kriegs: 
zeiten können ſich bem Vollzug einer vielleicht auf wenige Tage ober jogar auf eine 
Anzahl Stunden beſchränkten Durchreife burch bie Linien bes Heeres jo viele uner- 
wartete Hinderniffe entgegenfeßen, daß e8 durchaus unbillig wäre, bie Zeitbejchräns 
fung ohne Rüdjicht auf folhe Zufälle nah dem Wortlaute der Urfunde auszus 
legen. 


679. 


Auh mährend des Kriegs und aud dem Feinde gegenüber find 
Beriprechen und Verträge in gutem Glauben zu halten, und das bon 
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dem Feinde erhaltene Vertrauen nicht zu mißbrauchen. Insbeſondere gilt 
das von den Gartelverträgen, welche zwiſchen den Befehlshabern feindlicher 
Truppen über Päffe und Gouriere, über den Poſt- und Telegraphen- 
verfehr, über das Begräbniß der Todten, über die Bezeichnung und Bes 
handlung der Parlamentär, über die Behandlung oder Ausmwechjelung 
oder den Losfauf von Kriegsgefangenen verabredet werben. 


Die Rechtsgültigkeit und völferrechtlihe Verbindlichkeit der im Kriege abge: 
ſchloſſenen Berträge ift eine der wichtigften Beſchränkungen der verderblichen Wildheit 
bes Kriegs, Ohne dieſelbe würben die friegerijchen Leidenſchaften zügellos walten 
und ber Krieg fi nicht in einen geficherten Friedenszuftand verwandeln können. 
Das Princip: „Etiam hosti fides servanda* ift ſchon im Alterthum 
anerfannt worben. Bol. oben zu $ 550. Das Kanoniſche Reht hat basfelbe 
ebenfalls der Ehriftenheit im Mittelalter cingefhärft. Dec. Grat. II, Causa 23, 
Qu. 1. e. 3 (XAuguftinus): „Fides enim quando promittitur, etiam hosti ser- 
vanda est, contra quem bellum geritur, quanto magis amico, pro quo pregna- 
tur? Pacem habere debet voluntas, bellum necessitas, ut liberet Deus a neces- 
sitate et conservet in pace, Non enim pax quaeritur, ut bellum exeitetur, 
sed bellum geritur, ut pax acquiratur“. 

Der Inhalt folder Cartelverträge ift fo mannigfaltig, als bie Bebürf: 
nifje ber Friegführenden Parteien Befriedigung verlangen und Anerkennung bes 
Gegners erwarten. 


680. 


Die Cartelſchiffe genießen auf dem Hin- und Rückweg den Schub 
des Völkerrechts. Indeſſen ift ihre Mannſchaft verpflichtet, fich inzwiſchen 
aller Handlungen der Feindfeligfeit zu enthalten und auch feinen durch 
das Kriegsrecht unterfagten Verkehr zu treiben. 


Die Cartelſchiffe machen fich felber zunächſt als foldye kenntlich, können 
aber nur infofern auf Adtung rechnen, als fie bona fide bie vertragsmäßige 
Unterbandlung einleiten oder bie Mebereinfunft ausführen. Bol. Phillimore IIL 
$ 112. 


681. 


Die Parlamentäre d. 5. die Perfonen, welche im Auftrag einer 
Kriegspartei bei den Truppen der andern erjcheinen zum Behuf der Unter- 
handlung mit dem Befehlshaber derjelben über SKriegsverträge, werden 
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duch die Parlamentärflagge oder Fahne bezeichnet und genießen den 
Schub des Völkerrechts. 


Die Barlamentäre find Feine Gefante, weil fie nicht von ber Stalsgewalt 
und nicht zu Stellvertretern berfelben ernannt find, aber fie dienen als Boten ber 
Kriegsparteien bo dazu, ben Verkehr zwifchen beiden in einzelnen Fällen und zu 
beitimmten Zweden neu anzufnüpfen und eine Uebereinfunft ber Gegner einzuleiten 
ober abzuſchließen. Inſofern haben fie eine ähnlich privilegirte Stellung. 
Sie dürfen nicht zu Kriegsgefangenen gemacht, jondern es muß ihnen freie und 
möglichſt ſichere Rückkehr gejtattet werben, 


682. 


Der Befehlshaber der befendeten Truppen ift jedoch nicht verpflichtet, 
unter allen Umftänden und jederzeit einen feindlichen Parlamentär zuzu— 
zulaffen und anzuhören und er ift berechtigt, Vorficht zu gebrauchen und 
Maßregeln zu treffen, damit der feindliche PBarlamentär nicht feine An— 
mwejenheit zum Nachtheil der Kriegsführung benube. 


683. 


Menn e3 entdedt und unzweifelhaft erwiefen wird, daß der Par: 
lamentär feine pribilegirte Stellung mißbraucht hat, um militärifche Spio— 
nerei zu betreiben oder gefährliche Verſchwörungen und Verrath anzuftiften, 
jo verliert er den Anfpruch auf völkerrechtlichen Schuß und kann kriegs— 
rechtlich beftraft werden. Aber e3 bedarf eines völlig ficheren, jedermann 
erfennbaren Beweifes der Schuld, damit nicht die Verurteilung al Ber- 
letzung des Völkerrechts betrachtet werde. 


Am. 114. Der Parlamentär darf wohl, ohne Verletzung des Völkerrechts, 
ſtrenge überwacht und von jedem weitern Verkehr, als mit dem beſendeten Be— 
fehlshaber abgeſperrt werden. In manchen Fällen werden ihm die Augen 
verbunden, damit er nicht Dinge wahrnehme, welche man vor dem Feinde verbergen 
will. Denn iſt er einmal wieder zurückgekehrt, ſo iſt er durch Nichts verhindert, 
über Alles zu berichten, was er wahrgenommen hat. 


684. 


Wird der Träger einer Parlamentärflagge underjehens während 
eines Gefechtes verwundet oder getödtet, ſo gibt das keinen Grund zur 
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völferrechtlihen Beſchwerde. Das bloße Erjcheinen der Parlamentärflagge 
bedingt für fich allein nicht nothiwendig das Einftellen des Feuers. 


Am. 113. 116. Abfihtlihe Verwundung oder Tübtung bes fichtbaren 
Parlamentärs ift eine ſchwere Verlegung bes Völkerrechts (681), Die Truppen 
müſſen es daher vermeiden, auf ihn zu Schießen. Aber während bes Kampfes gibt 
es feine völlige Sicherheit. Wenn feinerlei mala ſides mitwirkft, fondern nur ein 
unglüdliher Zufall ihn trifft, jo darf man diefen dem Feind nicht als Rechts: 
bruch zur Laft legen. In vielen und ſogar ben meilten Fällen wird das Feuer 
überhaupt eingeftellt, wern das Erjcheinen ber Parlamentärflagge ober zu Land bie 
Ankunft eines Parlamentärs auf die Neigung ſchließen läßt, zu verhandeln, öfter 
fogar auf die Abjicht des Feindes, fi zu ergeben. Aber würde man genöthigt, in 
allen Fällen, jobald ein Parlamentär fich zeigt, den Kampf abzubrechen, fo würde 
vielleicht der entfcheidende Moment des Sieges unbenutzt vorübergehen und ber Sieg 
felbft wieder verloren oder die Verfolgung gelähmt werden. In ſolchen Fällen darf 
bie Annahme des Parlamentärs verweigert oder troß ber Unterhandlung mit bene 
jelben der Kampf durchgeführt werben. 


685. 


63 ift gute Kriegsfitte, die Spitäler und je nad) Umftänden auch 
andere bejonders geheiligte Orte mit Schußfahnen don befonderer Yarbe 
zu bezeichnen, damit fie eher von dem feindlichen Feuer geſchont werden. 


Am. 115. Nur für bie Spitäler ift das als völferrechtliche Pflicht durch 
bie Genfer Convention vorgefchrieben. Vgl. oben $ 592. Aber ähnliche Nüdfichten 
ber Humanität fünnen auch eine befondere Rücjicht empfehlen. Immer aber gilt 
es für eine fchlechte und entehrende Handlung, wenn der Feind buch Ausfleden 
einer Schußfahne, ohne innern Grund, zu täufchen und etwa gar feine Angriffs— 
ftelung vorläufig beffer zu fichern fucht. Solche Täuſchung berechtigt den Gegner, 
ber feindlihen Schußfahnen nicht weiter zu achten und Neprefjalien zu nehmen, 
Am. 117. 


686. 


63 kann auch von der feindlichen Kriegsgewalt ein befonderer Schuß 
bewilligt und je nad) Umftänden können von ihr Schußtwachen oder Schub: 
briefe gewährt werden, damit Perfonen und Saden, 5. B. wiſſenſchaftliche 
Sammlungen und SKunftwerfe vor der Friegerifchen Beichädigung oder 
Gefährdung gewahrt bleiben. Auch ſolche Schußgebote find in guter Treue 
zu beachten. 
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Am, 118. Es ift bas befonders wichtig bei ber Erftürmung einer Stadt 
ober eines befefligten Plakes, und kann je nad Umftänden auch einzelnen angejes 
henen Perfonen zu Gute fommen. Schon im Alterthum kommen manche Beijpiele 
ber Art vor. Damals hatten folhe Privilegien noch mehr als gegenwärtig zu be= 
beuten, weil bie heutige Kriegsführung überhaupt friedliche Perfonen und ihr Vermögen 
weit weniger gefährdet, als bie antike, 


6837. 


Wenn die beiderfeitigen Befehlshaber über eine zeitweife und örtliche 
Waffenruhe übereingelommen find, jo haben die beiderfeitigen Truppen 
inzwiſchen in guter Treue fich jeder Feindſeligkeit zu enthalten. 


Solche Waffenruhe wird gewöhnlid durch Barlamentäre begehrt unb 
zugeftanden, ober gemeinfam verabredet. Es gefchieht das 3. B. zum Behuf ber 
ungeftörten Beerdigung ber auf bem Schlachtfeld gebliebenen Krieger, ober 
im Intereſſe ber Feier eines Gottesbienftes, oder auch um weitere Unter= 
bandblungen über einen Waffenftillftand oder Frieden zu pflegen 
u. ſ. ſ. Die Bloß ſtillſchweigend eintretende Maffenrube ift zwar möglich, aber 
wenig gefichert, weil fie nicht ben Charakter eines Vertrags hat. An und für ſich 
berechtigt eine religiöfe Feier Feineswegs, auf Wafſenruhe zu fchließen. - Die Kriegs: 
geſchichte ift voll von Beifpielen, daß an folden Tefttagen ber Kampf begonnen 
wurde, und das Völkerrecht hindert das nicht. Jim Mittelalter hemmte ber Gottes: 
friebe (treuga Dei) bie Fortſetzung des Kampfes unter ben chriftllihen Völkern. 
Das ganze Inſtitut aber, welches aufgefommen war, um bie wilden, nie raftenden 
Fehden einigermaßen zu bejchränfen, ift im Mittelalter felber wieder außer Uebung 
gekommen, als die Fehden verfhwanden und nur ber große Krieg noch als Aus: 
nahmszuſtand den regelmäßigen Frieden unterbrad. 


688, 


Ein eigentliher und allgemeiner Waffenftillftand (treve), welcher 
auf längere Zeit zur Einleitung des Friedens abgefchloffen wird, bedarf in 
der Pegel der Genehmigung der oberften Statsgewalt. Die Ermädhtigung 
zum Abſchluß kann indefjen auch einem diplomatijchen Vertreter oder Dem 
Teldheren übertragen werden. 


41. Der Waffenftillftand im eigentlichen Sinne ift ein Wet ber Sou— 
veränetät im eigentlichen und vollen Sinn, analog bem Sriebensfhluß, und 
kann daher nicht von untergeordneten Befehlshabern unternommen werben. Aller: 
dings gelten auch biefe, inwiefern ihnen ein velativ felbftändiges Commando über: 
tragen ift, durch ihre Stellung für ermächtigt, im Nothfall und befonders in ents 
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legenen Gegenden jelbft eine längere Waffenruhe abzufchließen, beren Wirkung 
dann aber auf bie betreffende Gegend beſchränkt if. Zuweilen werben auch foldhe 
Waſſenruhen befondere Waffenftillftände genannt, im Gegenfake zu ben 
allgemeinen. Indeſſen ift es zwedmäßiger, jenen Ausbrud auf bie Acte zu 
beichränfen, welche bie Fortfegung ber Friegerifchen Action überhaupt von Gtat zu 
Stat hemmen und nicht bloß an beſchränkten Stellen und zwijchen einzelnen Truppen 
förpern. i 
2. Die Zeit, auf welde ber Waffenſtillſtand abgefchloffen wirb, ift entweder 
eine beſtimmte — bis zu einem Termin, auf eine Anzahl Wochen ober 
Monate ober Jahre — ober eine unbeftimmte bis zur Künbigung. 


689. 


Die bloß borübergehende und örtliche Waffenruhe und ebenfo der 
uneigentliche und bejondere Waffenftillftand wirken nur in dem bezeichneten 
oder als maßgebend borausgefegten Gebietsumfang, und für die dajelbft 
befindlichen oder da erjcheinenden Truppen, nicht aber für andere Kriegs— 
felder und die dortigen Truppen. 

Der eigentliche und allgemeine Waffenftillftand dagegen wirft über- 
haupt und überall verbindlich für die beiden SPriegsparteien und ihre Ans 
gehörigen. 


Sene Waffenruhe und ber befondere Waffenftillftand find weients 
lich militäriſche Maßregeln, ber allgemeine Waffenſtillſtand ift 
weſentlich ein Statsact. Die Wirkung der erſtern iſt daher begrenzt durch die 
beſondere Oertlichkeit, z. B. die Beſchießung einer Feſtung wird eingeſtellt, 
die Fortſetzung einer Schlacht oder die feindliche Verfolgung wird abgebrochen, der 
feindliche Einmarſch macht an einer beſtimmten Linie Halt u. dgl. Die Wirkung 
bes letztern erftredt fih auf das ganze Land und bie offene See. Soweit bie 
Statsmacht reicht, werden bie Feindfeligfeiten eingeftellt. Der allgemeine Waffen: 
ftillftand ift noch nicht der Friebe, aber er hemmt bie Gewalt bes Krieges vollſtändig 
und bereitet ben Frieden ernftlich vor. 


690. 


Die Befehlshaber find verpflichtet, fo jehnell als möglich von dem 
Abſchluß des Waffenflillftands allen Truppen Kenntniß zu geben, und 
dadurd das Aufhören der Feindfeligfeiten zu bewirken. Wenn in gutem 
Glauben, daß der Krieg ungehemmt fortdauere, von einzelnen entlegenen 
Truppenkörpern der Kampf nad dem Abſchluß fortgeſetzt wird, jo Tann 
das nicht al3 Verlegung des Waffenftillftands betrachtet werden. 


376 Achtes Bud. 


Es ift möglich, baf die Truppen ber einen Partei früher unterrichtet werben, 
als bie der andern Partei, welche vielleicht von ihrem Hauptquartier abgefhnitten 
if. Im folchen Fällen find jene veranlaft, diefen davon Anzeige zu machen, aber 
auch diefe veranlaft, die Wahrheit der Anzeige forgfältig zu prüfen, bevor fie ber 
felden Glauben fchenfen. Es gilt in allen biefen Beziehungen nur bie Eine durch— 
greifende Regel ber bona fides, 


691. 


Während der Waffenruhe und des Waffenftillftands ift jede Partei 
berechtigt innerhalb des von ihr befetten Gebietes Alles das zu thun, was 
fie im Frieden thun dürfte, ausgenommen ſolche auf die Sriegsführung 
bezügliche Handlungen, welche der Feind, wenn der Kampf fortdauerte, zu 
verhindern veranlaßt wäre. Sie darf daher außerhalb des eigentlichen 
Kampffeldes neue NRüftungen vornehmen, und Pläbe befejtigen, aber fie 
darf nicht innerhalb desjelben neue militäriſche Stellungen beziehen, oder 
einen Nüdzug der Truppen ausführen, noch in dem Bereich der feind- 
lichen Gefüge neue Werke anlegen oder die zerftörten Werke wiederher— 
ftellen, fei e8 zum Angriff, ſei e& zur BVertheidigung. Sie darf auch nicht 
einen Aufftand erregen in dem von den feindlichen Truppen bejeßten 
Gebiet, noch die Einwohner zur Uebergabe einladen. 


Die Wirkungen ber Waffenrube und bes Waffenftillftandes find weſentlich 
negativ. Sie hemmen bie Friegerifche Action. Es darf alfo voraus nit mehr 
gekämpft werden, das Feuer wird eingeftellt. Es muß überhaupt jeder Angriff 
unterlaffen werden; auch die Borwärtsmärfche auf feindlihem Gebiet werben ein: 
geftelt. Schwieriger aber ift 68, zu beflimmen, ob und welde Vertheidigungs— 
maßregeln ebenfalls zu unterlaffen find, denn aud das ijt Friegerifche Action, 
welche der Gegner zu hindern das größte Antereffe bat, und welche er je nad) feiner 
Macht verhindern Fönnte, wenigitens zu verhindern verjuchen würde, wenn 
ber Kampf fortgefegt würde. Der Waffenſtillſtand allein hält ihn zurüd, entgegen: 
zuwirken. Eben deßhalb darf auch der Gegner ſolche Handlungen inzwiſchen nicht 
vornehmen; denn bürfte biefer fie unter dem Schutze des Maffenftillftands unges 
fährbet vollziehen, fo würbe der Maffenftillftand nicht gleihmäßig beide Parteien 
zur Ruhe verweilen, fondern bie eine begünftigen unb bie anbere benach— 
theiligen. Wenn alfo 5. B. bas eine Heer eine neue günfligere Stellung vor 
bem Feind beziehen und vielleicht Befeftigen wollte, was ber, Feind, wenn ber Kampf 
fortgefeßt würde, verhindern Fünnte, fo wäre das nicht Waffenruhe, fondern eine 
militäriſche Action, welche vielleicht ‚für den erneuerten Kampf entjcheibend 
würde. Wenn ferner bei ber Belagerung einer Feftung bereits eine Breſche ge: 
hoffen und ber vorbereitete Sturm durch eine Waffenruhe verſchoben wird, fo 
barf der Belagerte nicht während berjelben zum Nachtheil ber Velagerer die Breſche 
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wieder fchließen und neue Werke erbauen, denn wäre bie Waffenruhe nicht eingetres 
ten, jo fünnte ber Belagerte biefe Ausbeſſerung durch feine Geſchütze verhindern. 
Ebenſo wenig darf dev Belagerte inzwiſchen neue Truppen in bie Feſtung wer: 
fon, deren Anmarjch ohne die Waffenruhe der Feind zu verhindern verfuchte. Dagegen 
wirkt die Ruhe immerhin ftärfenb für beide Theile, infofern fie fih dabei von ber 
Anftrengung des Kampis erholen. Auch ift Feine Partei gehindert, fern von dem 
eigentlichen Kriegsfhauplag, wo daher eine Behinderung burd) Feindesgewalt zunächſt 
nicht möglich wäre, Truppen auszuheben, zu jammeln, zum Kriege vorzubereiten. 
Ausführliche Grörterungen barüber hat Vattel II. $ 245 ff. 


692. 


In der Zwiſchenzeit darf die Kriegspartei wohl Plätze in Beſitz 
nehmen, welche von dem Feinde aufgegeben ſind, aber nicht, was nur 
zufällig von demſelben nicht beſetzt oder verwahrt iſt. 


Battel $ 252: „C’est une hostilitö que d’enlever à l'’ennemi ce qu'il 
prötend retenir“. 


693. 


Ob e3 während des Waffenftillftandes den Bewohnern geftattet fei, 
unbeläftigt hin und her zu gehen zwifchen den beiderſeits bejeßten Gebieten 
und den Berfehr zu erneuern, hängt theils von den Umftänden ab, unter 
denen derjelbe gefchloffen worden ift, theils von der Erlaubniß oder dem 
Verbot der Kriegsgewalt.“ Bei dauernden und allgemeinen Waffenftill: 
ftänden wird die Freiheit des Verkehrs vermuthet. 


Nur der allgemeine auf eine längere Zeit abgeichloffene Waffenftillftand ift ein 
Bild des Friedens, und daher im Ameifel der friedliche Verkehr während bes: 
felben überall geftattet, Bei einer furzen, zu beſtimmten Zweden abgeichlofjenen Waffen: 
rube fichen oft die militäriichen Rüdjichten auf die mögliche und oft fogar wahrfchein: 
lie Erneuerung bes Kampfs biefer Freigebung des Verkehrs zwifchen ben beiden 
von Truppen befegten Gebieten im Wege. 


694, 


Geht die Frift zu Ende ohne Stundung der Waffenruhe, oder ohne 
Erneuerung des Waffenftillftandes oder ohne Friedensſchluß, jo bedarf es 
feiner Kündigung, jondern können die Feindfeligfeiten fofort wieder auf: 
genommen und fortgejeßt werben. 


, Die Friſtbeſtimmung befhränft die Dauer ber Waffenruhe und bes 
Waffenſtillſtando. Iſt die Frift abgelaufen, fo hört damit bie Wirkfamfeit ber Vers 
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abredung auf. Wenn dagegen ein Waffenſtillſtand auf unbeſtimmte Zeit abs 
geſchloſſen worden ift, jo überwiegt bier bie friedliche Stimmung fo ſehr und ähnelt 
berfelbe bem Frieden fo fehr, daß bier eine brüsfe Erneuerung des Kampfes unftatt: 
baft ift. 


695. 


Wenn eine Partei die felbftverftändlichen oder die ausdrücklichen 
Bedingungen der Waffenruhe oder de3 Waffenſtillſtandes mißachtet und 
denjelben zumiderhandelt, jo ift auch die Gegenpartei nicht meiter an bie 
Uebereinkunft gebunden und kann den Krieg auch ohne vorherige Kün— 
digung erneuern und fortjegen, es märe denn, daß der Vertrag anders 
beſtimmte. 


Dieſe Regel folgt aus der Natur des Waffenſtillſtands, welcher nur Hemmung 
bes Kriegs iſt. Wenn eine Partei während desſelben Handlungen ber Feindſelig— 
feit begeht, fo Bricht fie den Waffenftillftand, und bat daher fein Recht 
mehr zu erwarten, daß der Gegner feinerfeits den Fortbeftand besfelben achte. 
Freilich kann dieſe Regel leicht mißbraudt werben, Die Frage nämlich, ob eine 
Partei durch irgend eine Mafregel ben Waffenftillftand gebrochen habe, kann zweifels 
baft fein; unb ba es feinen unparteiifchen Michter gibt, welcher biefelbe rechtskräftig 
enticheibet, jo Fan eine Partei, welche ben Krieg zu erneuern wünſcht, bie Klage, 
baß bie andere Partei zuvor ben MWafjenftillftand gebrochen habe, zum Borwanbe 
nehmen, um ihren Bertragsbrud zu verbeden. Die öffentliche Meinung, welche bis— 
ber allein im ſolchen Fällen zu Gericht fitt, hält fih an das Erforberniß ber 
bona fides, 


696. 


Die Verlegung der Waffenruhe oder des Waffenftillftandes durch 
eine Privatperfon, welche ohne Stat3auftrag handelt und deren Handlung 
auch nicht don der Kriegsgewalt gutgeheißen oder begünftigt wird, recht— 
fertigt nur die Forderung ihrer Beftrafung und der Entjehädigung, aber 
nicht die jofortige Erneuerung der Yeindfeligkeiten. 


Auch wenn bie Staten, beziehungsweife ihre Heere ben Waffenftillftand ernit- 
Ti und treu halten wollen, fo können bob Private, vielleicht in der Abſicht 
ben Krieg wieder zu entzünden, Handlungen ber Feindfeligfeit begebn, 
3. B. einen Raubzug unternehmen, Gefangene machen und wegſchleppen, einzelne 
Feinde töbten u. f. f. Für berlei Handlungen wird ber Stat nur injofern verant: 
wortlich, als er fie entweber hervorruft ober fügt und obwohl er es jollte, micht 
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verhindert. Vgl. oben $ 466. Mit Rüdfiht auf bie Gefahr bes Kriegd wird in 
folden Fällen aber ein ernftes Einichreiten des Stats gegen ſolche böswillige Ver: 
leer der Waffenrube ober des Waffenftiliftandes gefordert. Wird basfelbe verzögert 
oder vernachläffigt, fo wird das ſchon als Begünftigung ber That gebeutet und 
biefe ift in ihren Wirkungen dem Bertragsbrudy des States felber gleich zu achten. 


697. 


Gapitulation bedeutet die Ergebung eines Truppenkörpers oder Kriegs⸗ 
ſchiffs oder die Uebergabe eines. bedrohten Platzes an die feindliche Kriegs- 
macht, Die Capitulation kann unter Bedingungen und mit bejondern 
Borbehalten gejchehen, 3. B. wenn nicht binnen einer Friſt Entfaßtruppen 
erjcheinen, oder mit Vorbehalt freien Abzugs der Beſatzung. Völkerrecht 
und Kriegsehre fordern, daß diefe Verabredungen in guter Treue gehalten 
werden. 


1. Die Eapitulation wird meift in ber Abficht gefchloffen, buch Aufs 
geben eines erfolglofen Kampfes unnützes Blutvergießen zu verhindern. Diefe Abficht 
wird durch Aufhiffen einer weißen Flagge oder Auffteden einer weißen Fahne 
bem Gegner angezeigt, und dann gewöhnlicd durch Parlamentäre über bie Gapitus 
lationsbebingungen unterbanbelt. 

2. Die Kriegsgefchichte kennt leider manche Beifpiele, baß bie Gapitus 
lationsbebingungen von bem Eieger nicht beachtet wurben. Aber in allen 
Zeiten bat ber Rechtsſinn ber öffentlichen Meinung ſolchen Treubrud verurteilt. 
Schlimm ift e8 freilich, daß Beſchwerben darüber, bie ihrer Natur nad völkerrechtlich 
find, nur auf den mangelhaften und in Kriegszeiten überdem höchſt unfihern Schuß 
bes Völkerrechts angewiefen find. Vgl. Phillimore III. $ 122. 


698. 


Die Uebergabe auf Gnade und Ungnade berechtigt den Sieger nicht 
mehr, die Webergebenen zu tödten, wohl aber die Truppen, welche fich 
ergeben haben, kriegsgefangen zu machen, 

Die bebingungslofe Eapitulation wird von Alters ber jo benannt. Das 
ältere barbariſche Recht ficherte den Uebergebenen nicht einmal das nadte Leben, Das 


heutige humanere Völkerrecht erkennt dem Gieger Fein folches vermeintliches jus 
vitae ac necis mehr zu. Bol. oben zu 568. 579. 584. 


699. 
Der Befehlshaber der feindlihen Truppen, welche einen Platz be= 
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drohen oder belagern, gilt al3 ermächtigt, die Gapitulationsbedingungen zu 
bewilligen, joweit dabei die perjönliche Freiheit und das Eigentdum der 
Truppen und der Bewohner des capitulirenden Platzes betheiligt erſcheinen, 
oder es ih um militärische Maßregeln handelt. Er darf aber nicht eigen= 
mächtig Zugeftändniffe machen, welche fi) auf die politiiche Verfafjung und 
Verwaltung des Ortes beziehen. - 


Der Grund biefer Unterſcheibung liegt einerfeits in ben militäriſchen 
Befugniffen des Bejchlshabers, Alles das zu thun, was zum Behuf bev eigentlichen 
Kriegsführung nöthig und zweckmäßig ericheint, amdrerjeits in der politiſchen 
Statsgewalt, welche nicht an das Militärcommando übertragen iſt. Es it freilich 
für die Ehre und ben Credit eines Stats ehr bevenflih, wenn ein Obergeneral 
politische Zuficherungen macht, welche nachher ber Stat nicht zu erfüllen geneigt ift. 
Ein bekannter Fall der Art aus unferm Jahrhundert ift das unerfüllt gebliebene 
Verjprechen bes Lord Bentind im Jahr 1814, die Unabhängigkeit und Freiheit 
Genua’s anzuerkennen, während fchließlich die englifhe Negierung die Stabt dem 
Königreich Piemont zuerfannte. Vgl. darüber Phillimore III, $ 123 (Rebe 
von Sir James Madintofh gegen folden Treubrud). Vattel IIL $ 262, 


9. Beendigung des Kriegs. Friedensſchluß. 


700. 


Der Krieg kann thatſächlich aufhören und ohne Friedensvertrag da— 
duch in den Friedenzzuftand übergehen, daß die Feindſeligkeiten nicht 
fortgefegt werden und der friedliche Verkehr wieder beginnt. 

Der thatfächliche Belisitand zur Zeit wenn der Krieg aufhört, wird 
jodann als Grundlage des Friedenszuftandes betrachtet. 


In dieſem Falle ift immerhin ber Zeitpunft, in welchen ber Krieg aufgehört 
bat und ber Friede wieder beginnt, unficher. Nur allmählich ftellt ji das Gefühl 
ber Sicherheit wieder ein, wie 3. B. nad dem Kriege zwiſchen Schweden und Polen 
1716. Ebenfo ift auch bie GStreitfrage, die zum Kriege geführt hat, gewöhnlich nicht 
Har entjchieben, fonbern es behält jede Partei ihre urfprüngliche Nechtsbehauptung 
fih vor, foweit nicht durch die im Krieg berbeigeführten Thatfachen ber Streit eine 
factifhe Erledigung gefunden Hat und nun buch das Aufgeben des Kampfs und 
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ben erneuerten Frieden anerkannt wird. Soweit alfo eine thatſächliche Umge— 
ftaltung der Dinge unangefochten fortdauert, foweit gilt der status quo post 
bellum res sunt. Abgeſehen davon aber ift der status quo ante bel- 
lum rege fuerunt als maßgebend zu betrachten. 


701. 


Der Krieg kann durch Unterwerfung des befiegten Feindes unter 
den Sieger beendigt werden. Bleibt die befiegte Partei auch nachher noch 
al3 Stat fortbeitehen, jo werden die auferlegten Friedensbedingungen wie 
ein Friedensvertrag betrachtet. Hört diejelbe auf, ein Stat für ſich zu 
fein, jo fommen die Grundſätze der Erweiterung des Statsgebiets bezie— 
hungsweije der Bereinigung verjchiedener Statsgebiete zur Anmendung. 
Die Eroberung begründet erjt in Folge der Ergebung oder de3 Friedens— 
bertrage3 einen neuen friedlichen Rechtszuſtand. 


Bgl. oben zu $ 287. 289. 
702, 


Der Sieger Tann in Folge der Unterwerfung des Befiegten feine 
andere Rechte über Land und Leute erwerben, als welche in der Natur 
der Statsgewalt und der öffentlichen Rechtsordnung ihre Begründung und 
Schranke finden. Die Statögewalt geht auf ihm über, aber nicht mehr 
al3 die Statsgemwalt. 


Es folgt das aus ben heutigen Begriffe des Stats, welcher nicht abjolute 
Gewalt über Berfonen und Eigenthum bebeutet, jondern nur öffentlich-rechtliche 
und infofern verfaffungsmäßige Gewalt. Die Privatperfonen und ihre 
Familien haben cine Eriftenz für fich, über welche der Stat nicht willfürlich ver: 
fügen barf. Ebenſo ift die Kirche nicht Statsſache. Das Alterthum dachte darüber 
anders, wie auch bie alterömifche Deditionsformel zeigt: Livius I. 37. 
„Rex interrogavit: Estisne vos legati oratoresqus missi a populo Collatino, 
ut vos populumque Collatinum dederitis? Sumus. Estne populus Collatinus 
in sua potestate? Est. Deditisne nos, populum Collatinum, urbem, agros, 
aquam, terminos, delubra, utensilia, divina, humanaque omnia in meam po- 
pulique Romani deditionem? Dedimus, At ego recipio*. Der antife Stats 
begriff ift allumfaffendb und abfolut. Der moderne Statsbegriff 
bagegen ift im Gegenſatz zu der Kirche auf bie politische Volksgemeinſchaſt und mit 
Beachtung des Privatrechts und ber Privatfreiheit auf das öffentlide Net 
bejhräntt, alfo relativ, Bol. Bluntſchli Allg. Statsreht ©. 51. 64, 
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Der Krieg wird regelmäßig beendigt durch den Friedensſchluß, 
d. h. durch einen Vertrag zwiſchen den friegführenden Staten, welcher die 
Bedingungen und Beftimmungen des erneuerten Friedenszuftandes_ feftjebt. 


Der Friedensvertrag ift eine wölferrechtliche Rechtshandlung, welche ben 
Kriegszuftand abſchließt und ben Friedenszuftandb erneuert. Er ver: 
kündet ber Welt, woran fie ift. Die feindliche Gefinnung freilich kann er nicht for 
fort heilen, no ben Glauben an befeftiate Zuftände fchaffen, aber das Rechtäver: 
hältniß bringt er zur Klarheit und bezeichnet genau ben Unterſchied ber beiden 
Rechtszuſtände. 


704. 


Die Uebermacht des Siegers hindert nicht die Gültigkeit des Friedens- 
ichluffes, wohl aber der äußere Zwang gegen den bevollmädhtigten Ver— 
treter der Kriegspartei, welche über den Frieden unterhandelt. 


Vgl. oben $ 408. 
705. 


Das PVerfaffungsrecht der einzelnen Staten entjcheidet über die Frage, 
wer und unter weldhen Bedingungen er berechtigt jei, Frieden gültig abzu— 
ſchließen. Das Völkerrecht vermuthet, daß der jeweilige Träger der oberften 
Statsgewalt kraft feiner Repräjentativbefugnig dazu berechtigt fei. Wenn 
berjelbe aber nach dem in anerkannter Wirkſamkeit bejtehenden Statsrecht 
feines Landes der Zuftimmung der Vollsvertretung oder eines andern 
politiichen Körpers bedarf, um wirkſamen Frieden zu ſchließen, fo ift diefe 
Beſchränkung auch völferrechtlih zu beachten und die Nechtsgültigfeit und 
die Ausführbarfeit des Friedenſchluſſes jo lange in Frage geftellt, als nicht 
die nothwendige Zuftimmung Hinzutritt, oder in Folge der BVerfafjungs- 
änderung als entbehrlich hinwegfällt. Indeſſen erfordert der gute Glaube 
und die Rückſicht des Völkerrechts auf die mögliche Beſchränkung des 
Kriegszuftandes, daß auch inzmwifchen bon Seite der Träger der Stat- 
gewalt nichts gethan, angeorbnet oder zugelaffen werde, was geeignet ift, 
die Hinterherige Gutheigung des von ihnen vorläufig verabredeten Friedens⸗ 
vertrags zu erſchweren oder zu verhindern. 


— gr 
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1. Die Eröffnung ber Friedensunterbandblung kann burdh eine ber 
beiden Kriegsparteien jelber geihehen, oder durch eine neutrale Macht, welche ent: 
weber ihre guten Dienfte oder ihre Vermittlung anbietet. Vgl. oben $ 483 f. Auch 
im legten Fall kann ber Friebesabihluß unmittelbar von ben Kriegsparteien 
vollzogen werden, bamit ber Vermittler nicht einen Vorwand zu fpäterer Einmifchung 
erhalte. 

2. Ein Fürft, welder burd) ben Krieg aus dem Lande verdrängt worben ijt 
und feine thatfächlihe Gewalt mehr im Lande bat, ift nicht mehr berechtigt, 
bas Land zu repräjentiren, fondern fann nur über feine dynaftifchen Rechte 
ober feine Anfprüche auf Wiebereinfegung in die Gewalt, an dem Friedensſchluß 
fih beiheiligen ($ 118). Es mag unter Umftänden für ben Sieger erwünfcht 
und nützlich fein, fich mit ihm friedlich zu verfländigen, um fpätern Berwidlungen 
vorzubeugen, aber ber Friebe kann auch ohne dieſen Verzicht vollftändig bergeftellt fein. 
Aehnlich verhält es fi mit ben Anjprüchen einer aus bem Lande vertriebenen republi: 
kaniſchen Regierung. 

3. In ben meiften Monardhien wird das Necht, Frieden zu fchließen, als ein 
Recht ber Krone betrachtet, jo jebocdh, daß biejenigen Beſtimmungen bes Friedens, 
welche dem Lande Laften auferlegen ober das bejtehende Verfaſſungs- ober Geſetzes⸗ 
recht ändern, ber Zuftimmung der Kammern bebürfen, bamit fie in Lande anerkannt 
und ausführbar werben. In vielen Fällen wirb ſich biefe Zuflimmung aber als 
bloße Ratihabition bes bereits Vollzogenen barjtellen, indem bie Noth und das Bes 
bürfniß, von ben Gefahren und Leiden bes Kriegs befreit zu werben, vorher ſchon 
zum Vollzug ber im Frieden gemachten Zugefländniffe treibt. Nach dem Bundesrecht 
ber Vereinigten Staten bedarf ber Friedensvertrag, um gültig zu werben, ber Ge: 
nehmigung bes Präfidenten und ber Zuftimmung bes Senats (nicht beider Häufer 
bes Congreſſes), nad bem ber jchweizerifchen Eidgenoffenfhaft eines Beſchluſſes ber 
Bundesverſammlung. 


706. 


Wird in dem Friedensſchluß ein Theil des Statsgebietes abgetreten, 
ſo gilt die Abtretung nach Völkerrecht als rechtsgültig, wenn gleich die 
Verfaſſung des abtretenden Landes die Abtretung unterſagt, inſofern der 
Stat ſeinen Widerſtand nicht fortſetzt, ſondern thatſächlich den Frieden 
vollzieht und die feindliche Beſitznahme gewähren läßt. 


In vielen Statsverfaſſungen wird das ganze Statsgebiet als einheitlich 
und unveräfäußerlich erklärt und fo jede Abtretung eines Stücks desſelben unter- 
fagt. Würde diefe Beichränfung ber Regierung und ber Kammern als abfolute 
Regel auch bei den Friebensfchlüffen feftgehalten, fo wäre in manden Fällen überhaupt 
fein Friede möglich, weil ber Sieger auf bie Abtretung nicht verzichtet und ber Bes 
fiegte fie nicht gewähren könnte. Es müßte alfo ber Krieg bis zur Vernichtung des 
Stats felber durchgeführt werben, Dadurch aber würbe nicht bloß jene Verfaſſungs⸗ 
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beftimmung, fondern mit ber Eriftenz bes befiegten Stats felbjt auch befjen ganze 
Rerfaffung zerflört. Die Noth zwingt daher, unter Umftänden troß jenes ſtatsrecht⸗ 
lihen Hindernifjes die Abtretung zu vollziehen, und das Nölferrecht erfennt biejen 
Bollzug als nothwendig und bemgemäß als rehtmäßig an, im nterefje ber 
Beendigung des Kriegs und ber Herftellung bes Friedens, 


707. 


Die Abtretung gibt der erwerbenden Statögewalt alle Rechte, welche 
die abtretende Statsgewalt gehabt Hat, aber nicht mehr Rechte. 

Das öffentliche Necht der Bevölkerung und des Landes wird durch 
die Abtretung nicht aufgehoben, fondern nur injofern und injoweit geän- 
dert, al3 der neue Verband mit einem andern Stat eine Aenderung nöthig 
macht. Im Uebrigen dauert es fort. 


Bol. oben $ 701. 702. Die Berfegung der Gentralgewalt an eine andere 
Stelle und bie Verbindung bes abgetretenen Gebiets mit einem andern State find 
freilich fo entfcheidende Umgeftaltungen, daß fie gewöhnlich eine gründliche und weit 
wirfende Veränderung ber Berfaffung in jenem Gebiete nach fi) ziehen. Immer 
ift hier der Mebergang aus dem einen Recht in das andere jhwierig und Faum 
anders, als burd) eine vorübergehende Ausnahmsgewalt (Dictatur) ber 
erwerbenden Stategewalt auszugleichen. Das Völkerrecht ſpricht nur die Regel aus, 
daß nicht das bisherige Öffentliche Net (in Gemeinden, Körperſchaften, Aemtern, 
Gerichten, politifhen Freiheiten u. ſ. f.) durch den bloßen Wet der Abtretung erlöfche, 
ſondern daß basfelbe im Gegentheil, joweit die Einheit bes neuen Statenverbands 
und die Nothwendigkeit ber öffentlichen Berhältniffe es verftatten, erhalten bleibe, 
Die Bermuthung fpriht für bie Fortbauer, bie Umänderung bebarf 
einer Anorbnung ber neuen Statsgewalt. 


708. 


Der Friedensihlug beendigt mit dem Kriege auch den bisherigen 
NRechtsftreit unter den Friegführenden Staten. Es dürfen nad demjelben 
feine weitern Teindfeligfeiten geübt werden. Die Wirkjamfeit des Kriegs— 
rechts Hört auf und das, Friedensrecht tritt wieder ein. 


4. Der Friede beendigt auch dann ben Rechtsſtreit, welher zum Kriege 
geführt Hat, wenn er über benfelben feine ausdrückliche Entſcheidung trifft. Die 
anfängliche Beſchwerde darf nicht nochmals zur Urfache eines zweiten Kriegs gemacht 
werben. Vgl. unten 709. 713. Wheaton Int. Law. $ 544. 

2. Die Beendigung des Kriegsrechts muß jofort eintreten, inſoweit basjelbe 
zu feindliden Handlungen ermädtigt. Aber es können nicht ebenfo auf ben 
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Zag alle Wirfungen ber erfchienenen Kriegsgewalt abgebrochen werben. Wenn 
das Heer zur Zeit bes Friedensichluffes fich in Feindesland befindet, fo bebarf es 
zum Wegzug einiger Zeit und kann inzwildhen bie Maßregeln feiner Sider: 
heit nicht aufgeben. Es gibt alfo auch hier Uebergänge, welche das gänzliche 
Erlöjchen bes Ausnabmszuftandes möglih machen. In allen biefen Beziehungen 
verlangt das Bölferreht bona fides in ber Ausführung bes Friedens. 


709. 


Wenn nah Abſchluß des Friedens durch einzelne Heeresabtheilungen, 
wenn auch in gutem Glauben, weil fie noch nicht von dem Friedensſchluß 
Kenntniß hatten, feindliche Handlungen verübt, worden find, jo ift der 
Zuftand, wie er vor denjelben geweſen ijt, ſoweit möglich wieder herzu— 
jtellen, beziehungsweije Entjhädigung zu leiſten. 


Der Friebe it verbindlich für die friegführenden Staten und daher auch 
für ihre Heere, und ihre Statsangehörigen. Hugo Grotius IIL 20. 
$32: „Est enim pax actus civitatis pro toto et pro partibus“, 
Wenn daher einzelne Truppenförper, ohme ben Frieden zu fennen, noch eine Stabt 
oder eine Feltung einnehmen, fo müſſen fie diejelbe wieder räumen. Gbenjo wenn 
nachher noch feindlihe Schiffe als Prije genommen werden, jo find diefelben wieder 
frei zu lafjen. 


710. 


Mit dem Friedensſchluß ift die Regel der Amneftie verbunden, jo 
weit nicht befondere Vorbehalte eine Ausnahme begründen, d. h. es wird 
in ber Regel feine weitere Klage gejtattet wegen Schädigungen und Un— 
bilden, welche von den Angehörigen einer Kriegspartei wider die Ange— 
hörigen der andern Partei während des Kriegs verübt worden find, 


1. Die Amneſtie iſt nothiwendig, damit das Gefühl bes Friedens fich be— 
feftige. Würde es geftattet, ben Streit fortzufegen, fo wäre immer wieder die Gefahr 
da, daß bie Parteien neuerdings zu ben Waffen griffen und der Krieg wieder ent— 
flammt würde. Wenn auch die Klagen über erlittene Unbill oder Schädigung zu: 
nächſt gegen einzelne feindliche Perſonen gerichtet würden, fo ift doch hinter biefen ber 
Stat, für den fie fimpften. Je weniger die Kriegsführung ben normalen Rechts: 
zuftänden entipricht, umd je gewaltfamer fie vorgeht, um fo leichter iſt hier Streit 
und um fo öfter find Klagen veranlaft. Diefen Streit uud dieſe Klagen will bie 
Amneftie mit Vergefjenheit zur Ruhe bringen. In vielen Friedensverträgen wird jie 
ausbrüdlich vorbehalten, in andern ſtillſchweigend als felbfiverfländlich vorausgeſetzt. 
3.8. Wiener Gongreßafte von 1815 Art. XL: „Amnistie generale en 
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Pologne, Il y aura amnistie pleine, generale et particuliöre en faveur de 
tous les individus de quelque rang, sexe, ou condition qu’ils puissent dtre* 
und ausführlicher Art. XXU.: Amnistie generale en Saxe. Aucun individu 
domicili6 dans les Provinces qui se trouvent sous la domination de Sa 
Majests le Roi de Saxe ne pourra, non plus qu’aucun individu domieilis 
dans celles qui passent par le present Trait& sous la domination de Sa 
Majest& le Roi de Prusse, ötre frapp& dans sa personne, dans ses biens, 
rentes, pensions et revenus de tout genre, dans son rang et ses dignites, 
ni poursuivi ni recherch& en aucune fagon quelconque pour aucune part 
qu’il ait pu politiquement ou militairement prendre aux &v&nements qui ont 
eu lieu depuis le commencement de la guerre terminde par la paix conclue 
à Paris le 30 Mai 1814, 

2. Die Gründe ber Antneftie, welche immerhin die regelmäßigen Rechtsgrund: 
füge in der Anwendung erheblich befchränft, Tiegt nur in der Rückſicht auf bie er: 
ceptionelle Natur des Kriegs unb in dem allgemeinen Friebens— 
bebürfniß. Diefelbe darf daher nicht darüber hinaus auch auf Zerftörung folder 
Klagen wirken, welche mit bem Kriege nichts zu ſchaffen haben und beren Durch— 
führung ben Frieden nicht gefährdet. 

Dahin gehören: 

®) privatrehtlidhe Klagen aus Rechtsgeſchäften, 3. B. Lieferungs— 

verträgen oder Geldbarlehen, Loskauf von Gefangenen, welche während 
bes Kriegs abgeichlofjen worden find, 

b) privatrehtlide Klagen, welche aus einem ältern, vor bem Sriege 

abgeſchloſſenen Rechtsgeſchäft ſich ergeben, 

ec) privatrechtliche Klagen, welche aus einem Rechtsgrunde abgeleitet 

ſind, welche keinen Bezug auf die Kriegsführung hat und nicht zu den 
Handlungen feindlicher Parteileidenſchaft gehört. 
Bol. Wheaton Int. Law, $ 544. Heffter $ 180. 


Tal; 


Die Amneftie begreift in der Regel auch die Miffethaten — Ber- 
mwundungen, Tödtungen, Mißhandlungen, Schädigungen des Eigenthums, 
Plünderung —, die von FKriegäleuten verübt worden, aber während des 
Kriegs nicht Friegsrechtlich zur Rechenſchaft gezogen worden find. 


Die Ausfiht auf bie Fünftige Amneſtie ift freilich für die Nechtöficherheit fehr 
bedenflih. Die Privaten haben deßhalb gegen militärische Ercefje faſt feinen andern 
Rechtsſchutz, als den die militäriiche Disciplin und bie Kriegsgerichte 
gewähren. Die Strafe, welche die Kriegsgerichte verhängen, wird aber durch bie 
Amneftie nicht beſeitigt. Gewöhnlich ſchützt die Amneftie auch die andern Perfonen, 
außer ben SKriegsleuten, welche ſich einer Rechtsverletzung aus Parteileidenſchaft 
Ihuldig gemacht haben. 
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Soweit jedoch der Stat wegen im Krieg und felbft von Kriegsleuten 
berübter Verletzungen, die weder durch das Kriegsrecht noch durch den 
civilifirten Kriegsgebrauch gerechtfertigt oder entjchuldigt werden, jondern 
al3 gemeine Verbrechen ftrafbar find, die Rechtsverfolgung gegen feine 
Angehörigen gejtattet, findet jene Amneftie feine Anwendung. 


In ber Braris wird die Amneſtie oft in weiterem Umfange gewährt, als ſich 
durch die Rückſicht auf ihre Gründe rechtfertigen läßt. Es befteht fein Rechts: 
grund, weßhalb gemeiner Diebftahl, eine Brandftiitung aus bloßer Privatrache 
ober Bosheit ungeftraft bleiben follten, wenn ber Stat, dem bie Verbrecher ange: 
hören, anerkennt, daß dieſe Verbrechen fih auch durch die Parteileidenfchaften im 
Krieg gar nicht entichulbigen Taffen und ihre Verfolgung und Beitrafung in feiner 
MWeife ben Frieden gefährde. Die übermäßige Ausdehnung der Ammneftie 
erklärt fich theilweife aus ber Älteren, nun als irrtümlich erkannten Anficht, daß 
ber Krieg alles Recht der feindlihen Nation verneine, und eine Rückkehr in den 
fogenannten Urzuftand ber Nechtlofigkeit begründe. Seitdem das Völkerrecht aner- 
fennt, daß aud im Kriege das Recht fortdauere, jollte e3 wirkſamer als bisher für 
Beftrafung gemeiner Berbreden jorgen, bamit bie Privatperfonen beſſern Schuß für 
ihre perfönlihen und Vermögensrechte erhalten. 


713. 


Die Amneftie bezieht fich nicht auf Rechtöverlegungen, die vor dem 
Kriege verübt worden find und mit der Kriegsurſache in feiner Beziehung 
ftehen, ebenfo wenig auf Rechtöverlegungen, welche mährend des Kriegs 
auf neutralem Gebiete von Angehörigen der friegführenden Staten wider 
einander verübt worden find. 


1. In ben erflern Fällen gereicht weder die feindliche Erregtheit ben 
Thätern zu einiger Entjhulbigung, noch fommt bie Rückſicht auf ben Frieden den— 
felben zu Statten. Wenn z. B. die Verfolgung eines Diebes oder Betrügers oder 
Mörders wegen bes Krieges eingeftellt werben mußte, jo kann dieſelbe nad dem 
Friedensſchluß wieder erneuert werben. 


2. In den zweiten Fällen fommt zwar den Thätern der milbernde Umſtand 
zu Statten, daß fie vielleicht aus Parteieifer gehandelt haben; aber ber neutrale 
Stat, welcher Feine Gewaltthat auf feinem Gebiete duldet, wird biefelben dennoch 
mit Net, troß ber Amneftic verfolgen, weil fie feine Friedensordnung mißachtet 
haben, 

25* 
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Aller frühere Streit wird durch den Frieden gejchlichtet und alle 
frühern Verlegungen und Beleidigungen werden der Bergefjenheit über— 
liefert. Ein neuer Krieg darf nur durch neue Kriegsurſachen begründet 
werben. 


Vgl. oben $ 708. 


715. 


Der öffentliche Beſitzſtand zur Zeit des Friedensjchluffes wird, ſoweit 
nicht darin -abweichende Beftimmungen getroffen find, al3 Grundlage der 
erneuerten Friedensordnung betrachtet. Leder Theil behält das Gebiet 
nunmehr zu Recht, das er bejibt. 


1. Der Friedensvertrag fann auch eine andere Grundlage bes neuen Friebens⸗— 
ftandes feſtſetzen. Sehr oft greift man auf den Recdhtszuftand vor dem Ausbrud 
bes Krieges zurück und ftellt benjelben wieber ber. Es ift das ber jogenannte 
Status quo ante bellum sec. res fuerunt, Wenn das aber nicht gefchehen 
ift, jo wird der gegenwärtige Befipjtand, d.h. ber Status, quobellum 
res reliquit ald Grundlage angenommen. Man bezeichnet biefen Grundfag aud 
in Erinnerung an das Interdict bes römischen Prätors zum Schuß des Befiges 
eines Grundſtücks gegen gewaltfame oder fonft rechtswidrige Störung als Uti 
possidetis. Diefe Bezeichnung ift freilich ungenau, theils weil es fich hier nicht 
um privatrechtlichen Grundbejiß, fondern um ftatsrehtlihe Gebietshopheit 
handelt, theils weil das römiſche Interdiet nur den Beſitz ſchützt (als interdietum 
retinendae possessionis), ber völkerrechtliche Friedensihluß dagegen nicht bloß 
Befigpverhältnijfe regulirt, fondern auf deren Grundlage die Rechtsverhältnifſe 
von neuem ordnet ober befeftigt. Erſt durch den Frieden wird die Eroberung 
und bie gewaltfame Einverleibung aus einem Beſitzſtand in einen Nechtsftand 
‚ umgewandelt. al. oben $ 50 u. 545. 


716. 


Die Kriegsgefangenſchaft erlifcht von Rechtswegen mit dem Friedens— 
Ihluß, indem diefelbe nur aus Kriegsrecht und nur als Kriegsmittel 
geübt wird. 

Borbehalten bleiben die Maßregeln ſowohl einer geordneten Ueber— 
gabe und Entlafjung der vormaligen Gefangenen al3 der Sorge für Be 
zahlung der Schulden, welche diefelben contrahirt haben. 
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Vgl. oben 8 593 ff. Unter Umftänden wäre es gefährlich, die Kriegsgefan: 
genen ohne weitere Disciplin und Aufficht frei zu geben, es wird daher nöthig, fie 
unter militärifcher Zucht ber Heimat zuzuführen. 


717, 


Bon dem Zeitpunkte des Friedenzfchluffes an dürfen in fremden 
Gebiete feine Kriegsfteuern und Requifitionen mehr auferlegt, noch die 
rüdjtändigen eingefordert werden. 


Es iſt das eine nothwendige Rechtsfolge bes Friedens, welcher die meitere 
Vethätigung des Kriegsrechts hemmt. Wäre noch eine Gontribution oder Nequifition 
erhoben worden, bevor das Commando ben Friedensſchluß gefaumt bat, fo find die 
Gelder zurüdzuerjlatten und bie bezogenen Naturalgegenftände zu vergüten. 


718. 


Diejenigen Vertragsverhältniffe unter den Staten, deren Wirffamteit 
während des Kriegs ſuspendirt war, treten wiederum bon Nechtswegen in 
Wirkſamkeit, infofern fie nicht entweder durch den Friedensichluß abgeändert 
werden oder Dinge betreffen, welche durch den Krieg aufgelöst oder ums 
gewandelt worden find. 


1. Vgl. oben $ 533. Einzelne Publiciften nehmen an, bie früheren Verträge 
werben überhaupt nur infofern wieder wirffam, als fie ausbrüdlih neu be: 
fräftigt worden ſeien. Es iſt das bie entgegengefeßte Vermuthung. Diefe Mei: 
nung ift enge mit dem Irrthum verwachen, daß ber Krieg alle Älteren Rechtsver— 
hältniffe unter den Staten gänzlich auflöfe. Der Friede ift aber nicht ber Anfang 
eines ganz neuen Rechtszuſtands, fondern nur ein Knotenpunkt in ber Gejchichte, 
nicht eine urjprünglihe neue Rechtsſchöpfung, fondern elne Entwicklungs— 
phaſe der Fortbilbung bes Rechts. Daher flellt der Friede bie Ver: 
bindung wieber ber mit bem vorübergehend durch ben Krieg geflörten Rechts— 
zuſtand. 

2. Wenn der Friedensvertrag ſich über die Erneuerung der früheren Ver— 
träge ausſpricht, oder Abänderungen derſelben feſtſetzt, ſo iſt natürlich 
dieſe Beſtimmung entſcheidend. Die Zweifel, was Rechtens ſei, erheben ſich nur, 
wenn der Friedensvertrag darüber Stillſchweigen beobachtet. Darüber Tann 
leicht Streit entſtehen, weil der eine Stat das Stillſchweigen anders auslegt als 
ber andere. Gin befannter Nechteftreit der Art fand zwiſchen Englanb und ben 
° Vereinigten Staten von Norbamerifa Statt über bie Fifcherei an ben engliſch— 
amerikanischen Küflengewäflern. Durch ben Vertrag von 1783 hatte England ben 
Fiſchern aus ben Vereinigten Staten die „Freiheit“ zugeftanden, glei den engliſchen 
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Fiſchern am den englifchen Küften in Amerika bie Fiſcherei auszuüben, und auch bie 
unbefegten Buchten und Häfen zu benugen. In dem Frieden von Gent von 1814 
war biefer Vertrag mit Stillihweigen übergangen worden, Die engliſche Regie: 
rung behauptete nun, daß durch ben Krieg jenes Zugeſtändniß, bas bie Natur 
eines Privilegiums babe, erlofhen und im Frieben nicht wieber erneuert worben 
fei. Die Regierung ber Vereinigten Staten bagegen behauptete, daß jener Vertrag 
nur einen Altern beſtehenden Rehtszuftand anerfannt und nicht fingus 
läres Recht geichaffen Habe und baher auch nicht im Krieg untergegangen, vielmehr 
im Frieden zu ungehemmter Wirffamfeit gelangt ſei. Schließlid wurbe in bem 
Vertrag von 1818 ber Streit dadurch ausgeglichen, daß innerhalb beſtimmter geo= 
graphiicher Grenzen bie Filcherei an ber englifchen Küfte in Amerika ben Filchern 
aus ben Vereinigten Staten gejtattet wurbe. Vgl. bie ausführliche Darftellung bei 
Wheaton, Intern. Law. $ 269-274. 

3. Sollen die früheren Verträge befinitiv außer Wirkſamkeit bleiben, fo müjf: 
fen dafür beſondere Grünbe angeführt werben, 

Solde Gründe find: 

a) daß ihr Inhalt mit den Friebensbeftimmungen nicht vereinbar fei. 

3. 8. Aeltere Grenzverträge gelten fort, infofern bie Grenze 
burdy ben Frieden nicht verändert worben ift und find erlofchen, foweit 
bie Grenze eine andere geworben ift; 

b) daß ber frühere Vertrag ber Natur ber Sache durch den Krieg nicht bloß 

in feiner Wirffamfeit gehemmt, fondern aufgelöst worben fei. 
3. 3. Ein Allianzvertrag zwifchen ben beiden Staten, welche fich 
befriegt und durch ben Krieg bie Allianz gelöst haben. Es bebarf eines 
neuen Vertrags, wenn ber alte Vertrag zertört ift, und es genügt nicht 
bie Beſeitigung des Hinderniffes feiner Wirkfamfeit. 

Heffter $ 181 fügt bei: „Vertragsverpflichtungen, deren Erfüllung erft noch 
in Zufumft geichehen folte, wo alſo noch eine Willensänderung in Betreff der 
übernommenen Berpflictung möglich war“. ch fehe den Grund dafür nicht ein; 
benn der abgeichloffene Vertrag gilt fort, auch wenn der Wille eines Gontrahenten 
fih ändern folte. Wenn z. B. ber Stat A mit dem Stat B einen Vertrag ſchloß 
über gemeinfame Herftellung einer Eifenbahn oder Brüde, und bevor ber Bau voll: 
zogen ift, ein Krieg zwischen ihnen ausbricht, jo wird die Ausführung wohl während 
bes Kriegs gehemmt, aber es fteht der Erfüllung im wieder gewonnenen Frieden 
Nichts mehr im Wege. Nur die Zeitfriit wird mit Rückſicht auf die in Abrech— 
nung fallende Zeit bes Kriegs erftredt werben müffen. 


719. 


Wird in dem Friedensvertrage die Nüdgabe des im Kriege ein- 
genommenen Gebietes verſprochen, ſo mwird al Meinung der Vertrags— 
parteien angenommen, daß das Rechtsverhältnig der Gebiet3hoheit wieder 
anerkannt jei, wie es dor der feindlichen Befignahme geweſen war, und 
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dat das Land in dem thatfächlihen Zuftande zurüdgegeben werde, wie er 
zur Zeit des Friedensſchluſſes beichaffen ift. 


Die Beſitznahme im Krieg battle die urfprüngliche Gebietshoheit nicht 
zerftört, fondenm nur unwirffam gemacht und im Frage geftell. Der Friebe 
ftellt ihre Wirkjamfeit wieder ber. Natürlich nicht ala eine neue, fondern als bie 
alte Statsgewalt und daher mit Beachtung ber verfaſſungsmäßigen Rechte und 
Zuftände. Aber eine vollftändige Wiederherfielung auch bes thatjächlichen Zuſtands 
ift nicht möglich und nicht gerechtfertigt, denn die thatfählichen Nenderungen bes 
Kriegs müffen als eine Folge des Kriegs hingenommen werben, 


720. 


Für allfällige Beſchädigung während des Kriegs und während der 
feindlichen Beſitznahme ift feine Entjhädigung zu leiten, aber es darf 
nun aud) feine weitere Beichädigung vorgenommen werden. Für die in= 
zwijchen von der Kriegsgewalt erhobenen Einkünfte und Leijtungen iſt fein 
Erſatz zu leiften, aber es dürfen nun auch die öffentlichen Caſſen nicht 
weiter von dem Zwiſchenbeſitzer ausgebeutet werden, jondern find zur Ver: 
fügung der beredtigten Statsgewalt zu ftellen. 


Vgl. zu $ 644 fi. 
721. 


Auch für Verwendungen, welche der Befiter inzwiſchen gemacht hat, 
iſt fein Erjaß zu leiften, wenn ſolcher nicht in dem Friedensvertrage bor= 
behalten wird. 

Wohl aber kann derfelbe wegnehmen, was er auf jeine Koſten hin— 
zugefügt hat, 3. B. neue befeftigte Werke und den Zuftand wieder her- 
fiellen, wie er vor feiner Verwendung geweſen ift. 


Wenn ber Befiter Bauten gemadt hat — 3. B. er hat einen Spital ge 
baut ober neue Feitungswerfe angelegt, bie bisherigen Werke reparirt u. ſ. f. — 
fo darf er dafür Feine Entfhädigung fordern, Er hat inzwifchen kraft ber Kriege: 
hoheit gehandelt und Erſatzklagen find für die Kriegszeit im Frieden nicht zuläflig, 
e8 wäre denn, daß im Friedensſchluß Entihädigung verfprochen worden wäre, 


722. 
Wird einfach Rückgabe eines Gebietes verabredet, jo find auch die 
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dazu gehörigen Archive, Documente, Acten u. f. f. zurüdzugeben, auch 
wenn diejelben inzwifchen von dem Sieger weggeführt worden find. 


Das Archiv gehört zum Land, gleichſam ald Zubehörde, wie bie Haus: 
Ibriften zum Haus. Die natürliche Beziehung berielben, fowie ber einzelnen Ur— 
kunden und Actenſtücke zu ben NRechtsverhältniffen des Landes und ber Verwaltung 
ber Statshoheit ift hier fo enge und fo ftarf, daß das Hoheitsrecht jene Gegenftände 
anzieht und das Recht auf diefe aus jenem Rechte folgt. 


723. 


Die Rückgabe anderer feindlicher Kriegsbeute, ſelbſt der wifjenjchaft- 
lichen und künftlerifchen Sammlungen und der Denkmäler, die vor dem 
Friedensſchluß weggebracht worden find, verſteht ſich nicht von ſelber, ſon— 
dern iſt vertragsmäßig zu beſtimmen. 


Val. oben $ 650. 


724. 


Der Vollzug der Friedensbeftimmungen ſoll jofort, d. h. ſobald «3 
nad) den Umftänden möglich it, und in guten Treuen geſchehn. 


1. Erft die Ratification macht ben Vertrag perfect. Erſt von biefem 
Tage an kann daher der Vollzug rechtlich gefordert werben. Gewöhnlich haben aber 
bie Keindfcligkeiten jchon vorher aufgehört, während der Friedensverhandlung, bie 
durch einen Waffenitillftand eingeleitet worden ift. 

2, Dit enthält der Friedensvertrag auch genaue Termine für ben Boll: 
zug ber Friebensbeftimmungen, 3. B. für die Räumung eines befekten Gebietes. 

3. In allen Fällen aber gift die Negel eines möglihft raſchen Bollzugs, 
bamit ber Nothſtand des Kriegs fobald als möglich dem normalen Auftand bes 
Friebens weiche, 


725. 


Wird der Friedensichluß, bevor er vollzogen ift, wieder gebrochen, 
ſei es durch thatfächlihe Erneuerung der Feindfeligkeiten, ſei es indem der 
Vollzug verweigert oder verhindert wird, oder dem Vertrag offenbar ent- 
gegengehandelt wird, fo ift die andere Partei berechtigt, fofort den Krieg 
fortzufegen und zu handeln, wie wenn fein Friedensvertrag abgeſchloſſen 
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worden wäre. Die unmöglide Erfüllung gilt nit als Bruch des 
Friedensſchluſſes. 


1. Das Völkerrecht unterſcheidet zwiſchen dem Friebensbrud und ber 
Berletung ber im Friedensvertrag anerkannten ober durch ben: 
jelben begründeten Rechte. Der Friedensbruch Tann nur in ber erjten Zeit 
nach dem Friedensichluß und bevor der Friede zu beiderfeitiger Geltung gelangt 
it, geichehen. In biefem Stadium des Uebergangs aus bem Kriegszuſtand in 
ben Friedenszuftand gefährdet ber Friedensbruc die ganze Eriftenz des Friedens und 
berechtigt die verlehte Partei, ben Frieden als unwirkſam zu betrachten und dem— 
gemäß den Krieg fortzufegen, Bis es zu einem neuen und dann durch— 
geführten Friedensſchluß Fommt Wird aber ber Krieg, trotzdem daß einzelne 
Beſtimmungen des Friedens nicht ausgeführt werden, nicht erneuert, fommt es troßs 
bem zu thatjächliher Erneuerung bes Friedenszuftandes, wie 3.8, nad dem Züricher 
Frieden zwifchen Defterreih und Stalien von 3859, fo jpricht man nicht mehr von 
Friedensbruch, wenn gleich bie Beichwerden über ben Nichtvollzug des Friedens— 
vertrags fortbauern und unter Umſtänden zu neuen ernſten Berwidlungen führen 
können. 

2. Die Verletzung bes Friedbensvertrags dagegen, zum Unterfchieb 
bes Friedensbruchs fteht rechtlich jeber andern Bertragsverletung gleih, und Tann, 
wenn fie ſchwer genug ift und anders nicht geheilt wird, unter Umftänden zu einem 
neuen Kriege führen. 

3. Dad Ultra posse nemo tenetur gilt auch von ber Nichtauss 
führung einzelner Friedensartifel. Wenn z. B. der Pragerfriede zwifchen Defterreich 
und Preußen vom 23. Auguſt 1866 dem „Verein der fübdeutfchen Staten“ eine 
„internationale unabhängige Eriftenz“ zufchrieb, jo konnten boch dieſe Staten nicht 
gezwungen werben, einen Berein zu bilden Soweit biefer Zwang völfer: 
rechtlich unmöglich und daher die Beſtimmung nicht ausführkar ift, kann daher aud) 
nicht von Verlegung des Friedensvertrags bie Rede fein. 


726. 


Der Friedensvertrag bildet ein Ganzes. Der Bruch einer Friedens- 
beftimmung zieht den Bruch des Friedens nad fig, wenn nicht in dem 
Frieden anders beſtimmt iſt. 


Vgl. Wheaton Int. Law. $ 550. Der Friedensſchluß kann beſtimmen, 
daß die übrigen Artikel fortgelten ſollen, wenn auch einer derſelben nicht zur Aus— 
führung komme. 
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10. Postliminium. 


127. 


Ohne Friedensſchluß können ein Land und eine Bevölkerung, ein— 
zelne Perſonen und Güter, welche während des Kriegs in feindliche. Ge— 
walt gerathen waren, wieder bon derjelben befreit werden und es kann 
in Yolge deſſen das frühere Rechts: und Beſitzesverhältniß wieder in uns 
gehemmte Wirkfamfeit treten, wie wenn eine Störung nicht vorgefommen 
wäre. Dieſe Wiederbelebung des durch die Kriegsgewalt geitörten Zu— 
ſtandes heißt Postliminium, 


1. Der Ausdruck postliminium ift dem römiſchen Recht entnommen, 
hatte aber bort eine andere Grundlage und einen andern Sinn, Die Römer nahmen 
an, daß durch die feindliche Gefangenichaft der römische Bürger, jo lange biejelbe 
bauere, feine Freiheit: und feine bürgerlichen Rechte verlicre, bad er aber jofort 
fein vorheriges Recht wieder erlange, wenn es ihm gelinge, fi) jener Gefangen 
haft zuentzichn. Sie fingirten dann, er fei niemals gefangen worben, 
fondern babe fein Recht fortwährend erhalten, und nannten dieſe fiction post- 
liminium, 8 5. J. Quib. mod, jus pot. solv, (I. 12): „Dietum autem post- 
liminium a limine et post, ut cum qui ab hostibus captus in fines nostros 
postea pervenit postliminio reversum recte dieimus; nam limina sicut in 
domibus finem quemdam faciunt, sie et imperii finem limen esse veteres 
voluerunt®. Dieſes antife und privatredhtliche postliminium hat nun aufs 
gehört, weil die Kriegsgefangenfchaft nicht mehr die perfönlichen Rechte ber Gefan— 
genen zerftört, fondern nur vorübergehend ihre Ausübung hindert, Es bedarf daher 
feiner Wiederherftelung des Rechts in biefen Fällen mehr. 

2. Das moderne völferredtliche Postliminium der heutigen Zeit hat 
vorzugsweile einen öffentliherehtlihen Charafter und wenn es auch privat- 
rechtlihe Wirkungen äußert, fo fett es nicht grunbfäßlic eine vorherige Berneinung 
bes wieder herzuftellenden Rechts durch die Kriegsgewalt, fondern nur eine Behin— 
berung feiner Ausübung voraus. 


728. 


Wird ein bon dem Feinde bejeßter Gebietätheil von demjelben frei— 
willig twieder geräumt oder wird derfelbe durch die befreundete Kriegsgewalt 
wieder daraus verdrängt, fo hört das feindliche Kriegsrecht jofort auf und 
e3 wird das frühere Rechtsberhältniß erneuert. Die vormalige Statögewalt 
tritt wieder in ihre Rechte und Pflichten ein. 
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Die Autorität ber feindlichen Kriegsgewalt beruht nur auf bem thatſäch— 
lichen Befit und dem Nothrecht bes Kricgs (vgl. oben $ 540 f.). Wenn 
daher jene ben Befit wieder verliert, jo Hört bamit aud die Fortwirfung ihrer 
Kriegshoheit auf. Wurde inzwifchen die Landesverfaffung ſuspendirt, jo tritt fie nun 
wieder In volle Kraft. Das Hemmmiß, welches ber urfprünglichen Statsgewalt ent« 
gegenftand, ift damit wieder entfernt. 


729. 


Gejchicht die Verdrängung des Feindes durch eine dritte Kriegsmacht, 
welche weder die rechtmäßige Statsgewalt de3 befreiten Landes noch ein 
YBundesgenofje desjelben, wohl aber im Kriege mit dem Landesfeinde ift, 
jo verfteht fich die Wiederbelebung der frühern Regierung und Verfaſſung 
des Landes nicht vom ſelber. Vielmehr ift die befreiende Macht, welche 
inzwijchen die Kriegsgewalt handhabt, berechtigt, bei der neuen Regulirung 
der öffentlihen Zuftände mitzuwirken. Der Befreier darf aber nicht ohne 
Nüdfiht auf den Willen der Bevölkerung dauernd und willkürlich über 
das fremde Gebiet einfeitig verfügen. 


Würde man Tebiglich bie Analogie bes Privatrechts anwenden, fo müßte ein: 
fa das von einer dritten Macht befreite Gebiet an ben Träger ber legitimen Stats— 
gewalt überlafjen werben, wie ber Dritte, welcher einem Näuber meine geraubte 
Sache abjagt, bdiefelbe mir herauszugeben hat. Aber die Analogie paht nicht, weil 
es fich bier um öffentliche (politiiche) Verhältnisie handelt. Die Statsgewalt, 
welche bie Macht nicht mehr befikt, ihr Gebiet zu ſchützen oder zu befreien, bat auch 
fein fiheres Recht mehr über das Gebiet; denn ein Volf und Land vegieren 
fann man nur mit Macht und Nutorität, nicht ohne diefelben. Kerner bie frembe 
Statsgewalt, welde durch ihre Anftrengungen und Opfer die Beireiung volle 
zogen und zugleich ihre Macht bewährt hat, ben Feind aus dem Lande zu verdrängen, 
bat ein natürliches Anrecht darauf, daß bie neuen Öffentlichen Verhälmiſſe in dem 
befreiten Lande mit Berüdfihtigung aud ihrer politifchen Intereſſen 
neu geordnet werben. Auch wenn fie das Sand nicht fiir fi) erobern wollte, fo 
wäre es doch völlig unnatürlich, ihr anzufinnen, daß fie Tebiglich für fremde Ins 
terefjen ihre Volksfräfte verwende. Es bedarf alſo hier einer billigen Ausglei— 
hung ber verfchiedenen Rechte und Intereſſen, ſowohl des Befreiers ald bes ber 
freiten Landes. in Beijpiel ber Art bieten bie Verhandlungen Preußens mit 
bem Herzog Friedrich von Auguſtenburg über bie Herzogthümer Schleswig und 
Holjtein (1865 und 1866) nah ber Befreiung berfelben von der Dünifchen 
Herrſchaft. Bol. Heffter $ 188. 


730. 


Hat ein Bol, ohne Zuthun der dom Feinde vertriebenen Regierung 
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und ihrer Bundesgenofjen. ſich durd) eigene Kraft von der feindlichen Herr— 
ſchaft befreit, jo kann die frühere Regierung nur mit feiner Zuftimmung 
nicht gegen feinen Willen in den Beſitz eintreten. 


Durch diefe Selbiibefreiung bewährt ſich die flatlihe Kraft bes Volks im 
Gegenfaße zu der Ohnmacht ber Träger ber Statögewalt. Da das öffentliche Necht 
wefentlich der Ausdrud der lebendig-politiſchen Kräfte im Volk ift und fein foll, jo ift 
das Volk durchaus berechtigt, die Statsverfafjung nad ber Befreiung neu zu 
ordnen, entiprechend ben offenbar gewordenen VBerhältniffen, und fi nicht Tediglic, 
durch bie Hinweifung auf eine zweifelhaft, weil eine Zeit lang unwirk— 
fam, gewordene Legitimität bes Altern Rechts baran verhindern zu 
laſſen. Freilich üben bie aufgeregten Völker in ihrem Eifer für bie Herftellung ber 
angeftammten Dynaſtie in biefem Fritifchen Moment zuweilen nicht bie nöthige 
Borfiht aus für ihre Zukunft. Die Spanifhe, Italieniſche und die Deutidhe 
Geſchichte der Befreiung von ber Napoleonifhen Oberherrichaft 1813 bis 1815 
liefern manche Belege für bie Wahrheit diefer Bemerkung. 


731. 


Hat der Feind in der Zwifchenzeit nicht blog Kriegsrecht geübt, 
jondern ſich eine wirkliche Landesherrſchaft angemaßt, und inzwijchen be— 
hauptet, aber ohne daß dieſelbe durd einen Friedensſchluß beitätigt und 
zu anerfanntem Nechtszuftand geworden ift, jo wird zwar nad) der Ber: 
drängung des feindlichen Ufurpator3 der vorherige Rechtszuftand erneuert, 
aber es können nicht alle einzelnen Regierungsacte des Zwiſchenherrſchers 
als ungejchehen betrachtet werden. 

Vielmehr bleiben diejelben, ſoweit fie bloße Verwaltungs: und Ge=_ 
richtsacte find oder eine privatrechtlihe Bedeutung haben, in der Regel in 
Kraft. Soweit fie dagegen den Berfafjungszuftand des Landes ändern 
oder einen weſentlich politiichen Charakter haben, können fie von der er= 
neuerten Statögewalt für unwirkſam erklärt werden. 


1. Der Unterfchieb zwiſchen politiſcher Regierung und Berwaltung 
im engen Sinn (Adminiftration) muß bier beachtet werben. Auch bie poli= 
tiihe Regierung wird inzwifchen von ber Kriegsgewalt und ber Statsgewalt geübt, 
weldhe im Kriege das Land eingenommen bat. Aber bie reftaurirte rechts 
mäßige Landesregierung, welche andere — oft geradezu feinblihe — pelitifche 
Principien und Richtungen vertritt, ift in feiner Weife an bie politifhen Anord- 
nungen ihres Gegners gebunden. Die Politik ändert fi mit ber Aenderung des 
entſcheidenden Gentrums, 

2. Dagegen bie Verwaltungsacte — ohne politifhe Bedeutung — 
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wirfen in ber Regel fort, und zwar fowohl bie Acte der Verwaltung imengern 
Sinne — bie Finanzverwaltung, bie Volfswirthfchaftspflege und 
bie Gulturpflege inbegriffen — als bie Acte ber Rechtspflege — Urtheile 
im Civil- und im Strafproceh — Da die Awijchenregierung durch bas 
Kriegsreht dazu ermächtigt war, bie Verwaltung zu ordnen und zu leiten, ba ferner 
die Fortführung ber Detailgefhäfte nothwendig ift im allgemeinen öffentlichen Inter 
effe und da endlich bier Feine politifche Bebenfen im Wege ftehen, fo ift bie 
Anerfennung des Geſchehenen eine natürliche Folge ber Fortdauer bes 
Rechts und der nicht unterbrochenen ftatlichen Functionen, Die Gaffation aller in 
ber Zwiſchenzeit erlaffenen Urtheile der vielleicht in ihrem Perſonal veränderten 
Gerihtöbehörden oder aller Verfügungen der neu befegten Policei- oder Finanzämter 
wäre eine Verfennung des natürlichen Zufammenhangs und ber Bedürfniſſe des 
Lebens und müßte eine Reihe von Berwirrungen und vielfältigen Schaben ftiften. 


732, 


Die reftaurirte Regierung ift nicht verpflichtet, die Veräußerung bon 
Statsdomänen oder Renten, welche die feindliche Zwiſchenregierung vor— 
genommen hat, oder Statsichulden, welche diejelbe für das bejeßte Land 
contrahirt hat, als recht3verbindfich anzuerkennen, ſondern berechtigt, jene 
Statsgüter wieder an ſich zu ziehen und die Bezahlung diefer Schulden 
au berieigern, 


Dur bie Beſitznahme im Kriege geht nicht die Statshoheit felber auf bem 
Sieger über, jondern nur bie Ausübung berfelben wird, ſoweit e8 die militärischen 
Rüdfichten erforbern, von ihm in die Hand genommen. Die bloß proviſoriſche 
Zwiſchenregierung it daher auch nicht zu dauernder Vertretung des 
Landes berechtigt. Demgemäß wird fie nicht befugt fein, bie Domänen zu vers 
äußern, noch Landesſchulden einzugehn. Die wiederhergeftellte Regierung wird jene 
Güter daher wieber vindiciren und die Anerfennung und Bezahlung diefer Schulden, 
foweit diefelben nicht für das Land und feine Wohlfahrt verwendet worden find, 
verweigern können. Obwohl dieſe Acte ber Zwifchenregierung zur Finanzwirth— 
haft gehören, jo haben fie doch meiſtens einen eminent politifchen Charakter 
und joweit bieß ber Fall ift, braucht fich die mit Gewalt aus dem Belige verdrängte 
und dann wieber hergeftellte Regierung jene Acte nicht gefallen zu laſſen. 


733. 


Mird aber die Eroberung durch die Anerkennung im Frieden voll: 
zogen, jo wird dadurch die Veräußerung der Domänen und die Weber: 
nahme von Landesſchulden bekräftigt, und wenn fpäter durch neuen Krieg 
die frühere Regierung rejtaurirt wird, jo ift fie nicht mehr berechtigt, die 
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in der Zwiſchenzeit vollzogenen Rechtsgefchäfte hinterdrein als ungültig zu 
erflären und demgemäß zu behandeln. 


Nur in den Fällen bes $ 732 kann von Postliminium geſprochen werben, 
nicht in denen des $ 733. Denn nur im jenen wird ber urfprünglide Rechts— 
zuftand von ben Hemmnifjen und Zweifeln ber Friegeriichen Zwifchenzeit wieber 
befreit, in bieien ift ein neuer Rechtszuſtand erwachſen, ber fpäter nicht mehr als 
nicht vorhanden fingirt werben darf. Wenn einmal ber Friebe die Eroberung be: 
ftätigt, jo ijt ber Eroberer berechtigt, bie Statshoheit zu üben und auch dritten 
Perſonen gegenüber für das Land zu handeln. Der Unterjchieb der beiden 
Fälle tritt in dem bekannten Rurbeffifhen Rechtsſtreit deutlich Hervor. Der 
Kurfürft von Helfen beftritt nach feiner Neftauration (2. Dec. 1813) die Gültigkeit 
ber Veräußerung von Domänengütern, welche die Weitphälifche Regierung nad) feis 
ner Verdrängung aus bem Beſitz (1806) vollzogen hatte und fegte fih mit Gewalt 
wieber in ben Befiß ber veräußerten Güter. Innerhalb des Kurheſſiſchen Pandes 
freilich Tonnten die Privatkäufer nicht zu ihrem Mechte gelangen. Dagegen erfannte 
bie Preußiſche Regierung die Rechtsgültigkeit ber geichehenen Veräußerungen in ihrem 
Gebiete an, weil das Königreih Weſtphalen im Frieden von Tilfit (9. Juli 
1807) anerkannt und daher bie Veräußerung von einer wirklichen Gtatsregierung 
rechtskräftig gemacht worden fei. Bol. Phillimore IL $ 573. In ähnlichem 
Sinne wurde ein zweiter Proceß von dem Spruchcollegium ber Quriftenfacultät in 
Kiel (24. März 1831) entſchieden. Auch biefes Urtheil führte aus, daß ber veftaus 
rirte Kurfürft nicht feine vor bem Krieg beiefjene Landeshoheit fortjee, als wäre 
nicht in ber Zwijchenzeit eine andere im Frieden anerkannte Regierung in Gafjel 
geweien. Ebenba III. $ 572. 


734, 


Der reftaurirte Fürft ift nicht verpflichtet, Veräußerungen oder andere 
Verfügungen anzuerkennen, welche der feindliche Zwiſchenherrſcher bezüglich) 
der Privatgüter des erjtern vorgenommen hat. Wenn aber dieje Rechts— 
geichäfte in Folge des Friedens confolidirt worden find, jo kann der reſtau— 
rirte Fürſt diefelben nachher nicht wieder anfechten. 


Das fürftlihe Privatgut ift in böherm Grabe als das Privatgut an— 
berer Perfonen im Kriege ber Kriegsgewalt ausgefeßt, weil ber Fürſt als folder eine 
feinblihe Berfon in befonderem Sinne ift ($ 569), und eine erhöhte Gefahr 
bejtebt, daß jene Güter zur Förderung ber Kriegszwede benugt werden. Der Fürft 
ift daher in Gefahr, daß nicht bloß die Domänen mweggenommen, ſondern aud) feine 
Privatgüter von dem Feinde mit Beichlag belegt werden. Gelangt er aber während 
bes Kriegs wieder in ben Beſitz feines Gebiets, fo kann er auch eine allfällige Ver— 
Außerung durch ben Feind als ungültig betrachten, weil der Feind zu Feiner befinis 
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tiven Verfügung bereditigt war. Der Friede aber Tegitimirt and bie im Kriege 
geichehenen unrechtmäßigen Handlungen ber Kriegsgewalt, wenn er nicht dariiber 
ausdrücklich anders beftimmt. Dal. oben $ 710. 


735. 


Die reftaurirte Regierung ijt nicht berechtigt, für die Zwiſchenzeit 
Verfügungen zu treffen mit rückwirkender Saft, jondern genöthigt, die 
Folgen einer thatſächlichen Zwiſchenregierung, welche fie nicht zu verhindern 
vermochte, auch ihrerfeitS zu tragen, 


Bol. oben zu $ 733. Das Verfahren des 1813 reftaurirten Kurfürften 
Wilhelm IL von Heffen und des 1314 reftaurirten Königs Victor L Emanuel 
von Sarbinien- Piemont, welche die ganze lange Zwijchenzeit, im welcher ie 
ihrer Stammlande entfeßt waren, als nit vorhanden fingirten, und alle 
Zuſtände (auch die Beamtenftelungen) wieber auf den Zeitpunft zurückſchraubten, in 
bem fie bie Herrihaft verloren hatten, macht ben Gindrud einer karikirten Legitis 
mität, die an Wahnfinn gränzt. Die großen Ereigniſſe der Geſchichte, welche bie 
Welt verändern, können nicht durch unnatürliche Fictionen als nicht gejchehen be— 
tradhtet werben. 


736. 


Das Postliminium tritt in öffentliden Rechtsverhältniſſen nur 
tährend des des Kriegs in Wirkſamkeit und wird durch den Friedensſchluß 
ausgeſchloſſen. J 


Der Friedensſchluß verwandelt die thatſächlichen Veränderungen, die während 
bes Kriegs eniftanden find und im Frieden beſtätigt werden, in einen anerfannten 
Rechtszuſtand, ber daher nur durch neue Rechtsbildung, nicht durch bloße 
Wieberherftellung wieder geändert wird. Vgl. oben $ 715. 


1737. 


Kriegsgefangene können thatfächlich ihre Freiheit wieder gewinnen, 
wenn fie bon der Kriegsgewalt befreit werden oder ſich jelber befreien. 
Diefe Anwendung de3 Postliminium findet auch nach dem Friedensſchluß 
Statt, wenn die Gefangenjchaft thatfächlih über denjelben hinaus fort- 
dauerte. 

Gefangene, welche ihre Freiheit durch Bruch ihres Ehrenworts wieder 
gewonnen haben, können aber dem Feinde wieder ausgeliefert werden. 
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Bol. oben $ 609. Der Bruch des Ehrenworts ift freilich zunächſt cine Ver: 
legung bes Stats, dem das Ehrenwort gegeben worden ijt, aber jo anſtößig, daß 
auch der Stat, dem ber Gefangene angehört, berechtigt ift, einen jo Befreiten zurüd: 
zuweifen und bem Feind wieder zu überliefern. 


738. 


Das Postliminium_ber Privatperfonen hat die Bedeutung, daß ihre 
perfönlichen Rechte, an deren Ausübung fie durch die Kriegsgefangenſchaft 
gehindert waren, nun wieder von ihnen ausgeübt werden fünnen. Die 
Vormundſchaft, die inzwijchen für fie bejtellt worden ijt, hört auf und fie 
treten in den perfönlichen durch Keine Feindesgewalt gehinderten Genuß 
ihres Vermögens wieder ein. Ihr Necht war aber auc während der Ge- 
fangenjchaft nicht aufgehoben. Nach modernem Recht dauert die Ehe des 
Kriegsgefangenen fort und kann er auch über fein Vermögen gültig unter 
Lebenden oder durch letzten Willen verfügen. 


Da die heutige Kriegsgefangenſchaft die Bermögensrechte der Kriegsgefangenen 
feineswegs aufhebt, jondern nur fie in der Verwaltung ihres Vermögens thatfächlich 
hemmt, jo bebeutet das moderne Postliminium nicht wie das antife Wieder: 
berftellung des Rechts, ſondern nur Befeitigung jener Hemmniffe. 
Rechtlich ift der Kriegsgefangene nicht gehindert, über fein Vermögen zu verfügen. 
Er kann 3.8. einen Berwalter beftellen und ermächtigen, ber in feiner Abweſenheit bie 
Wirthſchaft beforge, einzelne Sachen veräußern, Verträge abſchließen, ein Teftament 
maden u. f. fe Nur thatfächlich werden mande Anordnungen wegen ber Ber: 
binderung der Communication nicht ausführbar fein. In allen bieien Beziehungen 
beruhte das römifche Postliminium auf einer ganz entgegengelepten Rechtsgrundlage. 
Der Kriegsgefangene hatte als folcher alle Rechte auch Über fein Bermögen verloren 
und nur bas Postliminium ftellte diefelben durch die Fiction wieber ber, daß er 
inzwifchen nicht gefangen geweſen fei. 

739. 


Das Postliminium wirft ferner zu Gunſten des wieder wirkſam 
gewordenen Grundeigenthums, wenn dasjelbe während des Kriegs dem 
Eigenthümer durch die feindliche Kriegsgewalt entzogen und wieder unter 
die Autorität des befreundeten States zurüdgelangt ift. 


Wenn bie feindliche Kriegsgewalt 3. B. einzelne Privaten aus dem Befik 
ihrer Häufer und Güter verdrängt, und biefelben für militärifche Zwecke in ihren 
Beſitz genommen hat, aber vor dem Krieg wicber aus diefer Gegend zurückgeworfen 
wird, fo fünnen die Privaten fi unbedenklich wieber in den Befig ihres Eigenthums 
fegen. Wären gar jene Güter inzwifchen von ber feindlichen Kriegsgewalt veräußert 
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worden, fo ift bie — nicht im Frieden ausdrücklich oder ſtillſchweigend beſtätigte — 
Beräußerung ungültig und bie Gigenthümer können vindiciren. 


740. 


Auch die beiveglihen Sachen, welche von dem Feinde weggenommen 
worden find, können bis zum Friedensſchluß von dem verlegten Eigen— 
thümer zurüdgenommen werden, wenn die feindliche Gewalt wieder ver— 
drängt ift. Vorbehalten bleiben die privatredhtlichen Beſchränkungen, welche 
der dinglichen Verfolgung bewegliher Sachen im Wege ftehen und die 
Beitimmungen zu Gunften des redlihen Verkehrs, welche den Erwerber 
ſchützen. 


Wenn z. B. ber Feind Vieh wegnimmt und wegkreibt, und im Verfolg ber 
Märſche oder bes Kampfs ben Beſitz desſelben wieber verliert, fo hindert Nichts ben 
Eigenthümer, fich feiner Hausthiere wieder zu bemächtigen, wenn er berjelben wieder 
babhaft werben kann, auch dann nicht, wenn jene Wegnahme durch das Kriegsrecht 
legitimirt war. Noch weniger Bedenfen hat es natürlich, daß der Eigenthümer bie 
unvehtmäßiger Weife ihm entzogenen Sachen, wenn er bazu Gelegenheit findet, wieder 
in feinen Befig nehme, 


741. 
Die Wiedernahme der als Prije don dem Feinde meggenommenen 
Schiffe ift vor der Verurtheilung oder Zufprehung des Priſengerichts 
jederzeit gejtattet. 


Bol. darüber unten Buch IX. Cap. 6, 
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,Recht der Nentralität. 


1. Begriff und Arien der Neufralität. 


742, 


Neutralität heißt Nichtbetheiligung an dem Kriege Dritter und daher 
Behauptung der Friedensordnung für den eigenen Bereich. 

Neutral heißen die Staten, welche weder Kriegspartei find noch zu 
Gunften oder zum Nachtheil einer Kriegspartei an der Kriegsführung 
Theil nehmen. 


Das Wort und ber Begriff der Neutralität gehören vorzüglich ber neuern 
Rehtsbildung an. Hugo Grotius nennt noch bie Neutralen medii; Byn— 
kershoek „nonhostes, quineutrarum partium sunt“, Die Ausbildung 
bes Rechts ber Neutralität ift eine ber fruchtbarften und nüglichften Errungenjchaften 
bes neueren Völkerrechts; denn bie neutralen Staten beſchränken bie Uebel 
bes Kriegs und [hüten während bes Striegs, fo weit es möglich ift, das Recht 
unb die Intereſſen des Friebens. Im ber Neutralität liegt bie Ablehnung 
und Bermeibung jeber Theilnahbme am Krieg, Klüber: „Ein neutraler Stat il 
weber Richter noch Partei”. Der neutrale Stat bleibt aljo im Frieden, während 
bie Kriegsparteien einander befämpfen. 


743. 


Die neutralen Staten verzichten nicht auf ihr Kriegsrecht. Mber 
fie enthalten ſich, fo lange fie neutral bleiben, der Betheiligung am Kriege. 
26* 
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Das gilt auch von ben Staten, welchen eine jogenannte ewige Neutra= 
lität zugefichert ift. Verzicht auf das Recht des Kriegs wäre GSelbftentmannung, 
wäre Berzicht des States darauf, feine Rechte mit den Waffen zu ſchützen und zu 
vertreten, d. 5. im Grunde Verzicht auf bie ſelbſtändige Eriftenz. 


744. 


Die thatfächliche Neutralität ift die Grundbedingung des Rechts der 
Neutralität, 


Ein Stat, welcher ſich am Kriege betbeiligt, ift nicht neutral, fondern er 
wird felber Kriegspartei oder Bunbdesgenofje einer Kriegspartei oder Intervenient 
im Krieg. Wenn er fih nicht neutral verhält, fo kann er auch nit bie 
Rechte eines Neutralen anfpreden. Der Krieg felber hat zunächſt eine that: 
ſächliche Bedeutung. Wer Krieg führt, ift, weil er das thut, Kriegspartei und 
wird von dem Gegner mit Recht als Feind betrachtet und behandelt, 


745. 


Es gibt eine nothwendige durch völferrechtliche Acte und Verträge 
garantirte jogenannte ewige Neutralität einzelner Staten und eine jrei- 
willige auf friedlichem Entſchluß beruhende Neutralität der Staten. 


Die Neutralität kann in dem Charakter eines States und in allgemeinen 
Berhältnifjen eine fortwirkende Begründung haben und dann als ewige Neutra- 
lität erſcheinen. Bon ber Art find in Europa: 

a) die Neutralität ber Schweiz. Seit ben unglüdlichen italienifchen 
Kriegen zu Anfang bes fechzehnten Jahrhunderts hat die fchweizerifche Eidgenoſſen— 
haft ſich der Politif einer bleibenden Neutralität zugewendet, welche nur vorüber: 
gehend in den Revolutionsfriegen 1798—1803 und bann wieder zur Zeit ber Re- 
ftauration 1814 verlegt worden if. Die Wiener Congrefacte Nrt. 84. 9. 
und eine befondere Beurfundung ber Mächte vom 20. Nov. 1815 erkennen 
ed an, baf die fortwährende Neutralität ber Schweiz in den politifchen Intereſſen 
von ganz Europa begründet ſei. Wenn man erwägt, baß bie Schweiz mitten zwi— 
fhen großen nationalen Staten gelegen und jelber aus Bruchtheilen der beutichen, 
franzöfifchen und italienischen Nationalität zufammengefügt ift, daß fie allein eine 
republifaniiche Verfaſſung mitten unter ben großen Monardien behauptet, baß fie 
im Beſitz der Gebirgspäffe und Webergänge ift aus einem großen Ländergebiet in 
das andere, baß im ihr bie großen Ströme und Thalöffnungen bes Rheins, ber 
Donau (nn), der Rhone und bes Bo (Teſſin) ihren Urfprung nehmen, fo begreift 
man jowohl das jchweizerifche als das europäifche Intereſſe, daß dieſes Centralland 
Europa’s ein Friedbenslanb und baber neutral bleibe. Bol. Wheaton 
Int. L, $ 416—420. 

b) Die immerwährende Neutralität bes Königreich Belgien, gemäß bem 
Londoner Bertrag vom 15. Nov. 1831, wodurd ein Land, das während Jahr⸗ 
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hunderten vorzugsweife zum Kriegsſchauplatz zwischen Frankreich und Deutfchland dienen 
mußte, vor dieſen Gefahren gefihert und das europäische Kriegsfeld eingeengt werben 
jol. Wheaton Int. L. $ 421. 
ce) Die Neutralität bes Fürſtenthums Serbien zufolge bes Parifer Vertrags 
vom 30. März 1866. 
d) Die Neutralität des Großherzogthums Luremburg nad dem Londoner 
Bertrag von 1867. 


746. 


Es gibt eine vollſtändige und eine theilweife oder beſchränkte Neu- 
tralität, indem ein Stat einer Kriegspartei vertragsmäßig zu einer be— 
ſchrankten Hülfe verpflichtet ſein und dieſe Pflicht erfüllen kann, ohne ſich 
im übrigen an dem Kriege zu betheiligen. 


Ein Beiſpiel iſt das Recht der Schweiz, einige Savoyiſche Gebietstheile in 
einem franzöſiſch-italieniſchen Kriege zu beſetzen und dadurch zu ſchützen, ein Recht, 
welches freilich einen ganz andern Sinn hatte, jo lange Savohen zu Piemont ges 
börte, als ſeitdem es eine franzöfiihe Provinz geworben ift. 


. 747. 


&3 kann fogar zum Behuf der engeren Eingrenzung des Kriegs— 
feldes ein Theil des Statägebiet3 der Kriegspartei felbft neutralifirt d. h. 
für neutral erklärt und dadurch von der Gefahr des Kriegs befreit werden. 


Die Localifirung des Kriegs beichränft die Leiden des Kriegs und ift 
baber ſehr zu empfehlen. Es fann bas freilich nur thatſächlich geſchehen, wie 
3. B. in dem Deutjch-Dänifhen Kriege von 1863/64 der Krieg auf das Herzogthum 
Schleswig und Jütland beichränft war. Dann ift das noch nicht wirkliche Neutras 
lifirung ber übrigen Gebiete ber Kriegsparteien und hängt e8 von bem Ermefjen 
ber Heerführer ab, den Kriegsichauplap au dorthin zu verlegen. Es kann bas 
aber burh Uebereinkunft auch rechtlich feftgeftellt werben, z. B. daß ber Krieg 
nur in ben überfeeiichen Golonien, nicht in Europa geführt werde, ober umgekehrt. 
Während bes Kriegs von Deflerreich wider Frankreich und Stalien wurbe fo ber theil: 
weile von ben Franzofen und theilweife von ben Defterreichern beſetzte Kirchenftat 
neutralifirt (1859). Die von den Parteien verabrebete Eingrenzung des Kriegs: 
feldes ſchließt alfo eine beichränfte Nentralifirung ber übrigen Statsgebiete in ſich. 


748, 


Die Neutralität Heißt eine bewaffnete, wenn der neutrale Stat in 
der Abficht zu den Waffen greift, feine Neutralität und damit feine Friedens— 
rechte gegen jede Verlegung einer der Kriegsparteien zu ſchützen. 
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Die bloße Rüftung und felbft die Truppenaufftellung bes neutralen 
Stats bebeutet noch nicht Theilnahme am Krieg, ſondern nur Schuß bes Friedens— 
zuftands gegen UWebergriffe einer der Kriegsparteien, ine Neutralität, die nicht im 
Nothfall mit ben Waffen vertheidigt wird, ijt ein höchſt unficheres Gut, und wirb 
leicht von ber einmal losgebundenen Kriegsgewalt mißachtet, wenn fie das in ihrem 
Intereſſe findet. 


2. Bedingungen der Neutralität und Pflichten der Neufralen. 


749. 


Es hängt in der Regel von dem freien Willen eines jeden States 
ab, ob er in dem Sriege anderer Staten neutral bleiben oder fi) an dem 
Kriege betheiligen wolle. 


1. Wenn ein Krieg ausbricht, fo können bie zunächſt unbetheiligten Staten 
entweber einer ber Kriegsparteien, beren Sache fie unterftügen wollen, beiftehn und 
fo ebenfalls in ben Krieg eintreten, ober fie können fich folher Theilnahme enthalten. 
Im letztern Falle find fie neutral. Die Neutralität bedarf nicht eines befondern 
Act, fondern verfteht ſich als Regel von felber, wenn nicht die Handlungen 
eined Stats auf Friegeriiche Betheiligung hinweifen. 

2, Für die Staten mit fortwährender Neutralität gilt die obige 
Bermuthung in erhöhter Stärke. Wenn diefe Staten fih, ohne zuvor felber 
verlegt zu jeim, bei einem Kriege anderer Staten betheiligen wollten, jo 
wäre das Verzicht nicht wie bei den andern Staten nur auf die gegenwärtige 
Neutralität, fondern zugleih auf bie Bortheile ber ewigen Neutralität. 
Die übrigen Staten würden ſich nicht mehr durch die früheren allgemeinen Anorbs 
nungen beftimmen lafjen, einen Stat, der wie die andern je nad) feinem freien Er: 
mefjen bald Theil am Kriege nimmt, bafd fich zurückhält, als einen vorzugsweife 
und dauernd neutralen Stat zu betrachten und zu behandeln, Gin folder Stat 
würde bann eine abwechſelnde, bald Friegerifche bald friedliche Politik treiben, nicht 
mehr eine dauernd und fpecififch neutrale. Vgl. unten $ 752. 


750. 


Die Bundesgenofjenschaft mit einer Kriegspartei verpflichtet nicht 
immer zur Theilnahme am Krieg. Die Bundesgenofienfhaft kann begrenzt 
und die Behauptung der Neutralität mit derjelben vereinbar fein. 
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Die deutſchen Staten, obwohl für Sicherung des beutfchen Bundesgebiets bie 
Bundesgenoſſen Dejterreichs, verhielten fih dennoch in dem Kriege Oeſterreichs gegen 
sranfreih und Italien 1859 neutral und blieben fogar im dem von Preußen und 
Orfierreich gegen Dänemark 1863/64 geführten Kriege in neutraler Haltung. 


- 751. 


Sogar wenn ein Bundesgenoffe zur Unterftügung einer Kriegspartei 
berpflichtet ift, aber ſich troßdem jeder Theilmahme an dem Siege enthält 
und diefen Willen der Gegenpartei ankündigt, fo hat er einen Rechts— 
anſpruch darauf, von derfelben al3 neutraler Stat geachtet zu werben. 


Die bloße vertragsmäßige Allianz mit einem Triegführenden State 
macht den Alliirten noch nicht nothwendig zum Feinde ber andern Kriegspartei, 
Wenn ber Bunbesgenofje feiner Allianz Feine Folge gibt und feine neutrale 
Gejinnung und Haltung offenbar madt, jo darf ber Feind feines Alliirten 
ihn nicht als Kriegspartei betrachten. Er beobachtet demjelben gegenüber das Recht 
bes Friedens und bat daher auch ein Recht auf Frieden. Die Frage, ob er dadurch 
feine Bundespflichten gegen ben Allirten verlege, ift nur zwifchen ihm und 
biefem Alliirten zu löfen, fie geht deffen Gegner Nichts an, 


752. 


Auch wenn ein Stat durd) Verträge oder allgemeine völferrechtliche 
Anordnungen zu ewiger Neutralität wie berechtigt fo verpflichtet iſt, Hört 
er dennoch auf, neutral zu fein, wenn er thatſächlich als Kriegspartei oder 
für oder gegen eine Kriegspartei ſich am Kriege betheiligt. 


Bol. zu $ 744 und 749. Wenn ber fortwährend neutrale Stat zur Ver: 
theibigung feines Rechts und daher auch feiner Neutralität Krieg führen muß, fo 
verzichtet er damit nur vorübergebend, nicht dauernd auf feine immerwährenbe 
Neutralität. Wenn er dagegen ohne foldhe eigene Kriegsurfache fi an bem Kriege 
britter Staten betheiligt, fo ift das ein Aufgeben feiner immerwährenden 
Neutralität. 


753. 


Neutralität bedeutet nicht Gleichgültigkeit und Unparteifichkeit gegen— 
über den Kriegsparteien und dem Fortgang des Krieges. 


Ein Stat Tann ein Tebhaftes Mitgefühl mit ber einen Kriegspartei 
haben und feinem Unwillen wider bie andere Kriegspartei einen offenen Ausbrud 
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geben und troßbem neutral bleiben. Bloße Meinungen und Meinungs: 
Außerungen über Recht und Unrecht und über die Gegenfäte ber Politik find Feine 
friegerijchen Acte und feine Theilnahme am Krieg. Cie heben das TFriebensver: 
hältniß der Staten nicht auf, fo wenig als derartige Urtheile und Aeuferungen von 
Privatperfonen über Andere fchon einen Proceh bedeuten. Wenn aus ber Art und 
Form der Meinungsäußerung eine Beleidigung erfeunbar wird, fo kann das zum 
Gtreite und jelbft zum Kriege führen. Aber erft muß dieſe Folge eintreten, 
Bis babin bleibt der Friedenszuftand und mit ihm bie Neutralität. 


754. 


Wenn ein Stat nur vorübergehend durch die Perfon des gemein- 
famen Herrſchers mit einem andern State verbunden ift, jo ift es möglich, 
daß der eine Stat zur Kriegspartei wird und der andere Stat neutral 
bleibt. 


Da jeder von dieſen Staten eine Perfon für fih ift ($ 74), fo kann auch 
ber eine Stat im Kriege fein, ber andere im Frieden leben, Es war nicht noth— 
wenbig, daß bas Kurfürftentbum Hannover in bie englifchen Kriege verwickelt werde, 
als die Kurfürften von Hannover zugleih Könige von England waren, fo wenig 
als früher bie Niederlande gemöthigt waren, ſich an den engliichen Kriegen zu betheis 
ligen, als ihr Grbftatthalter König von England geworben war. Jeder jelbfländige 
Stat entſcheidet fich ſelbſtändig, ob er ben Frieden behalten ober in ben Krieg eine 
treten wolle. 


755. 


Es fann auch der Fürft eines States perſönlich al Officer im 
Dienfte eines andern kriegführenden States an dem Kriege Theil nehmen 
und troßdem die Neutralität des State gewahrt bleiben, deſſen Fürft 
er ift. 


Indem er als Dfjicier eines fremben feindlichen States an dem Kriege Theil 
nimmt, gehört er, wie jeder andere DOfficier zu dem feindlichen Heere, und erfcheint 
er nicht als Statshaupt, noch handelt er für feinen Stat. Perſönlich ift er 
nun ber Kriegsgefangenfhaft, aber nicht fein Stat dem Kriege ausgeſetzt. 


756. 


Da die thatjächlice Nichtbetheiligung am Kriege die natürliche 
Borausfehung der Neutralität ift, jo ift der neutrale Stat, wenn er die 
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Rechte der Neutralität behaupten will, verpflichtet, ſich jeder thatſächlichen 
Unterflügung einer. Kriegspartei zu Kriegszwecken zu enthalten, 


1. Die Pflichten der Nentrafen find nicht Dienftbarfeiten, welde ihnen 
von andern Staten — insbeſondere den friegführenden Staten — auferlegt werben ; 
bafür gäbe es feinen Rechtsgrund; dieſe Pflichten find nur naturgemäße Bes 
dingungen ber Neutralität, Man kann nicht neutral db. 5. im Frieden 
bleiben, wenn man am Kriege Theil nimmt Das Redt ber Neutralität ift 
durch bie neutrale Haltung bedingt. Ueber diefen Grundgebanfen kann fein 
Zweifel fein. Nur die Anwendung und Ausdehnung besfelben kann im Frage 
fommen. 

2. Die berühmte PBroclamation der Amerikaniſchen Neutralität durch den 
Präjidenten Washington vom 22. April 1793 in dem franzöſiſch-engliſchen Krieg 
erklärt es als die Pflicht und das Intereſſe der Vereinigten Staten, fi „Treundlid 
- und unparteiifch zu den beiden Friegführenden Mächten zu verhalten“ und ermahnt 
alle Bürger, „Sich aller feindlichen Handlungen wider eine ber beiden gänzlidy zu 
enthalten“. Die Art, wie er beiden Mächten gegenüber diefe Neutralität troß großer 
Schwierigkeiten hanbhabte, trug vieles dazu bei, das Recht der Neutralität zu beſe— 
fligen und auszubilden. Vgl. Wheaton Int. L. $ 439 Anm. v. Dana unb bie 
Schrift von Bemis: American Neutrality. Bofton 1866. 


757. 


Insbeſondere darf der neutrale Stat nicht einer Kriegspartei Truppen 
liefern, noch Sriegsfchiffe zur Verfügung ftellen, noch Subjidien für die 
Kriegsführung bezahlen. 


Die bewaffnete unmittelbare Beihülfe zur Kriegsführung ift Theil: 
nahme au ber Kriegsführung, aber aud die mittelbare Unterftügung der Kriegs— 
führung durch Zahlung von Kriegsfubfidien ift Betheiligung am Krieg und 
mit der neutralen Haltung nicht verträglich. 


758, 


Wenn einzelne Angehörige des neutralen States ohne Statsauftrag 
und ohne Statsermädtigung von fid) aus als Reisläufer und Parteigänger 
einer Sriegspartei zulaufen und an der Kriegsführung Theil nehmen, fo 
ift das nicht eine Verletzung der Neutralität, welche dem State zur Laſt 
fällt, aber diefe Perjonen haben nun aud nicht die Rechte von friedlichen 
Berjonen anzuſprechen, jondern find als Feinde zu betrachten. 
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Die einzelnen Privaten repräfentiren nicht ben Stat; daher kann auch ihre 
perjönliche Theilnahme an einem fremden Kriege nicht ald Betheiligung des States 
angejehen werben, bem fie angehören, Der neutrale Stat darf nur nicht dulden, 
daß auf feinem Gebiete fih Freiwillige fammeln und als militäriſche 
Truppe organifiren, um von ba aus bann einer ber Sriegsparteien zuzuziehn. 
Das wäre nit mehr That von Einzelnen, fonbern bekäme, weil bie Truppen: 
bildung immer eine ftatlihe Madtentfaltung ift, einen öffentlich-recht— 
lihen Charakter. Würde ber Stat bie Bildung von ſolchen Freiſcharen ge 
währen Iaffen, fo würde er offenbar die Kriegsführung ber einen Partei durch feine 
Eonnivenz unterftügen und bie Gegenpartei hätte Urfache, das als eine feindliche 
Haltung zu betrachten. Die neutrale Stellung wäre aufgegeben. Wenn aber ſolche 
Unternehmen heimlich vorbereitet werben, und ber Stat, der es nicht hindert, ba: 
bei in bona fide ijt, fann man ihm bdiefelben fo wenig als das NReislaufen 
Einzelner zum Borwurf machen. 


759. 


Wenn ein Stat durch frühere Berträge, melche nicht in der Vor— 
ausficht des eingetretenen Krieges zum Behuf der Unterftüßung einer 
Kriegspartei abgejchloffen worden find, verpflichtet war, dem State, der 
nun Sriegspartei geworden ift, Truppen zu ftellen, fo wird die Anweſen— 
heit diefer Truppen in Feindesland und felbit die Theilnahme derfelben 
am Krieg nicht als Verlegung der Neutralität jenes States betrachtet, 
wenn im Uebrigen die friedliche Gefinnung des Ießtern unzweifelhaft ift 
und er ſich firenge innerhalb der Schranken feiner vertraggmäßigen Ver— 
pflihtung hält. 

Die gelieferten Truppen find feindliche Perfonen, aber der Stat, der 
fie nicht für diefen Krieg geliefert hat, ift nicht zum Feind geworden Durch 
Ausbruch des Krieges. 


Die neutrale Schweiz war, fo lange fie burd; fogenannte Militärcapi- 
tulationen gebunden war, oft in biefer Lage, indem bie im Dienfte und Solde 
einer fremden Macht ftehenden Schweizertruppen an ben Kriegen diefer Macht Theil 
nahmen, während bie Schweiz jelber fi an bem Kriege gar nicht betheiligte. Es 
fam fogar nicht felten vor, daß folche fchweizerifche Werbetruppen in ben beiden 
feindlihen Heerlagern zu finden waren und genöthigt wurden, wiber einander zu 
kämpfen. Indeſſen ift das immerhin ein Mißverhältniß, das zu aufrichtiger Neu— 
tralität nicht paßt. Indem die jchweizerifche Bundesverfaffung von 1848 nun alle 
Militärcapitulationen unterfagt hat, ſchützt fie bie Neutralität ber Schweiz beffer 
gegen berartige Zweifel. Ein anberes Beijpiel einer Lieferung von Hülfstruppen 
bei einer im übrigen fortdauernden neutralen Haltung hat Dänemark in bem 
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Schwediſch-Ruſſiſchen Kriege von 1788 gegeben, Die Gorrefpondenz barüber zwifchen 
Dänemark, welches an Rußland Schiffe und Truppen geliefert hatte und trotzdem 
feine Neutralität behauptete, und Schweden, welches zwar biefe Behauptung beftritt, 
aber thatſächlich dennoch Dänemark als neutralen Stat behandelte, fiehe bei Phil: 
lfimore III. $ 140. 


760. 


Kein Stat und daher aud Fein Friegführender Stat ift berechtigt, 
in einem fremden, insbefondere einem neutralen Stat wider den Willen 
der Statögewalt Truppen zu werben, 


Die Truppenwerbung wie alle Truppenaushebung und Truppenfammlung 
ift voraus eine Aeußerung ber Kriegshoheit, welche ausihliehlih der einhei— 
milden Statsgewalt zuiteht. Die fremde Werbung, bie wicht von biefer geftattet 
worben, ift daher eine Verlegung jener Statshoheit. 


761. 


Erlaubt der neutrale Stat ausſchließlich oder vorzugsweiſe einer Kriegs— 
partei die Truppenwerbung in feinem Gebiet, jo erjcheint diefe Handlung 
als Beihülfe zur Kriegsführung und demgemäß als Verlegung der 
Neutralitätspflicht. 


1. Indem der neutrale Stat bie Merbung geflattet, ftellt er dem fremden 
Stat einen Theil feiner militäriichen Volksfräfte zur Verfügung. Geſchieht das nur 
zu Gunjten einer Partei und daher wider bie andere, jo ergreift ber bisher neu— 
trale Stat dadurch felber Partei für jene wider dieſe, und gibt damit jeine neutrale 
Haltung auf. Vielleicht läßt fih das der Gegner gefallen, ohne deßhalb jenen Stat 
als Feind zu behandeln. Dann dauert troßdem das Friedensverhältniß fort. Aber 
ber befeindete Stat braudt ſich das nicht gefallen zu laffjen, und kann 
in Folge defjen fi weigern, länger jenen Stat als neutral anzuſehn. 

2. Die Anwerbung von Truppen in fremden Lande, ohne Erlaubniß 
ber Landesregierung gilt daher als ein ſtrafba res Vergeben. Bal. bar: 
über das norbamerifanifhe Neutralitätsgejek vom 5. Juni 1794, bes 
ftätigt und ergänzt den 20. April 1818 Art. 2, das englijche Gefek British 
foreign-enlistment Act v. 3, Juli 1819 (59 Georg IIL. e. 69) $ Zund bie 
Rede Cannings im engliihen Parlament bei Bhillimore III, $ 146 u. 147. 
Wheaton Int. L. $ 439 und befonders bie Anmerkung dazu von Dana. 


762. 
Wenn der neutrale Stat beiden Kriegsparteien die Truppenwerbung 
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in feinem Gebiete geftatlet, ohne eine derjelben vorzugsmeife zu begünftigen, 
jo ift das zivar fein offenbarer Bruch der Neutralitätspfliht, aber die 
völlige Unterfagung jeder fremden Werbung entjpricht beſſer und unzivei- 
deutiger der neutralen Haltung. 


Neutralität bedeutet niht gleihmäßige Begünftigung ber beiben 
Kriegsparteien, fondern Enthaltung von jeder Kriegstheilnahme. 
Die Unparteilichkeit, welche fi in jener äußert, hat einen zweibeutigen und verdäch— 
tigen Charakter, einmal weil es unnatürlich ift, daß ber Stat feine jungen Männer 
in zwei feindliche Lager verloden und bann wider einander kämpfen läßt, und ſo— 
bann weil fie nicht Enthaltung von jeder Barteinahme, fondern eher gleichzeitige 
Theilnahbme auf beiden Seiten ill. Die frühere Praxis ber ſchweizeriſchen 
Eidgenoffenfhaft, mit verfchiebenen Mächten Mifitärcapitulationen abzuſchlie— 
Ben und zuweilen ben entgegengefegten Kriegsparteien Schweizertruppen zu liefern, 
(zu $ 759), hat zwar damals ihre Neutralität nicht aufgehoben, war aber ein ſehr 
bedenkliher Vorgang, Vattel III. $ 110. Dagegen PBhillimore II. $ 150. 
„Ein Bol, welches beiden Seriegsparteien in Mannfchaft oder Geld Hülfe leiftet, mag 
unparteiijch fein, aber es ift nicht neutral". 


763. 


Der neutrale Stat darf nicht bloß felber feine Kriegsſchiffe einer 
Kriegspartei liefern; er ift auch verpflichtet, in guter Treue darüber zu 
wachen und es zu verhindern, daß nicht auf feinem Gebiete durch Privat- 
perjonen Kriegsſchiffe für eine Kriegspartei ausgerüftet und derjelben über- 
liefert werden. 


1. Im Friedenszuftand ift ber" Verkauf von Kriegeichiffen von Stat zu 
Stat unbedenklich, und ebenjo die Lieferung folcher von Seite der Privatinbuftrie. 
Dann find das friedlihe Rechtsgeſchäfte. Aber während des Kriegs 
liegt in der Nusrüftung und Zuwendung von Kriegsichiffen eine ofjenbare Unter: 
ftüßung und Berftärfung ber Kriegsgewalt. Inſofern biefe Abficht aus 
ben Umſtänden fichtbar wird, ift das Friegerifche Beihülfe, bie mit der neu— 
tralen Haltung nicht verträglich ift. 

2. Schon das Neutralitätsgefek ber Bereinigten Staten von Nord— 
amerifa von 1794 (revidirt 1819) enthält in Art. 3 eine Strafbeftimmung gegen 
alle Perfonen, weldhe „Schiffe ausrüften und bewaffnen, oder bafür forgen, daß 
Schiffe ausgerüftet und bewaffnet werben in ber Abficht für einen fremden Stat zu 
feindlichen Handlungen gegen einen andern Stat verwendet zu werben, ber im Frie— 
ben ift mit den Vereinigten Staten“. Dieſes Gefeß wurde unter ber Präſidentſchaft 
bes Generals Mashington erlafen, nachdem für Frankreich im Kriege mit Eng: 
land in ben amerifanifchen Häfen Kreuzerfchiffe ausgerüftet worden waren und bie 


Recht der Neutralität. 413 


engliſche Regierung barüber Beſchwerde geführt hatte, als über eine Verletzung dei 
Neutralität. Die Regierung der PVereinigten Staten erflärte die Beſchwerde für 
gegründet, und das Geſetz ſchuf bejjere Garantien für die Bewahrung der Neutra— 
lität. Vgl. die Schrift Dr. G. Bemis American Neutrality. Boſton 1866 
(wo fi bie amerikanischen und engliichen Geſetze abgebrudt finden). Der englifche 
Minifter Canning berief fih Später auf das amerikaniſche Borbild, um feinen 
Landsleuten eine ebenfo forgfältige Beachtung der Neutralitätspflicht zu empfehlen. 
Das englifhe Geſetz von 1819 enthält ein Ähnliches Verbot. 


3. Mährend ber Unabhängigfeitsfriege der amerifanifhen Sübftaten gegen 
Spanien und Portugal hatten die Bundesgewalten der Vereinigten Staten vielfäl— 
tigen Anlaß, den Verſuchen entgegenzutreten, welche in dem Gebiete der Union ge: 
macht wurden, ben aufſtändiſchen Golonien durch Ausrüftung von Kreuzerſchiffen zu 
Hülfe zu kommen; und c8 war um fo fchwieriger für jene Behörden, die Pflichten 
ber Neutralität zu erfüllen, als die Sympathien ber Nordamerifaniihen Bevölferung 
naturgemäß jehr entſchieden und fehr lebhaft auf Seite der Aufftändifchen waren, 
Bl. Dana Anm. zu Wheaton Int. Law. $ 439 8. Ausg. ©. 557 f. 


764. 


Sobald die Abſicht der Sriegshülfe offenbar wird, wenn auch bor= 
erjt nur Borbereitungen zur Ausrüftung eines Kriegsſchiffs oder Caper— 
Ihiffs getroffen werden, jo ijt der neutrale Stat zum Einfchreiten ver— 
pflichtet. 


Es iſt nicht nöthig, daß das Schiff ſchon bewaffnet ſei. Menn ber Unter: 
nehmer ſcheinbar ein Handelsſchiff ausrüſtet, aber die Abſicht, dasſelbe, 
wenn es als ſolches ausgelaufen fei, kriegeriſch zu bemannen und zu be— 
waffnen, nachgewieſen werden kann oder wenigſtens wahrſcheinlich iſt, ſo iſt das 
eine nicht zu duldende Umgehung der Neutralitätsgefege. Iſt aber jene Abſicht nicht 
vorhanden, jo bewirkt auch die thatſächliche Verwendung eines Handelsſchiffs, 
das auf neutraler Werfte gebaut worden, aber von einem Kaufmann in einem 
friegführenden State gekauft worden ift, zu einem Sriegsfchiffe nicht eine Miß— 
achtung ber Neutralitätspflit. Bol. Wheaton a. a. DO. S. 562. Anders ift es, 
wenn ein Kriegsſchiff lediglich als Artikel der industriellen Unternehmung 
und des Handels, wenn auch am einen Friegführenden Stat, veräußert wird. Das 
ift wohl Kriegscontrebande, aber nicht Verletzung der Neutralitätspflicht. 
Vgl. barüber ben 8 765. 


765. 
Ebenfo ift es eine Verlegung der Neutralitätspflichten, wenn der 
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neutrale Stat eine Kriegspartei mit Waffen oder anderem Sriegsmaterial 
ausrüftet oder ausrüften Hilft. 

Wenn aber Brivatperfonen ohne die Abficht der Kriegshülfe, lediglich 
in Form des Handelsgefchäfts, Waffen oder Srieggmaterial an einen 
friegführenden Stat veräußern, jo laufen fie zwar Gefahr, daß dieje 
Gegenftände als Sriegscontrebande von der Gegenpartei meggenommen 
werden, aber durdy die Duldung des Handelsverfehr3 mit Kriegscontre— 
bande wird die neutrale Haltung de3 States, don dem aus jener Verkehr 
betrieben wird, nicht berleßt. 


1. Soweit die Ausrüflung mit Waffen ober die Zuſendung von Waffen als 
beabſichtigte Kriegshülfe fich barftellt, foweit ift das ein feindblidher Act, 
welcher mit neutraler Stellung fi) nicht verträgt. Dagegen ber offene Hanbel 
mit Waffen von Seite der Waffenfabrifen und Waffenhändler ift feiner Natur nad 
ein friedliches Privatgefhäft, welches ſowohl im Frieden als im Krieg in 
gleicher Weife gelibt wird, Dem Effekte nad freilich wirft ber Ankauf von Wahlen 
ganz ebenjo wie die Ausrüftung mit Waffen. In beiden Fällen werben bie In— 
tereſſen der friegführenden Partei dadurch gefördert. Daher kann fih aud bie 
Abſicht der Friegerifhen Beihülfe, die ben Neutralen durch bas Völferrecht 
unterfagt wird, in bie Form bes friebliden Handelsgefhäfts, weldhes 
völferrechtlich den Neutralen nicht verwehrt wird, verfteden. In ben einzelnen Fällen 
alfo fann man Zweifel haben, ob jene ober ob biejes gemeint fei, und diefe Zweifel 
müſſen aus den Umſtänden gelöst werben. Wird ber Handel heimlich gemadt 
und vollzogen, wirb er nur einjeitig einer Partei gewährt, fo barf wohl baraus 
geichlofen werben, daß Kriegshülfe beabfihtigt und bie Form bes frieblihen Geſchäfts 
nur zur Berbergung jener Abficht gewählt worden fei. 

2. Ber Kriegscontrebande einer Kriegspartei zuführt, ber fett ſich der 
Gefahr der Prife aus (vgl. unten Gap. 4). Aber er verlegt nur bie Kriegs— 
intereffen ber einen Partei und verfällt infofern ihrem Kriegsredht. Der neutrale 
Stat hat feinen Grund, bie Lieferung von Kriegscontrebande auch feinerfeits zu 
hindern. Bei ben Berbandlungen vom Jahr 1793 über die nordamerikaniſche Neu: 
tralität im dem franzöſiſch-engliſchen Krieg erklärte Jefferſon, das Recht ber 
Bürger, Waffen zu bearbeiten, zu verkaufen, auszuführen könne nicht durch einen 
fremden Krieg aufgehoben werden. Aber die amerifanifchen Bürger üben basfelbe 
auf ihre Rechnung und Gefahr aus. Wheaton a. a, O. ©. 538, 


766. 


Der neutrale Stat ift verpflichtet, Waffenfendungen im Großen, 
welche nad) den Umftänden al3 Kriegshülfe erfcheinen, auf feinem Gebiete 
möglichft zu verhindern. 
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1. Man darf dem neutralen State nicht zumutben, daß er bie Verſchickung 
von Waffen im Einzelnen und Kleinen verhindere. Das hat auf bie Bezie— 
bung von Stat zu Stat feinen Einfluß und die Durchführung einer ſolchen Obforge 
würde eine unverhältnigmäßige Anftrengung ber Behörden erfordern und unerträg- 
lihe Quälereien für die Bürger nad) fidh ziehen. 

2. Anbers verhält es fih mit ber Zufendung im Großen. Darin Tiegt durch— 
weg eine thatfächliche Förderung einer Kriegspartei und meiftens auch eine Friegerifche 
Beihülfe. Inſofern hat der neutrale Stat, um feine Nichtbetheiligung am Kriege 
außer Zweifel zu ftellen, ein Sntereffe, und foweit bie Abſicht ber Kriegshülfe 
mindeftens wahrſcheinlich if, bie Pflicht, der Ausführung folder Sendung 
entgegenzutreten. 


767. 


Die Geftattung des freien Ankaufs von Lebensmitteln, wenn auch 
für die Verprobiantirung der Friegführenden Armee, it nicht als Begün- 
ftigung derfelben zu betrachten, wenn fie allgemein ift und gleihmäßig für 
beide Parteien gilt. 


Die Emährung ber Menfchen ift unter allen Umſtänden ein friedliches 
Geſchäft, Feine feindliche That. Der Handel mit Lebensmitteln, Schlachtvieh, 
Getreide, Brod u, f. f. kann daher in ber Regel nicht als Triegerische Beihülfe an— 
gejehen werden. Nur wenn er der einen Partei gewährt aber der andern ver: 
fagt, ober wenn bie Lieferung von Lebensmitteln an bie eine Armee als 
Kriegsfubfidie fich darftellen würde, dann würde bie offenbare Parteinahme für 
bie eine Kriegspartei wider bie andere bie neutrale Haltung verleßen. 


768. 


Der neutrale Stat darf auch nicht einer Kriegspartei ein Geld— 
darlehen machen, um ihr für den Krieg die erforderlichen Mittel zu ver— 
Ihaffen und es widerftreitet der Neutralitätspflicht, wenn er gejtattet, daß 
im Lande eine Anleihe für eine Sriegspartei ausgejchrieben oder jonft 
Gelder zur Unterftüßung derjelben öffentlich gefammelt werden. Die Geld- 
beiſchüſſe aber, welche Privatperfonen von ſich aus einer Sriegspartei leiſten, 
gefährdet die Neutralität des States nicht. 


4. Wenngleich Geldbarlehen in ber Negel ebenfalls Frie densgeſchäfte 
find, jo ift doch bie Geldbanleihe für Kriegszmwede ebenjo wie die Kriegs: 
fu bfidie (oben 756) eine offenbare Kriegshülfe, berem fich bie Neutralen ent: 
halten müffen. Das gilt aber auch von Privaten, welche bie Kriegsanleihe machen, 
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Es wird demnach Feine Klage auf Erfüllung zugelaffen. Vgl. die Erfenntniffe in 
ber bellenifchen Anleihe von 1826 bei PBhillimore IT. $ 151. Oberrichter 
Beft: „Es ift wider bas Völkerrecht, daß Perfonen, welche in biefem Lande wohnen, 
fih auf Unterhandlungen einlaffen, um Darlehnsgelber zu erheben, welche beflimmt 
jind, die aufjtändifchen Unterthanen im Kriege gegen eine Regierung zu unterflügen, 
mit welcher wir befreundet find; und deßhalb ijt feine auf Erfüllung gerichtete 
Klage zuzulaſſen“. 

2. Meines Erachtens iſt jeboh nur die cffenbare Kriegsanleihe nidt 
zu dulden. Dagegen iſt eine Gelbjammlung aus Gründen ber Humanität, 
z. B. zu Gunjten ber Verwundeten, der vom Kriegsunglüd betroffenen Familien, 
ber Vertriebenen, ber Kriegsgefangenen u. |. f. durchaus nicht eine feindliche Hand» 
lung, auch nicht wenn fie ausfchlieglich fih auf die Angehörigen ber einen Kriegs: 
partei bezieht, und gefährdet die Neutralität nicht, 

3. Das Ausjhreiben einer Kriegsanleihe bat, weil es öffentlih und in 
ber Abficht gejchieht, bie Parteinahme möglihft auszubreiten, einen Ähnlichen Cha— 
vafter, wie die Werbung von Hülfstruppen. Deßhalb darf ber neutrale Stat das 
nicht dulden. Wenn aber einzelne Brivatperfonen bie friegführende Macht 
mit Gelb unterftügen, fo ift bas bem Beitritt einzelner Freiwilliger zu 
einer fremden Kriegsarmee zu vergleichen. Das find individuelle Handlun— 
gen, bie ber neutrale Stat nicht verhindern kann, und für bie er nicht verantwort: 
lich iſt. Es kann auch das durch bie Strafgefeße eines Landes verboten fein. Aber 
bas Völkerrecht kümmert fich nicht weiter darum. 


769. 


Der neutrale Stat darf nicht gejtatten, daß fein Gebiet von einer 
Kriegspartei zu Kriegszwecken benutzt werde. 


Es iſt das ber allgemeinfte Ausbrud eines Grundfages, beffen nähere Aus: 
führung fi in den $$ 770 ff. findet. Der neutrale Stat muß fein Gebiet 
neutral erhalten, was nicht gefchieht, wenn eine fremde Kriegspartei in dem— 
jelben Krieg führt oder fich besjelben für bie Kriegsführung bemädhtigt. 


770. 


Es darf daher feiner Kriegspartei der Durchmarſch durch das neu— 
trale Gebiet geftattet werden. 


Auch wenn ber regelmäßige Weg, auf welhem die Staten, bie nun zum 
Kriege fommen, mit einander ober in ſich verbunden find, über bas neutrale Gebiet 
binführt, fo erfordert es dennoch die Pflicht ber Neutralität, daß nun den feindlichen 
Heeren ber Durchmarſch verweigert werde, Der Durchmarſch ber franzöfifhen Trups 
pen über das neutrale Preußifche Gebiet im October 1805 war eine Mißachtung ber 
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preußiſchen Neutralität, und ebenfo der bewilligte Durchmarſch der Nlliirten über 


ſchweizeriſches Gebiet nad Franfreih im Jahr 1814 ein Aufgeben ber fchweizerifchen 
Neutralität, 


Hu 


Wenn jedoch eine Berfafjungspflicht oder eine Statsdienjtbarkeit oder 
eine ohne Rüdfjicht auf einen bevorftehenden Krieg begründete Vertrags- 
pflicht de3 neutralen States befteht, den Durchzug von Truppen einem 
andern State zu geftatten, der num Kriegspartei ift, fo iſt die gemeffene 
Erfüllung diefer Pflicht nicht als Unterftüßung diejer Kriegspartei zu bes 
trachten und es liegt darin feine Verlegung der Neutralitätspflicht. 


Die Verfaffungspfliht kann vorzüglih in zufammengefekten Staten 
bie Ginzelftaten nöthigen, daß fie die Truppen ihrer Bundesgenoſſen über ihr Gebiet 
marjchiren laffen, wie das 3. B. den Rheinbundsftaten im Jahr 1806 zur 
Pflicht gemadt war. Ebenſo Fünnen einem State Etappenftraßen im Frieden 
und im Krieg geöffnet fein. Ein Beifpiel einer vertragsmäßigen Geftattung 
bes Truppendurchzugs Beitand früher zu Gunften des Großherzogthums Baden 
gegenüber ber Schweiz auf ber Eiſenbahn von Conſtanz über Bajel. Da mande 
Straßen und Eifenbahnen die Grenzen verfchiedener Statsgebiete abwechfelnd durch: 
ſchneiden, fo ift in manden Fällen ein wechlelfeitiges Zugefländniß der Benutzung 
berjelben auch für Truppentransporte durch die örtlichen Verhältniffe motivirt, ohne 
baß man daraus irgendwie auf Kriegshülfe zu ſchließen berechtigt ift, 


172. 


Die Durhfahrt der. Kriegsichiffe durch das neutrale Küſtengewäſſer 
gilt nur injofern als Verlegung der Neutralität, als der neutrale Stat 
diefelbe den Friegführenden Mächten unterjagt hat. 


Der Grund liegt darin, daß der flüffige Küftenfaum nur in befhränftem 
Sinne ber Statshoheit des Uferftats unterworfen, als Beftandtheil bed Meeres 
aber ber freien Schiffahrt aller Völker offen iſt. Daher ift es auch nicht eine abſo— 
Iute Pflicht des neutralen States, diefe Durchfahrt zu verhindern; aber er kann fie 
verhindern, weil er vom Ufer aus den Küftenfaum beherrſcht. Die fremden Schiff— 
fahrer find verpflichtet, fich feinen policeilichen und militärifchen Vorſichtsmaßregeln 
auf diefem Gebiete zu fügen. Vgl. oben $ 309. 310. Wheaton Int. Law. 
$ 432. 


773. 


An die Eigengewäſſer (Seehäfen) aber darf der neutrale Stat die 
Bluntfhli, Das Bölferreät. 27 
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Kriegsſchiffe der feindlichen Parteien nicht einlaufen, noch über jeine Ströme, 
Flüffe, Canäle hindurchfahren laffen, außer zu offenbar friedlichen Zwecken 
(Aufnahme von Lebensmitteln, Wafjer, Kohlen) oder im Nothftand zur 
Ausbefjerung, nicht aber zum Behuf erneuerter oder verftärkter Kriegs— 


rüftung. 


4. Vgl. oben $ 309 und 311. Amerifanifhes Neutralitätsgefeg von 
1818 Art. 5. Würde ber neutrale Stat ben feindlichen Kriegsichiffen feine Häfen 
öffnen, fo würde er bamit die Kriegsführung berfelben unterftügen, und würbe 
er benjelben feine Wafferftraßen zur Benutzung überlaffen, jo wäre das ber 
Einräumung ber Landftraßen für feindliche Truppenmärfche gleichzuftellen. Das ift 
Kriegshülfe und als folde bem Neutralen nicht erlaubt. 


2. Dagegen die Aufnahme ber Kriegsfchiife zu friedlichen Zwecken if 
erlaubt, da ber neutrale Stat im Frieden mit ben friegführenden Gtaten lebt, 
wenn glei mittelbar daraus auch Vortheil für eine Kriegspartei erwachſen kann. 
Es ift das ber Geftattung bes Anfaufs von Lebensmitteln gleichzuftellen. Vgl. oben 
$ 767. Gewöhnlid wird ben Kriegsichiffen, wenn fie Wafjer oder Kohlen ein: 
nehmen oder Reparaturen vornehmen wollen und zu biefem Behuf in ben neutralen 
Häfen zugelaffen werben, nur eine ganz kurze Frift (meiftens nur von 24 Stunden) 
verftattet. Dana zu Wheaton Int. L. $ 429, Die Englifhe Geh.:Rathe: 
Berorbnung vom 31. Jan, 1862 beftimmt, daß bie feindlichen Kreuzer, welche 
in die neutralen engliihen Häfen einlaufen, binnen 24 Stunden biefelben wieder 
verlaffen müfjen, außer wenn bie Seenoth oder das Bebürfniß für bie Nahrung 
ber Mannfchaft oder die Seefähigfeit bes Schiffs zu forgen, einen längeren Aufenthalt 
erfordert. Auch die Erlaubniß, Kohlen aufzunehmen, wird barin beſchränkt durch 
bie Rüdficht auf bie Möglichkeit, zu einem andern Hafen zu gelangen. 


774. 


Verfolgte Truppentheile, die fih auf neutrales Gebiet flüchten, darf 
der neutrale Stat jederzeit aufnehmen, ihnen Nahrung verichaffen und 
jede menjchliche Hülfe gewähren, ohne dadurch feine Neutralität zu ge— 
fährden. 


Man nennt aud) dieſes Recht des neutralen States Aſylrecht. Vgl. oben 
$ 396. Die feindliche Verfolgung muß an der Grenze bes neutralen States Halt 
machen, benn das Gebiet besfelben ift Friedensgebiet. Daher finden auch bie ver- 
folgten und verfprengten Krieger bier vorerſt Sicherheit und Ruhe. Indem ber 


neutrale Stat fie aufnimmt und ſchützt, übt er fein Friedensreht und keineswegs 
eine Kriegshülfe aus, 


Recht der Neutralität. 419 


775. 


Ebenjo darf der neutrale Stat den nothleidenden Kriegsſchiffen in 
feinen Häfen Aufnahme und Schuß gewähren. 


Auch das it Afyl und Ausübung menfhlicher (nicht Friegerifcher) Bei- 
bülfe, bie immer erlaubt, weil Menſchenpflicht ift. 


776. 


Der neutrale Stat hat aber dafür zu forgen, daß diefe Handlung 
der Menschlichkeit nit von den feindlichen Truppen mißbraucht werde, 
um den Krieg von dem neutralen Gebiet aus zu erneuern oder fortzus 
jeßen. Die flüchtigen Truppen und Kriegsſchiffe find daher in der Negel 
zu entwafnen und erftere je nach Umjtänden von der Grenze zu entfernen 
und zu interniren. 


Würden ſich die flüchtigen Truppen auf dem neutralen Boden wieder ſammeln, 
und dann neuerdings vielleicht an einer günjtigeren Stelle auf das Kriegsfeld ziehen 
und ben Kampf da wieder aufnehmen, fo würden fie das neutrale Gebiet für ihre 
Kriegsführung ausbeuten, was ber neutrale Stat nicht dulden barf. Er 
gewährt ben Berfolgten Schuß, aber er begünftigt nicht die Kriegsführung einer 
Partei, Deßhalb bie Regel ber Entwafinung und in manchen Fällen, beſonders 
wo die Anwejenheit ber Truppen in ber Nähe ber Kriegsgrenze gefährlich tft, bie 
Interuirung ber Truppen in bas innere bes Landes. Es ift das nicht Krieges 
gefangenfchaft, welche Friedensftaten nicht üben, ſondern nur eine Maßregel ber 
politifhen Bolicei. 


77. 


Der neutrale Stat darf fein Gebiet nicht hergeben zum Stüßpunft 
für friegerifche Unternehmen eines der Feinde, nicht für Waffenpläße, 
Schiffsſtationen, Magazine für Kriegsvorräthe u. dgl., auch nicht zur Aus— 
übung der Prifengerichtsbarfeit, er darf nicht dulden, daß auf feinem 
Gebiete der Kampf fortgefeht, noch daß da Beute gemacht werde. Die 
Derfolgung gefchlagener Truppen hört auf, wo das neutrale Gebiet 
beginnt. 


Die Gewährung bed Gebiets zum Behuf Friegerijcher Operationen wäre offenbar 
Kriegshülfe Am meiften beftritten ift es, ob ber neutrale Stat nicht gejlatten 
27% 
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bürfe, Prifen vorläufig in den neutralen Häfen zu fihern; wie das bie Vereinigten 
Staten vor ihren Neutralitätsgefeßen Frankreich vertragsmäßig geſtattet Hatten, 
Soweit das als eine Handlung der Sicherung des genommenen Schiffs gegen 
bie Gefahr des Untergangs zu betrachten ift, jo hat biefes Bergen besjelben eine 
durchaus friedliche Bedeutung. Anfofern aber die Einbringung bes Schiffs in 
ben neutralen Hafen nur in ber Abſicht gefchieht, die gemadyte Beute zu beponiren 
und möglichft bald und bequem wieber auf neue Beute auszufahren, ift bas Bes 
nutzung bes neutralen Gebiets zu Kriegszweden, und dann nicht zu dulden. 
Der neutrale Stat wird daher wohl thun, um alle Zweifel gegen jeine neutrale 
Haltung zu befeitigen, bie Aufnahme folder Prifen überhaupt zu verweigern, außer 
foweit die Seenoth und daher die Antereffen der Humanität bie Gewährung 
eines AZufluchtsorts rechtfertigen. Ueberhaupt läßt fih in ber Entwidlung bes Bölfer: 
rechts ein Zug zu firengerer und forgfältigerer Wahrung ber Neutralität 
nicht verfennen. Die heutige Welt nimmt leichter Anftoß an irgend einer Begün— 
fligung der Kriegsführung, als die Vergangenheit, welche geneigter war, bie Sous 
veränetät bes neutralen Stats in ausgedehntem Sinne anzuwenden, Mande frühere 
Verträge geftatteten daher die Einbringung ber Prifen zum Verkauf in die neutralen 
Häfen, während bie neuere Praris das eher verfagt. Vgl. Heffter $ 147. 


778. 


Der neutrale Stat ift verpflichtet, zur Wahrung feiner Neutralität 
gegen DVerlegungen durch Andere die erforderlichen Maßregeln zu ergreifen 
und nöthigenfall® feine Statsmacht dafür einzufegen. 


Die Staten find gegenüber andern Staten verantwortlich nicht bloß für 
bie Nechtöverlegungen, welche in ihrem Auftrag veriibt worden find, fonbern auch 
bafür, daß fie Privatperfonen niht hin dern, in ihrem Gebiet oder von ihrem 
Gebiete aus andere Staten zu verlegen. Der Stat muß bafür forgen, daß bas 
friedliche und freundliche Berhältniß zu andern Staten auch von feinen Angehörigen 
und Einwohnern geachtet werde. Vgl. oben $ 467, 


779. 


Man darf dem neutralen Stat nicht jede durch feine Angehörigen 
oder Bewohner verübte Verlegung der Neutralitätspflichten zur Schuld 
anrechnen, wohl aber eine offenbare Vernachläffigung der Sorge für feine 
Neutralität oder eine jede abfichtlihe Begünftigung des Neutralitätsbruchs. 


So wenig ein Stat im Innern alle Verbrechen verhindern kann, fo wenig 
kann er jeden Friedensbruh nad Außen verhindern. Die völferrehtlide Ver: 
antmwortlidhfeit des States reicht nicht weiter als feine Verſchuldung, und 
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biefe ift nur dann vorhanden, wenn ber Stat entweder ben Neutralitätsbruch herz 
vorruft oder doch in feindlicher Abficht begünftigt oder wenn ihn eine grobe Fahrläſſig— 
feit vorgeworfen werben kann, indem er es verfäumt, benjelben zu verhindern. Wenn 
ihm 3. B. angezeigt wird, ober er fonft es erführt, daß ſich Truppen oder Freifcharen 
an ber Grenze jammeln, um einen feindlichen Einfall in das benachbarte Kriegsland 
zu machen ober bem feindlichen Heere zuzuziehn, fo wird er dieſe Schaaren zerjtreuen 
und ben Einfall verhindern müfjen, damit ihm nicht Gonnivenz mit bem Neutras 
litätsbruch vorgeworjen werde. 


780. 


Fällt der Neutralitätsbruch lediglich dritten Perfonen, nicht dem neu— 
tralen State jelbft zur Laft, jo ift der dadurch verlegte und gefchädigte 
friegführende Stat beredtigt, von dem neutralen State Abftellung des 
Unrechts, jo weit e3 in deſſen Macht fteht und je nad Umftänden Be— 
ftrafung der Schuldigen, nicht aber deren Auslieferung zu fordern. 


Die dritten Perfonen können fein: 

a) eine ber Kriegsparteien felber, 

b) Untertbanen ober Bürger bes neutralen Stats, 

e) Fremde Individuen in bem neutralen Gebiete. 
Die Abftellung bes Unrechts ift in allen Fällen Aufgabe bes neutralen Stats. 
Die Beftrafung ber Schuldigen wirb in ber Regel nur gegen bie Individuen 
durchzuführen jein, welche in bem Bereich ber neutralen Strafgewalt find. Die 
Auslieferung ber Einheimiſchen an eine fremde Strafgewalt wird von bem 
heutigen internationalen Strafrecht nicht gebilligt; die Auslieferung ber Fremben 
ift zwar zuläfjig, aber ber Stat, ber fie — ohne bie bringendften Motive — gegen 
politifche Flüchtlinge vollzieht, würbe fich bem Vorwurf ber Graufamfeit unb ber 
Inhumanität ausjegen, weßhalb fie von bem neutralen State nicht erwartet werben 
Tann. Bol. $ 398. 399. 


781. 


Hat der neutrale Stat den Bruch der Neutralität ſelbſt verſchuldet, 
jo ift die dadurch verletzte Kriegspartei berechtigt, von demfelben Genug- 
thuung und Entihädigung zu fordern und in jchweren Fällen die Neus 
tralität als erlofhen zu erklären und auch jeinerfeit3 nicht weiter zu 
beachten. 


Die Verletzung der Neutralitätspflichten berechtigt keineswegs die verletzte 
Kriegspartei, nun auch ben neutralen Stat als Feind zu behandeln. In ſehr 
vielen Fällen wäre eine ſolche Wirkung un verhältnißmäßig. Sie fällt lediglich 
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in bie Glaffe ber NRehisbrüdhe unb Friebensftörungen überhaupt. Bol. 
barüber $ 464 f. Oft genügt, um bie Verlegung gut zu machen, bie bloße 
Zufiherung bes neutralen Stats, in Zukunft bie Neutralitätspflicht volljtän: 
biger zu erfüllen; im andern ift bie bloße Befeitigung bes Unredts aus: 
reihend. Nur in ben fohwerften Fällen wird barin eine Kriegsurfache gegen 
ben neutralen Stat gu erfennen fein. 


782, 


Auch wenn der neutrale Stat zwar Willens ift, feine Neutralität 
zu bewahren” und fich felber aller neutralitätstwidrigen Handlungen enthält, 
aber offenbar die Macht nicht hat, den fortgejehten Angriffen einer über: 
legenen Kriegspartei gegenüber feine Neutralität dauernd zu behaupten 
oder wieder herzuftellen, jo ift auch die andere Kriegspartei nicht mehr ver— 
flichtet, die Neutralität jeines Gebiets in ihrer Kriegsführung zu beachten, 
ſondern berechtigt, ohne Rüdficht darauf diejenigen Maßregeln zu ergreifen, 
welche zur Kriegsführung nöthig find. 


Die neutrale Gefinnung reicht nicht aus zur Neutralität. Diefe muß 
vielmehr tHatfächlich beftehn. Wenn daher eine Kriegspartei ben Durchmarſch 
durch das neutrale Gebiet erzwingt, ohne fih um befjen Neutralität zw kümmern, 
oder ſich eines neutralen Platzes oder Hafens zu ihren Kriegsoperationen bemächtigt, 
fo ift das einerfeits eine Verlegung ber Rechte des Neutralen, aber anbrer= 
feit8 aud), wenn ber Neutrale zu ſchwach ift, um Widerſtand zu leiſten ober bie 
Berlegung wieder aufzuheben, für bie andere Kriegspartei eine Veranlaſſung, bas 
bisher neutrale Gebiet als nicht mehr neutral, ſondern bem Feinde bienft: 
bar zu betrachten und demgemäß innerhalb dieſes Gebiet bem Feinde eben= 
falls mit Gewalt entgegenzutreten. 


3. Rechte der Neufrafen. 


783. 


Für den neutralen Stat dauert das Friedensrecht fort, aud im 
Verhältniß zu den friegführenden Staten, 
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Bol, zu 224. Es iſt das freilich nur bie Hauptregel, welche allerdings durch 
bie Rüdfichten auf den Krieg einige Mobificationen erleidet, wie z. B. bezüglich ber 
Enthaltung von jeder Kriegshülfe, des Blocaderechts, des Durchſuchungsrechts u. ſ. f. 


784. 


Die feindlichen Staten find verpflichtet, die Gebietshoheit der neutralen 
Staten au während ihres Krieges vollftändig zu achten und fich jeden 
Eingriffs in diefelbe zu enthalten, auch wenn das Bedürfniß der Kriegs— 
führung denfelben verlangen follte. 


Das Nothrecht ber Kriegsgewalt ift auf bas Kriegsfelb be— 
ſchränkt. Es darf fi nicht in das neutrale Gebiet hinein erfireden, denn 
biejes Gebiet it Friebensgebiet, in welchem bie fremde Kriegsgewalt Nichts zu 
bejeblen bat. 


785. 


Wenn feindlihe Truppen auf der Flucht das neutrale Gebiet errei- 
hen, jo ift der neutrale Stat berechtigt, fie dor der Verfolgung zu 
ſchützen (774) und die Verfolger zurüdzumeifen. Er darf innerhalb feines 
Gebietes die Kriegsgefangenen de3 Feindes und die gemachte Beute wie 
der frei geben. 


786. 


Wenn innerhalb der neutralen Eigengewäffer von einem_feindlichen 
Schiff ein feindlihes Schiff weggenommen worden iſt, fo ift der neutrale 
Stat- berechtigt, die Herausgabe der Priſe zu fordern und diejelbe frei zu 
geben. 


1. Alle Wegnahmen innerhalb ber neutralen Eigengemwälfer find 
rechtswidrig, benn es find bas feindliche Acte innerhalb des fremben Friebensgebiets. 
Darin liegt immer eine Verlegung ber neutralen Rechte. Der neutrale Stat if 
baber berechtigt, die Wegnahme als ungültig zu behandeln und bie Prife frei zu 
geben und ebenfo berechtigt, die Perfonen, welche feine Neutralitätsrechte verlegt 
haben, wenn fie fich in dem Bereiche feiner Gerichtsgewalt finden, zur Verantwortung 
und Strafe zu ziehen. 

2. Einen merkwürbigen Fall, in welchem bie obige Regel zur Anwendung 
am, berichtet Dana in ber Anmerkung zu Wheat on Int. L. $ 428. Die 
Mannſchaft eines amerifanifchen Handelsſchiffs Cheſapeake empörte fih während 
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bes Bürgerkriegs gegen ben Gapitän und trat als Eaperfchiff in ben Dienft ber con 
föberirten Sübftaten. Ein Kriegsihiff der Vereinigten Staten verfolgte basfelbe 
und nahm e8 innerhalb der Brittifchen Eigengemäffer weg. Darüber bejchwerte ſich 
bie englische Regierung als über eine Verlegung ihrer neutralen Gebietshoheit. Der 
amerifanifhe Minifter Sewarbd erfannte im einer Depefdhe vom 9. Jan. 1864 an, 
daß das Verfahren bes amerikanischen Kriegsſchiffs nicht gerechtfertigt ſei nach ber 
Strenge bes Rechts, wenn auch einigermaßen zu entjchuldigen durch ben rühmlichen 
Eifer, „offenbare Seeräuber zu trafen“, und daß er daher biefe Verlegung bes 
Völkerrechts und ber freundlichen Beziehungen ber beiden Staten bebaure und gegen 
ben Dfficier jenes Kriegsſchiffs disciplinarifch verfahren werde. Die englijche Regie 
rung begnügte ſich mit biefer Erflärung. Das genommene Schiff aber wurbe ben 
Englifhen Behörden zur Verfügung geftellt, und jchließlich den urfprünglichen Eigen: 
thümern zurückgegeben. 

3. Nur der neutrale Stat iſt zunächſt berechtigt von dem krieg— 
führenden Stat die Herausgabe der Priſe, beziehungsweiſe die Wiederherſtellung 
des frühern Zuſtands zu fordern, denn nur ſein Recht iſt durch die feindliche 
Wegnahme verletzt worden, nicht aber der feindliche Eigner des genommenen 
Schiffs. Allerdings kommt dieſe Befreiung dem Eigenthümer bes genom— 
menen Schiffs zu Gute, da natürlich der neutrale Stat keine Anſprüche auf 
dasſelbe erheben kann. Aber dieſe Wirkung iſt für ihn nur ein glückliches Ereigniß. 
Wenn das genommene Schiff dem Priſengericht des Nehmers zugeführt worden iſt, 
jo hängt es daher von dem neutralen State ab, bie Vertheidigung bes Eigen— 
thiimers durch feine Beſchwerde zu unterſtützen. In biefem Falle erfennt auch bas 
feindliche Prifengericht die Wegnahme ald ungültig. Aber wenn ber neutrale Stat 
ftillfchweigt und fi die Verlegung feiner Gebietshoheit gefallen läßt, dann nimmt 
man an, habe das Priiengericht feine Veranlaffung, gegenüber einem feindliden 
genommenen Schiffe die Beſchwerde bes Neutrafitätsbruhs zu beachten, welche nur 
bem neutralen State zufteht. Bol. Whea ton Int. L, $ 430, 


787. 


Die Verfolgung eines feindlichen Schiffes, das fih in die Eigen- 
gewäſſer eines neutralen States flüchtet, darf innerhalb diefer Gemäffer 
nicht fortgefeßt werden. 


Die Praris ber Seemächte hat zwar dieſe Negel sit mißagtet und bie neu⸗ 
tralen Staten haben diefen Eingriff im ihre friedliche Gebietshoheit oft ungerügt 
ertragen. Dennoch zwingt die Logik zur Verwerfung biefer Praris und findet Dies 
felbe in ber Hitze bes kriegeriſchen Eifers zwar eine pſychologiſche Erklärung, aber 
feine Nechtfertigung. Pol. Wheaton Int. L. 429 und Anm. von Dana. 


788. 
Der neutrale Stat ift berechtigt, feindliche Truppen, welche in fein 
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Gebiet gewaltfam einbredden, zu entwafinen und gefangen zu nehmen. 
Haben diefelben im Auftrag de3 Befehlshabers gehandelt, jo ift der Stat, 
dem fie dienen, zur Öenugthuung und Entihädigung verpflichtet, haben 
fie eigenmädhtig den Frieden gebrochen, jo ift der neutrale Stat berechtigt, 
die einzelnen Schuldigen ſtrafrechtlich zu verfolgen. 


Inwiefern bie Führer ber feindlichen Truppen im Auftrag ihres States hans 
beiten, muß ber ſtrafrechtliche Standpunft hinter dem entfcheibendben völker— 
rechtlichen zurüdtreten. Dann liegt ein Friedensbruch von Stat gegen 
Stat vor. Wenn bagegen bie Soldaten auf eigene Fauft bie Grenze gewaltfam 
überfchreiten und ben Frieden brechen, dann kann bie gewohnte Strafgerichts— 
barfeit bes neutralen Stats begründet fein, indem jeber Stat berechtigt ift, alle in 
feinem Gebiete verübten Verbrechen und Vergehen zu beftrafen. Zuweilen freilich 
wird es ber neutrale Stat auch in ſolchen Fällen vorziehn, bie Schuldigen bem 
friegführenden State zur Beftrafung zu überliefern, als felber die Strafgerichtsbarkeit 
zu üben, bejonders dann, wenn die Schuldigen einem geordneten Heeresförper ans 
gehören. Wenn fie aber Räuber oder vereinzelte Abenteurer find, dann ift die Aus 
wendung ber Strafgerichtsbarfeit am Platz. 


789. 


Sit die Verletzung des neutralen States Yediglih aus Unkenntniß 
der Grenze, nicht aus bösmilliger Abſicht gefchehen, fo ift derfelbe nur ver— 
anlaßt, die jofortige Beſeitigung des Unrechts, Entihädigung und die er= 
forderlihen Maßregeln von dem verleßenden State dafür zu verlangen, 
daß in Zukunft ſich nicht eine ähnliche Mißachtung der Neutralität twieder- 
hole. 


In manden Grenzgebieten, zumal in Gebirgsgegenden und Wäldern, ift bie 
Grenze fchwer zu erfennen und baber ein Weberfchreiten derfelben aus Irrthum 
leicht möglich und zu entfchuldigen, Die Verlekung ber Neutralität ift dann nicht 
beabfichtigt, vieleicht nicht einmal fahrläffig, fondern zufällig; und es bebarf nur 
ber einfahen Wieberberjtellung und Sicherung für bie Zufunft. 


79. 


Iſt die Verletzung des neutralen Gebiet3 oder des neutralen Rechts 
als ein verſchuldeter Rechts- oder Friedensbruch anzufehen, fo treten die 
jelben Folgen ein, wie bei andern Rechts- und Friedensbrüchen ($ 464 f.). 
Nur in den ſchwerſten Fällen ift der neutrale Stat beredhtigt, fofort aus 
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feiner Neutralität Herauszutreten umd fei es felbftändig, ſei e3 in Verbin- 
dung mit der Gegenpartei des verleßenden Stats diefen zu befriegen. Die 
bloße bewaffnete DVertheidigung des neutralen ‚Gebiets und die Zurück— 
weiſung eines kriegeriſchen Angriffs hebt den. neutralen Charakter nicht auf, 
jondern bekräftigt ihn. 


1. Vgl. oben Buch VII, Gap. 1. Aus ber Verlegung ber Neutralitäts: 
rechte durch eine Kriegspartei folgt noch nicht das fofortige Recht des Neutralen 
am Kriege Theil zu nehmen. Diefe Folge wäre ebenfjo unverhältnißmäßig, 
wie bie umgekehrte aus ber Verlekung ber Neutralitätspflichten (oben 
$ 781). In ben meiften Fällen wird ein auf Genugthuung gericdtetes Ver: 
fahren ben Bebürfniffen entſprechen. Im October 1864 fand ein ben norbamerifa= 
niſchen Sübftaten bienendes Kreuzerfchiff Florida Aufnahme in dem Braſiliſchen 
Hafen zu Bahia auf 48 Stunden, um bie nöthigen Reparaturen vorzunehmen. 
Diefes Schiff wurbe von einem Kriegsjhiff der Vereinigten Staten, Wachuſett, in 
ber Nacht angegriffen und genommen. Die Regierung von Brafilien forderte nun 
Genugthuung für diefen Bruch der neutralen Gebietshoheit. Die Unionsregierung 
erfannte das Recht jener an, und erbot fi, den Gommanbanten bes Wadufett vor 
ein Kriegsgericht zu ftellen, ben norbamerifanifhen Gonful in Bahia, ber zu biefem 
Rechtsbruch geholfen hatte, zu entlaffen und bie gefangene Mannfchaft der Florida, 
obwohl fie diefelbe ald Seeräuber betrachte, frei zu geben. Da das Schiff felbft in 
Folge eines fpätern Unglüds gefunfen war, wofür die Vereinigten Staten feine Vers 
antwortlichfeit hatten, fo war in biefer Hinficht bie Herausgabe unmöglich geworben. 
Mit diefer Genugthuung erflärte ſich die Brafilifche Regierung zufrieden. Vgl. 
Dana zu Wheaton Int. L. zu $ 430. 

2. Wenn aber ber Friedensbruch, welchen ber neutrale Stat dur eine 
Kriegspartei erleidet, jo groß und ſchwer ift, baß derfelbe als unmittelbare 
Kriegsurfade gilt, ſo kann ber neutrale Stat entweder jelbftändig einen 
neuen und zweiten Krieg führen gegen ben Friedensbrecher oder er fan, was 
in ben meiflen Fällen zwedmäßiger fein wird, fid mit ben Feinden bes 
Friedensbrechers zum Kriege verbünden und ben bisherigen Krieg durch feine 
Theilnabme erweitern. 

3. In manchen Fällen wird die militärische Abwehr einer Neutralitätd- 
verlegung bie Wirkfamkfeit ber Neutralität bewahren. Diefe if nod 
nicht Krieg, wenn fie auch mit Kriegsmitteln wirft. Zum Kriege fehlt die feindliche 
Abſicht. Die Friedensabficht ift hier entjcheidend und bie Kriegsmittel werben 
nur vorübergehend angewendet, um bie frieblihe Haltung bes neutralen States zu 


fihern. 
791. 


Hat ein Hülfscorps des neutralen Stats ($ 736) an dem Kriege 


Recht ber Neutralität. 427 


ſich Hetheiligen müfjen und wird dasfelbe von dem Feinde in das neutrale 
Gebiet hinein verfolgt, jo begeht auch der Feind feine Verlegung der 
Neutralität, wenn er die Verfolgung micht-an- der Grenze ſtille ftellt, ſon⸗ 
dern Jüber die Grenze fortjebt. 


Die unvollffändig neutrale Haltung rechtfertigt bie entſprechende 
unvollftändige Achtung ber Neutralität. Solche unreine Zwitterverhältniffe 
zwifchen Neutralität und Theilnahme am Krieg trüben bie Reinheit ber Friebens— 
ordnung unb bes Kriegsrechts und find daher möglichft zu vermeiden. 


792. 


Der neutrale Stat ijt berechtigt, Päfje und andere Urkunden aus- 
zuftellen, welche auch bei den beiden Kriegsparteien auf öffentlichen Glauben 
Anſpruch haben. 


Der neutrale Stat lebt in Frieden und Freundfhaft mit beiden 
Parteien. Daher werben auch feine Päſſe und andere Urkunden von benjelben 
reſpectirt. 


798. 


Der neutrale Stat hat ein Recht, ſeinen Statsſchutz auch auf ſeine 
Angehörigen und ihre Güter außerhalb des Statsgebiets ſo weit zu erſtrecken, 
als das friedliche Völkerrecht dieſen Schutz rechtfertigt. 

Die kriegführenden Mächte dürfen auch innerhalb des Kriegsfeldes 
die neutralen Perſonen und die neutralen Güter nicht feindlich behandeln, 
ſondern nur denjenigen gemeinſamen Anordnungen unterwerfen, welche 
durch die Noth der Kriegsführung geboten ſind. 


Wenn ſchon bie Perſonen und das Eigenthum ber friedlichen Angehörigen 
des feindlichen States zu ſchonen ſind, ſoweit nicht das Bedürfniß der Kriegsführung 
einen Eingriff erfordert und rechtfertigt, ſo gilt das in höherem Grade von den 
neutralen Perſonen und Gütern Denn bier tritt zu ben allgemeinen 
Nüdfichten dev Menfchlichkeit bie befondere Rüdfiht auf bie freundbliden Bes 
ziehbungen zu bem neutralen State fürberlich Hinzu. Insbeſondere ift bie 
Wegnahme neutraler Schiffe zum Behuf bes Transports von Kriegsleuten und 
Kriegsmaterial ober ber Preffung neutraler Perfonen zum Kriegsdienſt zur See 
ober zu Land durch einen Friegführenden Stat eine ſchwere Verlegung ber Rechte 
bes neutralen Stats, 
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794, 


Die neutrale Flagge ſchützt nicht bloß das neutrale Schiff, ſondern 
ebenjo die feindliche Ladung desfelben, mit Ausnahme der Kriegscontre— 
bande. Frei Schiff, frei Gut. 


- Der Saß, baf bie neutrale Flagge, b. 5. bie Neutralität und Natio- 
nalität bes Schiffs zugleih bie Labung bede, obwohl biefe Kaufleuten der 
feinbliden Nation angehört, wurde zum erften Mal in einem Holländiſchen 
Bertrage mit Spanien im Jahr 1650 ausgeſprochen und erhielt zuerft eine allge: 
meinere Vertretung in ben Grundſätzen, welche bie bewaffnete Neutralität 
vom Sabre 1780 während bes englifchefranzöfifchen Kriegs, auf bie Anregung bes 
Ruffifhen Gabinettes proclamirte, Die frühere Praris der Seemächte (befonders 
Englands) hatte das feindliche Gut auf neutralem Schiffe mit Wegnahme bebroßt, 
oder gar (wie zuweilen Franfreih) das neutrale Schiff felber in bie Gefahr ber 
Wegnahme gebracht, wenn und weil basjelbe feindlihe Waare führe. Indeſſen ges 
langte jener Satz damals noch nicht zu allgemeiner Anerkennung. Befonders Eng» 
land bielt bie frühere Praris fe, und felbft die Gerichte ber Bereinigten Staten 
betrachteten biefe als unanfehtbar, ſolange nicht dur Verträge ein anderes und 
allerdings befferes Recht hergeftellt fei. Die Statenverträge darüber waren fehr ver: 
ſchiedenartig, wodurch natürlich bie Nechtsverwirrung vermehrt warb, So z. B. 
hatten England und bie Bereinigten Staten in einem Vertrag von 1794 ben Grunb: 
ja anerkannt, daß das neutrale Schiff frei, aber bie feindliche Waare darauf Gegen: 
ftand ber Gonfiscation fei; während diejelben Vereinigten Staten in einem Vertrag 
mit Franfreih von 1778, und einem ſolchen mit Preußen von 1785 bie Regel: 
Frei Schiff, frei Gut befräftigt hatten, Im Jahr 1799 fanden darüber wieder aus: 
führlihe Verhandlungen zwijchen ben Bereinigten Staten und Preußen Statt und 
nur dem zähen Feithalten Preußens gelang es jchließlich, das freiere Princip neuer: 
dings in bem Bertrag von 1799 zu beftätigen. (Vgl. darüber Wheaton Int. L, 
$ 456—469). Erft der Barifer Congreß von 1856 hat endlich dieſes Princip 
zu einem allgemein anerkannten völferrechtlichen Grunbfaß erhoben, am 12, Suni: 
„Le pavillon neutre couvre la marchandise ennemie & l’exception de la 
contrebande de guerre*. Das neutrale Schiff ift meutrales Gebiet. So wenig 
feinbliches Gut in neutralem Land vom Feinde ald Beute betrachtet werben darf, fo 
wenig nun auch auf neutralem Schiffe. Die Anerkennung biefes Grunbfaßes iſt 
unzweifelhaft ein Fortſchritt ber Givilifation und eine wichtige Beſchränkung bes an 
fih barbariſchen Rechts ber Geebeute. 


79. 


Die neutralen Güter find auch auf feindlichen Schiffen vor der 
Wegnahme geſchützt, außer wenn fie in Sriegscontrebande beftehn. Unfrei 
Schiff, frei Gut. 
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Auch dieſer Satz ift erſt durch den Pariſer Congreß von 1856, 12. Zuli 
allgemein anerkannt worden: „La marchandise neutre à l'exception de la contre- 
bande de guerre n’est pas saisissable sous pavillon de guerre“. Ginzelne 
Staten, welche früher dur die meutrale Flagge die feindliche Waare Hatten decken 
lajjen, waren zugleich der Meinung, baß folgerichtig bie feindliche Flagge bie neu: 
trale Waare in bie Gefahr ber Wegnahme verwidle, und wendeten ben Grundjaß 
an: Unfrei Schiff, unfrei Gut, Enemy’s ships, enemy’s goods. Mehrere 
Staten, wie vorzüglih Franfreih, waren überhaupt geneigt, die Verbindung von 
neutralen mit feindlichen Beftandtheilen als feindlich zu betrachten und vertheidigten 
ebenfalls. den Grundfag: Feindliches Schiff, feindlihes Gut. Andere Staten freilich 
unterſchieden durchgreifend zwiſchen ber feindlichen und ber neutralen Eigenſchaft von 
Schiff und Gut, und ſchonten das neutrale Gut auf feindlihem Schiff, wie fie das 
feindlihe Gut auf neutralem Schiff ber Prife ausfeßten. Der ſpaniſche Consolato 
del Marc hatte für biefen Fall die neutralen Kaufleute angewieſen, fih mit bem 
Nehmer des Schiffs über die Fracht zu verjtändigen, aber bie neutrale Waare felber 
für frei erklärt. Die englijchen, holländiſchen und italienischen Gerichte Sprachen ſich 
für benjelben Grundſatz aus, daß bie neutrale Waare frei bleibe, während das feind— 
liche Schiff ber Wegnahme verfalle. In ber Litteratur waren die Meinungen ebenfo 
verſchieden. 


Der Gedanke, daß in beiden Fällen die rechtliche Lage des Schiffs auch das 
Schickſal der Ladung beſtimmen müſſe, iſt deßhalb nicht richtig, weil die Freiheit 
von Schiff und Waare immer bie natürliche Regel, bie Wegnahme nur als 
Noth- und Ausnahmerecht zu erflären und zu vertheidigen ift, man aber biefe 
Ausnahme nicht über ihre natürlichen Grenzen, aljo nicht auf neutrales Fries 
bensgut ausdehnen darf. Die neutralen Hanbelsleute leben wie ber neutrale Stat 
mit ben friegführenden Staten in voller Freundſchaft mit ben Scifjseigenthümern 
diefer Staten, und wenn fie beren Schiffe mit ihrer Waare befrachten, fo beeinträdh: 
tigen fie damit bie Rechte der Friegführenden Gegenpartei in Feiner Weile, Ihre 
Waare darf daher auch nicht Gegenftand der Wegnahme werben, 


796. 


Die neutralen Staten können ihren diplomatifchen Friedensverkehr 
mit den friegführenden Staten fortjegen, foweit nicht die militärischen 
Mafregeln vorübergehende Hemmniffe bereiten. 


Die neutralen Staten haben Teinen Grund, ihre Gefanten abzuberufen, ba 
fie mit den Friegführenden Staten in Freundfchaft bleiben. Aber ber Krieg Tann 
thatſächlich die Verbindung theild ber Perfonen, theils der Correſpondenz flören; 
und biejes Uebel müffen fich, ſoweit es unvermeidlich ift, auch bie neutralen Staten 
gefallen laſſen. 
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797. 


Die neutralen Staten können auch den Sriegsparteien zur Bermitt- 
lung von Unterhandlungen während des Krieges dienen und die diploma= 
tische Vertretung für die Angehörigen einer Kriegspartei bei dem andern 
feindlichen State übernehmen. 


Bol. oben $ 485. Die neutrale Stellung erleichtert ſowohl bie Vermittlung 
ale die Stellvertretung, weil ber neutrale Stat mit beiden Kriegsparteien in Freund: 
ſchaft ift, aber felbftverftändlich bedarf dieſelbe dazu ber Grmädtigung ber Kriegs: 
parteien. 


4. Neutraler Handelsverkehr. Kriegsconfrebande. Durdfudungsredf. 


798. 


Die Angehörigen der neutralen Staten find berechtigt, mit den An— 
gehörigen der Kriegsſtaten während des Kriegs, wie im Frieden Handel 
zu treiben. Der Kriegszuſtand unterbricht den Handelsverkehr nur info 
weit, als das Bebürfniß der Kriegsführung eine militäriide Hemmung 
erfordert. 


Nur allmählich und mit fleigender Macht Fam biefer Grundfaß zur Geltung. 
Früher wurbe oft ber entgegengefebte Sat behauptet, baß ber Kriegsftat allen Han⸗ 
bel, auch ber Neutralen, mit bem Feindesland verbieten fünne, Man wollte dadurch 
bem Feinde möglihft viel Schaden zufügen und Tieß fih von diefem Eifer zu ſchä— 
bigen nicht einmal durch die Rüdjicht abhalten, bag man bamit zugleich die Neu— 
tralen, mit denen man doch in Friebe und Freundſchaft Tebte, ebenſo empfindlich 
ſchädige. Der Handel aber ift ein Friedens» und nicht ein Kriegsgeſchäft, 
und es ift weder Grund noch Recht vorhanden, biefes Friedensgeſchäft ber Neutralen 
mehr zu hemmen, als bie militärifche Nothwendigkeit es erforbert. 


799. 


Die Anwendung diefer Regel des friedlichen Handelsberkehrs der 
Neutralen wird nicht durch die Rückſicht ausgeſchloſſen, daß ein Kriegsſtat 
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einen beftimmten Handelsverfehr erlaubt, den er vor dem Kriege nicht 
geftattet hat und vielleicht nach dem Kriege wieder befchränfen wird. 


1. Diejer Sag fpricht fih gegen bie fogenannte Regel von 1756 aus, 
welche früher vorzüglih von ben engliſchen Richtern und Auriften gehandhabt 
und vertheibigt worben if. Lebtere Regel wurde zuerft in dem englifch-franzöfifchen 
Kriege ausgefprocdhen, als bie Franzoſen, welche durch bie englifche Marine verbinbert 
wurben, mit ihren überfeeifhen Golonien ben Handelsverfehr jortzufeken, ben neu— 
tralen Holländifhen Schiffen erlaubten, diefen Handel nun zu beforgen, von bem vor 
bem Kriege die Neutralen überhaupt ausgeichloffen worden waren. Manche Hollän: 
biihen Schiffe wurden nun von ben englijchen Kreuzern als Priſe aufgebradht und 
fammt ihrer Ladung verurtbeilt. Damals freilih konnte man für biefen Eingriff 
in bie freiheit des neutralen Handels noch ben Grund anführen, baß berfelbe nicht 
überhaupt ben Neutralen geftattet worben fei, jondern ausſchließlich den 
Holländern und daß bie Holländifchen Schiffe gewiffermaßen nur bie Lücke ber 
franzöfiihen Schiffahrt ausfüllen und das abgefchloffene Syftem des franzöſiſchen 
Handels im franzöſiſchen Intereſſe für die Kriegszeit bewahren. Die Regel wurde 
aber jpäter allgemeiner verftanden und angewendet. Man führte bafür haupt— 
fählich folgende Gründe an: 

a) Die Neutralen fönnen höchſtens verlangen, baß ihre herkömmliche 
Hanbdbelsverbindung (customary trade) mit ben Ländern ber 
Kriegsparteien nicht über die Nothdurft bes Kriegs hinaus gehemmt, 
nicht aber, ba ihnen nun während bes Krieges neue Hanbelsivege 
in jene Länder eröffnet werben; fie follen gefh ont werben in ihren in 
ber Friedbenszeit angefnüpften Hanbelsbeziehungen, aber 
fie follen nicht ben Kriegszuftand zu einer Erweiterung ihres 
Handels in Feindeslandb ausbeuten bürfen, 

b) Würde man das geftatten, jo würbe bie Vertheidigungsfähigkeit 
bes Feindbes zum Schaben bes Gegners vergrößert, was biejer 
nicht zu dulden brauche. 


2. Allein biefe Gründe halten doch der Prüfung nicht Stand, und vermögen 
bie unbeftreitbare Grundwahrheit, baß ber Handel ein Friedensgefhäft unb 
baber ben Neutralen niht zu verwehren, nicht zu entfräften. Die frieds 
liche Natur des Handels wird durch ben Krieg nicht aufgehoben und nicht geändert. 
Daber ift 

a) fein Grund zwiſchen bem herkömmlichen Handel vor bem Krieg und 

bem neuen Handel während bes Kriegs zu unterfcheiden und einer: 
jeits bie Fortſetzung bes erften zu geftatten, aber anbererfeits biefen zu 
verbieten. Der Handel ift nicht Bewahrung bes Hergebracdten, fonbern 
fucht fortwährend neue Wege und knüpft unabläfjig erweiterte Verbin⸗ 
bungen an. 

b) Wenn auch ausnahmsweiſe ih im Kriege neue günftige Chancen 

für die Neutralen ergeben, ſo darf man ihnen dieſe Vortheile um fo 
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weniger mißgännen oder verfagen, als nothwendig für dem neutralen 
Handel aus jedem Kriege auh zahl reiche Nachtheile entipringen, 
bie fie ebenfalls tragen müfjen, obwohl fie weber den Krieg verſchuldet 
haben, noch daran Theil nehmen, und welche ihnen durch die Friegerifchen 
Entſchlüſſe und Thaten ber Kriegsparteien zugefügt werben. 

e) Das civilifirte Kriegsrecht geftattet überhaupt nicht mehr bie friebliden 
Privaten nur deßhalb belichig zu ſchädigen, um bie KHülfsquellen des 
Feindes zu zerftören, fondern erlaubt nur ſolche Schädigungen, welche 
durch das militärifche Bebürfnig der Kriegsführung gerechtiertigt find. 
Das Blocabereht und das Recht, die Gontrebande zu verhindern, find 
Ausnahmen, die eher zu befchränfen, als analog auszudehnen find. 


800. 


Auh wenn der Küftenhandel in Friedenszeiten ausſchließlich den 
nationalen Schiffen vorbehalten und erſt während des Kriegs von einer 
Kriegspartei den Neutralen eröffnet wird, fo machen ſich die neutralen 
Handelsjchiffe, welche diefe Erlaubniß benußen, feiner Verlegung der Kriegs— 
rechte ſchuldig und dürfen von dem andern Kriegsſtate nicht deßhalb meg- 
genommen werden, weil fie einen verbotenen Handelsverkehr betreiben. 


Val. zu $ 798. 799. Der fogenannte Küftenhanbel (Cabotage, 
coasting rade) — b. 5. ber Handel aus einem Hafen in ben andern besfelben 
States mit inländifcher Ladung — war in früheren Zeiten oft ausjchließlich ben 
nationalen und feinen fremben Schiffen geftattet. Das galt auch meiltens als 
Geſetz für ben Handel aus bem Mutterftat nah ben überfeeifhen Colonien 
und umgekehrt. Der Krieg konnte nun biefes Syſtem durchbrechen, und ba ber 
nationale Verfehr an manchen Stellen gehemmt war, bas Bebürfnig nad neutralem 
Handel hervorrufen; während ber feindliche, zur See mächtige Kriegeftat das nicht 
bulden wollte. Die englifhen Auriften — noch PBhillimore (HI. $ 214 f.) 
— vertheibigten dieſe Beihränfung vorzüglich, während bie amerifanifhen und 
allgemeiner noch bie franzöfifchen Rechtsgelehrten fie beftritten. Dieſelben 
Gründe, welche gegen bie Regel von 1756 ſprechen, möthigen auch bier, dieſen 
Binnenhandel ber neutralen Schiffe als völferrehtlich erlaubt und nur unter 
Umfländen tatsrehtlih beſchränkt anzufehn. Da überbem heute bieje engen 
Schiffahrtsbeſchränkungen großen Theils dem Princip bes freien Handelsverkehrs, 
ohne Rüdficht auf Nationalität, haben weichen müffen, jo bat bie ganze Frage viel 
von ihrem practifhem Intereſſe verloren. 


801. 
Die Zufuhr von Kriegscontrebande aber ift fein Friedensgeſchäft. 


Recht der Neutrafität. 433 


Jede Kriegspartei ift berechtigt, die Lieferung und die Zufuhr von Kriegs— 
contrebande zu verhindern, auch wenn bdiefelbe von Neutralen und auf 
neutralen Schiffen beforgt wird. 


1. Die Freiheit des neutralen Handels barf nicht zu wirklicher Krieges 
bülfe mißbraucht werben, denn biefe ift im Widerſpruch mit wahrhaft neu— 
traler Haltung. Der Ausdrud Contrebande (urfpr. contra bannum, 
wider das Verbot) ſtammt aus dem Mittelalter, als die Päpfte unter ber Strafe 
des Bauns (der Excommunication) ben Chriften verboten, ben Ungläubigen, welche 
befriegt wurden, Waffen zuzuführen. Die Rückſichten auf bie offenbare Unter: 
fügung einer Kriegspartei in ihrer Kriegsführung überwiegt bier 
über die Rüdfiht auf die Handelsfreiheit ber Neutralen. Der Kriegsftat kann bas 
nicht dulden, ohne Gefahr für feine Kriegsführung, und ift berechtigt, die Contre— 
bande wegzunehmen, weil in ihrer Zufuhr die beabfichtigte Kriegshülfe offen- 
bar wird. 

2, Im Allgemeinen wird biejer Grundfaß von allen civilifirten, auch von 
ben neutralen Staten anerkannt, 3. ®, von der bewaffneten Neutralität von 
1780 und von bem Parifer Congreß von 1856. Aber über die Ausdehnung 
bes Begriffs ber Gontrebande und über die Mittel, fie zu verhindern, war von jeher 
viel Streit. England, als die größte Seemacht, war lange Zeit geneigt, jenen Be: 
griff und biefe Mittel möglichft weit auszudehnen; und hinwieder bie neutralen 
Staten, welche vorzugsweile ihren Handel ſchützen wollten, fuchten im Gegentheil 
ben Begriff möglihft zu beihränfen und das Verfahren gegen neutrale Schiffe und‘ 
Güter, welchen Gontrebande vorgeworfen wurde, zu ermäßigen. Allmählich haben 
fi die Anfichten genähert, obwohl fie noch Hin und ber ſchwanken. Heute find alle 
Seemächte zugleich ſtark interefjirt, daß nicht im Seekrieg ber neutrale Seehanbel zu 
ſehr beläftigt und gefährdet werbe, und feine ift mehr bavor ficher, daß nicht eine 
ſchroffe und übertriebene Anwendung ber Mittel gegen bie Gontrebande auch ihre 
Handelsintereffen ſchwer verleke. 


802, 


As Kriegscontrebande find zu betrachten diejenigen Sachen, melde 
einer Friegspartei zum Behuf und zur Unterftüßung der Sriegsführung 
als Kriegsmittel und Kriegsausrüftung zugeführt werden. 


Daß bie Zufuhr folder Sachen als Gontrebande zu beurtheilen fet, 
ergibt jih aus dem Grundgedanken mit logiſcher Nothwendigfeit; und e8 kann nur 
in Frage fommen, einmal ob wirflih im befondern Fall gewilfe Sachen ber Kriegs— 
führung als Mittel zudienen ($ 803) und ob bie Nbficht der Kriegshülfe vorhanden 
ober auch erforderlich fei ($ 806), um die Wegnahme der Tontrebande zu begrüns 
ben. Im Einzelnen kann bie Thatfrage oder bie Rechtsfrage ſtreitig fein. 

Bluntfhli, Das Vöolkerrecht. 28 
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803. 


Allgemein und abgefehen von befonderen Verträgen, welche andere 
für die Vertragsparteien bindende Vorſchriften treffen, gehören Hieher: 

/ o) die Sriegswaffen, Kanonen, Zlinten, Säbel, Kugeln, Pulver und 
ähnliche Kriegswerkzeuge; 

2%) aber auch Salpeter und Schwefel, die zur Pulverfabrication 
dienen; 

I x) Kriegsfahrzeuge ; 

48) feindliche SKriegsdepefchen, die im Interſſe einer Kriegspartei 
trandportirt werben. 


4. Oft werben in Statenverträgen bie Gegenflände näher bezeichnet, wel: 
ausſchließlich als Contrebande behandelt werden dürfen. Aber biefes Bertrags: 
recht gilt nur im Verhältniß ber Vertragsparteien zu einander, nicht als allge: 
meines Recht. 

2. Zu a) Gewiffe Sachen dienen ihrer Natur nad immer und nur 
— oder doch gewöhnlich — ber Kriegsführung, wie befonders Waffen aller Art unb 
Kriegsinftrumente. Diefe find unzweifelhaft Contrebande. Indeſſen ſogar ba ift bie 
Aufzählung aller einzelnen Gegenftände deßhalb nicht möglih, weil von Zeit zu 
Zeit neue Kriegswaffen erfunden werden, welche weber in ben Verträgen noch in 
ben Gefegen vorher benannt werben Tonnten, Dem Pulver 3. B. fteht bie 
Schießbaumwolle gleich, obwohl fie nit genannt ift, und ebenfo den Feuer: 
feinen und bem Zunder ber alten Flinten bie neueren metallenen Zünb: 
hütchen, die Batronenbülfen und die Einheitspatronen. 

Wenn aber Verbandzeug und ärztlihe Inftrumente für bie mil: 
tärifche Krankenpflege zugeführt werben, jo ift das feine Contrebande, ſondern fried: 
licher Verkehr, obwohl er auch dem Heere zu Gute fommt. 

3. Zu b) Salpeter und Schwejel find freilich feine Waffen, aber ibre 
Beziehung zur Bulverfabrication ift eine fo nabe, daß fie deßhalb von allen 
Völkern wie Kriegsmaterial betrachtet werben, wenn nit ausnahmsweiſe ein an: 
derer frieblicher Gebrauch diefer Stoffe Far vorliegt. Auch die zweite bewaff— 
nete Neutralität von 1800 erwähnt biefer Gegenftände ausdrücklich als 
Contrebande. 

4. Zu c) Die kriegeriſche Natur der Kriegsfahrzeuge iſt zweifellos; 
aber dba auch Schiffe, welche bisher dem Handel dienten, in Kriegsfahrzeuge umge: 
wandelt werden können, ſo kann es im einzelnen Fall zweifelhaft werden, ob ein 
Schiff noch als Handelsſchiff frei, oder bereits als Kriegsſchiff Contrebande 
ſei. Die letztern Zweifel können nur im einzelnen Fall nach Erwägung aller Um— 
ſtände und Anzeichen entſchieden werden. 

5. Zu d) Die ſogenannten Kriegs depeſchen find unzweifelhaft wiedet 
Eontrebande, 3. B. Befehle des Feldherrn an einen betadhirten Corpscommandanten 
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oder eine Flottenftation zur Friegerifchen Zweden. Dagegen Friedensbepefden, 
wohin auch die diplomatiſche Gorrefpondenz durchweg zu rechnen ift, bür: 
fen unbebenflih auf neutralen Schiffen ficher verfendet werben. So 3. B. wurbe 
das Bremer Schiff Atalante von dem eugliſchen Richter Scott im Jahr 1808 ver: 
urtheilt, weil es Kriegsbepefchen von dem franzöfifdhen Gouverneur von JIosle 
be France an ben franzöfiihen Marineminifter zu befördern übernommen hatte; das 
gegen bie nordamerifanifhe Garolina in bemfelben Jahr freigefprocen, weil fie 
nur diplomatiſche Depeichen bes franzöfifhen Gefanten in ben PBereinigten Staten 
an bie franzöfifche Regierung an Borb hatte. Siehe die Fülle bei Wheaton 
Int. Law. $ 504. Anm. von Dana. Auch in dem Krimmfriege von 1854 wurs 
ben von England und Frankreich bie Neutralen davor gewarnt, daß fie nicht 
Kriegsbepefchen befördern, indem berartige Verſuche von ben Kriegsmächten nicht 
gebuldet würben. 


804. 


Mas da3 neutrale Schiff zu eigenem Bedarf an Waffen und 
Munition mit fich führt, ift nicht Gontrebande. 


Auch frieblihe Handelsichiffe führen gewöhnlich Schiffsfanonen mit, und bes 
bürfen, wenn fie durch Seeräuber gefährdete Meere befahren, je nach Umftänden einer 
ausgiebigeren Selbftbewaffnung. Das iſt unbeftreitbares Recht der Neutralen und 
darf daher nicht als verbotene Contrebande behandelt werben. 


805. 


Die Zufuhr von Gegenftänden, welche auch dem friedlichen Gebrauche 
gudienen, wie insbefondere von Kleidungsſtücken, Geldfummen, Pferden, 
Schiffsbauholz, Segeltüchern, Eifenplatten, Dampfmafchinen, Brenntohlen, 
Privatſchiffen u. ſ. f. ift in der Regel als erlaubt zu betrachten, und darf 
nur ausnahmsweife als Sriegscontrebande behandelt werden, wenn ent 
weder die befonderen Verträge fie als ſolche bezeichnen oder wenn im eins 
zelnen Fall erweisbar ift, daß die Zufuhr einen unmittelbaren Bezug auf 
die Sriegsführung hatte und zugleich die Unterftügung derfelben beabfichtigt 
tar, wie 3. B. zur Uniformirung der feindlihen Truppen, zur Lieferung 
von Kriegsjubfidien, zur Ausrüftung der feindlichen Cavallerie mit Pferden, 
zur Erbauung von Panzerſchiffen und Striegsfahrzeugen, zum Transport 
feindlicher Truppen. Die Vermuthung ift jederzeit für den friedlichen 
Gebrauch und gegen die Annahme von Kriegscontrebande. 


Diefes Gebiet der fogenannten relativen Kriegscontrebande ift vorzüglich 
ce | age 
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bem Zweifel und Streit ausgelegt. Soweit bie Verträge Näheres bejtimmen, 
find biefelben anzuwenden, Abgefehen aber von Bertragsbeftimmungen bleibt nur 
übrig, die Frage aus ber Natur der Sache zu entſcheiden. Da gehen nun meines Er: 
achtens die beiden ertremen Meinungen zu weit. Die eine betrachtet ſolche für 
bie Kriegsführung je nah Umftänden braudbare Gegenjtände in ber Regel 
als Gontrebande, ſobald fie dem Feinde zugeführt werben. Die New 
trafen können foldye Gegenftände, welhe jowohl im Frieben als im Krieg 
braudbar find (res antieipis usus) zu Friedens- oder zu Kriegszwecken bem 
feindlihen Lande zuführen. Erfteres ift ein reines Friedensgeſchäft, letzteres 
it KRriegshülfe. Jenes muß erlaubt fein, diefes wird von der Kriegspartei mit 
Net unterfagt. Es ift aber Fein Grund für die Teßtere Auslegung zu vermutben. 
Sm Gegentheil, ber friedliche Handel der Neutralen it die Regel, die Kriegshülfe 
bie Ausnahme. Defter wird bie entgegengefegte Meinung verfochten, daß biefe 
Gegenftände niemals als Kriegscontrebande behandelt werden bürfen, ſondern 
immer als erlaubter Handel gelten. Diefe Meinung wird von manchen Pu— 
bliciften insbefondere auch damit vertheidigt, daß bie Unterſcheidung im einzelnen 
Fall allzu fchwierig und daß es gefährlich fei, das Urtheil darüber der Kriegspartei 
zu überlaffen. Dieſer Einwand iſt richtig, aber er bezieht fih nur auf die Organi: 
fation der Rechtspflege und das Rechtsverfahren und kann nicht die fah liche Rechts— 
frage entjcheiden, ob das Gontrebande jei oder nicht. 

2, Wenn bie Beftimmung biefer Maaren für bie Kriegszwede aus 
ben Umftänden Far wird, und zugleich die Abjicht der Kriegshülfe, dann 
Tann man ber Kriegsmacht unmöglih zumutben, daß fie ruhig zufehe, wie bie 
militärifhen Kräfte bes Feindes verftärft werden, und ber Neutrale 
darf fich nicht beflagen, wenn nun feine beabfihiigte Unterftüßung der 
feindlichen Kriegsmacht nicht als ein Friebensgefchäft, fondern als unerlaubt: 
Kriegshülfe behandelt wird, was fie if. Wenn 3. B. bem Feind Panzerplatten 
zugeführt werben, jo wirft das ganz ähnlich, wie wern ihm Panzerfchiffe geliefert 
werben. Es ift weientlich einerlei, ob bemfelben Säbel, oder ob ihm Klingen und 
Handgrife befonders zugeführt werden. Kriegsfubjidien wirken in vielen Fällen 
ftärfender für das Heer, das fie empfängt, als Pulver und Blei. Es kommt alle 
nur auf ben Beweis an, einerjeits der Kriegsbeftimmung, anbererjeits ber 
Abſicht der Kriegshülfe. Beides muß aus der Erwägung aller Umſtände 
bona fide gejchlofjen werben. Der neutrale und freie Handel wird hinreichend ge 
achtet, wenn man eher für als gegen denſelben vermuthet und zur Verurtheilung 
ben Schuldbeweis fordert. 


806. 


Es genügt keineswegs, daß derartige Gegenftände nad) den Um: 
ftänden für die Kriegsführung nüblich verwendet werden fünnten und ver: 
muthlih, wenn fie an ihre Adreſſe gelangten, auch verwendet würden, um 
diejelben als Kriegscontrebande wegzunehmen. Es darf höchſtens in diejem 
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Fall die Zufuhr dann thatfächlich gehemmt werden, wenn aus den Um— 
ftänden die Verwendung zur Sriegsführung al3 eine nahe und ernite 
Gefahr erjcheint. 


1. Die Wegnahme ber Kriegscontrebanbe rectiertigt fih als 
Kriegsreht nur dann gegen Neutrale, wenn biefe Kriegshülfe gewähren, d. 5. eine 
feindlihe Handlung begeben, nicht aber, wenn dieſe nur ein friedlihes Han: 
delsgeſchäft vollziehn, Aber die Gefahr der Verwendung für bie feindliche Krieges 
führung und daher für die Verftärfung des Feindes kann fo groß und dringend 
fein, daß bie friegführende Macht veranlaßt ift, ſolchen Verkehr in Kriegs: 
zeiten zu verhindern. Die Waare erjcheint dann zwar ohne Schuld ihres 
Eigentbümers und ohne Echuld des Schiffers gleihlam als „zufällige“ Eontre: 
Bande. Sie darf nicht confiscirt werben, weil feine Schuld dazu berechtigt, 
aber ihre Verwendung zu Gunften bes Feindes darf gehindert werben, weil 
bas Bedürfniß der Kriegsführung es erfordert. Das gilt 3. B. auch von der Zus 
fuhr von Brennkohlen in einen Seehafen, wo bie feindliche Kriegsflotte vor Anker 
liegt. Iſt dieſelbe beabfichtigt zur Ausrüftung ber Flotte, fo wird fie mit Recht 
weggenommen, iſt fie nicht beabjichtigt, aber wiirde derjelbe Effekt erreicht, wenn 
man fie ungehindert ihre Beftimmung erreichen ließe, fo ift eine wir fjame Be: 
Ihlagnahme, gegen Entihäbdigung der Eigenthümer, wohl geredt: 
fertigt. 

2. Die Gerechtigkeit erfordert, daß bier bas friedliche Handelsrecht und 
das unvermeidblihe Kriegsreht mit einander ausgeglidhen werben. 
Der Handel hat nur den Gewinn, nicht den Sieg einer Seriegspartei vor Augen. 
Den Kaufleuten ift es gleichgültig, wozu ihre Waaren verwendet werden; ihnen 
liegt nur daran, daß fie zu möglichſt günftigen Preifen je nach Umftänden verfauft 
oder gekauft werben. Inſofern werden viele Verträge der Art nicht zur Kriegshülfe 
gemacht, und nur wenn die Waare ihrer Natur nah ausfchliehlih für den Krieg 
beftimmt ift ($ 803) wird dieſe Ginrede der Kaufleute nicht weiter zu beachten, fon: 
bern unbebenklih auf unzweirtelhbafte Bontrebande zu ſchließen jein. Bei 
ben Waaren ancipitis usus hat jene Einrede der friedlichen Abjicht einen guten 
Sinn. Die Kriegsmacht aber muß umgefehrt dafür forgen, daß nicht die feindliche 
Macht eine Verſtärkung erhalte, gleichviel ob die Abjicht derer, weldhe die Ber: 
ftärfung zuführen, friedlih oder feindlid fe. Dgl. Dana Anm. zu 
Wheaton Int. L. $ 501 und bie englifhe Geheimerathsverordnung 
vom 18. Febr. 1854 bei Phillimore III. $ 266. 


807. 


Es ift wider die gute Sitte, die Zufuhr von Lebensmitteln. als 
Kriegscontrebande zu behandeln, wenn gleich diejelbe zur Ernährung des 
feindlichen Heeres dient. Aber die Kriegsgewalt ift berechtigt, einen bela— 
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gerten Platz abzufperren und durch thatfächliche Hemmung der Zufuhr aud) 
bon Lebensmitteln die Uebergabe zu erzwingen. 


Auch im dieſer Hinficht flimmen bie Meinungen ber Scriftfteller und bie 
Beftimmungen ber Verträge nicht überein. In dem franzöfiichsenglifchen Revolutions: 
friege fuchte England den Kornhandel mit Frankreich, wenigftens mit ber franzö- 
fifyhen Regierung, zu verhindern. Indeſſen traf dieſer Verſuch auf ben Widerftand 
ber neutralen Staten, welche mit Recht enigegneten, baß die Ernährung ber 
Menfhen ein weſentlich friedliches Geſchäft und daher und abgefehen von 
ber Ausnahme ber Blocade — nicht zu verhindern, und nicht als Contrebande zu 
behandeln fei. Auch das eigene Bedürfniß, Lebensmittel zu erwerben, rechtfertigt 
nicht die Wegnahme neutraler Zufuhr von Seite ber bebürftigen Kriegspartei. 
Vgl. die Note bes Grafen Bernftorff vom Jahre 1793 bei BPhillimore IL 
$ 247. 


808. 


Der Handel mit Kriegägeräthichaften oder die fabrifmäßige Bear: 
beitung derjelben ift den neutralen Perjonen auf neutralem Boden nicht 
durch das Völkerrecht verboten, auch nicht, wenn diefelben von einer Kriegs: 
partei gefauft oder bejtellt werden. 

Aber es iſt Pflicht des neutralen Stats, zu verhindern, daß nicht 
bon neutralem Boden aus einer Kriegspartei Hriegshülfe geleiftet werde 
(766) und Necht der Sriegspartei, die Kriegscontrebande wegzunehmen 
und die Verſtärkung der feindlichen Kriegsmacht zu verhindern. 


Waffenfabrifen, Pulverfabriken, Anftalten für den Bau von Kriegsſchiffen 
u. f. f. find wie der Handel mit ſolchen Gegenftänden an ſich friedliche Gejchäfte 
und fie verändern ihre Natur auch im Kriege dritter Staten nicht. Das Völkerrecht 
fümmert ſich erfi darum, wenn entweder die Abficht der Kriegshülfe offenbar 
wird, ober doch die Gefahr der thatfählihen Förderung ber feindlichen 
Kriegsführung nahe erfcheint. Der neutrale Stat hat daher erft von dba an ein 
Intereſſe einzufchreiten, damit er jih nicht dem gerechten Vorwurf ausfeße, daß er 
fein Gebiet zu feindlichen Handlungen mißbrauchen laſſe. Zu biefem Behuf kann 
und joll er je nach Umjtänden Sicherheit gegen den Mifbraud fordern und wenn 
es nöthig if, auch Beſchlag auf die Kriegsrüftung legen. 


809. 


Die feindliche Kriegsmacht darf ſich der Contrebande während der 
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Zufuhr bemächtigen und biejelbe al3 gute Prife behandeln, aber fie hat 
fein anderes Strafrecht | gegenüber den Neutralen auszuüben. 


Da ber Kriegsflat außerhalb feines Gebiets — und das Meer gehört 
nicht zu feinem Gebiet — feine Strafgerichtsbarfeit befitt, fo darf er auch in diefem 
alle die Kaufleute oder Schiffer, welche Gontrebande führen, nicht ftrafen. Die 
Wegnahme der Eontrebande ijt nur eine völferrechtlich anerfannte Ausübung bes 
Kriegsrehts, nit bes Strafrehts. Aber der neutrale Stat barf 
wohl jeine Angehörigen, welche feine Neutralität durch feindliche Handlungen in 
Gefahr bringen, deßhalb zur Verantwortung und Strafe ziehn. Das ift aber An— 
wendung bes einheimiſchen Strafrechts, deſſen Natur auch bann ſtats— 
rechtlich bleibt, wenn es völkerrechtliche Rückſichten nimmt. 


810. 


Die Beſchlagnahme bezieht ſich auf das Frachtſchiff, welches die 
Contrebande führt, nur inſofern, als es zum Vollzug der Wegnahme der 
Contrebande erforderlich iſt, alſo nicht, wenn dieſelbe nur einen unter— 
geordneten Theil der Ladung ausmacht und daher ausgeſchieden und für 
ſich allein weggenommen werden kann. Das Schiff darf nur dann als 
Priſe dem Nehmeſtat zugeſprochen werden, wenn der Schiffsherr gewußt 
und geſtattet hat, daß das Schiff Contrebande zuführe. 


Die Wegnahme und Confiscation des Schiffs wird nur durch Verſchuldung 
gerechtfertigt. Vgl. oben zu $ 806. 


81l. 


Wenn die Berjhuldung des Eigenthümers der Gontrebande nicht 
aus den Umjtänden Ear und dennoch die Beſchlagnahme derjelben wegen 
der offenbaren Beſtimmung für die feindliche Kriegsführung gerechtfertigt 
ericheint, jo hat der Nehmeftat dem Eigenthümer den vollen Werth der 
tmeggenommenen Gegenjtände zu erjegen. In diefem alle ift der weg— 
nehmende Sriegsitat al3 Zwangskäufer zu behandeln. 


Obwohl hier Fein mit Confiscation bedrohter Handel vorhanden, ſondern nur 
bie Behinderung ber thatſächlichen — wenn auch nicht beabfichtigten — 
Kriegshülfe gerechtfertigt if, jo macht der Eingriff in die Intereſſen der Eigen- 
thümer ihre Entihädigung nöthig. Aus bdiefem Grunde ift die Analogie bes 
Zwangsverfaufs in dem völferrechtlichen Gebraud angewendet worben. Die 
ältere Praris unterfchied weniger forgfältig und war fogar in ſolchen Fällen geneigt 
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zur Gonfiscation. Die neuere Praris dagegen ift mäßiger geworben. Die englifchen 
Prijengerichte erkennen dem geihäbigten Eigenthümer über ben realen Werth bes ent: 
zogenen Gutes noch 10% Gewinn zu und es it biefe Beftimmung auch im mehrere 
Statenverträge aufgenommen worden, jo in bem Vertrag zwiſchen Englanb und ben 
Bereinigten Staten vom 19, Nov. 1794. Vgl. Phillimore II. $ 267 f. und 
bejonders das Erkenntniß bes Lorb Stowell, ebenda $ 270. 


812, 


Der Kriegäftat darf fich keineswegs folder Schiffe und Waaren 
bemächtigen, welche zwar für die Kriegsführung brauchbar find, aber nidt 
dem Feinde, jondern einem neutralen Lande oder einem dritten Kriegslande, 
mit welchem er aber im Frieden ift, zugeführt werden. 


In biefen Fällen ift auch nicht bie Gefahr einer zufälligen Kriegs: 
hülfe und daher auch feine zufällige Gontrebande vorhanden (806). In 
ben Berfehr ber Neutralen mit andern Ländern als ber Gegenpartei bat fich ber 
Kriegsitat in Feiner Weife einzumifchen. 


813. 


Wird aber die Fahrt nad einem neutralen Hafen nur in der Abſicht 
unternommen, um auf dieſem Umwege ficherer die Kriegsführung des 
Feindes zu unterftüßen, jo ift das Gontrebande und die Wegnahme gerecht⸗ 
fertigt. 


3. B. eine Schiffsladung mit Waffen und Munition aus Amerika fährt nad 
bem neutralen Hamburg, während Petersburg der eigentliche Beftimmungsort ift 
und die Abjicht, Rußland im Kriege mit England zu unterftügen aus den Umftän: 
ben erhellt. Dber in einen Kriege zwiſchen Deutihland und Frankreich wird cin 
Panzerſchiff aus England nad dem neutralen Holland geführt, zur Unterftügung 
einer ber beiden Kriegsparteien, 


814. 


Die Beſchlagnahme Tann auf dem Kriegsfelde, aber nicht in den 
neutralen Eigengewäfjern von der Kriegsmacht vollzogen werden. Zu dem 
Kriegsfelde wird auch die offene See infofern gerechnet, als fie zur Ver— 
mittlung der Kriegshülfe dient. 


Die neutralen Eigengewäffer find fo wenig ald das neutrale Fand 
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ber Kriegspolicei ber Kriegftaten unterworfen. Es ift bebenflih genug, daß man 
biefen geftattet, auf offener See, bie in Niemanbes Herrſchaft ift und alle 
Nationen dient, neutrale Schiffe anzugreifen, wenn biefelben Gontrebanbe führen. 
Aber aud das bedarf ber Ermäßigung. In entlegenen Meeren, welche bem Kriegs: 
Shauplag fern liegen und füglid nicht zur Kriegsbülfe benußt oder mißbraucht wer: 
ben können, barf ber Kriegsitat nicht neutrale Schiffe wegen Verdachts ber Krieges 
contrebande anhalten, ohme ſich den gerechten Bejchwerben ber neutralen Staten aus: 
zuſetzen. Vgl. unten $ 819. 


815. 


Die Zufuhr von Kriegstruppen oder bon militärischen Yührern auf 
neutralen Schiffen wird ebenfo als Kriegscontrebande behandelt, wie die 
Zufuhr von SKriegsartifeln. Dieſe Truppen und Militärperfonen können 
friegägefangen gemacht werden. 


1. Die Zufuhr von Hülfstruppen ift felbfiverftändlich eine feindliche That 
und Kriegshülfe, nicht minder als die Zufuhr von Waffen und Munition. Als 
Truppen find aud bloße militärifhe Unterabtbeilungen — 3.8. ein 
Trupp Soldaten mit einem Unterofficier — gemeint, nicht bloß größere Truppen 
förper, ebenfo Freifharenzüge. 

2. Ganz basjelbe gilt auch von Heerführern ohne Truppen. Es können 
unter Umfländen einzelne Generale oder Dfficiere für den Erfolg militä: 
riſcher Operationen eine ebenjo große und noch größere Bedeutung haben, als grö: 
Bere Mafjen von Soldaten. 


816. 


Wenn jedoch friedliche Auswanderer, obwohl fie vielleicht die Abficht 
haben, fih in dem friegführenden Lande anmwerben zu lafjen, demjelben 
zugeführt werden, jo ijt diejer Transport doch nicht als durch das Kriegs— 
recht unterfagt zu betrachten. 


In biefen Füllen Tiegt Feine birecte Beziehung zur Kriegsführung vor 
und bieinbirecte ift zu entfernt und unficher, um als Kriegscontrebande ange: 
fehen werben zu Fönnen. Die Auswanderung ift wefentlich eine friebliche That. 
In einer Reihe von neueren Verträgen ift das fo beflimmt. Die franzöſiſchen 
Verträge 3. B. haben noch 1858 folgende Formel: „Il est Sgalement convenu, 
que la libert& du pavillon s'étend aux individus, qui seraienttrouves à bord 
des bätiments neutres, amoins qu’ils ne soient militaires, et alors 
engage6s au service de l’ennemi“, Die nordbamerifanijchen drüden 
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bas jo aus: „unless they are officers or soldiers and in the ac- 
tual service of the enemy“. Bol. Marquarbfen. Der Trentjall. 
Erlangen 1862, ©. 61. 


817. 


Ebenſo wenig ift es Contrebande, wenn ein neutrales Schiff fried- 
liche Angehörige des feindlichen Landes, oder Gejante desfelben hin= oder 
wegführt. 


Die neutralen Staten find berechtigt, ben Gefantenverfehr mit beiden Krieges 
ftaten zu unterhalten (796). Die Kriegspartei kann wohl verhindern, baf ein feinb- 
licher Gefanter über ihr Gebiet reife und ihn, wenn er es ohne ihre Erlaubniß 
thut, als eine politifch wichtige feindliche Perfon gefangen nehmen, ober als Geifel 
behandeln, aber fie ift nicht dazu berechtigt, gegen ein neutrales Schiff auf offener 
See ober in neutralen Gewäffern beihalb Gewalt zu brauchen, weil es ſolche Per: 
fonen an Bord hat. Die Verhaftung ber Gefanten des amerifanifhen Südbundes 
Mafon und Slibell auf einem englifchen Poſtſchiff durch ein norbamerifanifches 
Kriegsichiff im Febr. 1861 war daher nicht gerechtfertigt, und wäre auch dann nicht 
zu entichuldigen gewefen, wenn das neutrale Schiff aus einem feindlichen und nicht 
aus einem neutralen Hafen gefahren wäre. Die Vereinigten Staten gaben benn 
aud bie Gefangenen frei, als fih England über biefe Verlekung bes Völkerrechts 
bejchwerte. Vogl. die zu $ 816 citirte Schrift von Marquarbjen und bie Anm. 
v. Dana zu Wheaton Int. L. $ 504. 


818, 


Neutrale Schiffe, melde den Transport von feindlihen Truppen 
bejorgen, verlieren dadurch jeden Anſpruch auf den Schuß ihrer Neutralität 
und werden mit Recht al3 gute Priſe behandelt, aber nur mährend fie 
diefe feindliche Handlung vornehmen, nicht wenn diefelbe vollzogen ift, 
alſo nicht auf dem Rückwege ohne Kriegsladung. 


Der Transport von Truppen ber feindbliden Madt, z. 2. im 
Krimmkriege ber franzöfifchen und englifhen Truppen nach der Krimm ift unzweifelhaft 
eine Unterftüßung ber Kriegsführung, und feßt daher die neutralen Schiffe, bie ſich 
bazı hergeben, ber Wegnahme aus. Aber biefe ijt wieder nur zuläffig, wenn Dies 
felben auf der That ergriffen werben, nicht jpäter, wenn fie wieder auf frieblicher 
Fahrt begriffen find. Ä 


819. 
Zum Schuß gegen den Mißbrauch des freien neutralen Verkehrs 
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zur Unterftüßung einer Kriegspartei ift jeder Kriegsſtat berechtigt, innerhalb 
des Kriegsfeldes, wozu außer den eigenen und den feindlichen Eigen— 
gewäflern auch die offene See injoweit gehört, als fie für die Fahrt dahin 
benußt wird, auch die neutralen Schiffe während des Kriegs anzuhalten 
und zu unterfuchen, ob fie nicht Gontrebande führen. 

Die Durchſuchung ift nicht geftattet in den Eigengewäfjern ‚neutraler 
Staten und nicht in entlegenen_Meeren. 


Bol. oben $ 304 f. und zu $ 814. Das Durchſuchungsrecht auf offener 
See in Kriegszeiten ift freilich eine erhebliche Beſchränkung des fonft allgemein ans 
erfannten Grundfaßes, daß das Meer frei und feiner befondern Statshoheit unters 
worfen fei. Dasſelbe ift aber durch das dringende Bedürfniß der Frieglührenden 
Staten, ſich gegen alle feindlihen Handlungen auch der Neutralen zu ſchützen, in 
ben Gebrauch des Seefriegs aufgenommen und auch von ben Neutralen als Noth— 
recht des Kriegs zugejtanden worben. 


820. 


Die Prüfung erſtreckt fi auf die Statsangehörigfeit des Schiffes, 
und auf die Beichaffenheit, die Herkunft und die Beitimmung der Ladung. 


Nurnah Maßgabe ernfter Verdachtsgründe barf bie Prüfung zu 
einer Durch ſuchung gefteigert werben, insbefondere wenn fich zeigen follte, daß 
die Schiffspapiere faljch ober mit der gebrauchten Flagge im Wideripruch find oder 
aus den Umftänden auf Berheimlihung und Täufhung gejchloffen werben Fan. 
Vol. oben $ 344 f. und unten $ 822 ff. 


821. 


Berechtigt zu der Prüfung ift der Kriegsſtat, beziehungsweiſe die 
zum Vollzug ermächtigten Striegsichiffe. 


822. 
Zunädft befteht die Prüfung nur in der Einficht der Schiffäpapiere. 
Nur wenn ernfte Berdachtögründe fich zeigen, darf eine Durchſuchung 


der Schiffsräume felber vorgenommen werden; und nur wenn Gontrebande 
borgefunden wird, darf das Priſenrecht geübt werden. 


2gl. zu $ 820. 


444 Neuntes Bud. 
823. 


Der Stat, defjen Kriegsichiffe die Durchſuchung vornehmen, ijt dem 
neutralen State dafür verantwortlih, daß bei der Prüfung und Durch— 
ſuchung nicht mit ungebührlicher Gewalt und Härte verfahren werde. 


Darin liegt das nöthige Gorrectiv gegen den Mißbrauch jenes Nothrechts. 
Anden der Kriegsftat auf offener See das neutrale Schiff anhält, greift er immer 
bin ein in bie Freiheit und Selbſtändigkeit aud bes neutralen Statsgebiets, zu 
welchem ber auf der See ſchwimmende Gebietstheil gehört. Damit iſt die Ver— 
antwortlichkeit desfelben gegenüber dem neutralen State begründet, 
ber jich bdiefen Eingriff nur mit Rüdjicht auf das Nothreht bes Kriegs, nicht darüber 
binaus gefallen läßt. Die prüfende und durchſuchende Mannſchaft des Kriegsſchiffs 
muß fih erinnern, daß fie, genau genommen, auf fremden, neutralem Gebiete und 
gegenüber von Perjonen ihre Gontrole übt, welche an fich ihrer Statsherrſchaft nicht 
unterworfen und als Freunde feinen jeindjeligen Maßregeln ausgejegt find. Gie 
bat daher aud die Rückſichten ber Freundlichkeit (comity) zu beobadten, 
welche Staten, die im Frieden leben, einander jchulden, und barf weder berrijch 
noch gewaltthätig verjahren, fo lange Feine Verſchuldung bes neutralen Schiffs offen- 
bar iſt. 


824. 


Wenn der neutrale Stat durch Statsihiffe die neutralen Handels— 
Ichiffe begleiten läßt, und dem Kriegsſtate die Verficherung gibt, daß Die 
begleiteten Schiffe feine Contrebande enthalten, jo darf Feine weitere 
Durchſuchung vorgenommen werden, jondern es hat fi” das feindliche 
Kriegsſchiff zu begnügen, die Vollmacht des neutralen Geleitihiffs und 
durch defjen Vermittlung die erforderlichen Auffchlüffe über die geleiteten 
Schiffe zu empfangen. 


Wenn der neutrale Stat jelber bie Aufficht und Controle über bie neu: 
tralen Schiffe beforgt und durch Mitjfendung eines Statsſchiffs als Geleit- 
ſchiffs die Garantie bafür übernimmt, jo hat er ein Recht darauf, daß nicht ber 
Kriegsſtat bie Freiheit feiner Flagge und die Achtung feiner Selbſtändigkeit durch 
eine Unterfuchung verlege, die mur aus Noth und nur um bes Verdachtes ber 
Kriegshülfe willen von dem Völkerrecht geftattet wird. Zwar ift jenes Recht zur 
weilen, bejonders von England, beftritten worden. Aber es bat doch guten Grund 
in dem friedlichen Verhältniß der neutralen zu ben Kriegsjtaten. Jene bürfen von 
biejen fordern, daß fie ihrem ftatlich befräftigten Worte vertrauen. Die bewaffnete 
nordiſche Neutralität von 1800 (womit zu vergleichen ift dev Vertrag zwijchen 
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England und Rußland von 1801) Hat den Grundfaß in folgenden Süßen 
ausgeſprochen: 


Que la declaration de l’officier commandant le vaisseau ou les vais- 
seaux de la marine royale ou imp£riale, qui accompagneront le convoi d’un 
ou de plusieurs bätiments marchands, que son convoi n’a & bord aucune 
marchandise de contrebande, doit suffire pour qu'il n’y ait lieu à aucune 
visite sur son bord ni & celui des bätiments de son convoi. 

„Pour assurer d’autant mieux à ces prineipes le respect dü à des sti- 
pulations diet6es par le desir des interess6s, de maintenir les droits impre- 
scriptibles des nations neutres, et donner une nouvelle preuve de leur loyant& 
et de leur amour pour la justice, les hautes parties contractantes preunent 
ici l’engagement le plus formel, de renouveler les de&fenses les plus sévères 
à leurs capitaines, soit de hautbord, soit de la marine marchande, de charger, 
tenir ou rec&ler & leurs bords aucun des objets, qui, aux termes de la 
presente convention, pourraient ötre r&put&s de contrebande et de tenir 
respectivement la main à l’ex&cution des ordres qu’elles feront publier dans 
leurs amirautes et partout oü besoin sera, à l’Effet de quoi l’ordonnance, 
qui renouvellera cette defense sous les peines les plus graves, sera imprim6e 
à la suite du present acte pour qu’il n’en puisse &tre pretendu cause 
d’ignorance, 

Les hautes parties contractantes voulant encore pr&venir tout sujet 
de dissension à l’avenir limitant le droit de visite des vaisseaux marchands 
allaut sous convoi, aux seuls cas où la puissance belligerante pourrait es- 
suyer un préjudice r&el par l’abus du pavillion neutre, sont convenus: 

1. Que le droit de visiter les navires marchands appartenant aux 
sujets del’une des puissances contractantes etnaviguant sous le convoi d’un 
vaisseau de guerre de ladite puissance ne sera exerc& que parles vaisseaux 
de guerre de la partie belligerante, et ne s’&tendra jamais aux armateurs, 
corsaires ou autres bätiments, qui n’appartiennent pas A la flotte impériale 
ou royale de leurs Majestöes, mais que leurs sujets auraient arms en 
guerre. 

2. Que les proprietaires de tous les navires marchands appartenant 
aux sujets de l’un des Souverains contractants, qui seront destines à aller 
sous convoi d’un vaisseau de guerre, seront tenus, avant qu’ils ne regoivent 
leurs instructions de navigation, de produire au commandant du vaisseau de 
convoi leurs passeports et certificats oulettres de mer, dans la forme annex&e 
au présent traite, 

3. Que, l’orsqu’un tel vaisseau de guerre, ayant sous convoi des na- 
vires marchands, sera rencontr& par un vaisseau ou des vaisseaux de guerre 
de l’autre partie contractante qui se trouvera alors en 6tat de guerre, pour 
eviter tout desordre, ou se tiendra hors de la portee du canon, & moins 
que l’&tat de la mer ou le lieu de la rencontre ne nöcessite un plus grand 

rapprochement; et le commandant du vaisseau de la puissance belligerante 
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enverra une chaloupe & bord du vaisseau de convoi, ot il sera procdds 
r&eiproquement & la v6rification des papiers et certificats, qui doivent con- 
stater, d’une part que le vaisseau de guerre neutre et autorisé & prendre 
sous son escorte tels ou tels vaisseaux marchands de sa nation, charges de 
telle cargaison et pour tel port; de l’autre part, que le vaisseau de guerre 
de la partie belligerante appartient à la flotte imp6riale ou royale de leurs 
Majeste£s. 

4. Cette verification faite, il n’y aura lieu à aucune visite, si les 
papiers sont reconnus en rögle, et s’il m’existe aucun motif valable de 
suspicion. Dans le cas contraire le commandant du vaisseau de guerre 
neutre (y 6tant düment requis par le commandant du vaisseau ou des vais- 
seaux de la puissance belligerante) doit amener et detenir son convoi pen- 
dant le temps nöcessaire pour la visite des bätiments, qui le composent; 
et il aura la facult& de nommer et de delöguer un ou plusieurs officiers pour 
assister à la visite desdits bätiments, la quelle se fera en sa prösence sur 
chaque bätiment marchand, conjointement avec un ou plusieurs officier pr&- 
poses par le commandant du vaisseau de la partie belligerante. 

5. S’il arrive que le commandant du vaisseau ou des vaisseaux de 
la puissance en guerre, ayant examiné les papiers trouvés à bord, et ayaut 
interrog& le maitre et l’equipage du vaisseau, apercevra des raisons justes 
et suffisantes pour detenir le navire marchand, afin de proc&der à une 
recherche ulterieure, il notifiera cette intention au commandant du vaisseau 
de convoi, qni aura le pouvoir d’ordonner à un officier de rester à bord du 
navire aussi detenu, et assister à l’examen de la cause de sa detention. Le 
navire marchand sera amen& tout de suite au port le plus proche et le plus 
convenable appartenant à la puissance belligerante, etla recherche ult&rieure 
sera conduite avec toute la diligence possible. 


825. 


Ergibt ſich bei der Prüfung diefer Papiere ein ernfter Verdacht von 
Gontrebande, jo wird zwar ausnahmsweiſe die Durchſuchung des verdächtigen 
Schiffes vorgenommen, aber es ijt dem geleitenden Statsſchiffe Gelegenheit 
zu geben, bei der Bornahme derjelben repräjentirt zu fein. Wird dann 
nach der Meinung des Kriegsſchiffs Contrebande entdedt, jo ift dem Com: 
mandanten des Geleitfchiffes davon Anzeige zu machen, und diejer fann 
einen Officier beauftragen, der Stellung des vermeintlichen Gontrebande 
Ichiffes dor das nächſte Prifengericht und der Verhandlung vor Demjelben 
im Intereſſe des neutralen Verkehrs beizumohnen. 


Der Kriegsftat hat immerhin fein felbftändiges Reht und Intereſſe 
zu wahren, Daher kann ihm nicht zugemuthet werben, baß bie Berufung auf das 
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Zeugniß des neutralen Stats jede weitere Prüfung auch verbädtiger Schiffe abfolut 
verhindere, Es ift möglich, daß ber neutrale Stat felber getäufcht worden war und 
feinerfeits nicht forgfältig genug geprüft hatte. Es ift überdem noch eher möglich, 
baß ber Kriegsftat und der neutrale Stat eine verjchiedene Meinung über bie Aus: 
behnung des Begriffs Contrebande haben, und jener eine Ladung für Gontrebande 
hält, welche diefer nicht ala Gontrebande anſieht. Da fommt es wieber barauf an, 
ben Conflict ber Meinungen und Intereſſen auszugleiden Da 
mit fimmen auch bie Saßungen ber bewaffneten Neutralität von 1800 (vgl. zu 
$ 824) überein. Vgl. Heffter $ 170. Ganz paffend ift die Beſtimmung bes 
engliiheruffiichen Bertrags von 1801: „It is in like manner agreed, that if any 
merchant ships thus conveyed should be detained without just and sufficient 
cause, the commander of the ships or ships of war ofthe belligerant power 
shall not only be bound to make to the owners of the ships and of the 
cargo a full and perfect compensation for all the losses, expenses, damages 
and costs occasioned by such a detention, but shall, moreover, undergo 
an ulterior punishment for every act of violence or other fault which he 
may have committed, according as the nature of the case may require“, 


826. 


Diefer Schuß des neutralen Geleitſchiffes erftredt fih nur auf die 
früher ſchon ausdrüdlih und nach vorheriger Prüfung in den Geleitſchutz 
aufgenommenen Handelsſchiffe und kann nicht erft unterwegs angerufen 
werden, wenn ein neutrale3 Schiff ohne diefe Borficht die Fahrt unter- 
nommen hat und nun befürchtet, durchſucht zu werden. 


Schiffe, welche ſich erft unterwegs an bie geleiteten Schiffe (convoi) anſchlie⸗ 
pen, find demnach als nit burdh das Geleite Tegitimirt der gewöhnlichen 
Prüfung ausgejeßt. Aber es bleibt auch im dieſem Falle dem Commandanten bes 
Geleites unverwehrt, einen Dfficier mitzufchiden, damit er ber Unterfuchung beis 
wohne. 
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5. Blocade. 


827. 


Die Kriegsftaten find berechtigt, im Intereſſe wirkjamer. Kriegs- 
führung feindliche Häfen, Feſtungen, unter Umftänden eine beſtimmte feind- 
liche Küftenftrede gegen jede Handelsverbindung auch mit den Neutralen 
abzufperren. | 


1. Das Net ber Kriegsftaten, einen Hafen oder eine Küjte bes feindlichen 
Gebiets für den Handel abzufperren, zu blofiren, wird in Kriegszeiten von Alters 
her geübt und völferrechtlich anerkannt. Aber über den Grund biefes Rechts gehen 
bie Meinungen aus einander. Die Uebung bezeugt nur bie verbreitete Nechtsüber: 
zeugung, aber erflärt diefelbe nicht. Manche Bubliciften, wie Hübner, Ortolan 
und Hautefeuille erflären fie aus ber fonveränen Gewalt, welde bie Kriegs— 
macht über die feindlichen Küftengewäffer ergreife und ausübe. Aber einmal ift 
diefe Gewalt (bie Befignahme) nicht unbeftritten, denn bie blofirte Küfte ſelbſt ift 
meiſtens noch im Beſitze des Feindes, ber feine Gewalt, foweit bie Strandbatterien 
Ihießen, aud über ben Hafen und ben Küſtenſaum behauptet und ausübt. Sodann 
wird das Blocabereht in das offene Meer hinein geübt, wo bie Wachſchiffe ftationirt 
find und auf offenem Meere gibt es feine befondere Souveränetät eines Stats gegen: 
über andern Staten. Endlich erklärt bie Gebietshoheit — zumal eine bloß provi- 
ſoriſche — nicht das allgemeine Verbot bes an fich berechtigten, vielleicht vertrags: 
mäßig gejhüßten Handelsverkehrs. 

2, Der Grund kann nicht in der Souveränetät, fonbdern wieder nur in bem 
Nothrecht des Kriegs gefunden werben. Die energifche, auf rafchen Erfolg hin— 
arbeitende Kriegsführung fann der Blocade nicht entbehren. Gewiß ift jede Blocabe 
auch eine Schwere Schädigung ber neutralen Intereffen, aber man nimmt 
an, bie Neutralen müſſen fich biefelbe als eine unvermeibliche Folge des Kriegs, wie 
biefen jelber, gefallen Taffen, welcher die meutralen Intereffen auch fonft vielfältig 
verlegt. Schon Grotius und Bynkershoek, neuerlih auh Gefner (Droit 
des Neutres, Berlin 1865) erklären das Bfocabereht mit guten Gründen aus ber 
Kriegsnothwenbdigfeit. Gerade weil es Nothrecht ifl, muß es auf bie 
File und das Maß der Noth eingefchränft werden. 


828. 
Die Neutralen find verpflichtet, eine wirlſame Blocade während des 


Kriegs zu beachten. 
AS wirkſam gilt diejelbe, wenn der blofirende Sriegsftat die Zus 
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fahrt zu der blofirten Küfte durch eine ausreichende Macht , fortwährend 
und thatjächlich verhindert. Die bloße Erklärung der Blocade genügt 
nicht. 


1. In frühern Zeiten wurde das Blocaderecht von ben Seemächten im viel 
weiterem Umfange ausgeübt. Die allmählihe ECinfhränfung des Blo— 
caberecdhts ift ein Fortſchritt des neueren Völkerrechts, weil fie bie Gewaltthaten 
bes Kriegs ermäßigt und den friedlihen Verkehr ſchützt. Insbeſondere behaupteten 
die Seemächte früher, daß bie bloße Erklärung ber Blofabe genüge, um ben Handel 
auch den Neutralen nach der als blofirt erklärten Küfte zu unterfagen. So hatte 
z. B. England 1780 die ganze franzöfiiche Küfte und im Jahr 1806 der Kaifer 
Napoleon alle engliſchen Küften in Blocabezujtand erklärt. Auf bem PBarifer 
Congreß von 1856 wurde endlich) (16. April) ber früher ſchon von ber erjien 
bewafjneten Neutralität vertretene, aber auch von England und Frankreich 1854 im 
Rufjiihen Krieg angenommene Grundſatz anerfammt: „Les blocus pour &tre obli- 
gatoires, doivent ätre effectifs, c’est A dire maintenus par une force suffi- 
sante pour interdire r&ellement l’acc&s du littoral de l’ennemi*. Es wird aljo 
nur die „effective“ (wirkfjame), nicht die fictive (Papier blocus) See: 
ſperre anerfannt. 

2. Ein Antrag, die bloße Handelsblocade, d. 5. die Hemmung bed 
reinen militärijch unverfüängliden Handelsverfehrs, überhaupt nicht 
mebr zuzulaffen, ſondern nur noch die militärische Blocade, d. h. welche ben 
Berfehr mit einer Feftung oder einer militärifchewichtigen Seeftation abjihneidet, ift 
bisher noch nicht zu weiterer Anerkennung gelangt. Man begreift es, daß bie Sees 
mäcte, deren Macht und Zwang wejentlich auf die Küften bejchränft find, ſich da— 
gegen fträuben, eine ſolche Beſchränkung anzunehmen, durch welche ihre Nöthigungs: 
mittel jehr erheblich vermindert würden, Bal. Dana zu Wheaton Int. L.$510. 
und oben zu $ 673. 


829. 


Für wirkſam gefperrt it ein Hafen dann zu erachten, wenn die 
Ein- und Ausfahrt entweder durch Kriegsſchiffe, welche vor dem Hafen 
liegen, oder durch Landbatterien des blokirenden Stats verhindert werden. 
Eine beſtimmte Anzahl von Kriegsſchiffen wird nicht erfordert, ebenſo 
wenig als eine beſtimmte Anzahl von Kanonen der Landbatterie. Aber es 
muß die vorhandene Kriegsmacht nahe und ftarf genug fein, um nicht bloß 
in einzelnen Fällen, aber auch nicht nothwendig in allen Fällen, jondern 
regelmäßig den Verkehr der Handelsſchiffe verhindern zu können, 


Man muß fi hier vor zwei ertremen Auslegungen bes Wortes „effective 
Blocade" hüten, Die cine überfpannt die Anforderung an diefelbe, indem jie 
Bluntfhli, Das Volkerrecht. 29 
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nur die Sperre als wirffam betrachten will, die allen Berfehr abſolut zu bins 
bern vermag, und jebe Blocabe als unwirkſam erflärt, wenn es aud nur Einem 
Schiffe gelingt, unbemerkt und unaufgehalten hindurchzukommen. Das heißt von 
ber jperrenden Kriegggewalt Unmögliches verlangen. Gine andere ebenfalls er- 
treme Meinung begeht den entgegenfegten Fehler, indem fie bie Wirkſamkeit bes 
Bloeus zu leiht nimmt und ſchon eine gelegentlihe Behinderung einzelner 
Schiffe duch ein Kreuzerſchiff der Kriegsmacht für genügend erachtet. Das aner- 
fannte Völkerrecht hält fih im ber Mitte zwifchen diefen Ertremen. Die Ausnahme 
einer glüdlichen Ein- oder Ausfahrt troß ber Blocade macht diefelbe nicht unwirkſam 
und die Ausnahme einer unglüdlihen Wegnahme eines neutralen Schiffs burd) 
einen Kreuzer macht diefelbe nicht wirffam. Es muß vielmehr nad bem Ausdruck 
des Grafen Granville (16. Mai 1861) in Folge der Blocade wirklich ſchwierig 
fein, ungehemmt in ben blofirten Hafen eins oder aus bemfelben auszulaufen. Es 
muß eine ernſte und nahe Gefahr fein, durd bie Wachſchifſe hindurch zu fommen. 
In dem norbamerifanishen Bürgerkrieg 1861—65 wurde bie effective Blocade in 
biefem Sinne von ben Vereinigten Staten gehandhabt und von ben Neutralen 
anerkannt. 


830. 


Meder ift eine fingirte Blocade durch ein bloßes Decret, ohne die 
thatfächliche Geltendmachung zuläffig noch eine Blocade der Seehäfen dur 
hin und her fahrende Kreuzer ohne dauernde Kriegsſtation. 


Allerdings ift auch heute noch bie Blocade einer Küſte, nicht bloß ein— 
zelner Seehäfen möglich; und infofern wird jene noch buch Kreuzer gehand— 
habt, aber doch nur in Verbindung mit einer feſten Schiffsftation, melde 
regelmäßige Wache hält. Die bewaffnete Neutralität von 1780 hatte ben Grundjak 
fo ausgebrüdt: „on accorde cette determination (d’un port bloqué) qu à 
celui oü il y a, par la disposition de la puissance qui l’attaque avec des 
vaisseaux arr&t6&s et suffisamment proches un danger &vident 
d’entrer. In dem Neutralitätsvertrag zwifchen Rußland und England vom Jahr 
1801 wurde dann biefe Beitimmung durch die nur ſcheinbar unerhebliche Wandlung 
des MWörtchens et in das bedenklihe ou ſehr abgeihwädt, und dem Mikbraud) 
einer Blocade durch bloße Kreuzer wieber eine Thüre eröffnet. Bol. Geßner 
a. a. O. ©. 167. 


831. 


Der Kriegsſtat iſt verpflichtet, die Blocade öffentlich und allgemein 
zu erflären und davon auch ſoweit fein regelmäßiger diplomatiſcher Verkehr 
reicht, den neutralen Staten ſofort davon Anzeige zu machen, damit die— 
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jelben ihre Handelsfchiffe rechtzeitig vor der drohenden Gefahr warnen 
fönnen. Die vorherige Kenntnißgabe ift eine Bedingung der rechtmäßigen 
Blocade. Wenn diejelbe aber wegen der großen Entfernung des blofirten 
Hafens unthunlich erjcheint, jo daß die Anordnung der Blocade antecipirt 
werden muß, jo it jene Anzeige doch aud) in diefem Falle möglichit zu 
befchleunigen. 


1. Nur die Statsgewalt fann eine Blocabe anordnen. Es ift das ein 
Act der Souveränetät. Da berjelbe aber auch fir die Neutralen wichtige und ges 
fährliche Folgen Hat, fo ift dieſe eingreifende Maßregel möglichft bald den neutralen 
Staten zur Kenntniß zu bringen. Dieſe würden mit vollem Recht fi beichweren 
können, wenn ihre Schiffe, ohne vorherige Anzeige und Warnung von den blofirenden 
Kriegsichiffen des Kriegsftats wegen Verlegung der Blocade weggenommen würben. 
Zuweilen haben darüber Statsverträge nähere Beilimmungen getroffen, 3. B. ber 
englijheamerifanifche von 1794. 

2. Die antecipirte Blocade wird injofern fofort wirfjan, als ben neus 
tralen Schiffen die Fahrt zu oder aus dem blofirten Hafen je nad Umftänden ver: 
wehrt oder doch erjchwert wird. Aber fie darf nicht zur Wegnahme von neutralen 
Schiffen führen, die in gutem Glauben find. 


832. 


Die Kenntnipgabe ift aber auch direct im einzelnen Fällen an die 
zur See befindlichen und fi in gutem Glauben nähernden neutralen 
Schiffe zu richten, damit diefelben dadurch veranlaßt werden, nach einem 
nicht blofirten Hafen zu fteuern und jo den Yolgen der DBlocade aus: 
weichen. 


1. Die Proclanation des Bräfidenten Lincoln vom 19. April 1861 
fhreibt den Commandanten der Wachſchifſe vor: „Wenn ein neutrales Schiff ſich 
nähere, basjelbe ohne Verzug zu warnen, und die Warnung in die Schifjspapiere 
eintragen zu lafjen. Würde das gewarnte Schiff ſpäter wieder verſuchen, troß ber 
Blocade in ben blofirten Hafen eine oder aus bemjelben auszulaufen, dann joll es 
weggenommen werben“. Bei den gerichtlichen Verhandlungen darüber wurde indefjen 
anerfannt, daß bie individuelle Warnung nur ba eine Bedingung der Wegnahme 
des Schiffs fei, wo basjelbe nicht ohnehin Kenntniß von dev Blocade gehabt habe, 
nur injofern es in gutem, nicht wenn es in böjem Glauben fe. Bol. 
Dana zu Bheaton $ 518. 

2. Eine Rehtsvermuthung, daß den neutralen Schiffen die Blocabe 
befannt geworben ſei, bejleht nur injofern, als diejelben aus einem Hafen fommen, 
in welchem bie Blocade notorifch befannt war. Diefe Notorietät verfteht ſich 
für ben blofirten Hafen, aber nicht ohne weiters für bie neutralen Häfen. 

29* 
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3. Die Anzeige für fi allein wirkt nicht, jonbern nur in Verbindung 
mit der thatſächl ichen Sperre, Würde alfo 3. B. angezeigt, es jeien ſämmtliche 
Häfen einer Küfte blofirt, aber in Wahrheit nur die einen wirklich durch Blocade— 
ſchiffe geiperrt, die andern nicht, fo wäre das neutrale Schiff nicht gehindert, in 
einen ber letztern Häfen zu fahren, 


833. 
Die Blocade dauert nicht-Tänger, als ſie wirkſam ift. 


Wenn bie Kriegsichiffe ihre Station verlaffen und wegfahren, oder wenn dies 
felben durch einen feindlihen Angriff vertrieben oder durch Stürme zerftreut werben, 
fo ift die Blocade niht mehr wirkſam und damit Hört aud die Verbind— 
lichkeit ber Neutralen auf, die Blocade zu beachten. Die von englilcdhen 
Publiciften öfter veriheidigte Meinung, daß bie Neutralen e8 abwarten müſſen, 
bis fie eine Erklärung über die Aufhebung ber Blocade erhalten, it im Miber: 
Iprud) mit dem von dem Pariſer Congreß von 1856 anerfannten Grundprincip 
und würbe wieber zu einem bloß fictiven Blocus führen, 


834. 


Nur wenn die Störung der Blocade eine blok momentane und 
vorübergehende war und ohne Verzug durch MWiederherftellung wieder be= 
jeitigt wird, jo wird angenommen, die alte Blocade daure fort. 


Die bloße vorübergehende Störung der Blocade iſt nit Auf: 
hebung berfelben. Während der Störung, die nur einen thatfächlichen Charakter 
bat, haben wohl bie neutralen Schiffe eine glückliche Ausficht, ungehemmt durchzu— 
fommen,. Aber die fofortige Befeitigung ber Störung und Wiederherſtellung bes 
frühern Blocadezuftands wird ald Fortſetzung besielben und nicht als eine neue 
Blocade betrachtet. Es bedarf alio Feiner neuen Notification. Anders ift’s, wenn 
bie Blocabe Ihatfählih aufgegeben oder bauerndb aufgelöst worden ift. 
Wird biefelbe jpäter wieder erneuert, jo ift das nicht mehr die fortgefegte alte, fons 
bern eine neue Blocabe, 


835. 


Die Bedingungen, unter welchen der Kriegsſtat ein neutrales Schiff 
wegen Verlegung wegnehmen darf, find: 
7%) die Kenntniß des Neutralen von dem wirklichen Beſtand der 
Blocade, 
A) da3 Schiff muß während des Verſuchs, die Blocade zu brechen, 
ergriffen worden fein. 
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1. Zu a) Bol. zu 829 u. 832. Das neutrale Schiff kann fi aber nicht 
allezeit damit ausreden, daß es zwar von ber Blocade Kenntniß gehabt, aber vorerft 
babe nachfehen wollen, ob biejelbe auch wirklich gehandhabt werde. Der Kriegsftat 
fann nicht zugeben, baß der Verſuch, bie Blocade zu brechen, ſich hinter ben Vorwand 
diefer Prüfung verftede, um ohne Gefahr ber Wegnahme unternommen zu werben, 
Nur wenn aus den Umftänden, 3. B. wegen ber großen Entfernung, flar wird, daß 
das fein bloßer Vorwand und Dedmantel fei für die Durchfahrt troß der Blocade, 
ift das neutrale Schiff frei zu erflären. 

2. Zu b) So lange fih das neutrale Schiff nur vorbereitet, vielleicht 
noh im Hafen, um je nad Umftänden die Fahrt zu wagen, darf es nicht ges 
nommen werben, weil es bie Blocade noch nicht verlegt bat. Es kann noch 
immer jeinen Borjag Ändern, und nicht jchon der Mille, fondern erſt bie That 
wird durch das Völkerrecht bedroht. Aus diefem Grunde barf das Schiff auch, jo 
lange es in großer Entfernung von dem blofirten Hafen ift, noch nicht weg: 
genommen werben, benn noch kann es feinen Lauf Ändern und bie Blocade beachten. 
Erſt wenn es jih joweit annähert, daß darin ber Verſuch offenbar wird, troß 
ber Blocade burchzufahren, wird es der Wegnahme ausgefegt. 

3. Bei der Beurtheilung dieſer Bedingungen des Vlocabercechts und ber Blo— 
cabepflicht ijt voraus auf den guten Glauben (bona fides) zu achten, ber 
aus den Umſtänden erichloffen wird, Man darf nicht übeln Willen ver— 
mutben, aber jich auch nicht durch die bloße Behauptung des guten 
Glaubens irreführen laffen. 

4. Die bewaffnete Neutralität von 1800 verfuchte es, noch ftrengere Bebins 
gungen feftzufegen, insbefondere außer ber vorherigen individuellen Warnung aud) 
ben offenbaren Verjuh, „mit Gewaltober Lift" — en emploiant la force ou 
la ruse — durchzudringen. Dieſe Beftimmung wurde aber in den englifcheruffiichen 
Bertrag von 1801 nicht aufgenommen und ein Beweis der verjuchten Gewalt ober 
Lift wird auch von ber neueren Praris nicht geforbert. 


836. 


Die blofirende Kriegsmacht ift nicht berechtigt, ein neutrales Schiff 
außerhalb der blofirten Gewäller zu nehmen, jelbjt dann nicht, wenn das— 
jelbe der Blocade glüdlich entkommen it. 


Die Verfolgung freilich kann ſich über die blofirten Gewäfjer hinaus er: 
jtreden, nicht aber darf der Angriff außerhalb dieſes Gebiets unternommen wer— 
ben. Die Blocade ift nad ihrer Natur an eine beftimmte Dertlichfeit gebunden. 
Dort wird jie gehandhabt und dort allein, nicht auf bem weiten Meer überhaupt 
macht fie fi) geltend. Das entfommene Schiff wird ſich daher davor hüten 
müſſen, daß es nicht wieder auf dem Rückweg dem Blocadegeſchwader in die Hände 
füllt, Aber wenn es nad) der glüdlihen Durchfahrt in einen nicht blofirten Hafen 
eingelaufen ift, jo fan e8 ungehindert von ba bie neutrale Reife fortfegen. Bol. 
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oben $ 299. Indeſſen verfahren einige Seemächte auch in biefer Hinficht noch 
firenger und gewaltjamer. Auch die amerifaniichen Gerichte erfannten noch im bem 
legten Bürgerkrieg das Recht der Wegnahme auf ber Rüdfahrt an; aber nicht 
mehr, nachdem bie Reiſe beendigt war. Dana zu Wheaton $ 523. 


837. 


Die neutralen Schiffe, welche vor der Blocade in dem blofirten 
Hafen lagen, haben ein Recht zu fordern, daß ihnen die ungehinderte 
Ausfahrt geftattet werde, wenn fie nad) einem unverfänglichen Beltimmungs- 
orte fahren, ohne Striegscontrebande, mit Ballaft oder mit einer Ladung, 
welche fie Schon vor der Blocadeerklärung aufgenommen haben. 


Die neuere Praris ift zuweilen noch milder und geftattet ben neutralen Scif: 
fen, während einer bejtimmten Frift, mit beliebiger Ladung, ausgenommen Gontres 
bande, auszulaufen, ohne Rückſicht darauf, daß diefelbe erft nach der Erflärung ber 
Blocade aufgenommen worben. Die firengere Praxis, welde eine neue Ladung von 
feindlichen Gut unterfagt, ijt aber noch bie Regel. Tal. Hautefeuille Droit 
des neutres II, ©. 214. 


838. 


Den neutralen Schiffen darf nicht zugemuthet werden, in der Noth 
vor dringender Seegefahr in dem blofirten Hafen eine Zufluchtsſtätte zu 
ſuchen. 


Es iſt das ein Gebot der Menſchlichkeit, welche auch das Kriegsnothrecht 
achten muß. Bgl. oben $ 774. 


839. 


Ein neutrales Schiff, welches die Blocade verleßt, kann während 
der verfuchten Verletzung weggenommen und confiscirt werden. Aber die 
Mannschaft verfällt feiner weiteren Strafe. 


Eine eigentlihe Strafgerihtsbarfeit ficht dem Kriegsftat wider bie 
Neutralen auf offener See nicht zu (oben $ 827). Aber die Androhung der 
MWegnahme des neutralen Schiffs, wenn dasjelbe bei Verlegung der Blocade er: 
griffen ift, fichert die MWirkfamfeit diefer und wird infoweit von dem Völkerrecht ges 
jtattet, Der Blocabebreder ift diejer Gefahr ausgefeßt, nicht aber einem eigentlichen 
Strafverfahren. Die Mannfhaft des neutralen Schiffs ijt daher aud nicht ber 
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Kriegsgefangenfchaft unterworfen. Im Grunde war ihr Berfehr doch nur Friedens: 
verkehr, nicht Kriegshülfe. 


840. 


Ebenſo unterliegt die Ladung folder Schiffe der Beichlagnahme und 
der Confiscation, außer wenn der Eigenthümer der Waare es glaubhaft 
machen kann, daß die Verlegung der Blocade gegen feinen Willen verjucht 
worden jei. 


Denn Schiff und Waare denſelben Eigenthümer haben, fo ift die Gonfis- 
cation ber Waare unbedenklih. Wenn aber biefelben verfchieben find, jo verjieht 
fih die Teßtere nicht mehr von felbit, wie eine Folge der Wegnahme des Scifis. 
Aber man wird auch in ben legtern Fällen nicht leicht annehmen bürfen, daß ber 
EigentHümer dev Waare unbetheiligt fei bei der Verlegung dev Blocabe, welche 
meijtens in feinem Hanbelsinterefje verfucht wird. Nur wenn nachgewiejen werden 
kanu, daß berfelbe von der Erijtenz der Blocabe nichts habe willen können, als er 
ben blofirten Hafen zum Beilimmungsort ber Waare machte, oder daß er den Schif- 
fer beflimmt und nicht etwa nur zum Scheine anwies, bie Blocade zu beachten und 
trogdem biefer auf eigene Gefahr Hin gegen feinen Auftrag bie Blocade breden 
wollte, wäre es ungerecht, bie ſchweren Nachtheile ber Gonfiscation dem Eigenthümer 
aufzuerlegen. Vgl. BPhillimore III. $ 318. 


6. Vriſengerichte. 
841. 


Die Beihlag: und die Wegnahme ſowohl feindlicher Schiffe als 
der neutralen Schiffe und ihrer Ladung ift der Beurtheilung der. Prifen- 
gerichte unterworfen. 

Das Prijengericht entfcheidet über die Rechtmäßigkeit der Prife und 
über die Folgen der Bejihlag- oder Wegnahme, 


Die Einrichtung ber Prifengerichte gibt einige, wenn auch eine unvollfommene 
Gewähr dafür, daß auch im Seefrieg nicht bloß die Gewalt — fondern das Recht 
herrſche. Die Prifengerichte dienen zur Controle der gewaltfamen Beichlage und 
Wegnahme, welche im Kriege gegen fremde (feindliche oder neutrale) Schiffe und 
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Waaren geübt wird, Diefelde fol nah Rechtsgrundſätzen und burh Richter 
geprüft und je nad Umſtänden entweder beftätigt ober verbeſſert werben. 
Die Rückſicht auf die Neutralen bat hauptfächlich zur Ausbildung ber Prifengerichts- 
barkeit geführt, aber auch ben Eigenthümern ber feindlichen Nation fommt bie Ein— 
richtung gelegentlich zu Gute, 


842, 


Als zuftändig wird in der Regel das Prijengericht des Nehmejtates 
betrachtet, au) wenn das aufgebrachte Schiff ein neutrales ijt, und ſogar 
dann, wenn das neutrale Schiff wegen Führung von Sriegscontrebande 
oder Verlegung der Blocade auf offener See genommen worden ift. 


Wenn das neutrale Ehiff in den beſetzten Eigengewäffern genommen 
wird, jo it die Zuſtändigkeit der befegenden Statsgewalt und ihrer Gerichtsbarkeit 
Ihon aus allgemeinen Rechtsgrundſätzen erklärt. Eher erheben ſich Zweifel, wenn 
die Megnahme anf offener See geichehen ift, denn diefe ift nicht einer befondern 
Gebietshoheit unterworfen ($ 304), alfo auch nicht des Kriegsftats, Man kann 
überdbem mit Grund das Bedenken erheben, daß bie neutralen Schiffe in ben Ge— 
rihten bes Nehmeſtats nicht geniigende Garantien für eine unparteiifche 
Rechtspflege zu finden vermögen, indem der Nehmeftat felber Partei und bei 
ber Verurtheifung der aufgebradgten Schiffe intereffirt ift. Es bleibt eine Aufgabe 
ber zufünftigen Verbefferung des Völkerrechts, dieſen Mangel zu heben und befjere 
Garantien ber Unparteilichfeit zu gewähren. Friedrich ber Große hatte im Jahr 1753 
eine preußiſche Commiſſion niedergefegt, welche die Urtheile ber engliſchen Prijen= 
gerichte gegen PBreufiiche, damals neutrale, Schiffe nochmals prüfen und barüber 
erkennen fjollte, wogegen freilich England als gegen eine unerhörte Neuerung Proteft 
erhob. Man verfuchte es auch einige Male mit Beitellung gemiſchter Gerichte. 
Gegenwärtig aber wird die ausschliepliche Zuftäindigfeit der Gerichte bes Nchmeftats 
allgemein anerfannt. Man betrachtet jie theils als eine Folge des Kriege: 
rechts, welches die Kriegspartei zu gewaltiamen Gingreifen ermächtigt, tbeils als 
eine Ermäßigung dieſes Rechts, indem es in der Vollziehung einer gerichtlichen 
Gontrole unterworfen wird. 


843, 


Die Beſetzung und Ermädtigung des Priſengerichts ift ein Act der 
Souveränetät des Kriegsſtates, welcher die Prijengerichtsbarteit übt. 


4. Die Rrifengerichte ſindaunßerordentliche Gerihtshöfe, welde 
in Kriegszeiten ad hoc errichtet werden. Obwohl ihre Nufgabe eine völferrechtliche 
ift, jo ift ihre Begründung und Befegung dennoch ſtatsrechthich normirt. Deß— 
halb ijt die Organifation der Prijengerichte in dem verſchiedenen Staten verjdieden; 
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und die Richter, welche bdiefelben bilden, erhalten ihre Ermennung und Inſtruction 
jederzeit von ber oberften Statsgewalt ihres Stats. 

2. Die Einſetzung bes Prijengerichts ift eine Handlung bes Kriegs: 
rechts. Die neutralen Staten jeßen bemgemäß feine Prifengerichte ein und ges 
ftatten auch nicht, daß ein Kriegsftat auf ihrem Gebiete Prijengerichtsbarfeit übe. 
Auch wenn etwa ber Kriegsftat feine Gejanten oder Gonjuln in dem neutralen 
State ermächtigen wollte, Prifengerichtsbarfeit zu üben, Jo iſt ber neutrale Stat 
berechtigt, das zu hindern. Er duldet im feinem friedlichen Gebiete Feine Kriegs: 
anordnungen der Kriegsparteien. 


844, 


Das Prifengericht ift auch dann zuftändig, wenn der Nehmer das 
genommene Schiff in Folge von Seenoth nicht in einen Hafen des eigenen 
Stats hat bringen fünnen, ſondern dasjelbe in einem neutralen Hafen 
gelichert hat. 


Die Aufbringung des genommenen Schiffs in ben Seehafen, wo bas Prijen: 
gericht fit, ift micht eine unerläßlihe Borbedingung des prifengerichtlichen Ber: 
fahrens, wenn glei fie in ber Regel als Einleitung dazu dient In 
manchen Fällen ift Diefelbe nicht möglih, weil das genommene Schiff nicht mehr 
feetüchtig ift und man genöthigt ift, für dasjelbe im einem neutralen Hafen Schuß 
zu juchen. 


845, 


Aus dem Afyl, welches der neutrale Stat dem feindlichen Nehmer 
fammt feiner Prije gewährt, folgt nicht eine felbjtändige Gerichtsbarkeit 
des neutralen Stats über die Rechtmäßigkeit der Priſe. Aber der neu— 
trale Stat ift nunmehr in der Lage, gegenüber von völferrechtsmwidrigen 
Megnahmen den neutralen Eigenthlimer beſſer ſchützen zu können. 


1. Weil die Prifengerichtsbarfeit als eine Wirfung bes Kriegsrehts 
betrachtet wird, fo Fann nur ein Kriegsitat, umb nie ein neutraler Stat jie 
üben (vgl. zu 842. 843), alfo auch dann nicht, wenn fih bas genommene Schiff 
innerhalb der neutralen Gigengerwäffer befindet, alfo ber ordentlichen Gerichtsbarkeit 
bes neutralen Stats unterworfen ift. 

2. Aber eben aus bem legten Grunde ift ber neutrale Stat auch in ber 
Lage, dem aufgebrachten Schiffe feinen orbentlihen Rechtsſchutz zuzumenden, 
infofern gegen basfelbe völferrehtswibdrig verfahren worden if. Er ift nicht 
verbunden, jeine Beihülfe dem fremden WBrifengerichte zu gewähren. Würde 
3. B. ein Kriegsftat noch die Kaperei geftatten, und ein von einem Kaper auf 
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gebradhtes neutrales Schiff würbe in einen neutralen Hafen gebracht, jo wäre ber 
neutrale Stat in feinem Rechte, wenn er bie Auslieferung und Wegführung bes 
Schiffs verhinderte, ungeachtet vielleicht das Prijengericht die Wegnahme gutgeheis 
Ben hat. 


846. 


Hat aber der Nehmer der Prife in einen ihm feindlichen Hafen 
flüchten müffen, fo jet er diefelbe der Repriſe aus, welche die Wirkjamfeit 
der erjten Priſe aufhebt. 


Sit der feindliche Hafen im Beſitz des Kriegsftats, ber die Prije gemacht hat, 
fo it freilich der Nehmer fo Tange gefichert, als dieſer Befig fortdauert, und wenn 
inzwifchen die Berurtheilung erfolgt, jo wirft biefelbe ohne Hemmniß. Wenn aber 
ber Hafen im Beſitz des Feindes iſt ober vor ber Verurtheilung wieder in ben Befik 
besfelben kommt, jo bat ber Feind das entgegengeleßte Intereſſe, dem Nehmer bie 
Beute wieder wegzunehmen, und durch bie Neprife die Wirffamkeit ber Prije zu 
zerjlören. 


847. 


Die Prifengerichte haben bei ihren Entſcheidungen die Grundfäße 
des Völkerrecht und die Geſetze und Verordnungen ihres Landes, jo weit 
diefe mit jenen in Harmonie zu bringen find, zu beachten. Wenn beide 
einander widerſprechen, ſo kann zwar das Prijengericht ſtatsrechtlich genö— 
thigt werden, dem Landesgeſetze zu gehorchen. Aber es find die beſondern 
Landesordnungen möglichſt ſo auszulegen und zu handhaben, daß ſie in 
Uebereinſtimmung mit den allgemeinen Grundſätzen des Völkerrechts ver— 
bleiben und immer wird der Kriegsſtat dem neutralen State gegenüber 
verantwortlich, wenn die Vorſchriften des Völkerrechts zum Schaden des 
neutralen Rechts mißachtet werden. 


Der Widerſpruch zwiſchen der vöhkerrechtlichen Beſtimmung und ber 
ſtatsrechtlichen Organiſation und Beſetzung der Priſengerichte zeigt ſich 
hier wieder. Die Priſengerichte ſollen das Völkerrecht handhaben und weſentlich 
nach Völkerrecht urtheilen, und trotzdem können ſie ſich nicht frei machen von der 
Unterordnung unter die ſouveräne Statsautorität, welche ſie ins Leben gerufen hat 
und von der ſie abhängig bleiben. Würden ſie ohne Rückſicht auf die Priſenregle— 
mente ihres Stats lediglich nach ihrem Verſtändniß des Völkerrechts dieſes anwen— 
den, ſo wären ſie in Gefahr, von ihrer Statsregierung zur Verantwortung gezogen zu 
werben. Würden fie einfach die beſondern Vorſchriften ihrer Statsautorität anwen⸗ 
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ben ohne alle Rüdficht auf das Völkerrecht, jo würden fie ſich gegen ihren völfers 
rechtlichen Beruf verjehlen. Es bleibt daher nur übrig, jeden Gonflict möglichjt zu 
vermeiden. Das geichieht, wenn das Lanbesreht im Geijte bes Völker— 
rechts ausgelegt wird, Iſt trogdem ein Widerſpruch zwilchen ben beiden Rech— 
ten vorhanden, ber nicht zu verföhnen ift, jo iſt das Gericht zwar verpflichtet, bie 
beftimmte Vorfchrift feines Lanbesgejetes zu befolgen. Dann aber wirb aud) 
ber Stat, ber ein völferrehtswibriges Gejeß gegeben bat, dem neutralen State 
verantwortlich, welcher durch basfelbe in feinen Schugangehörigen verlegt wird; 
benn ber neutrale Stat ift nicht ſchuldig, fih ein Verfahren gefallen zu laſſen, 
welches im Widerſpruch ift mit den anerkannten Grundfäßen bes Völkerrechts. Ders 
jelbe fann von dem Nehmeftat verlangen, daß er troß des Spruchs feines Prifen: 
gerichts das neutrale Schiff oder die neutrale Waare frei gebe, wenn foldes nad 
Bölferrecht geichehen muß. Da das Völkerrecht für alle Staten verbinblid 
it ($ 3), fo darf das ftatlihe Geſetz nicht bemfelben wiberfpreden. 
Dgl. Dana zu Wheaton, Intern. Law. $ 388, 


848, 


Das Verfahren vor dem PBrifengerichte richtet fih in Ermanglung 
bölferrechtlicher Vorfchriften nach der Procekordnung des Nehmeftats. Die 
Neutralen haben aber ein Recht auf Vertheidigung und auf unparteiifche 


Rechtöpflege. 


1. Die Priſengeſetze und Priſenverordnungen ber einzelnen Staten beftimmen 
das Nähere, Das Verfahren bat durchweg ben Gharafter einer Unterfudung 
von Amts wegen. Der Prifenführer ift verpflichtet, die Gründe, aus denen und 
bie Umftände, unter welchen er das Schiff genommen bat, darzulegen und bas 
Prijengericht prüft fodann die Schiffsurfunden, vernimmt den Schifjsführer und fo: 
weit nöthig die Mannſchaft des aufgebrachten Schiffs und jtellt die Thatſachen feit, 
welche die Grundlage bes Procefjes bilden. Diejes Vorverfahren geſchieht meiſtens 
ſummariſch, nicht in Form einer gegenjeitigen Parteiverhandlung, fondern durch 
gerichtliche Commiffionen. 

2, Zuweilen wird, wie in Preußen, ein Statsanwalt beftellt, der bie 
Anträge ftellt, der nicht etwa die Intereſſen des Nehmers vertritt, ſondern eine uns 
parteiifche Haltung im Intereſſe der gerechten Erledigung der Prüfung behauptet. 
Gr ift nit advocatus fisci, fondern patronus juris, 

3. Ergibt fich die Sache als unzweifelhaft, jo kann ſofort geſprochen 
werben. Insbeſondere ift, wenn eine Freiſprechung erjolgen muß, dieſe ohne 
Verzug auszufprehen. Früher nahm man es mit ben Berurtbeilungen 
ziemlich Teicht. Die neuere Ausbildung des Rechts fordert bier ein forgfältigeres 
erfahren, welches bem bebrohten Eigenthümer des Schiifs oder ber Ladung Gele: 
genheit gibt, ich gehörig zu verteidigen. Gie können ihre Neclamationen 
fchriftlich einreichen und werden bazu von dem Gerichte aufgefordert. Ein contras 
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bictorifches Verfahren ift durchweg begründet, wenn irgend welche Zweifel über 
bie Schuld fich zeigen und nicht die Schuld eingeflanden wird. 


849. 


Der Nehmer ift verpflichtet, fofort nach feiner Ankunft in dem 
Hafen, die Papiere des aufgebrachten Schiffs jammt dem Protokoll über 
die Nehmung dem Gericht zu übergeben und diefem die Berfügung über 
das Schiff, ſowie die Unterfuhung feines Verfahrens anheim zu geben. 


indem bie Thätigfeit bes Gerichts beginnt, hört bie Gewalt 
bes Nehbmers über das Schiff auf. Voraus foll nun bie That bes Nehmers 
und die Schuld des Schiffers geprüft und demgemäß weiter entjchieben werben. 


850. 


Der Spruch de3 Prifengerichts ift für die Parteien verbindlich und 
begründet formelles Recht, 


Es ift das eine Folge ber anerfannten Zuftändigfeit ($ 842). Daß 
ber Nehmer fi) dem Urtheil unterwerfen mu, iſt freilich jelbftverftändlicd, ba das 
Trifengericht von demſelben State autorifirt ift, dem er angehört, Aber daß auch 
ber fremde Neutrale das Urtheil als formelles Necht gelten laſſen muß, welches 
vielleicht im Widerſpruch ift mit feinem beimatlichen Landesrecht, das iſt eine Ano— 
malie, denn die Souveränetät bes Nehmejtats erjtredit ſich nicht über ihn. Nur das 
Nothrecht des Kriegs erklärt die Ausnahme. 


851. 


Indeſſen iſt der Kriegsitat, welcher das Prifengericht beftellt Hat, 
dem neutralen State verantwortlich für offenbares Unrecht, welches das 
Prifengeriht im Widerſpruch mit dem Völkerrecht den neultalen Eigen= 
thümern zugefügt hat. Die Berufung auf die Landesgeſetze, welche das 
Prifengericht angewendet hat, befreit nicht von dieſer Berantwortlichkeit, 
wenn durch das Landesgefeh die natürlichen Rechte der Neutralen miß— 
achtet worden find. 

Entjteht darüber Streit zwiſchen dem Kriegsftat und dem neutralen 
Stat, jo ijt diefer Streit nad) völkerrechtlichen Grundſätzen und zunädjt 
durch Unterhandlung und friedlihe Mittel zu jchlichten. 
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4. Der neutrale Stat wird nicht als befugt erachtet, eine eigentliche Reviſion 
des Procefjes vorzunehmen. eine Gerichte find Feine Reviſions- noch 
Appellations: noch Gaffationsinftanzen gegenüber den Prifengerichten. 
Nur diefe find competent, über den einzelnen Fall zu urtheilen, bie erheblichen That: 
fachen zu couflatiren und zu würdigen, und über Freilprehung oder Verurtheilung 
zu entſcheiden. Diefes Urtheil wirkt rechtskräftig fomohl für den Nehmer als für 
ben Gigenthümer des genommenen Schiffs oder ber genommenen Ladung ($ 850). 
Aber der neutrale Stat hat ein Recht, zu fordern, daß dieſe ausnahmsweiſe 
durch das Völkerrecht erlaubte Zuitiz dem Bölferreht gemäß gehandhabt 
und nicht zu völferrehtswidriger Benachtheiligung feiner Angehö— 
rigen mipbraucht werde. Bgl. zu $ 847. Diefe Grundſätze find auch in den 
Verhandlungen zwilchen den Vereinigten Staten von Amerifa und der Dänijchen 
Regierung im Jahr 1830 bejtätiat worden. Vgl. Wheaton Int, Law. $ 397. 

2. Wenn zwifchen dem neutralen und dem Kriegsitat ein völferrechtlicher 
Etreit entjteht, fo iſt derfelbe wie andere völferrechtliche Streitigkeiten zu erledigen. 
Val. Bud VII. Unter Umftinden wird troß ber Verurtheilung durch das Priſen— 
gericht der neutrale Stat die Beſchwerden des neutralen Stats dadurch berüdfichtigen, 
daß er bie Priſe freigibt, oder dadurch, daß er an denſelben eine Entſchädigung zahlt 
zu Gunjten ber verlegten Eigenthümer. 


852. 


Wird die Nehmung als nicht rechtmäßig erfunden, jo iſt Schiff und 
Ladung jofort den Eigenthümern frei zu geben. 


Dabei wird natürlih ein rehtsfräftiges Urtheil vorausgeſetzt. Durch 
die Berufung an ben Oberprifenrath (Obergeriht) kann die Wirffamfeit 
bes angefochtenen erjtinftanzlichen Urtheils gehemmt werben. 


853. 


Auch wenn die Nehmung nicht gutgeheißen wird, kann doch dem 
Eigenthümer de3 genommenen Schiffs jede Entjchädigungsforderung dann 
abgejprodhen und es können ihm fogar die Koften des Verfahrens auferlegt 
werden, wenn das Schiff durch fein Verhalten fich verdächtig gemacht hat. 


Auch in ſolchem Verhalten Tiegt eine Verſchuldung — zwar feine fo 


große, baf fie die Wegnahme rechtfertigt, aber eine fo gemügende Urfache, um bie 
AHufbringung und Unterfuhung bes verbäcdtigen Schiffs zu begründen, 


854. 
Wenn dagegen der Nehmer feinerlei Grund hatte zur Beſchlagnahme, 
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fo ift er verpflichtet, die Procekkoften zu tragen und den Eigenthümer des 
genommenen Schiffs und der Ladung zu entjehädigen. Ueber dieje Ent: 
Ihädigungsforderung entjcheidet das Priſengericht. 


Unter dieſer Vorausfegung bewirkt die Verſchuldung des Nehmers 
feine Ent [hädigungspflidt. 


855. 


Bloße Vermuthungen zu Gunften des Nehmers und zum Nachtheil 
der Neutralen find mit den Grundfäßen einer unparteiiichen Rechtspflege 
undereinbar. 


Die Ältere Praris mander Seemädte war zu jolden Vermuthungen ju 
Gunften bes Nehmers und wider das aufgebrachte Schijf geneigt. Das wibderjpriät 
aber den Grundprincipien aller Rechtspflege, welche ihrer beſchränkten Einſicht ein 
gebenf und nur mit äußern Mitteln wirfend nur die offenbare Schuld keiuf, 
nicht bie verborgene Sünde, und darf daher nicht von dem Völkerrecht gebilist 
werden, auch wenn bie Wölferfitte folhe Mifgriffe noch duldet. Die Schuld mus 
alfe, wenn fie beftritten wird, erwiejen werben, ebenfo wie jede andere inf 
bare Schuld, 


856. 


Wird die Nehmung gutgeheiken, fo wird das Eigenthum an Sit 
und Ladung, in jo mweit als beide mit Recht genommen find, ſei es den 
Nehmeftat mit Belohnung des Nehmers, ſei e3 diefem jelber je nad Im 
ftänden mit gewijjen Auflagen an den Nehmeftat zugefprochen. Nur de 
genommenen Kriegsſchiffe und die Kriegscontrebande fallen jederzeit dem 
Nehmeftat, nicht dem Nehmer zu. 


Der ganze Gebanfe und die Erflärung bes Priſenrechts weist auf das Rei: 
recht des Krieges und daher die Kriegsgewalt hin. Niemand kann ein perſonlichet 
Beuterecht ausſprechen. Eben deßhalb hat auch bie Statsautorität allein darübet 
zu verfügen, wen bie Prife zufallen fol, Wenn ber Nehmer diejelbe zu Eigentbum 
befommt, jo fann er diejes Eigenthum nur von ber Statsautorität, nicht von fein 
eigenen Arbeit ableiten. Der Stat kann es ihm ganz oder theilweile oder gar met 
geben. Lord Stowell vgl. Phillimore III. $ 128: „Prize is altogether & 
ereature of the Crown. No man has, or can have any interest, but whs 
he takes as the mere gift of the Crown; beyond the extent of that gift be 
has nothing“, Aber es fünnen in einem Lande befondere Maximen feſtgeſielt 
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werben über bie Bedingungen und das Maß der Belohnung des Nehmers, und das 
Prifengericht des Landes richtet fich in feinen Entſcheidungen darnach. 


857. 


Das Völkerrecht Hindert nicht die Berfilberung der in neutralem 
Hafen geborgenen Prije zum Vollzug des Urtheild. Aber wenn der neu= 
trale Stat gegen das Verfahren des Prijengericht3 völferrechtliche Beſchwer— 
den zu führen hat, jo ift er, um jein Beſchwerderecht zu fichern, berechtigt, 
auch diefe Berfilberung zu unterjagen. 


Vol. zu $ 845. 847. 


858, 


Die neutralen Eigenthümer haben das Urtheil des Priſengerichts 
auch ihrerjeit3 in jo weit anzuerkennen, al3 nicht der neutrale Stat, dem 
fie angehören, wegen völferrechtswidrigen Verfahrens fie zum Widerſpruch 
ermächtigt. 


Bol. zu $ 842. 845. 847. 348, 


859. 


Die in geordnetem Verfahren dem Nehmeftat oder dem Nehmer 
zugefprochene Priſe Tann nicht mehr durch Reprije demjelben entzogen 
werden, fondern nur durch eine neue berechtigte Prife des feindlichen 
Nehmers. 


Die Repriſe (Wiedernahme, recapture) iſt nur fo lange möglich, als bie 
Prife gleihjam in der Schwebe if. Wenn erft biefe durch den Spruch des Prijen- 
gerichts in ihren Wirkungen vollendet worden ift, dann hat bie Priſe felber auf: 
gehört. Das Schiff ift nun in bem unzweifelhajten Eigenthum befjen, bem es zu: 
gejprochen if. Wenn ihm basjelbe von dem Feinde wieber weggenommen wird, fo 
ift das ganz ebenfo, wie wenn ihm ein anderes Schiff, das er urſprünglich durch 
Kauf erworben hatte, weggenommen wird. Das ift eine neue Prije, und nidt 
mehr eine Reprife. Es folgt das aus dem gewohnheitsrechtlihen Satze, daß das 
Urtheil des Prifengerihts Recht ſchaffe, auch für bie betheiligten Parteien, Wenn 
»as aus irgend einem Grunde nicht ber Fall ift, dann Liegt auch fein Grund vor, bie 
Anwendung der Reprife auszuſchließen. 
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Bor der gerichtlichen Verurtheilung der Priſe kann dem Nehmer die 
Prije durch Reprife wieder abgenommen werden. In diefem Falle ijt 
jedoch das neutrale EigentHum von dem Wiedernehmer zu rejpectiren. 


1. Bis das Prifengericht über die Prife erkannt und diejelbe verurtheilt bat, 
it das Schickſal berfelben immer noch ungewiß, und noch fein formelles Recht des 
Nebmeftats oder bes Nehmers an bem genommenen Schiffe oder ber Waare vor: 
handen. Bis dahin kann die Wirkfamfeit der Prife, die zunächſt auf die Gewalt 
ber Kriegsmacht gegründet it, wieder ebenfalls buch Gewalt unwirffam gemadt 
werden. Es ift das eine bejondere Anwendung bed postliminium, eine in 
integrum restitutio. Die Beute wird dem Erbeuter wieder abgejagt. 


2. Weil die Repriſe zunächſt nur negativ wirkt, al® VBerneinwirg ber 
Priſe, und nicht felber eine neue Priſe tft noch fein will, jo muß der Wieder: 
nehmer (recaptor) auch das Eigenthum feinerfeits vejpectiven, das er aus ber 
feindlichen Wegnahme gerettet hat, und er kann nur, je nad) Umitänden, für bie 
Arbeiten und Opfer, welche er auf bie Repriſe verwendet hat, eine angemefjene Ent: 
ſchädigung (servaticium) verlangen, bie zuweilen zur Vermeidung von Streit 
und Beweis auf einen Achttheil (amerikaniſches Gejeg von 1800. Cap. 14. 
und engliſches 17 Bictor, ec. 18) oder gar auf einen Drittheil des Werth 
ber Reprije angejegt it. Schon ber Consolato del Marse e. 287 hat dieſe 
Regel anerkannt. 


3. Manche Nechtsgelehrte und Landesorbdnungen bejchränfen die Reprife nod) 
mehr, 3. B.: Bid das genommene Schiff in einen fichern Hafen gebracht worden iſt, 
ober: in den erften 24 Stunden nad) der Wegnahme. Wo befondere Geſetze das jo 
beftimmen, müſſen diejelden wohl geachtet werden. Die Natur ber Dinge und bie 
gerechten Bebenken gegen jede Ausdehnung des Priſenrechts rechtfertigen meines Er: 
achtens bie Negel des Teris. 


861. 


Sobald der Friede geſchloſſen iſt, ſo hört auch alles Recht, Priſen 
zu machen, auf. Die nach dem Friedensſchluß — wenn auch in gutem 
Glauben — vollzogenen Nehmungen ſind ſofort wieder zurückzugeben. 


Wurf — 


Bol. oben $ 709. 


862, 


Die Prifengerichte find, wenn nicht der Friedensichluß anders bes 
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ftimmt, berechtigt, die vor demſelben anhängig gemachten Prijenprocefie 
auch nach demjelben fortzuführen und durch Urtheil zu erledigen. 


Oft wird durch den Frieden beitimmt, baß alle genommenen, aber noch nicht 
verurtheilten Schiffe frei gegeben werben follen. Iſt das nicht gefchehen, fo duldet 
bas herkömmliche Völkerrecht die Fortfegung und Vollendung ber Prifenproceffe 
auch nad dem Abichluß des Friedens, obwohl gegen biefelben das ernte Bedenken 
erhoben werben kann, daß bie Prifengerichtsbarfeit nur Kriegs» und nicht Friedens⸗ 
gerichtäbarkeit ift. 
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Anhang. 


Amerikanifche Kriegsartikel der Vereinigten Staten von 1863, 


30* 


Instructions for the Government of Armies of the 
United States in the field. 


Section I. 


Martial law — Mihtary jurisdietion — Military necessity — Retaliation. 


1. 


A place, distriet, or country occupied by an enemy stands, in 
consequence of the occupation, under the Martial Law of the in- 
vading or occupying army, whether any proclamstion decelarinz Mar- 
tial Law, or any publie warning to the inhabitants, has been issued 
or not, Martial Law is the immediate and direct effect and con- 
sequence of occupation or conquest. 

The presence of a hostile army proclaims its Martial Law. 


2. 


Martial Law does not cease during the hostile occupation, ex- 
cept by special proclamation, ordered by the commander-in-chief; 
or by special mention in the treaty of peace concluding the war, 
when the oceupation of a place or territory continues beyond the 
conclusion of peace as one of the conditions of the same. 
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3. 


Martial Law in a hostile country consists in the suspension, 
by the occupying military authority, of the eriminal and civil law, 
and of the domestic administration and government in the occupied 
place or territory, and in the substitution of military rule and force 
for the same, as well as in the dietation of general laws, as far as 
military necessity requires this suspension, substitution, or dictation. 

The commander of the forces may proclaim that the admini- 
stration of all eivil and penal law shall continue, either wholly or 
in part, as in times of peace, unless otherwise ordered by the mili- 


tary authority. 


4. 


Martial Law is simply military authority exercised in accor- 
dance with the laws and usages of war. Military oppresion is not 
Martial Law; it is the abuse of the power which that law confers, 
As Martial Law is executed by military force, it is incumbent upon 
those who administer it to be strietly guided by the principles of 
justice, honor, and humanity — virtues adorning a soldier even 
more than other men, for the very reason that he possesses the 
power of his arms against the unarmed, 


5. 


Martial Law should be less stringent in places and countries 
fully occupied and fairly conquered. Much greater severity may be 
exercised in places or regions where actual hostilities exist,Yor are 
expected and must be prepared for. Its most complete sway is 
allowed — even in the commander’s own country — when face to 
face with the enemy, because of the absolute necessities of the 
case, and of the paramount duty to defend the country against 
invasion. 


To save the country is paramount to all other considerations, 
6. 


6. All civil and penal law shall continue to take its usual 
course in the enemy’s places and territories under Martial Law, 
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unless interrupted or stopped by order of the occupying military 
power; but all the functions of the hostile government — legislative, 
executive, or administrative — whether of a general, provincial, or 
local character, cease under Martial Law, or continue only with the 
sanction, or if deemed necessary, the partieipation of the occupier 
or invader, 


T, 


Martial Law extends to property, and to persons, whether they 
are subjects of the enemy or aliens to that government. 


Consuls, among American and European nations, are not diplo- 
matic agents. Nevertheless, their offices and persons will be sub- 
jected to Martial Law in cases of urgent necessity only: their pro- 
perty and business are not exempted, Any delinquency they commit 
against the established military rule may be punished as in the 
case of any other inhabitant, and such punishment furnishes no 
reasonable ground for international complaint, 


9. 


The functions of Ambassadors, Ministers, or other diplomatic 
agents, accredited by neutral powers to the hostile government, cease, 
so far as regards the displaced government; but the conquering or 
ocenpying power usually recognizes them as temporarily accredited 
to itself. 


10, 


Martial Law affects chiefly the police and collection of public 
revenue and taxes, whether imposed by the expelled government or 
by the invader, and refers mainly to the support and efficiency of 
the army, its safety, and the safety of its operations. 


11, 


The law of war does not only disclaim all crueltiy and bad 
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faith concerning engagements concluded with the enemy during the 
war, but also the breaking of stipulations solemnly contracted by 
the belligerents in time of peace, and avowedliy intended to remain 
in force in case of war between the contracting powers, 

It disclaims all extortions and other transactions for individual 
gain; all acts of private revenge, or connivance at such acts. 

Offences to the contrary shall be severely punished, and espe- 
eially so if committed by officers. 


12, 


Whenever feasible, Martial Law is carried out in cases of in- 
dividual offenders by Military Courts; but sentences of death shall 
be executed only with the approval of the chief executive, provided 
the urgencey of the case does not require a speedier execution, and 
then only with the approval of the chief commander. 


13. 


Military jurisdietion is of two kinds: first, that which is con- 
ferred and defined by statute; second, that which is derived from 
the common law of war. Military offences under the statute law 
must be tried in the manner therein directed; but military offences 
which do not come within the statute must be tried and punished 
under the common law of war. The character of the courts which 
exercise these jurisdietions depends upon the local laws of each 
particular country. 

In the armies of the United States the first is exereised by 
courtsmartial; while cases which do not come within the „Rules 
and Articles of War“, or the jurisdietion conferred by statute on 
courts-martial, are tried by military commissions. 


14. 


Military necessity, as understood by modern civilized nations, 
consists in the necessity of those measures which are indispensable 
for securing the ends of the war, and which are lawful according 
to the modern law and usages of war. 
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15, 


Military necessity admits of all direct destruction of life or 
limb of armed enemies, and of other persons whose destruction is 
incidentally unavordable in the armed contests of the war; it al- 
lows of the capturing of every armed enemy, and every enemy of 
importance to the hostile government, or of peculiar danger to the 
captor; it allows of all destruction of property, and obstruction of 
. the ways and channels of traffic, travel, or communication, and of 
all withholding of sustenance or means of life from the enemy; of 
the appropriation of whatever an enemy’s country affords necessary 
for the subsistence and safety of the army, and of such deception 
as does not involve the breaking of good faith either positively 
pledged, regarding agreements entered into during the war, or sup- 
posed by the modern law of war to exist, Men who take up arms 
against one another in public war do not cease on this account to 
be moral beings, responsible to one another, and to God, 


16. 


Military necessity does not admit of eruelty, that is, the in- 
flietion of suffering for the sake of suffering or for revenge, nor of 
maiming or wounding except in fight, nor of torture to extort con- 
fessions. It does not admit of the use of poison in any way, nor 
of the wanton devastation of a district. It admits of deception, 
but disclaims acts of perfidy; and, in general, military neccessity 
does not include any act of hostility which makes the return to 
peace unnecessarily diflicult, 


17. 


War is not carried on by arms alone. It is lawful to starve 
the hostile belligerent, armed or unarmed, so that it leads to the 
speedier subjection of the enemy,. 


18, 


When the commander of a besieged place expels the non- 
combatants, in order to lessen the number of those who consume 
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his stock of provisions, it is lawful, though an extreme measure, to 
drive them back, so as to hasten on the surrender. 


19. 


Commanders, whenever admissible, inform the enemy of their 
intention to bombard a place, so that the non-combatants, and espe- 
cially the women and children, may be removed before the bom- 
bardment commences, But it is no infraction of the common law 
of war to omit thus to inform the enemy, Surprise may be a 
necessity. 


20, 


Public war is a state of armed hostility between sovereign 
nations or governments. It is a law and requisite of civilized exi- 
stence that men live in political, continuous societies, forming orga- 
nized units, called states or nations, whose constituents bear, enjoy, 
and suffer, advance and retrograde together, in peace and in war. 


21. 


The eitizen or native of a hostile country is thus an enemy, 
as one of the constituents of the hostile state or nation, and as 
such is subjected to the hardships of the war. 


22, 


Nevertheless, as civilization has advanced during the last cen- 
turies, so has likewise steadily advanced, especially in war on land, 
the distinetion between the private individual belonging to a hostile 
country and the hostile country itself, with its men in arms. The 
principle bas been more and more acknowledged that the unarmed 
eitizen is to be spared in person, property, and honor as much as 
the exigencies of war will admit. 


23, 


Private citizens are no longer murdered, enslaved, or carried 
off to distant parts, and the inoffensive individual is as little disturbed 
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in his private relations as the commander of the hostile troops can 
afford to grant in the overruling demands .of a vigorous war. 


24. 


The almost universal rule in remote times was, and continues 
to be with barbarous armies, that the private individual of the hostile 
country is destined to suffer every privation of liberty and protection, 
and every disruption of family ties. Protection was, and still is 
with uncivilized people, the exception. 


25. 


In modern regular wars of the Europeans, and their descend- 
ants in other portions of the globe, protection of the inoffensive 
eitizen of the hostile country is the rule; privation and disturbance 
of.private relations are the exceptions, 


26. 


Commanding generals may cause the magistrates and civil 
officers of the hostile country to take the oath of temporary allegi- 
ance or an oath of fidelity to their own victorious government or 
rulers, and they may expel every one who declines to do so, But 
whether they do so or not, the people and their civil officers owe 
strict obedience to them as long as they hold sway over the district 
or country, at the peril of their lives. 


27. 


The law of war can no more wholly dispense with retaliation 
than can the law of nations, of which it is a branch. Yet eivilized 
nations acknowledge retaliation as the sternest feature of war, A 
reckless enemy often leaves to his opponent no other means of se- 
curing himself against the repetition of barbarous outrage. 


28. 


Retaliation will, therefore, never be resorted to as a measure 
of mere revenge, but only as a means of protective retribution, and, 
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moreover, cautiously and unavoidably; that is to say, retaliation shall 
only be resorted to after careful inquiry into the real occurrence, 
and the character of the misdeeds that may demand retribution, 
Unjust or inconsiderate retaliation removes the belligerents 
farther and farther from the mitigating rules of a regular war, and 
by rapid steps leads them nearer to the internecine wars of savages. 


29. 


Modern times are distinguished from earlier ages by the exi- 
stence, at one and the same time, of many nations and great govern- 
ments related to one another in close intercourse. 

Peace is their normal condition; war is the exception. The 
ultimate object of all modern war is a renewed state of peace. 

The more vigorously wars are pursued, the better it is for 
humanity, Sharp wars are brief. 


30. 


Ever since the formation and coexistence of modern nations, 
and ever since wars have become great national wars, war has come 
to be acknowledged not to be its own end, but the means to obtain 
great ends of state, or to consist in defence against wrong; and no 
conventional restrietion of the modes adopted to injure the enemy 
is any longer admitted; but the law of war imposes many limitations 
and restrietions on prineiples of justice, faith, and honor. 


Section I. 


Public and private property of the enemy — Protection of persons, and 
especially women; of religion, the arts and sciences — Punishment of 
erimes against the inhabitants of hostile countries. 


31, 


A: victorious army appropriates all public money, seizes all 
public movable property until further direction by its government, 
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and sequesters for its own benefit or that of its government all the 
revenues of real property belonging to the hostile government or 
nation. The title to such real property remains in abeyance during 
military occupation, and until the conquest is made complete. 


32. 


A vietorious army, by the martial power inherent in the same, 
may suspend, change, or abolish, as far as the martial power extends, 
the relations which arise from the service, due, according to the 
existing laws of the invaded country, from one citizen, subject, or 
native of the same to another, 

The commander of the army must leave it to the ultimate 
treaty of peace to settle the permanency of this change. 


33. 


It is no longer considered lawful—on the contrary, it is held 
to be a serious breach of the law of war—to force the subjects of 
the enemy into the service of the vietorious government, except the 
latter should proclaim, after a fair and complete conquest of the 
hostile country or district, that it is resolved to keep the country, 
distriet, or place permanently as its own and make it a portion of 
its own country, 


34, 


As a general rule, the property belonging to churches, to hos- 
pitals, or other establishments of an exclusively charitable character, 
to establishments of education, or foundations for the promotion of 
knowledge, whether public schools, universities, academies of learning 
or observatories, museums of the fine arts, or of a scientific character 
— such property is not to be considered public property in the sense 
of paragraph 31; but it may be taxed or used when the public 
service may require it. | 


35. 


Classical works of art, libraries, scientific collections, or precious 
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instruments, such as astronomical telescopes, as well as hospitals, 
must be secured against all avoidable injury, even when they are 
contained in fortified places whilst besieged or bombarded, 


36, 


I£ such works of art, libraries, collections, or instruments belong- 
ing to a hostile nation or government, can be removed without 
injury, the ruler of the conquering state or nation may order them 
to be seized and removed for the benefit of the said nation. The 
ultimate owner-ship is to be settled by the ensuing treaty of peace. 

In no case shall they be sold or given away, if captured by 
the armies of the United States, nor shall they ever be privately 
appropriated, or wantonly destroyed or injured, 


37. 


The United States acknowledge and protect, in hostile countries 
oceupied by them, religion and morality; strietly private property; 
the persons of the inhabitants, especially those of women; and the 
sacredness of domestie relatious, Offences to the contrary shall be 
rigorously punished. 

This rule does not interfere with the right of the victorious 
invader to tax the people or their property, to levy forced loans, to 
billet soldiers, or to appropriate property, especially houses, land, 
boats or ships, and churches, for temporary and military uses. 


38. 


Private property, unless forfeited by erimes or by offences of 
the owner, can be seized only by way of military necessity, for the 
support or other benefit of the army or of the United States. 

If the owner has not fled, the commanding officer will cause 
receipts to be given, which may serve the spoliated owner to obtain 
indemnity. 


39, 


The salaries of civil officers of the hostile government who 
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remain in the invaded territory, and continue the work of their 
office, and can continue it according to the circumstances arising out 
of the war—such as judges, administrative or police officers, officers 
of eity or communal governments—are paid from the public revenue 
of the invaded territory, until the military government has reason 
wholly or partially to discontinue it. Salaries or ineomes connected 
with purely honorary titles are always stopped. 


40, 


There exists no law or body of authoritative rules of action 
between hostile armies, except that branch of the law of nature and 
nations which is oalled the law and usages of war on land. 


41. 


All municipal law of the ground on which the armies stand, 
or of the countries to which they belong, is silent and of no effect 
between armies in the field, 


42. 


Slavery, complicating and confounding the ideas of property, 
(that is of a ching,) and of personalty, (that is of Aumanity,) exists 
according to municipal or local law only, The law of nature and 
nations has never acknowledged it. The digest of the Roman law 
enacts the early dietum of the pagan jurist, that „so far as the law 
of nature is concerned, all men are equal,‘ Fugitives escaping from 
a country in which they were slaves, villains, or serfs, into another 
country, have, for centuries past, been held free and acknowledged 
free by judicial decisions of European countries, even though the 
municipal law of the country in which the slave had taken refuge 
acknowledged slavery within its own dominions, 


43. 


Therefore, in a war between the United States and a belli- 
gerent which admits of slavery, if a person held in bondage by that 
belligerent be captured by or come as a fugitive under the protection 
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of the military forces of the United States, such person is imme- 
dietely entitled to the rights and privileges of a freeman, To return 
such person into slavery would amount to enslaving a free person, 
and neither the United States nor any officer under their authority 
can enslave any human being, Moreover, a person so made free 
by tbe. law of war is under the shield of the law of nations, and 
the former owner or State can have, by the law of post-liminy, no 
belligerent lien or claim of service, 


44, 


All wanton violence committed agaiust persons in the invaded 
country, all destruction of property not commanded by the authorized 
officer, all robbery, all pillage or sacking, even after taking a place 
by main force, all rape, wounding, maiming, or killing of such in- 
habitants, are prohibited under the penalty of death, or such other 
severe punishment as may seem adequate for the gravity of the 
offence. 

A soldier, officer or private, in the act of committing such 
violence, and disobeying a superior ordering him to abstain from it, 
may be lawfully killed on the spot by such superior. 


45. 


All captures and booty belong, according to the modern law 
of war, primarily to the government of the captor. 

Prize money, whether on sea orland, can now only be claimed 
under local law. 


46. 


Neither officers nor soldiers are allowed to make use of their 
position or power in the hostile country for private gain, not even 
for commereial transactions otherwise legitimate, Offences to the 
contrary committed by commissioned officers will be punished with 
cashiering or such other: punishment as the nature of the oflence 
may require; if by soldiers, they shall be punished according to the 
nature of the offence. . 
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47. 


Crimes punishable by all penal codes, such as arson, murder, 
maiming, assaults, highway robbery, theft, burglary, fraud, forgery, 
and rape, if committed by an American soldier in a hostile country 
against its inhabitants, are not only punishable as at home, but in 
all cases in which death is not inflicted, the severer punishment 
shall be preferred, 


Section IH. 


Deserters — Prisoners of War — Hostages — Booty on the battle-field, 


48. 


Deserters from the American army, having entered the service 
of the enemy, suffer death if they fall again into the hands of the 
United States, whether by capture, or being delivered up to the 
American army; and if a deserter from the enemy, having taken 
service in the army of the United States, is captured by the enemy, 
and punished by them with death or otherwise, it is not a breach 
against the law and usages of war, requiring redress or retaliation, 


49. 


A prisoner of war is a public enemy armed or attached to 
the hostile army for active aid, who has fallen into the hands of 
the captor, either fighting or wounded, on the field or in the hospi- 
tal, by individual surrender or by capitulation. 

All soldiers, of whatever species of arms; all men who belong 
to the rising en masse of the hostile country; all those who are atta- 
ched to the army for its efficieney and promote directly the object 
of the war, except such as are hereinafter provided for; all disabled 
men or officers on the field or elsewhere, if captured; all enemies 
who have thrown away their arms and ask for quarter, are prisoners 
of war, and as such exposed to the inconveniences as well as entit- 
led to the privileges of a prisoner of war. 
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50, 


Moreover, citizens who accompany an army for whatever pur- 
pose, such as sutlers, editors, or reporters of journals, or contractors, 
if captured, may be made prisoners of war, and be detained as such. 

The monarch and members of the hostile reigning family, 
male or female, the chief, aud chief officers of the hostile govern- 
ment, its diplomatic agents, and all persons who are of particular 
and singular use and benefit to the hostile army or its government, 
are, if captured on belligerent ground, and if unprovided with a 
safe-conduct granted by the captor’s government, prisoners of war. 


51. 


If the people of that portion of an invaded country which 
is not yet occupied by the enemy, or of the whole country, at the 
approach of a hostile army, rise, under a duly authorized levy, es 
masse to resist the invader, they are now treated as public enemie, 
and if captured, are prisoners of war. 


52. 


No belligerent has the right to declare that he will treat every 
captured man in arms of a levy en masse as a brigand or bandit. 

If, however, the people of a country, or any portion of the 
same, already occeupied by an army, rise against it, they are vie 
laters of the laws of war, and are not entitled to their protection. 


53. 


The enemy’s chaplains, officers of the medical staff, apotheca- 
ries, hospital nurses and servants, if they fall into the hands of the 
American army, are not prisoners of war, unless the commander has 
reasons to retain them. In this latter case, or if, at their own 
desire, they are allowed to remain with their captured companions, 
they are treated as prisoners of war, and may be exchanged if the 
commander sees fit. 
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54, 


A hostage is a person accepted as a pledge for the fulfilment 
of an agreement concluded between belligerents during the war, or 
in consequence of a war, Hostages are rare in the present age, 


55. 


If a hostage is accepted, he is treated like a prisoner of war, 
according to rank and condition, as circumstances may admit. 


56, 


A prisoner of war is subject to no punishment for being a 
public enemy, nor is any revenge wreaked upon him by the inten- 
tional inflietion of any suffering, or disgrace, by eruel imprisonment, 
want of food, by mutilation, death, or any other barbarity. 


57. 


So soon as a man is armed by a sovereign government, and 
takes the soldiers oath of fidelity, he is a belligerent; his killing, 
wounding, or other warlike acts, are no individual crimes or offences. 
No belligerent has a right to declare that enemies of a certain class, 
color, or condition, when properly organized as soldiers, will not be 
treated by him as public enemies. 


58. 


The law of nations knows of no distinetion ofcolor, and ifan 
enemy of the United States should enslave and sell any captured 
persons of their army, it would be a case for the severest retaliation, 
if not redressed upon complaint. 

The United States cannot retaliate by enslavement; therefore 
death must be the retaliation for this crime against the law of 
nations, 


59, 


A prisoner of war remains answerable for his crimes eommitted 
31* 
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against the captor’s army or people, committed before he was cap- 
tured, and for which he has not been punished by his own autho- 
rities. 

All prisoners of war are liable to the infliction of retaliatory 
measures, 


60. 


It is against the usage of modern war to resolve, in hatred 
and revenge, to give no quarter. No body of troops has the right 
to declare that it will not give, and therefore will not expect, 
quarter; but a commander is permitted to direct his troops to give 
no quarter, in great straits, when his own salvation makes it im- 
possible to cumber himself with prisoners, 


61. 


Troops that give no quarter have no right to kill enemies 
already disabled on the ground, or prisoners captured by other troops. 


62, 
All troops of the enemy known or discovered to give no 


quarter in general, or to any portion of the army, receive none. 


63. 


Troops wo fight in the uniform of their enemies, without any 
plain, striking, and uniform mark of distinction of their own, can 


except no quarter. 


64, 


If American troops capture a train containing uniforms of the 
enemy, and the commander considers it advisable to distribute them 
for use among his men, some striking mark or sign must be adopted 
to distinguish the American soldier from the enemy, 


65. 


The use of the enemy’s national standard, flag, or other emblem 
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of nationality, for the purpose of deceiving the enemy in battle, is 
an act of perfidy by which they lose all claim to the protection of 
the laws of war. 


66. 


Quarter having been given to an enemy by American troops, 
under a misapprehension of his true character, he may, nevertheless, 
be ordered to suffer death if, within three days after the battle, it 
be discovered that he belongs to a corps which gives no quarter. 


67, 


The law of nations allows every sovereign government to muke 
war upon another sovereign state, and, therefore, admits of no rules 
or laws different from those of regular warfare, regarding the treat- 
ment ef prisoners of war, although they may belong to the army 
of a government which the captor may consider as a wanton and 
unjust assailant, | 


68. 


Modern wars are not internecine wars, in which the killing of 
the enemy is the object. The destruction of the enemy in modern 
war, and, indeed, modern war itself, are means to obtain that object 
of the belligerent which lies beyond the war. 

Unnecessary or revengeful destruction of life is not lawful. 


69, 


Outposts, sentinels, or pickets are not to be fired upon, except 
to drive them in, or when a positive order, special or general, has 
been issued to that effect, 


70, 


The use of poison in any manner, be it to poison wells, or 
food, or arms, is wholly excluded from modern warfare. He that 
uses it puts himself out of the pale of the law and usages of war. 
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71. 


Whoever intentionally infliets additional wounds on an enemy 
already wholly disabled, or kills such an enemy, or who orders or 
encourages soldiers to do so, shall suffer death, if duly convicted, 
whether he belongs to the army of the United States, or is an enemy 
captured after having committed his misdeed, 


72. 


Money and other valuables on the person of a prisoner, such 
as watches or jewelry, as well as extra clothing, are regarded by 
the American army as the private property of the prisoner, and the 
appropriation of such valuables or money is considered dishonorable, 
and is prohibited. 

Nevertheless, if large sums are found upon the persons of pri- 
soners, or in their possession, they shall be taken from them, and 
the surplus, after providing for their own support, appropriated for 
the use of the army, under the direction of the commander, unless 
otherwise ordered by the government. Nor can prisoners claim, 
as private property, large sums found and captured in their train, 
although they had been placed in the private luggage of the 
prisoners. 


73. 


All officers, when captured, must surrender their side-arms to 
the captor. They may be restored to the prisoner in marked cases, 
by the commander, to signalize admiration of his distinguished bra- 
very, or approbation of his humane treatment of prisoners before 
his capture. The captured officer to whom they may be restored 
cannot wear them during captivity. 


74, 


A prisoner of war, being a public enemy, is the prisoner of 
the government, and not of the captor. No ransom can be paid by 
a prisoner of war to his individual captor, or to any oflicer in 


Amerikaniſche Kriegsartifel ber Bereinigten Staten von 1863. 487 


command, The government alone releases captives, according to rules 
prescribed by itself, 


75, 


| Prisoners of war are subject to confinement or imprisonment 
such as may be deemed necessary on account of safety, but they 
are to be subjected to no other intentional suffering or indignity. 
The confinement and mode of treating a prisoner may be varied 
during his captivity according to the demands of safety. 


76, 


Prisoners of war shall be fed upon plain and wholesome food, 
whenever practicable, and treated with humanity, 

They may be required to work for the benefit of the captor’s 
government, according to their rank and condition. 


77. 


A prisoner of war who escapes may be shot, or otherwise 
killed in his flight; but neither death nor any other punishment 
shall be inflicted upon him simply for his attempt to escape, which 
the law of war does not consider a crime, Stricter means of secu- 
rity shall be used after an unsuccessful attempt at escape. 

If, however, a conspiracy is discovered, the purpose of which 
is a united or general escape, the conspirators may be rigorously 
punished, even with death; and capital punishment may also be in- 
flieted upon prisoners of war discovered to have plotted rebellion 
against the authorities of the captors, whether in union with fellow- 
prisoners or other persons. 


78. 


I£ prisoners of war, having given no pledge nor made any 
promise on their honor, forcibly or otherwise escape, and are cap- 
tured again in battle, after having rejoined their own army, they 
shall not be punished for their escape, but shall be treated as 
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simple prisoners of war, although they will be subjected to stricter 
confinement. 


79. 


Every captured wounded enemy shall be medically treated, 
according to the ability of the medical staff. 


80, 


Honorable men, when captured, will abstain from giving to 
the enemy information concerning their own army, and the modern 
law of war permits no longer the use of any violence against pri- 
soners, in order to extort the desired information, or to punish them 
for having given false information, 


Section IV, 


Partisans — Armed enemies not belonging to the hostile army — Scouts 
— Armed prowlers— War-rebels. 


81. 


Partisans are soldiers armed and wearing the uniform of their 
army, but belonging to a corps which acts detached from the main 
body for the purpose of making inroads into the territory occupied 
by the enemy, If captured, they are entitled to all the privileges 
of the prisoner of war. 


82. 


Men, or squads of men, who commit hostilities, whether by 
fighting, or inroads for destruction or plunder, or by raids of any 
kind, without commission, without being part and portion of the 
organized hostile army, and without sharing continuously in the war, 
but who do so with intermitting returns to their homes and avo- 
cations, or with the occasional assumption of the semblance of 
peaceful pursuits, divesting themselves of the chrracter or appearance 
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of soldiers— such men, or squads of men, are not public enemies, 
and therefore, if eaptured, are not entitled to the privileges of pri- 
soners of war, but shall be treated summarily as highway robbers 
or pirates, 


83, 


Scouts or single soldiers, if disguised in the dress of the 
country, or in the uniform of the army hostile to their own, em- 
ployed in obtaining information, if found within or lurking about 
the lines of the captor, are treated as spies, and suffer death. 


84. 


Armed prowlers, by whatever names they may be called, or 
persons of the enemy’s territory, who steal within the lines of the 
hostile army, for the purpose of robbing, killing, or of destroying 
bridges, roads, or canals, or ofrobbing or destroying the mail, or of 
cutting the telegraph wires, are not entitled to the privileges of the 
prisoner of war. 


85, 


War-rebels are persons within an occupied territory who rise 
in arms against the occupying or conquering army, or against the 
authorities established by the same. If captured, they may suffer 
death, whether they rise singly, in small or large bands, and whether 
called upon to do so by their own, but expelled, government or not. 
They are not prisoners of war; nor are they, if discovered and 
secured before their conspiracy has matured to an actual rising, or 
to armed violence. 


Section V. 


Safe-eonduct — Spies — War-traitors — Captured messengers— Abuse of 
the flag of truce. 


86, 


All intercourse between the territories occupied by belligerent 
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armies, whether by traffic, by letter, by travel, orin any other way, 
ceases. This is the general rule, to be observed without special 
proclamation, 

Exceptions to this rule, whether by safe-conduct, or permission 
to trade on a small or large scale, or by exchanging mails, or by 
travel from one territory into the other, can take place only accor- 
ding to agreement approved by the government, or by the highest 
military authority. 

Contraventions of this rule are highly punishable, 


87, 


Ambassadors, and all other diplomatie agents of neutral powers, 
aceredited to the enemy, may receive safe conducts trough the terri- 
tories occupied by the belligerents, unless there are military reasons 
to the contrary, and unless they may reach the place of their desti- 
nation conveniently by another route. It implies no international 
affront if the safe conduct is declined. Such passes are usually 
given by the supreme authority of the state, and not by subordinate 
oflicers. 


88, 


A. spy is a person who secretly, in disguise or under false 
pretence, seeks information with the intention of communicating it 
to the enemy. 

The spy is punishable with death by hanging by the neck, 
whether or not he succeed in obtaining the information or in con- 
veying it to the enemy. 


89. 


If a ceitizen of the United States obtains information in a legi- 
timate manner, and betrays it to the enemy, be he a military or 
eivil officer, or a private citizen, he shall suffer death. 


90. 


A traitor under the law of war, or a war-traitor, is a person 
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in a place or distriet under martial law who, unauthorized by the 
military commander, gives information of any kind to the enemy, 
or holds intercourse with him, 


91. 


The war-traitor is always severely punished, If his offence 
consists in betraying to the enemy anything concerning the condition, 
safety, operations or plans of the troops holding or occupying tbe 
place or district, his punishment is death. 


92, 


If the eitizen or subjeet of a country or place invaded or con- 
quered gives information to his own government, from which he is 
separated by the hostile army, or to the army of his government, he 
is a war-traitor, and death is the penalty of his offence. 


93. 


All armies in the field stand in need of guides, and impress 
them if they cannot obtain them otherwise. 


94, 


No person having been forced by the enemy to serve as guide 
is punishable for having done so. 


95. 


If a citizen of a hostile and invaded district voluntarily serves 
as a guide to the enemy, or offers to do so, he is deemed a war- 
traitor, and shall suffer death. 


96. 


A eitizen serving voluntarily as a guide against his own 
country commits treason, and will be dealt with according to the 
law of his country. 
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Guides, when it is clearly proved that they have misled inten- 
tionally, may be put to death. 


98, 


All unauthorized or seeret communication with the enemy is 
considered treasonable by the law of war. 

Foreign residents in an invaded or occupied territory, or foreign 
visitors in the same, can claim no immunity from this law. They 
may communicate with foreign parts, or with the inhabitants of the 
hostile country, so far as the military authority permits, but no 
further. Instant expulsion from the oceupied territory would be the 
very least punishment for the infraction of this rule. 


99. 


A messenger carrying written despatches or verbal messages 
from one portion of the army, or from a besieged place, to another 
portion of the same army, or its government, if armed, and in the 
uniform of his army, and if captured while doing so, in the territory 
occupied by the enemy, is treated by the captor as a prisoner of 
war, If not in uniform, nor a soldier, the eircumstances connected 
with his capture must determine the disposition that shall be made 
of him. 


100, 


A messenger or agent who attempts to steal trough the terri- 
tory oceupied by the enemy, to further, in any manner, the interests 
of the enemy, if eaptured, is not entitled to the privileges of the 
prisoner of war, and may be dealt with according to the circum- 
stances of the case. 


101, 


While deception in war is admited as a just and necessary 
means of hostility, and is consistent with honorable warfare, the 
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common law of war allows even capital punishment for elandestine 
or treacherous attempts to injure an enemy, because they are so 
dangerous, and it is so diffieult to guard against them, 


102, 


The law of war, like the ceriminal law regarding other offences, 
makes no difference on account of the difference of sexes, concerning 
the spy, the war-traitor, or the war-rebel, 


103, 


Spies, war-traitors, and war-rebels are not exchanged according - 
to the common law of war. The exchange of such persons would 
require a special cartel, authorized by the government, or, at a 
great distance from it, by the chief commander of the army in 
the field. | 


104. 


A successful spy or war-traitor, safely returned to his own 
army, and afterwards captured as an enemy, is not subject to punish- 
ment for his acts as a spy or war-traitor, but he may be held in 
eloser custody as a person individually dangerous, 


Section VI 
Exchange of prisoners — Flags of truce — Flags of protection. 
105, 


Exchanges of prisoners take place—number for number—rank 
for rank—wounded for wounded—with addel condition for added 
condition—such, for instance as not to serve for a certain period. 


106. 


In exchanging prisoners of war, such numbers of persons of 
inferior rank may be substituted as an equivalent for one of superior 
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rank as may be agreed upon by cartel, which requires the sanction 
of the government, or of the commander of the army in the field. 


107, 


A prisoner of war is in honor bound truly to state to the 
captor his rank: and he is not to assume a lower rank than belongs 
to him, in order to cause a more advantageous exchange; nor a 
higher rank, for the purpose of obtaining better treatment. 

Offences to the contrary have been justly punished by the 
commanders of released prisoners, and may be good cause for refusing 
to release such prisoners, 


108, 


The surplus number of prisoners of war remaining after an 
exchange has taken place is sometimes released either for the pay- 
ment of a stipulated sum of money, or, in urgent cases, of provision, 
elothing, or other necessaries, 

Such arrangement, however, requires the sanction of the highest 
authority. 


109. 


The exchange of prisoners of war is an act of convenience to 
both belligerents. If no general cartel has been concluded, it cannot 
be demanded by either of them. No belligerent is obliged to ex- 
change prisoners of war, 

A cartel is voidable so soon as either party has violated it. 


110, 


No exchange of prisoners shall be made except after complete 
capture, and after an accurate account of them, and a list of the 
captured oflicers, has been taken. 


111, 


The bearer of a flag of truce cannot insist upon being admit- 
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ted. He must always be admitted with great caution. Unnecessary 
frequency is carefully to be avoided. 


112. 


If the bearer of a flag of truce offer himself during an enga- 
gement, he can be admitted as a very rare exception only. It is 
no breach of good faith to retain such a flag of truce, if admitted 
during the engagement. Firing is not required to cease on the ap- 
pearance of a flag of truce in battle. 


113, 


If the bearer of a flag of truce, presenting himself during an 
engagement, is killed or wounded, it furnishes no ground of com- 
plaint whatever. 


114, 


If it be discovered, and fairly proved, that a flag of truce has 
been abused for surreptitiously obtaining military knowledge, the 
bearer of the flag thus abusing his sacred character is deemed a spy. 

So sacred is the character of a flag oftruce, and so necessary 
is its sacredness, that while its abuse is an especially heinous of- 
fence, great caution is requisite, on the other hand, in convicting 
the bearer of a flag of truce as a spy. 


115, 


It is eustomary to designate by certain flags, (usually yellow,) 
the hospitals in places which are shelled, so that the besieging enemy 
may avoid firing on them. The same has been done in battles, when 
hospitals are situated within the field of the engagement, 


116, 


Honorable belligerents often request that the hospitals within 
the territory of the enemy may be designated, sothat they may be 
spared. 
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An honorable belligerent allows himself to be guided by flags 
or signals of protection as much as the contingencies and the neces- 
sities of the fight will permit. 

117, 


It is justly considered an act of bad faith, of infamy or fiend- 
ishness, to deceive the enemy by flags of protection, Such act of bad 
faith may be good cause for refusing to respect such flags, 


118. 


The besieging belligerant has sometimes requested the besieged 
to designate the. buildings containing collections of works of art, sci- 
entific museums, astronomical observatories, or precious libraries, so 
that their destruction may be avoided as much as possible. 


Section VI. 
The Parole, 


119, 


Prisoners of war may be released from captivity by exchange 
and, under certain circumstances, also by parole. 
120. 


The term Parole designates the pledge of individual good faith 
and honor to do, or to omit doing, certain acts after he who gives 
his parole shall have been dismissed, wholly or partially, from the 
power of the captor, 


121. 


The pledge of the parole is always an individual, but not a 
private, act, 


122. 


The parole applies chiefly to prisoners of war whom the captor 
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allows to return to their country, or to live in greater freedom 
within the captor’s country or territory, on conditions stated in the 
parole, 


123. 


Release of prisoners of war by exchange is the general rule; 
release by parole is the exception. 


124, 


Breaking the parole is punished with death when the person 
breaking the parole is captured again, 

Accurate lists, therefore, of the paroled persons must be kept 
by the belligerents, 


125. 


When paroles are given and received there must be an ex- 
change of two written documents, in which the name and rank of 
the paroled individuals are accurately and truthfully stated, 


126, 


Commissioned officers only are allowed to give their parole, 
and they can give it only with the permission of their superior, as 
long as a superior in rank is within reach, 


127, 


No non-commissioned officer or private can give his parole 
except through an officer. Individual paroles not given through an 
officer are not only void, but subject the individual giving them to 
the punishment of death as deserters. The only admissible excep- 
tion is where individuals, properly separated from their commands, 
have suffered long confinement without the possibility of being pa- 
roled through an officer. 

Bluntfhli, Das Vollerrecht. 32 
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No paroling on the battle-field; no paroling of entire bodies 
of troops after a battle; and no dismissal of large numbers of pri- 
soners, with a general declaration that they are paroled, is permit- 
ted, or of any value, 


129. 


In capitulations for the surrender of strong places or fortified 
camps the commanding officer, in cases of urgent necessity, may 
agree that the troops under his command shall not fight again du- 
ring the war, unless exchanged. 


130, 


The usual pledge given in the parole is not to serve during 
the existing war, unless exchanged. 

This pledge refers only to the active service in the field, 
against the paroling belligerent or his allies actively engaged in the 
same war. These cases of breaking the parole are patent acts, and 
can be visited with the punishment of death; but the pledge does 
not refer to internal service, such as recruiting or drilling the re- 
eruits, fortifying places not besieged, quelling eivil commotions, 
figthing against belligerents unconnected with the paroling belli- 
gerents, or to civil or diplomatic service for which the paroled officer 
may be employed. 


131. 


If the government does not approve of the parole, the paroled 
officer must return into captivity, and should the enemy refuse to 
receive him, he is free of his parole. 


132. 


| A belligerent government may declare, by a general order, 
whether it will allow paroling, and on what conditions it will allow 
it, Such order is communicated to the enemy. 
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133. 


No prisoner of war can be foreed by the hostile government 
to parole himself, and no government is obliged to parole prisoners 
of war, or to parole all captured officers, if it parolesany. As the 
pledging of the parole is an individual act, so is paroling, on the 
other hand, an act of choice on the part of the belligerent. 


134. 


The commander of an occupying army may require ofthe civil 
officers of the enemy, and of its eitizens, any pledge he may con- 
sider necessary for the safety or security of his army, and upon 
their failure to give it he may arrest, confine, or detain them, 


Seetion VII. 
Armistice— Capitulation. 


135. 


An armistice is the cessation of active hostilities for a period 
agreed upon between belligerents, It must be agreed upon in 
writing, and duly ratified by the highest authorities of the conten- 
ding parties. 


136. 


If an armistice be declared, without conditions, it extends no 
further than to require a total cessation of hostilities, along the front 
of both belligerents. 

If conditions be agreed upon, they should be clearly expressed, 
and must be rigidly adhered to by both parties. If either party 
violates any express condition, the armistice may be declared null 
and void by the other. 


137. 


An armistice may be general, and valid for all points and 
32* 
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lines of the belligerents; or special, that is, referring to certain troops 
or certain localities only. 

An armistice may be concluded for a definite time; or for an 
indefinite time, during which either belligerent may resume hostilities 
on giving the notice agreed upon to the other. 


138, 


The motives which induce the one or the other belligerent to 
eonclude an armistice, whether it be expected to be preliminary to a 
treaty of peace, or to prepare during the armistice for a more vi- 
gorous prosecution of the war, does in no way affect the character 
of the armistice itself, 


139. 


An armistice is binding upon the belligerents from the day of 
the agreed commencement; but the officers of the armies are respon- 
sible from the day only when they receive official information of 
its existence, 


140, 


Commanding officers have the right to conclude armistices 
binding on the distriet over which their command extends, but such 
armistice is subject to the ratification of the superior authority, and 
ceases so soon as it is made known to the enemy that the armistice 
is not ratified, even if a certain time for the elapsing between gi- 
ving notice of cessation and the resumption of hostilities should have 
been stipulated for. 


141. 


It is incumbent upon the contracting parties of an armistice 
to stipulate what intercourse of persons or traffic between the in- 
habitants of the territories occupied by the hostile armies shall be 
allowed, if any. 
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If nothing is stipulated the intercourse remains suspended, as 
during actual hostilities. 


142, 


An armistice is not a partial or a temporary peace; it is only 
the suspension of military operations to the extent agreed upon by 
tbe parties. 


143. 


When an armistice is concluded between a fortified place and 
the army besieging it, it is agreed by all the authorities on this 
subject that the besieger must cease all extension, perfection, or ad- 
vance of his attacking works as much so as from attacks by main 
force. 

But as there is a difference of opinion among martial jurists, 
whether the besieged have the right to repair breaches or to erect 
new works of defence within the place during an armistice, this 
point should be determined by express agreement between the 
parties, 


144. 


So soon as a capitulation is signed, the capitulator has no right 
to demolish, destroy, or injure the works, arms, stores, or ammunition, 
in his possession, during the time which elapses between the signing 
and the execution of the capitulation, unless otherwise stipulated in 
the same. 


145, 


When an armistice is elearly broken by one of the parties, 
the other party is released from all obligation to observe it. 


146. 


Prisoners, taken in the act of breaking an armistice, must be 
treated as prisoners of war, the oflicer alone being responsible who 
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gives the order for such a violation of an armisticee. The highest 
authority of the belligerent aggrieved may demand redress for the 
infraction of an armistice, 


147. 


Belligerents sometimes conelude an armistice while their pleni- 
potentiaries are met to discuss the conditions of a treaty of peace; 
but plenipotentiaries may meet without a preliminary armistice; in 
the latter case, the war is carried on without any abatement, 


Section IX, 


Assassination. 


148. 


The law of war does not allow proclaiming either an indivi- 
dual belonging to the hostile army, or a citizen, or a subject of the 
hostile government, an outlaw, who may be slain without trial by 
any captor, anymore than the modern law of peace allows such 
international outlawry; on the contrary, it abhors such outrage, 
The sternest retaliation should follow the murder committed in con- 
sequence of such proclamation, made by whatever authority. Civi- 
lized nations look with horror upon offers of rewards for the assas- 
sination of enemies as relapses into barbarism. 


Section X; 
Insurreetion— Civil War— Rebellion. 


149, 


Insurreetion is the rising of people in arms against their gov- 
ernment, or a portion of it, or against one or more of its laws, or 
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against an officer or officers of the government, It may be confined 
to mere armee resistance, or it may have greater ends in view, 


150. 


Civil war is war between two or more portions of a country 
or State, each contending for the mastery of the whole, and each 
claiming to be the legitimate government. The term is also some- 
times applied to war af rebellion, when the rebellious provinces or 
portions of the State are contiguous to those containing the seat 
of government. 


151. 


The term rebellion is applied to an insurrection of large ex- 
tent, and is usually a war between the legitimate government 
of a country and portions or provinces of the same who seek to 
throw off their allegiance to it, and set up a government of their 
own. 


152. 


When humanity induces the adoption of the rules of regular 
war toward rebels, whether the adoption is partial or entire, it does 
in no way whatever imply a partial or complete acknowledgment of 
their government, if they have set up one, or of them, as an inde- 
pendent or sovereign power. Neutrals have no right to make the 
adoption of the rules of war by the assailed government toward 
rebels the ground of their own acknowledgment of the revolted 
people as an independent power, 


153, 


Treating captured rebels as prisoners of war, exchanging: them, 
concluding of cartels, capitulations, or other warlike agreements with 
them; addressing officers of a rebel army by the rank they may 
have in the same; accepting flags of truce; or, on the other hand, 
proclaiming martial law in their territory, or levying war-taxes or 
foreed loans, or doing any other act sanetioned or demanded by the 
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law and usages of public war between sovereign belligerents, neither 
proves nor establishes an acknowledgment of the rebellious people, 
or of the government which they may have erected, as a public 
or sovereign power. Nor does the adoption of the rules of war 
toward rebels imply an engagement with them extending beyond 
the limits of these rules, It is victory in the field that ends the 
strife and settles the future relations between the contending parties. 


154, 


Treating, in the field, the rebellious enemy according to the 
law and usages of war has never prevented the legitimate govern- 
ment from trying the leaders of the rebellion or chief rebels for high 
treason, and from treating them accordingly, unless they are inclu- 
ded in a general amnesty. 


155. 


All enemies in regular war are divided into two general clas- 
ses; that is to say, into combatants and non-combatants, or unarmed 
eitizens of the hostile government. 

The military commander of the legitimate government, in a war 
of rebellion, distinguishes between the loyal citizen in the revolted 
portion of the country and the disloyal citizen. The disloyal citizens 
may further be classified into those eitizens known to sympathize 
with the rebellion, without positively aiding it, and those who, with- 
out taking up arms, give positive aid and comfort to the rebellious 
enemy, without being bodily forced thereto, 


156, 


Common justice and plain expedieney require that the military 
commander protect the manifestly loyal eitizens, in revolted territo- 
ries, against the hardships of the war as much as the common 
misfortune of all war admits, 

The commander will throw the burden of the war, as much 
as lies within his power, on the disloyal citizens of the revolted 
portion or province, subjecting them to a strieter police than the 
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non-combatant enemies have to suffer in regular war; and if he 
deems it appropriate, or if his government demands of him that 
every citizen shall, by an oath of allegiance, or by some other ma- 
nifest act, declare his fidelity to the legitimate government, he may 
expel, transfer, imprison, or fine the revolted citizens who refuse to 
pledge themselves anew as citizens obedient to the law and loyal 
to the government. 

Whether it is expedient to do so, and whether reliance can 
be placed upon such oaths, the commander or his government have 
the right to decide. 


157. 


Armed or unarmed resistance by sitizens of the United States 
against the lawful movements of their troops is levying war against 
the United States, and is therefore treason, 
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Laurent ©. 14; 425 n., 663 n, 
Lebensmittel, Zufuhr von, 807, 
Legaten und Nuncien, päbfilihe 165 n,, 
172, 
Legati a (de) latere 172 n. 2, 
„ reverentie 181 n, 
Legitimität (Illegitimität) einer Stats: 
regierung 120, 
Pegitimitätspolitif 120 m, 
Pegitimitätsprinzip ©. 47 u, ff. 
Lehensherrlicher (oberherrlicher) Stat 76, 
77, 444 n. 1. 
33 
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Leibeigenichaft, Aufbebung ber in Ruß—⸗ 
land, ©. 20. 

Leinpfab 312. 

Licenzen (Grlaubnigfgeine) 674 n, 4 

Lieber, Profeſſor ©. 5, ©. 30. 

Lincoln ©. 5, 349 n,, 3, 832 n, 1 

Localifirung 3 Krieges ©. 44, 747. 

Londoner Bertrag (v. 15. Nov. 1831) 
745, b. (v. 1867) 745 d. 

2008, Entiheibung durch das, 178, 

Losjagungsreht (von ben Goncorbaten) 
443 n. 2 

Ludwig XIV. ©. 22, 

@ubwig XVIIL 117 n, 

Ludwig Philipp 117 n. 

Lüneviller Friede 298 n, 2. 


Magna Charta, engliſche (v. 1215), 
657 u. 1 

Majeſtät (Titel) 89. 

Manus Geſetzbuch 585 ı. 

Maria Stuart 130 m, 

Marinegerichtsbarfeit 321 n. 

Martetenber 578. 

Marode, Marodeurs ©. 35, ©. 39, 642. 

Martens 200 n., 202 n. 

Mebiatifirung 288 n. 4, 

Meer, als Grenze 302, 

Meer, Freiheit besjelben ©. 26; 304, 
305. 

Meere, geichloffene, 306, 

Meereseinbrüdhe 309, 

Mehrheitsbeichlüffe 10, 113, 

Menid, der einzelne 23, 

Menſchenrechte S. 12; 529 m, 2, 533, 

Metternih 120 n. 

Militärcapitulationen 759 n. 

Militärpfliht 391. 

Mifitäripitäler 586 ff. 685. 

Miniſter, bevollmächtigte 171, 173 n. 

Minijterrefidenten 171, 174, 

Minneverfahren 481—487, 

Mittel, friedliche, des Völkerrechts ©. 8. 


Regifter. 


Miſſion, außerordentliche, 175. 
Mobiliar, eines Erterritorialen, 153. 
Monroedoltrin 474 m, 2. 
Montesquleu 7 n. 

Mortara, Raub bes, ©. 21. 
Mopynier, Präfident 586 n. 


N. 


Napoleon L 117 n., 130 m. 
Napoleon UI, 108 ı n., 109 n. 117 n,, 
124 n. 
Nation 1 m, 2, 
Nationalität, der Schiffe 324 u. fi. 
Nationalftat 288, 
Naturzuftand, angeblicher, 529 n. 1, 
538 n. 1. 
Navigationsafte 327 n. 
Nebenländer 80. 
Nebenvertrag 430—432, 
Neugeftaltung e. States 517, 
Neutralität im Allgemeinen ©, 44 u. ff. ; 
Begriff ber N. 742, 743; Grund: 
bedingung d. N. 744; Arten ber N. 
745— 748; Bedingungen der N. 749 
u. ff.; Pflichten der Neutralen 756 
u. ff.; Rechte ber Neutralen 783 u. fi. ; 
Hanbelsverkehr d. Neutralen 798 ff. 
Neutralität, Belgiens 432 n., 440 n,, 
745b); Suremburgs 4äOn., 
745 d) ; der Schweiz 745 a); 
Gerbiens 745 c). 
" bewaffnete (von 1780 und 
1800) ©. 44, 447 n. 1, 
794 n., 801 n. 2, 803 n. 
8 8% n., „825 n., 830 n, 
835 n, 4 
5 der Krankenwagen, Militärs 
jpitäler u. f. w. 586592. 
Neutralitätsakte, engliihe (v. 1819) u. 
norbamerifanifche (v. 1794 u. 1818) 
©. 4. 
Neutralitätsbuh 779-781, 788-790. 
Neutralitätsgefeß ber Ber, St. v. Nord: 
amerifa 763 n. 2, 


Regiſter. 


Nichterfüllung, der völkerrechtlichen Ver: 
bindlichkeiten 42, 

Nichtinterventionsprincip 474 m. 3 u. 4, 

Nichtfäimpfer (non combattans) ©. 34, 
578, 595. 

Nikolaus L Kaifer 124 m, 

Nomadenvölfer 20, 

Nothwehr, Recht ber, 144, 194. 

Notififation, ber Ankunft von Gefandten 
187; ber Thronfolge 229, 

Nuncien fiehe Legaten. 


D. 
Occupation berrenlofer Saden 277n. 2, 
5 geſtrandeter Waaren u. f. iv. 
335, 
a ftatenlofen Landes 278, 279 
—183, 


Offene See — als Kriegsfelb 814. 
DOffenfivalliangen 446 n., 447 nm, 2, 
DOfficiere neutraler Staten 638 n. 1. 
Organe, völferrechtlie 115 ff. 

P. 
Paeifico-Angelegenheit 500 n, 3, 502 n. 
pacta 405 n 
pactum instar legis 402 n. 

Päbſte, deren völferrechtlihe Stellung im 
Mittelalter ©. 12; 25 u 

Panin, ruffiiher Kanzler, ©. 44 

Pardon, fiehe Quartiergeben. 

Parijer-Vertrag vom 30. März 1866 
745 0. 

Parlamentäre 681 —684, 687 n.,697 n. 1. 

Parlamentärflagge (Fahne) 681, 684. 

Parole j. Ehrenwort, . 

Barteigänger 570. 

Parteien, find nicht Subjekte des Völfer: 
rechts im e. Sinne 24, 

Vartifularftaten 99 m. 

Paſſe 186. 

Päffe, militärische 675— 678, 792. 

Paßzuſtellung an einen Gefanbten 210. 


515 


Patent, ber Conſuln 245, 

Penn, William 280 n, 

Pentarchie 103—107, 4 n. 

Rerfonal, der Spitäler und Ambulancen 
587 u. ff. 

Terjonalprincip 379 n, 

Perfonalunion 51, 74, 75, 

Perfonen u. Güter, neutrale, 793—795. 

PVerfonen, völferrechtlihe 17 u. ff. 

Peter d. Gr., von Rußland 133 n., 
218 n, 

Pfandnahme, gewaltfame, 429, 

Philimore 762 m, 

Piraten, Piraterie 349, 351, 472, 513, 
21m 

Piratenfchiffe 343—351. 

Piratenftaten 349. 

Pläße, offene und feſte, 554 ı. 

Platen S. 11. 

Plünderung 661. 

Portalis 531 n. 

Postliminium 727—741, 860 n. L 

Präfident, einer Nepublif, 126, 128, 

Praris, ftatliche, bes vor. Jahres 77 m. 

Praris, ftatsmännifche, deren Einfluß auf 
das Völkerrecht S. 15; amerif. ©. 46, 

Preffreiheit während des Kriege 5.1. 

Preußen 104 n, 

Prinzen und Prinzeſſinen, der fouveränen 
Häufer 157, 158 

Prije, Priſenrecht, Prifengeriht ©. 45; 
346, 347; 500 m. 3, 507, 509 m, 
527 n., 668, 672, 741, 777 n., 786, 
809-811, 818, 822, 825, 841 u. fl. 

Privateigenthun, im Landkriege ©. 36 fi. 
652, 653 u. ff.; im Geefriege: 665, 
666. 

Privateigenthum, des States DS, 

Privatgut, fürſtliches, 734. 

Privatgut, deffen Beichlagnahme, 500. 

Privatfrieg 670 n, 1. 

Privatperfonen im Kriege 530, 531. 

Privatrechte, Schuß derjelben durch das 
Völkerrecht ©. 18. 
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Privatreprefjalien 503 n. 

Proteft 482, 

Protokolle, völferrechtliche 12 m. 2, 
Rrovincialihulden 47 

Puſendorf ©. 16, ©. 31; Zu 
Bunftationen 418, 


O. 


Quartiergeben 580—584, 
Quellen, bes Völkerrechts ©. 3 u. fi., 
10—16. 


Rang, ber Staten 84 ff. 
„ FKaiferlicher 86. 
„königlicher 87, 172, 
„ ber Familiengenofjen eines Sou— 
veräns 155 u. fi. 
ber Gejandten 171 u, fi. 
Rangerböfung, eines States, 94, 
Rangorbnung, der Gefandten untereinan: 
ber 176. 
Ratififation, ber Verträge, 449-421. 
Raubftaten, afrifanijche, 513 m. 2, 
Räuber 571, 641. 
Net, ber nationalen Entwidlung und 
der Gelbjtbeftimmung ber Bölfer 
S. 46 u. fi. 
„  conventionelles und nothwendiges 
402 n. 460 n, 
„ Internationales 1 u 2, 
„ ber Föniglichen und faiferlichen 
Staten 89. 
Rechtsbruch 464, Abd. 
Rechtsbücher, völkerrechtliche ©. 6. 
Rechtsgleichheit der Staten 81 u. ff. 
P ber Bölfer 2, 
Rechtspflege, völkerrechtliche S. 7—8, 


Rechtsſchutz S. 7; ftatliher in ber 
Fremde S. 24—25. 


Rechtsberſchiedenheit, kein Grund zur Re: 
torfion 505 m. 2. 
Rechtsverwahrung 482, 


Regifter. 


Recrebitivfchreiben 238, 
Recognitionspatrouillen 630. 
Reihsverfafjung, alte deutjche, 160 m. 
Reihenfolge, der Staten, bei ber Unter: 
zeihnung dv. Akten u. Verträgen 178, 
Neisläufer 758. 
Religion und Recht 6 m. 2, 
Religionsübung, Recht ber Gefandten 
auf freie, 203, 208, 
Repräfentationsrecht im Bölferrecht 115, 
116, 4ö4 
Reprefjalien: S. 34; zuläffine, ohne Krieg 
500; unzuläffige DOL 
# Umfang ber 502. 
5 berechtigt bazu 503. 
— Dauer berfelben 504, 
im Kriege 567,580, 685 u 
Reprife 846, 859, 860. 
Requijitionen 653, 717. 
Reftaurirte Negierung 731—735. 
Retorfion 50D, 
Rettungsanftalten 337, 338, 
Rettungslohn 336 n., 
Revolution, griechiſche, belgiſche, franzö— 
filhe 120 u. 
Rheden ©. 27 
Rheinſchiffahrt ©. 2Z 
Richelieu S. M 
Römer, das Völkerrecht 
Dl2 n. 4, 
Rüctrittsreht vom PVertrage 455, 462, 
209 g. 


br ©. 11, 


©. 


Säfufarifation 33m 4 

Saint Pierre, Abbe, 95 n. 

Schäkungeverfahren 488 n. 

Schiedsgericht, ©. 8, ©. 29 u. fi.; ber 
Puäbſte im M.:U. ©. 12 u. ff. 


Sciedsrichterliches Verfahren 488—498. 
Schifjahrt, freie, ©. 25 fi, 307, 308, 


310, 312, 314, 316, 325, 327, 41L 
Schiffahrtsakte, engliiche (1854) 330 n., 
333 n., 335 n., 336 n., 337, 


Regifter. 


Schifjahrtsgebühren 315. 

Schiffe, geftrandete 668. 

Schiffe: Gebietstheile bes Landes 317. 
" Handels- oder Kriegsſchiffe 317n. 


„  frembe 319, 323, 328, 339, 
341. 


r auf offener See 318. 

. Gerichtsbarfeit darüber 

320, 322, 

erterritoriale 321. 

barbarifcher Stämme 325 n, 

Papiere berfelben 326, 

Ausweichen der 330, 

Tahrregeln für bie 331, 332, 

5 in Seegefahr 333. 

= u nationale 350, 

Schiffbrüchige 334, 337, 338. 

Schiffsrecht 317 u. ff. 

Schill 32m 2 

Schleſiſche Landesihuld 500 n. 3. 

Schranken des Völkerrechts ©. 17 u. ff. 

Schutzfahnen 685. 

Schutzhoheit 78. 403 m. 

Schugpfliht, der Staten gegenüber ben 
Geſandten 192, 239, 275. 

Schutzrecht u. Pflicht d. Staten, gegen: 
über ihren Angehörigen im Auslande 
380, 384, 468, 

Schutzſtaten 78; deren Rang 92, 44d n, 1, 

Schutzwachen, Schukbrieie 686. 

Schuß: und Trutzbündniſſe 446 m, 

Schweben 104 n, 

Seebeute 111 n. 

Seeblofade D06 n, 2, 

Sechäjen S. 27, 309, 

Seeherrſchaft, angemaßte 304 n., 305 n,, 
310 n. 2, 42, 

Seehoheit, angemaßte, d. Engländer ©. 26, 

Seekriegsrecht S. 40 u. fi. 

Seepolizei, völkerrechtliche ©. 20; 341 n., 
344 ı 

Seeraub, autorifirter ©. 41. 

Seeräuber ©. 35, 343. 

Selbftändigfeiten ber Staten 8. 


319, 
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Selbftändigfeiten, beren Beſchränkung 9. 
Seldftbefreiung eines Volkes vom Feinde 
730. 
Selbfthülfe, gewaltfame, ©. 7 ff... 429, 
448, 464, 449 ff., 10 fi. 
— zur See 340 n., 348. 
Siegelung ber Berlaffenfchaft von Ges 
fanten 240, 
Siegesbenfmäler 650 n. 2. 
Stlavenhanbel 351, 362. 
Stlavenmärkte ©. 20, 363. 
Sflavenfdiffe 351. 
Sklaverei, Verhalten ber Römer, bes 
Chriſtenthums dagegen ©. 18 
—19. 
5 bie, im germanifirten Europa 
© 19 
„ In Amerifa ©. 19; 
» Berhalten der Engländer ba= 
zu S. 19 
A Erklärung des Wiener Eons 
grejles dagegen ©. 19, Bin. 
= Verbot berjelben dur bie B. 
St. v. N.⸗«Amerika ©. 19. 
" Mafregeln dagegen ©. 20. 
. Aufhebung in Nordamerika 
©. 20, 15 n, bann 360, 
361, 362, 411, 472. 
Sonderbundsfrieg, Schweizer, Ad m. 1. 
Souveräne, beren völferrechtlihe Per: 
fönlichfeit 27; Verträge derſ. 443. 
Eouveränetät ber Staten 64—80. 
Souveränetätsrechte, bes States, 68, 
Spanien 104 n, 
Spione, Spivnerie S. 35, 628, 629, 
630, 633, 639, 683. 
sponsiones 405 n, 
Stämme, barbarifche, 230, 

Rr wilde, 535 n. 2, 557 n. 
Standrecht ©. 35. 348, 547, 548. 
Stapel: und Landungsplätze 315- 

Stat, ber, Begriff ©. 2, 
Staten: Subjekte bes Völkerrechts 17 u. ff.; 
Entftehung und Anerkennung neuer 
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Staten 28 ff.; Untergang ber Et. 
46 ff.; völkerrechtliche Cigenfchaften 
ber St. 62 fj.; Halbfouveräne 78, 79; 
beren Rang 92, 93; Bildung neuer 
St. 279 n.; paciscirende 444; Sub: 
jefte des Krieges 530 ff.; neutrale 
St., beren bewaffnete Allianz 447 m. 1, 
deren Handel 507. 

Statenbildung 28 n., 279 n, 

Statenbünbe 70 fi.; 160, 

Statenbund, allgemeiner, 10 n. 

Statenfamilie, europäifche 98 n. 

Statenfolge 46 ff. 

Statenreihe 70 ff., 160, 373, 

Statenjyfteme ©. 96 u. ff. 

Statenverträge 442, 489 n. 1, 497, 538. 

Statsbienftbarfeiten 42 n., 69, 353 u. ff., 
In. 

Statsehre, Recht auf, 83, 


Statsgebiet: Eigenfchaften 284; Abtre⸗ 


tungen von 46 ff., 285, 286, 237; 
Erweiterung und Verminderung besf. 
294, 295; Grenzen besf. 296-299, 

Statsgenofjen, im fremden Lande 378, 
379, 


Statgenoffenihaft: Erwerb und Berluft 
im Allgemeinen 364; der Ehefrau u. 
ehel, Kinder 365; der unehel. Kinder 
3665 ber Lanbjafjen im weiteften Sinne 
des Wortes 367; Auflöjung 371; 
zweifache 373, 374. 

Statshäupter : deren wölferrechtliche Per: 

ſönlichkeit 27; ala Schiebs- 
tidhter 489 n. 2; 


. beren Repräfentationsrecht 
115—125. 

a bie, al8 fouveräne Perſonen 
126—134. 


Statsintereffe 518. 

Statsperfönlichkeit : Repräfentant berfelben 
115, 116, 117. 

Statsrecht, äuferes in, 2 

Statsihulden 59. 

Statsummälzungen 474. 


Regiſter. 


Statsvermögen 54. 
Mr deſſen Befchlagnahme 500, 

Statthalter 161, 

status quo (post unb ante bellum) 
700 n., 715. 

Stenerbefreiung ber Grterritorialen 138. 
267. 

Strandredt 334, 335, 

Straßen, offene, 47. 

Ströme und Flüſſe S. 27; 311, 312, 
314, 


Sühneverfuh 521. 
Sundzoll, Aufhebung desſelben S. 26 
u. 27; 3102 


zT. 


Talionsprincip 501 m. 1 

Territorialprincip 379 n. 

Thalweg 298, 299. 

Thronfolge, Verträge über, 443. 

Thurn- und Taris, Familie, deren Poſt⸗ 
regal 443 u, 2, 

Titel, der Staten 84 ff.; ber Familien- 
nenoffen eines Souveräns 155 ff. 

Tödtung, unnöthige 579. 

Tractate 418, 

Truppentheile, verfolgte, 774, 776, 785, 

Truppenwerbung 760—762. 

Türkei, deren Aufnahme in's europäifche 
Völferreht ©. 17; Schuß ber drift: 
lihen Rajahs gegen dieſelbe S. 21. 


u. 


Ueberfall, gewaltfamer, frember Gtats- 
gebiete ohne Kriegsurfadhe 472, 481, 

Uebergabe auf Gnade u. Ungnabe 698, 

Ueberläufer 627. 

Ufer ©. 26. 

Uferbauten 47, 299 n, 

Uferftaten 288, 295, 299, 300, 301, 303, 
310 n., 312, 314, 316, 322, 337. 

Unabhängigkeit, ber Staten 64 u. ff. 

Unfrei Schiff, frei Gut 795. 


Regiſter. 


Unfrei Schiff, unfrei Gut 795 m, 

Univerſalherrſchaft, Streben nad, 99 
100, 412, 472, 

Unterdbrüdung, fremder Bölfer 81, 412, 
472. 

Unterpfand 428, 

Unterfuhungsreht: gegen bie Sklaven: 
ſchiffe S. 20; Widerſpruch ber Ber. 
Staten und Frankreichs Dagegen 352 n,; 
gegen verbädhtige Schiffe 344, 345, 352, 

Unterthaneneib 551. 

Unterwerfung bes befiegten Feindes 701, 
702. 

Unverlegbarfeit, Redt ber, 191, 192, 
193, 239. 

Ujurpator 117. 

Uti possidetis 715 n. 


Bajallenftaten 76, 77; beren Rang 92, 
444 n. 1 

Battel ©, 33, ©. 34, 147 n, 150 n, 
201 n., 573 n, 585 on, 59 n. 1, 
692 u, 

Beränderungen bes Flußbettes u. Thal: 
weges 299, 

Berbittung und Verweigerung ber Ans 
nabme eines Gefanten 164, 165, 166, 

Verbrechen, politiſche, deren Unterjchieb 
von gemeinen 564 n. 1. 

Berbrecher, fremde, 395, 401. 

Berdbrängung des Feindes 728 u. ff. 

Vereinigte Staten von Norbamerifa 98 n,, 
111, 114 n., 160 n., 350 m. 2. 

Bereind: u. Berfammlungsreht während 
des Krieges 545 n. L 

Verfahren, ſchiedsrichterliches S. 29 fi., 
488 u. fi. 

Berfaffungsänderungen, innere, eines Sta> 
tes ©. 46, 

Berfafjungsftreitigfeiten 474. 

Berfaffungswandlung, deren Einfluß anf 
bie völkerrechtlichen Verhältniſſe ber 
Staten 39 ff. 
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Vergleih 482, 494, 
Berhältnigmäßigfeit, Grundſatz ber, zwie 
ſchen Schuld und Folgen 469-502 n. 
Verhandlungen, unter ben Kriegsparteien 
679 fi. 
Verjährung, völferrechtlidhe 290 n. 
Verkehr, frieblicher, Pflege besi. S. 21 ff.; 
allgemeine Verkehrsgemeinſchaft S. 25; 
Verkehr zur See ©. 27, 
Verkehrsrecht, internationales, ©. 24. 
Verkehr, unter ben Kriegsparteien 674 ff. 
Verkehr, Recht u, Pflicht bes völferrecht: 
lien 159 ff. 
Berkehrsanftalten, muthwilige Zerftörung 
ber, 651. 
Berkehrsiperre (blocus) 506, 507, 508. 
Verlegung eines Geſanten 193. 
Bermittlung ©. 29, 485—437. 
Vermögen, feindliches, im Landfriege 
©. 36 ff.; im Seefriege ©. 40 ff. 
Verſuche, bösartige, zur Schädigung bes 
Feindes 640. 
Bertilgungstrieg 535. 
Vertrag, völferredhtlicher, 12 n. 2, 
Berträge, zur Abſchaffung ber Neger: 
ftlaverei 351 n.; über wechjeljeitiges 
Unterfuhungsreht d. Schiffe 352. 
Berträge, völferrehtlihe ©. 5, 402 fi.; 
Fähigkeit zur Abſchließung von, 403; 
Erforbernijje zur Gültigkeit derj. 404 
Einfluß det Zwanges u. dgl. barauf 
408, 409. 
Rechtsgrund der Verbindlichkeit ber 
Vertr. 410; 
ungültige Verträge indbefondere 411, 
412, 474; 
wirfungslofe Vertr. 413, 414. 
Losjagungsret von Vertr. 415, 
Form ber Berte. 417 fi. — 424, 
Verftärfung ber Vertr. 425 ff., 44l. 
Arten der Vertr. 442— 445, 
Vertragserneuerung, ſtillſchweigende, öl. 
Bertragsreht 3 m. 1, 12 nm. 2, 49i n. 
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